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(Beginn um 9.03 Uhr.)
Präsident Heinz Hufnagl: Ich bitte die Damen und Herren, langsam die Plätze einzunehmen und die Schriftführerinnen und Schriftführer, mich zu assistieren.

Guten Morgen, meine Damen und Herren! 

Das Wort wunderschön habe ich gerade unterdrücken können, ich freue mich, dass so viele von Ihnen Blitz, Donner und Wolkenbruch unbehelligt entkommen sind, und rechtzeitig der Eröffnung des Wiener Landtages beiwohnen.

Die 5. Sitzung der laufenden Wiener Wahlperiode ist somit eröffnet.

Entschuldigt ist bis etwa 10 Uhr der Erste Präsident Johann Hatzl, StR Hahn hat sich bis etwa 11.30 Uhr ent-
schuldigt, der Kollegin Matiasek wollen wir beste Genesungsgrüße auch hier vom Präsidium des Wiener Landtages übermitteln, Frau Kollegin Petrides ist entschuldigt, ebenso auch die bald Mutterfreuden entgegensehende Kollegin Mag Ringler.

Wir kommen zur Fragestunde, meine Damen und Herren.

Die 1. Anfrage (FSP - 03035-2006/0001 - KFP/LM) wurde von Herrn Abg Mag Wolfgang Jung gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Anfang Mai wurde in den Medien bekannt, dass der Direktor einer islamischen Privatschule in Floridsdorf unter dem Verdacht steht, mehrere hunderttausend Euro in die eigene Tasche abgezweigt zu haben. Über 30(!) Lehrer - bei angeblich nur ca 100 Schülern - sollen unzureichend oder nicht angemeldet worden sein. Es soll auch keine gültigen Lehrpläne geben. Heizprobleme im Winter waren an der Tagesordnung und die Schulverpflegung war äußerst mangelhaft. Nach den Aussagen eines früheren Lehrers gab es "keine Messer oder Teller, wir fütterten die Kinder wie im Waisenhaus ab". Entsprechen diese Berichte den Tatsachen und wie ist es möglich, dass solche Zustände (das Institut besteht seit 5 Jahren) über Jahre hinweg von der Schulaufsicht nicht bemerkt wurden, obwohl diese Schule schon mehrfach wegen der Verwendung von hetzerischen Schulbüchern im Licht der öffentlichen Kritik stand?") 

Ich bitte um die Beantwortung, Frau Vizebürgermeisterin. 

LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Zu Ihrer Frage die Privatschule in Floridsdorf betreffend, darf ich Ihnen wie folgt antworten:

Im März 2006 wurden an den Stadtschulrat für Wien Anschuldigungen herangetragen, wonach im Schuljahr 2002/2003 Gelder durch den privaten Schulerhalter privatschulenzweckwidrig verwendet worden seien. Der Stadtschulrat für Wien hat in weiterer Folge unverzüglich Bericht an die Staatsanwaltschaft erstattet. Am Standort in Wien 21., Weisselgasse 28 werden von dieser Privatschule eine Volks- und Hauptschule, die eine gesetzlich geregelte Schulartbezeichnung führen, sowie eine Sekundarschule, die vom Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur bewilligt wurde und nach einem Organisationsstatut geführt wird, betrieben. In den drei privaten Schulen waren mit Stichtag 1. Oktober 2005 insgesamt 225 Kinder gemeldet.

Zu den Lehrplänen darf ich ausführen, dass für die an der Privatschule geführte Volks- und Hauptschule die Lehrpläne für öffentliche Pflichtschulen gelten, für die Sekundarschule gilt der im Organisationsstatut enthaltene und vom Ministerium bewilligte Lehrplan.

Der Stadtschulrat für Wien hat für das laufende Schuljahr für die Volksschule 5,2 LehrerInnen-Plan-
stellen und für die Hauptschule 7,4 LehrerInnen-Plan-stellen genehmigt und nur für diese genehmigten Planstellen eine Subvention in der Art geleistet, als für die gemeldeten LehrerInnen die Vergütung gemäß § 19 Abs 3 Privatschulgesetz direkt auf das jeweilige Lehrer-
Innengehaltskonto überwiesen wurde. Inwieweit Geldbeträge veruntreut wurden, haben die Gerichte zu klären.

Ich möchte betonen, dass die Wiener Privatschulen selbstverständlich laufend im Rahmen der Schulaufsicht einer Überprüfung unterzogen werden. Bei Bekanntwerden von Mängeln werden vom Stadtschulrat für Wien unverzüglich die geeigneten Maßnahmen veranlasst. So wurde bei Bekanntwerden von Problemen mit der Beheizung des gegenständlichen Standortes ein entsprechender Mängelbeseitigungsauftrag erteilt und der Schulerhalter schloss in der Folge einen Vertrag mit der Fernwärme Wien ab. Seit diesem Zeitpunkt wird das Schulgebäude wieder ordnungsgemäß beheizt.

Die angesprochenen Mängel mit der Schulverpflegung sind der Schulaufsicht hingegen nicht bekannt geworden.

Abschließend möchte ich bemerken, dass Überprüfungen der Schulaufsicht ergeben haben, dass an den Privatschulen Schulbücher, die durch das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur approbiert wurden, und keinerlei Bücher problematischen beziehungsweise aufrührerischen Inhaltes verwendet wurden. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön, Frau Landeshauptmann-Stellvertreter.

Die 1. Zusatzfrage. Bitte, Herr Abg Mag Jung. 

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke. 

Frau Stadträtin, es ist klar, dass die Stadt Wien keine Verantwortung dafür hat, welche Gelder an Kassen und so weiter von Seiten der Schule überwiesen werden. 

Aber im Rahmen der Schulaufsicht fragt man sich doch, wieso es mehr oder weniger fast der Zeitungsberichte bedarf, damit man feststellt, dass dort Lehrer unterrichten, die nicht oder nicht ausreichend Deutsch können, dass dort zumindest ein von Wien bezahlter Hauptschullehrer - so entnimmt man den Berichten - in Wirklichkeit Hortdienste versieht und dass Lehrer ohne Arbeitsbewilligung dort tätig sind. Wie lässt sich das mit einer geordneten Dienstaufsicht vereinbaren? 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

LhptmStin Grete Laska: Ich habe in meiner eingangs erwähnten Stellungnahme bereits gesagt, dass alle Mängel, die der Schulaufsicht bekannt werden oder die sie selbst feststellt, einer Behebung zugeführt werden. Wenn es sich um den Verdacht von strafrechtlichen Vorgängen handelt, dann ist - so wie in dem von mir genannten Fall - die Staatanwaltschaft eingeschaltet worden und es wird Angelegenheit der Gerichte sein, diese Sachverhalte zu klären und allenfalls dafür zu sorgen, dass sie den österreichischen Gesetzen entsprechend abgestellt werden. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke. Die nächste Zusatzfrage kommt von Frau Mag Korun. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sind der Schulaufsicht ähnliche Anschuldigungen oder Probleme von anderen privaten Schulen oder von anderen privaten islamischen Schulen bekannt und wenn ja, welche sind es? 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte sehr, Frau Landeshauptmann-Stellvertreter.

LhptmStin Grete Laska: Die Frage kann ich in der von mir praktizierten Genauigkeit nicht beantworten, weil ich mich jetzt konkret nur nach diesem einen Fall erkundigt habe. Ich werde das aber umgehend tun. Mir ist zur Zeit kein anderer Fall bekannt. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke für die Beantwortung. Die nächste Zusatzfrage erfolgt von Frau Mag Ekici. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Was mich interessieren würde ist: Nehmen Sie diesen Fall zum Anlass, die Qualitätssicherungsmaßnahmen betreffend pädagogische Standards aber auch sonstige Kriterien seitens der Schulaufsicht verstärkt bei Privatschulen vorzunehmen? 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Landeshauptmann-Stellvertreter.

LhptmStin Grete Laska: Ich denke mir, dass die Vorgaben für die Schulaufsicht einerseits durch die Gesetze, andererseits aber auch durch die Standards, die die Schulaufsicht für sich festgelegt hat, ausreichend sind. Wenn sich herausstellt, dass es noch andere Dinge gibt, die seitens des Gesetzgebers und letztendlich auch seitens der Behörde zu bewilligen sind - denn bewilligungspflichtig ist jede Form von Privatschulen, vor allem, um sie mit dem Öffentlichkeitsrecht auszustatten oder so wie in diesem Fall, um nach einem Statut geführt werden zu können – dann erfolgt die Bewilligung durch das Ministerium. Und sollten sich hier Veränderungen ergeben, dann wird das selbstverständlich auch jeweils von der Schulaufsicht dementsprechend wahrgenommen. 

Ansonsten meine ich, dass die Vielfalt der Privatschulen, die wir in Wien haben, beweist, dass es hier einen sehr offenen Zugang gibt, auch in der Kooperation. Ich würde mir wünschen, dass im Hinblick auch auf den LehrerInneneinsatz ein anderer Weg als derzeit gewählt wird, wo es keinen Gleichklang der Zuteilung von Lehrerinnen und Lehrern zu den verschiedensten Arten von Privatschulen gibt. 

Es gibt hier zur Zeit ein gewisses Ungleichgewicht, das ich gerne verändert sehen würde, aber im Grund genommen meine ich, dass die Vorgaben der Schulaufsicht, wenn sie bestehen, natürlich höchst gewissenhaft erfüllt sind. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke für die Beantwortung.

Die vierte und letzte Zusatzfrage kommt wieder von Herrn Mag Jung. Ich bitte darum. 

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie sind meiner Fragestellung etwas ausgewichen. Ich habe gefragt, wie es möglich ist, dass Lehrer unterrichten können, die nicht oder nicht ausreichend Deutsch können oder dass ein Hauptschullehrer in Wirklichkeit, aber unrichtigerweise, Hortdienste versieht und damit vom Land Wien bezahlt wird. Es muss doch Qualifikationsnachweise für die Lehrkräfte geben, die an unseren Schulen unterrichten. Wurde das hier von der Schulaufsicht bei Herrn Jaquet nicht genügend überprüft und besitzt er wirklich die nötigen Qualifikationen, um sicherzustellen, dass sich so etwas nicht an anderen Schulen wiederholt? 

Präsident Heinz Hufnagl: Ich bitte um die Beantwortung, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin!

LhptmStin Grete Laska: Nie und nimmer würde ich Fragestellungen Ihrerseits ausweichen, wie könnte ich. Ganz im Gegenteil. Wenn Sie meiner einleitenden Anmerkung aufmerksam gefolgt sind - wovon ich ausgehe - und kurz überschlagen, wie viele Schülerinnen und Schüler an dieser Schule unterrichtet werden und wie viele LehrerInnendienstposten zugewiesen wurden, dann werden Sie feststellen, dass es hier eine Differenz gibt. Für diejenigen Lehrerinnen und Lehrer, die seitens des Stadtschulrates an diese Schule zugewiesen werden, überprüft natürlich der Stadtschulrat die Qualifikation und die Dienstaufsicht beurteilt natürlich auch bei ihrer regelmäßigen Aufsicht die Qualifikation der anderen und wenn es Mängel gibt, dann sind die auch zu beanstanden. Und wenn die Tatsache vorliegt, dass Personal zum Einsatz kommt, das den Vorgaben der bewilligten Schulart nicht entspricht, dann ist das auch zu beanstanden. 

Offensichtlich sind die Mängel, die aufgetreten sind und zu dieser Anzeige bei der Staatsanwaltschaft geführt haben, andere gewesen, aber Sie können sicher sein, dass die Schulaufsicht hier sehr gewissenhaft vorgeht. Es ist aber durchaus auch jedem Arbeitgeber als Pflicht zu überlassen, dafür zu sorgen, dass die Menschen, die er beschäftigt, auch über die entsprechenden Arbeitsgenehmigungen verfügen. Wir wissen, dass das nicht immer in allen Bereichen eingehalten wird und immer wieder zu Beanstandungen führt, aber Sie können sicher sein, dass das, was die Schulaufsicht tut, den Regeln entspricht und den Regeln folgt. 

Wenn Ihnen etwas bekannt ist, das auf einen neuerlichen Missstand hinweist, und zwar nicht nur das, was in den Medien steht, sondern Ihnen ganz konkrete Fälle bekannt werden, dann bitte ich, das zu tun, was unser aller Pflicht als StaatsbürgerInnen ist, nämlich solche Missstände zu melden und dann kann man sie konkret überprüfen und abstellen. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Frau Landeshauptmann-Stellvertreter!

Die 2. Anfrage (FSP - 03032-2006/0001 - KGR/LM) – dazu möchte ich eine große Gruppe von jungen Damen und Herren herzlich willkommen heißen. Wir freuen uns vom Wiener Landtag, dass die nächste Generation von Wählerinnen und Wählern unseren Beratungen beiwohnt. Herzlich willkommen!

Die 2. Anfrage ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet und ich bitte um die Beantwortung der Frage, die von Herrn Abg Mag Marco Schreuder gestellt wurde. (Der jüdische Friedhof Währung muss dringend saniert werden. Von vielen Institutionen und PolitikerInnen wird daher - vergleichbar mit der deutschen Lösung - die Gründung eines Fonds oder einer Stiftung angestrebt, in welche/n Bund, Länder, Gemeinden und SpenderInnen einzahlen, um die Finanzierung von Sanierungen der jüdischen Friedhöfe zu gewährleisten. Welche Position hat das Land Wien, insbesondere in der Landeshauptleutekonferenz, dazu?) 

Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Welche Haltung die Stadt Wien und natürlich auch die Landeshauptleutekonferenz zur Frage der Sanierung - und ich sage dazu, der notwendigen Sanierung - der jüdischen Friedhöfe einnimmt, ist eine sehr klare, nämlich jene, die sich aus dem Punkt 8 der gemeinsamen Washingtoner Erklärung ergibt, also des so genannten Eizenstat-Abkommens, wonach die Sanierung der jüdischen Friedhöfe dezidiert eine Aufgabe des Bundes ist. 

Wie Sie ebenso gut wissen wie ich, ist der Währinger Friedhof im Besitz der Kultusgemeinde. Es gibt auch andere jüdische Friedhöfe in Wien, die Stadt Wien unterstützt heute schon die Sanierung und Instandhaltung der jüdischen Friedhöfe durch die Kultusgemeinde mit an die 300 000 EUR. Desgleichen gibt es auch immer wieder entsprechende Aktivitäten, beispielsweise des Militärkommandos Wien, das sich um die Instandhaltung des jüdischen Friedhofes, im Besonderen desjenigen am Zentralfriedhof, Verdienste erworben hat. Aber ich muss hier ganz glasklar auch darauf verweisen, dass wir, gerade was die Erfüllung dieses Eizenstat-Vertrages betrifft, unsere Aufgaben, die wir dabei übernommen haben, erfüllt haben. Von den allgemeinen Einzahlungen in den gemeinsamen Topf bis zur, wenn man Wiedergutmachung sagt, ist das ja auch immer so ein merkwürdiger Begriff, aber er kommt auch dort drinnen begrifflich gesehen vor, und bis zu der Aufgabe, die wir übernommen haben und die dezidiert auch so in der gemeinsamen Washingtoner Erklärung drinnen steht, nämlich die Rückgabe des Hakoah-Platzes und die Zahlung von acht Millionen Dollar zur Wiedererrichtung dieses Hakoah-Platzes. 

Der Bund ist zweifelsohne in der von ihm übernommenen Aufgabe hinsichtlich der jüdischen Friedhöfe säumig und daher bitte ich, dass diese Frage im österreichischen Nationalrat an den zuständigen Bundeskanzler gerichtet wird. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Landeshauptmann!

Die 1. Zusatzfrage ist von Herrn Abg Schreuder gestellt. Ich bitte ihn darum. 

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Vielen Dank für die Antwort. Wir begrüßen das sehr, dass die Stadt Wien viel zur Sanierung von jüdischen Friedhöfen beiträgt, zum Beispiel am Zentralfriedhof. Im Fall des jüdischen Friedhofes Währing schaut es aber anders aus. Dort ist seit Jahren nichts gemacht worden und bei einem Gewitter, wie wir es die letzten Tage gehabt haben, kann es jederzeit durch herabfallende Äste oder durch den Wildwuchs geschehen, dass etwas passiert, dass zum Beispiel Grabsteine ausgehebelt werden. 

Es handelt sich doch neben St Marx um den einzigen erhaltenen Friedhof aus der Biedermeierzeit. 

Die Frage, die sich mir stellt, ist - weil hier der Herr StR Rieder auch einmal angekündigt hat, die Stadt Wien trägt auch dazu bei oder will dazu beitragen, dass nach deutschem Vorbild eine Stiftung oder ein Fonds eingerichtet wird, in dem Länder, Bund und Gemeinden und auch private Spender und Spenderinnen einzahlen, damit die jüdischen Friedhöfe saniert werden können -, ob das Land Wien in der Landeshauptleutekonferenz das erreichen will, dass es so eine Stiftung gibt und ob sie dazu auch die Initiative übernimmt. 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich will hier die Frage ein bisschen teilen, weil es eigentlich zwei Fragen sind.

Die erste Frage ist die: Wenn nun in der Tat, wie Sie wahrscheinlich sogar sehr viel besser wissen als ich, beim jüdischen Friedhof in Währing in den letzten Monaten keine Veranlassungen getroffen wurden, da bin ich natürlich gerne bereit, meinerseits zu veranlassen nachzuschauen, was dort nun mit diesen fast 300 000 EUR, die auch nicht wenig Geld sind, denn nun in der Tat passiert ist. Denn diese nicht ganz 300 000 EUR sind dezidiert für die Erhaltung jüdischer Friedhöfe als Subvention gegeben worden. Und wenn Sie mir sagen, dass bei dem historisch gesehen wahrscheinlich wichtigsten jüdischen Friedhof nichts passiert ist, dann frage ich mich, was ist mit dem Geld passiert. Also, das werden wir uns sicherlich auch anschauen und werden darüber reden.

Was nun den Vorschlag des Herrn Finanzstadtrates betrifft, so haben wir da beide eine Sternstunde erlebt, nämlich einen Anfall außerordentlicher Güte und Milde seitens eines Finanzstadtrates, was mit Sicherheit auch darauf zurückzuführen ist, dass er Präsident der Österreichisch-Israelischen Gesellschaft ist. Ich begrüße an sich diesen Vorschlag, weil er über das hinausgeht, was wir notwendigerweise festhalten, dass gerade bei einem internationalen Vertrag, der auch interpretiert ist durch einen Notenaustausch zwischen der österreichischen Regierung und der Regierung der Vereinigten Staaten, also wo es keinerlei große Interpretationsmöglichkeiten gibt, trotzdem die österreichische Bundesregierung ihre Aufgabe, was den Punkt 8 betrifft, nicht erfüllt. Das muss man einfach auch so feststellen und auch, dass man dann einen Vorschlag zur Güte macht in Analogie zu einer Lösung, die in Deutschland getroffen wurde, die nicht dieselbe ist, die für Österreich getroffen wurde, ich sage das immer wieder, und dass man versucht, auf diese Art und Weise weiter zu arbeiten. 

Es hat eine diesbezügliche Initiative seitens Wiens auch in der Landeshauptleutekonferenz gegeben und ich muss auch gleich dazusagen, dass die Bereitschaft der anderen Bundesländer keine extrem hohe war. Aus zwei Gründen, aus zwei guten Gründen: Erstens hat die österreichische Landeshauptleutekonferenz ihrerseits in einer Sondervereinbarung mit der Kultusgemeinde auch eine Sonderzahlung vereinbart, die bis zum Jahr 2010 - wenn ich das jetzt richtig im Kopf habe - auszuzahlen gewesen wäre, aber gerade auch in der letzten Landeshauptleutekonferenz ein weiteres Vorziehen der Auszahlung dieser Summe an die IKG beschlossen wurde und dies auch eine Sonderfinanzierung, eine Sonderleistung ist, zu der eben dann die Länder, die Bundesländer durch nichts verpflichtet gewesen wären. 

Und zum Zweiten wird natürlich seitens der Kolleginnen und Kollegen Landeshauptleute darauf hingewiesen, dass in der gemeinsamen Washingtoner Erklärung sehr dezidiert festgelegt wurde, wer wofür verantwortlich ist und daher einmal der Beifall zu diesem Vorschlag ein enden wollender gewesen ist, mit einer weiteren freiwilligen Leistung seitens der Bundesländer dem Bund eine Verpflichtung abzunehmen, um dieses Problem zu lösen. 

Ich kann daher da nur sagen, ähnlich wie es in anderen Bereichen gegangen ist, zum Beispiel in der Frage der Auszahlung, der Restitutionen, wird es wahrscheinlich auch hier durch eine öffentliche Diskussion notwendig sein, de facto zu erzwingen, dass man Verträge, gerade internationale Verträge, die man eingegangen ist, auch auf Punkt und Beistrich einhält, so wie wir das in Wien mit den von uns eingegangenen Verpflichtungen auch getan haben. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön, Herr Landeshauptmann. 

Die 2. Zusatzfrage sollte Abg Dr Wolf stellen, er hat aber leider den Saal verlassen. Wir kommen daher zur 3. Zusatzfrage, gestellt von Herrn Mag Ebinger und ich bitte ihn darum. 

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Wir nehmen das Thema Pflege der Totenstätten sehr ernst. Sie haben zuerst mehr oder weniger dem Bund wieder die Schuld gegeben, dass der jüdische Friedhof in Währing nicht gepflegt und nicht erhalten wird. Ich habe mir da herausgesucht von der MA 42 etwas zum St Marxer Friedhof, Kultur- und Erholungsstätte, Friedhofgedenkstätte, Kulturdenkmal und Parkanlage. 

Jetzt wissen Sie sicher genauso gut wie ich, dass unter Josef II. in gewissen Friedhöfen, über die Wälle hinaus, überhaupt keine Toten mehr innerhalb des Walles begraben werden durften. Zweieinhalb dieser Friedhöfe sind mittlerweile Parkanlagen und es wurden in der Zwischenkriegszeit die Gräber und die Grabsteine entfernt, so beim Haydnpark, Waldmüllerpark, Währinger Park. Erhalten geblieben von diesen Friedhöfen, die eben nur bis zum Zentralfriedhof in Betrieb waren, sind sozusagen der St Marxer Friedhof und der jüdische Friedhof in Währing. Der St Marxer Friedhof ist seit 1937 denkmalgeschützt, ist ein Kulturdenkmal und gilt als einer der bedeutendsten Friedhöfe der Welt und wird seit 1943 vom Stadtgartenamt gepflegt. Der jüdische Friedhof, mit Sicherheit ein vergleichbares Kulturdenkmal, verfällt. Wie erklären Sie sich diese Ungleichbehandlung seitens der Stadt Wien. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Das ist eine sehr einfach Geschichte. Ich glaube nicht, dass man im Jahre 1943 in der Tat ein besonderes Augenmerk dem jüdischen Friedhof zugewendet hat, weil man wahrscheinlich 1943 mit jüdischen Friedhöfen anders umgegangen ist. 

Aber unabhängig auch davon: Es ist der Friedhof, in dem Mozart begraben ist und andere, ein Kultur-, und Naturdenkmal, auch eigentlich ein historischer Ort, den die Stadt Wien vor geraumer Zeit übernommen hat und der ein Friedhof der Stadt Wien ist. Der Jüdische Friedhof war immer im Eigentum der Kultusgemeinde, immer, außer 1943, weil es damals bekanntlich keine Kultusgemeinde gegeben hat. Es hat daher die Stadt Wien immer auch die Kultusgemeinde unterstützt und für die Erhaltung jüdischer Friedhöfe Geld gegeben. 

Als wir etwa Ende der 80er Jahre hier feststellen mussten, dass eine Generalsanierung des Jüdischen Friedhofes anstehen würde, ist die Kultusgemeinde mit uns und der Republik Österreich in Verhandlungen getreten, um mit dem Gegenwert von etwa 100 Millionen ATS diesen Friedhof zu sanieren. Es ist natürlich zu Recht auch schon damals die Frage aufgetaucht, was mit den bisherigen Subventionen in dieser Richtung geschehen ist, wenn nunmehr eine so große Summe ansteht. 

Ich stelle mir vor, wenn beispielsweise irgendein Kulturverein kommt, der über Jahre hinweg Subventionen bekommt und dann sagt, ich brauche aber jetzt 100 Millionen ATS zum Errichten oder zum Herrichten von irgendetwas, wie da die Diskussionen laufen würden. Wir wollten bei Gelegenheit im Lichte dieser gemeinsamen Washingtoner Erklärung, also dieser gemeinsamen Bemühungen und Anstrengungen zur Wiedergutmachung, natürlich auch dieses Problem lösen. 

Ein Problem, wo man ebenso sagen könnte, dass es lange verschleppt wurde, ist das Problem des Hakoah-Sportplatzes. Ich habe mich schon als Sportstadtrat bemüht, diese Fragestellung zu lösen, es wurde ebenso freiwilligerweise von uns übernommen und ist in dieses Paket hineingekommen. 

Es gibt die Lösung heute auch für die Sanierung des Währinger Jüdischen Friedhofs. Es kann nur durchgeführt werden, wenn man den Vertrag, den man hier abgeschlossen hat, auch ernst nimmt und ihn mit Leben erfüllen will. Pacta sunt servanda: Was man von uns zu Recht verlangt und was wir zu Recht auch einhalten, das kann man doch wohl auch vom Bund verlangen, und auf nichts anderes bestehe ich. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön für die Beantwortung. Die letzte Zusatzfrage wird von Herrn Abg Schreuder gestellt. Ich bitte darum. 

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Sollte es auf Bundesebene tatsächlich zu keiner Einhaltung dieses Punktes 8 des Washingtoner Abkommens kommen, so müsste doch das Land Wien ein vitales Interesse daran haben, dass einer der schönsten Friedhöfe der Stadt saniert wird. 

Können Sie sich vorstellen, dass - nachdem man das ja auch weiß, man hat hier die Beispiele Budapest oder Prag und Sie selbst haben jetzt Führungen angeboten durch den Jüdischen Friedhof und die waren total überlaufen; also, es gibt ein unglaublich großes Interesse daran, dass man diesen Friedhof auch wirklich besichtigt -, wenn es einfach zu keiner Lösung kommt - und es werden ja nach und nach trotzdem Grabsteine ruiniert, die sind teilweise aus Sandstein und dann nie wieder herstellbar - können Sie sich also vorstellen, dass man sagt, okay, es ist eine Schande, was der Bund macht, das Land Wien wird das in die Hand nehmen, wir sanieren diesen Friedhof, zumal die finanziellen Mittel einfach das Budget der Kultusgemeinde übersteigen würden. 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Dass dies das Budget der Kultusgemeinde übersteigt, trotz der Subventionen, steht ja außer jedem Zweifel, das ist ja die wesentliche Begründung gewesen, warum das auch in diesen Eizenstat-Vertrag hinein genommen worden ist. Ja, selbstverständlich ist mir der Jüdische Friedhof ein Anliegen, ja selbstverständlich betrachte ich ihn nicht nur als eine präsumtive touristische Attraktion wie in den beiden von Ihnen genannten Städten - und in beiden Städten kenne ich den jeweiligen jüdischen Friedhof -, sondern wir betrachten ihn natürlich als eine historische Stätte, die ja einen Hinweis auf vieles aus unserer eigenen Geschichte gibt, wo wir sicherlich auch mit der Abarbeitung selbiger bei weitem noch nicht fertig sind, auch wenn schon vieles in den letzten Jahren in diese Richtung hin getan wurde. 

Aber Sie dürfen mir glauben, dass ich ein ebenso großes Anliegen habe, was die Frage beispielsweise der Schulen betrifft, was die Frage der Gesundheitsfinanzierung betrifft, was die Frage etwa der Förderung von Frauenvereinen betrifft und von vielen anderen Dingen. Selbstverständlich ist es mir auch ein Problem, dass um rund ein Drittel die Bundessubventionen für Kultur in Wien gekürzt wurden. 

Wenn man all das zusammenrechnet, was der Bund hier in Wien in den letzten Jahren zurückgenommen hat, dann bitte ich Sie auch um Verständnis dafür, dass ich mit Sicherheit alle Mittel ausschöpfen werde, mich nicht erpressen zu lassen, mich durch einen Akt der Unanständigkeit nicht erpressen zu lassen.

Ich werde in meinem Leben nicht verstehen, warum man sich zum Beispiel in der Ortstafelfrage erpressen lässt, schlicht und einfach durch Negieren der österreichischen Verfassung. Ich werde auch hier nicht verstehen, warum man sich dadurch erpressen lassen muss, dass einfach ein internationaler Vertrag nicht eingehalten wird, sondern wir machen es einfach nicht, und aus, und das wird allgemein von der Gesellschaft und von den Leuten zur Kenntnis genommen. Ich halte das für ungeheuerlich und werde daher alle Mittel ausschöpfen, dass dies unterbunden wird, gemeinsam mit allen Gutwilligen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Landeshauptmann!

Die 3. Anfrage (FSP - 01555-2006/0001 - KVP/LM) wurde von Herrn Abg Dr Wolfgang Ulm gestellt und ich bitte um die Beantwortung. (Werden Sie sich für ein in der Wiener Stadtverfassung verbrieftes Petitionsrecht für Bürgerinnen und Bürger auf Landes- und Gemeindeebene einsetzen, welches die Organe des Landes und der Stadt Wien verpflichtet, Petitionen, Unterschriftenlisten und Bürgeranliegen zwingend in Behandlung zu nehmen?) 

Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Eine Diskussion, die wir seit längerer Zeit führen und wo die Möglichkeit besteht, sie leicht polemisch zu führen, beispielsweise dadurch, dass ich sage: „Ja, ich werde das unmittelbar dann beantragen, wenn etwa im Nationalrat die Untersuchungsausschüsse auch als Minderheitenrechte konstituiert werden - so wie vorbildhaft hier in Wien“, aber ich lege da gar keinen besonderen Wert darauf. Es wird außerhalb, aber es wird da auch genug polemisiert und ich muss das nicht auch noch besonders anreichern, sondern auch versuchen, konstruktiv zu sein. 

Aus meiner Sicht heraus gesehen - und das sagte ich schon einmal hier - ist das Petitionsrecht eigentlich in einem alten Staatsgrundgesetz entsprechend verankert. Es ist vollkommen selbstverständlich, dass man nicht nur bei großen Unterschriftenaktionen, wie zum Beispiel zu der uns allen hier sehr bewegenden Frage der Hundstrümmerl, diese Unterschriften entsprechend entgegennimmt, sondern auch bei sehr viel kleineren Dingen und sich natürlich auch damit auseinander setzt. 

Es gibt ja viele außerhalb des Rechtsbereiches befindliche, gute politische Gründe, dies auch zur Kenntnis zu nehmen und sich damit zu beschäftigen. 

Aber ich möchte Ihnen einen Vorschlag zur Güte machen und würde die Klubobmänner aller hier vertretenen Parteien ersuchen, Verhandlungen darüber zu beginnen, wie wir auf Ebene des Gemeinderates eine Petitionskommission und auf Ebene des Landtages einen Petitionsausschuss einrichten können, der sich mit diesen entsprechenden Eingaben auch hier formell beschäftigen kann und eben formell dann auch diese Eingaben, wenn der Petitionsausschuss oder die Petitionskommission dies beschließt, jeweils im Gemeinderat oder im Landtag auch diskutieren kann. 

Ich hoffe, das ist ein Vorschlag zur Güte. Wie das dann im Detail anschauen soll, möge im Detail verhandelt werden. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön für die Beantwortung. 

Die 1. Zusatzfrage erfolgt ebenfalls vom Antragsteller. Ich bitte Herrn Mag Dr Ulm, das Wort zu nehmen. 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja. Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Eine schönere Antwort auf eine Anfrage kann man sich ja fast nicht mehr vorstellen und es ist ja gar nicht mehr jetzt so einfach, eine Zusatzfrage dazu zu stellen, (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.) denn mehr als dass Sie mir sagen, dass Sie das auch so sehen, kann ich von Ihnen ja gar nicht erwarten. Und in der Tat ist es ja so, dass jetzt diese direkt-demokratische Lücke, die es ja nach wie vor in Wien gibt, möglicherweise tatsächlich geschlossen wird, denn es steht uns ja als Wiener wirklich nicht gut an, wenn wir den Bürgern hier ein Recht verwehren, das man auf Bundesebene und auf Bezirksebene hat. Es gibt auf Bezirksebene ein Petitionsrecht und es gibt auf Bundesebene dieses Petitionsrecht. Und wenn Sie sich auf das Staatsgrundgesetz berufen, so meine ich, dass es doch schöner wäre, wenn man dieses Bürgerrecht auch in der Wiener Stadtverfassung verankert hätte, weil es dann einfach sichtbarer und greifbarer für den Bürger ist. Und nachdem wir schon das Petitionsrecht auf Bezirksebene in der Stadtverfassung stehen haben, so wird es der Stadtverfassung und uns als Politiker auch nicht schlecht anstehen, das auf Wien-Ebene zu haben. 

Ich habe Ihre Antwort zur Kenntnis genommen und habe keine weitere Anfrage mehr dazu. (Heiterkeit im Saal.) 

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter. Es ist nichts zu beantworten. 

Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen zur nächsten Zusatzfrage, gestellt von Herrn Abg Mag Jung. Ich bitte darum. 

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nach der erfreulichen Wortmeldung des Herrn Bürgermeisters nur noch einen Zusatz. Nachdem jetzt überall Bürgerinitiativen in zunehmendem Maße aktiv werden, Parkgaragen, Fluglärm und so weiter, ist es, glaube ich, wirklich sehr wichtig und sinnvoll, das in eine geordnete und geregelte Form zu bringen, um den Bürgern auch einen Anspruch auf eine richtige Antwort zu geben. Und es sollte auch nicht so beschaffen sein, wie man allgemein in Juristenkreisen über das Petitionsrecht lästert, indem man sagt, es ist formlos, fristlos, aber auch wirkungslos. 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Sie haben meine Kenntnisse um Ihre Person um eine weitere Facette bereichert, nämlich dass Sie auch Humor haben, ja fast Selbstironie. Das schätze ich ja sehr und teile das auch. Aber Sie sind möglicherweise jetzt unmittelbar kurz hier und auf dieser Ebene politisch tätig. Ich kann Ihnen sagen, es hat schon Zeiten gegeben, wo es sehr viel mehr Bürgerinitiativen gegeben hat als heute. Wenn man einen Strauch in einen Park gepflanzt hat, hat es eine Initiative gegeben, dass ein anderer Strauch an einem anderen Ort zu setzen ist. Ich liebe das, weil das bringt Salz in die Suppe, es fordert und schärft die Argumentation. Ich halte so etwas für großartig - ohne selbstquälerisch zu sein, davon bin ich weit entfernt -, und wenn man durch diese neu zu schaffenden Einrichtungen hier dies auch einigermaßen verrechtlichen will, dann befürworte ich das eben. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die nächste Zusatzfrage kommt von Herrn Mag Maresch. Ich bitte darum. 

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Es hat mich schon ein bisschen die SPÖ-Diktion, so mit der Ordnung und so weiter, geschreckt, weil wer weiß, was für eine Ordnung da gemeint war. Und die Replik von Ihnen sozusagen, dass man dann sagt, früher hat es viele Bürgerinitiativen gegeben wegen jedem Strauch und hin und her, so würde ich sagen, diese Bürgerinitiativen leben ja davon, dass man im Grunde genommen sich selbst engagiert und sehr viel dabei selbst finanziert. Das Problem ist nur, irgendwann kommt man dann bald einmal drauf, und das hat man nicht nur bei der Flughafen-Mediation gemerkt, sondern auch bei anderen Dingen, dass auf der einen Seite viel Geld der jeweiligen Betreiber des Projektes steht und auf der andere Seite stehen die privaten Geldmittel und die private Zeit der Nicht-Fulltimer. 

Deswegen meine Frage: Was werden Sie tun, um es Bürgerinitiativen wie auch immer, auch gegen Strauch oder Flughafen, zu ermöglichen gegenüber finanziell sehr potenten Betreibern zu bestehen. Ist daran gedacht, einen Fonds für Bürgerinitiativen einzurichten, aus denen gewisse Mittel für Gutachten und Veröffentlichungen genommen werden können. 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann, um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Wir verfügen ja beide, bei mir bedauerlicherweise länger zurückliegend, über gewisse Erfahrung über Organisieren von Veranstaltungen im öffentlichen Raum, ich sage es einmal so. Und genauso wie ich die Diskussion für nahezu grenzdebil halte, dass man die Stärke einer Gewerkschaft an der Größe ihres Streikfonds misst, so gilt das natürlich umgekehrt auch hier. Wir beide haben diesbezügliche Veranstaltungen organisiert, die mit nahezu null Mitteln ausgekommen und im höchsten Ausmaß effizient gewesen sind, ja im höchsten Ausmaß effizient gewesen sind. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Die haben wir gemeinsam gemacht!) Nun ja, vielleicht liegt es auch daran, vielleicht liegt es auch daran. Ich merke natürlich nur, dass auch diese Effizienz heute durchaus nicht abhanden gekommen ist, denn wenn ich mir das Ergebnis etwa der Befragung anschaue rund um den Bacherpark und der nunmehrigen friedvollen Auflösung dieses ja entscheidenden Themas für die ganze Entwicklung des 5. Wiener Gemeindebezirkes, dann kann ich nur sagen, es bedarf offensichtlich auch hier nicht der Lösung der Frage, dass nur derjenige gewinnt, der mit den größeren Finanzmitteln ausgestattet ist. 

Das ist vielleicht im internationalen Fußball heute so, das mag sein, dass die größere Kassa auch den größeren Erfolg bestimmt, aber auch da muss man sagen, ist es nicht immer so, Gott sei Dank, sonst wäre der Fußball fad. In der Politik glaube ich, ist das noch viel weniger der Fall und daher kann ich da ganz klar und offen sagen, das würde wahrscheinlich ein Gefüge zusammentreffen lassen, das wir alle miteinander nicht wollen. Ich liebe engagierte Bürger, ich habe selber in meinem Leben eine ganze Menge auch in diese Richtung hin gemacht. Also, so soll es auch sein und ich glaube, das ist gut so. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Landeshauptmann.

Die vierte und zugleich letzte Zusatzfrage erfolgt durch den Herrn Abg Dr Ulm. Ich bitte darum. 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich kann nur noch hoffen, dass die Verhandlungen zwischen den Klubs bald aufgenommen werden und bald zu einem guten Ende führen, damit wir zu unserem Wiener Petitionsrecht kommen und kann auch auf meine 2. Zusatzfrage verzichten. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Dann wünsche ich auch den Klubobmännern alles Gute für diese Verhandlungen. (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Lhptm Dr Häupl!

Wir kommen zur 4. Frage (FSP - 03030-2006/0001 - KSP/LM), die von Herrn Abg Karl Dampier gestellt wurde und an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet ist. (Das Projekt Magistrale für Europa - eine transeuropäische Eisenbahnverbindung von Paris über Wien bis Bratislava bzw Budapest wird seit mehreren Jahren betrieben. Wann wird es zu einer besonders für das Bundesland Wien und dessen Region wichtigen Realisierung kommen?) 

Ich bitte um die Beantwortung, Herr Dipl Ing Schicker. 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Abgeordneter!

Die zentrale Frage Wiens im Herzen Europas und die Möglichkeiten, die sich daraus ergeben, hängen auch sehr stark davon ab, wie die Verknüpfung und die Verbindung zu anderen Hauptstädten, zu anderen großen Wirtschaftsregionen auf diesem Kontinent organisiert werden.

Wir haben leider feststellen müssen, dass manche dieser Verbindungen von der Europäischen Union und von den Nationalstaaten nicht ganz so ernst genommen werden. Die Fahrtstrecke Richtung Paris, zum Beispiel, von Wien war eine von jenen, die besonders benachteiligt waren, vor allem auf dem Abschnitt zwischen Straßburg und Linz.

Wir haben daher gemeinsam mit Straßburg, mit der damaligen Bürgermeisterin Trautmann, und mit Budapest mit Bürgermeister Derce, als Stadt Wien die Initiative ergriffen, dass die Verbindung zwischen Paris und Budapest als Magistrale für Europa in das Programm der Europäischen Union aufgenommen wird und bei den transeuropäischen Netzen Berücksichtigung findet.

Das war ein ziemlich mühsames Unterfangen, weil alle gemeint haben, diese lange Verbindung wird von den Menschen sowieso nicht mit dem Zug gefahren. Aber es geht ja bei der Eisenbahninfrastruktur nicht nur um Menschen, sondern es geht auch um den Transport von Gütern. Und die Verlagerung auf die Schiene ist eines der wesentlichen Ziele, das leider von den europäischen Verkehrsministern und von Verkehrskommissar Barrot in letzter Zeit offensichtlich nicht mehr ganz so ernst genommen wird.

Deshalb ist es besonders bemerkenswert, dass es für diese Strecke, wo die Städte entlang dieser Achse und die Wirtschaftskammern sowie die Arbeiterkammern sich besonders stark dafür gemacht haben, tatsächlich gelungen ist, sie als einen der wesentlichen Korridore zu definieren.

Die Verkehrsminister von Frankreich, Deutschland, Österreich, Slowakei und Ungarn haben sich in einem Memorandum dazu bekannt, dass diese Achse von Paris über Straßburg, Karlsruhe, Stuttgart, München, Salzburg, Linz, Wien bis Bratislava und natürlich auch die Donauachse weiter von Wien bis Budapest als eine der wesentlichen Achsen aufgenommen wird und die prioritären Projekte dort Platz greifen sollen und einen höheren Förderungssatz erhalten sollen.

Leider ist ja der Topf für die Gestaltung der transeuropäischen Netze auf europäischer Ebene massiv gekürzt worden, dank auch der Haltung des österreichischen Finanzministers, der während der Vorsitzführung offenbar nicht wirklich bemerkt hat, welchen Vorteil es hätte, das Eisenbahnnetz in Europa gerade für Wien und um Wien und für den Wirtschaftsschwerpunkt Österreich auch auszubauen, und die Mittel hiefür auf einen sehr geringen Betrag reduziert hat.

Glücklichweise hat der dafür Beauftragte bei der Europäischen Kommission, Prof Balázs, in Kenntnis der Gegend als Ungar, diese Initiative auch mit aufgegriffen und wir haben gemeinsam mit ihm und mit den Städten entlang dieser Achse Paris, Straßburg, Karlsruhe, Stuttgart, München, Salzburg, Wien, Bratislava und Budapest ein weiteres Memorandum dazu unterfertigt, das eine besondere Priorisierung von mehreren Streckenabschnitten vorsieht. 

Einer dieser Streckenabschnitte betrifft die Verbindung zwischen Straßburg und Kehl. Über den Rhein gibt es nach wie vor nur eine eingleisige, nicht elektrifizierte Eisenbahnbrücke. Das ist ein Bereich, der jedenfalls rasch saniert werden muss. 

Der zweite Bereich ist die Brücke über die Salzach zwischen Freilassing und Salzburg. 

Und dann kommen wir zu den wesentlichen Bereichen für Wien. Es ist der Abschnitt zwischen Wien und Bratislava als einer der entscheidenden Abschnitte anerkannt worden, wo die Unterstützung ebenfalls in die Dimension von 20 Prozent der Projektkosten gehen soll. Hier ist der Bundesregierung nur zu raten und von ihr zu fordern, dass die Österreichischen Bundesbahnen auch die entsprechenden Mittel jetzt dafür bekommen und die Mittel, die bereit liegen, abgeholt werden, sodass dieser Abschnitt, der Marchegger Ast im Norden, die Verbindung über den Flughafen Wien und auch die Einbindung auf der slowakischen Seite, die Einbindung des Flughafens in Bratislava in dieses Netz, auch erfolgen können und ausgebaut werden.

Darüber hinaus gibt es zwei Abschnitte, die auf dieser Achse ebenfalls in die Priorisierung hinein kommen und daher eine höhere Unterstützung erhalten sollen. Das eine betrifft den Abschnitt des so genannten Wienerwaldtunnels und das zweite den Lainzer Tunnel. Beides Großprojekte, die eine hervorragende Bedeutung für den Standort Wien haben, für die Einbindung Wiens ins Eisenbahnnetz. 

Dazwischen gibt es den Zentralbahnhof. Ohne Zentralbahnhof funktioniert dieses System überhaupt nicht und daher sind wir so dahinter, dass gemeinsam mit den Österreichischen Bundesbahnen der Bahnhof Wien Europa‑Mitte oder Hauptbahnhof Wien, wie immer er dann heißen wird, tatsächlich zur Verwirklichung kommt. 

Ich möchte aber auch erwähnen, dass ein Verkehrsknoten nur dann wirklich funktioniert, wenn man nicht nur hinfahren, sondern wenn man auch entsprechend wegkommen kann. Und ein Knoten ist erst dann ein Knoten, wenn in alle Himmelsrichtungen entsprechend hervorragende Verbindungen bestehen. 

Hier geht es auch um die Verbindung Richtung Norden. Die Verbindung von der Ostsee bis nach Wien und weiter an die Adria soll natürlich über Wien führen und hier soll auch der Knoten mit der Donauachse und der Magistrale für Europa stattfinden.

Ich habe vor kurzem auch in Vertretung des Bürgermeisters mit Brünn eine entsprechende Deklaration unterfertig, in der es darum geht, dass Brünn, einer der größten Verkehrsknoten schon in der Monarchie und jetzt auch von hoher Bedeutung für die Aufteilung des Verkehrs in Richtung Nordosten und Nordwesten, ebenfalls genauso ausgebaut wird und dass die Strecke zwischen Brünn und Wien deutlich ertüchtigt wird. 

Alles das ist möglich und ist notwendig für die Ertüchtigung des Wirtschaftsstandortes Wien, der Vienna Region und der Region CENTROPE. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön, Herr Stadtrat.

Die 1. Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Anton Mahdalik. Ich bitte darum. 

Abg Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich habe mich der trügerischen Hoffnung hingegeben, dass diese Anfragebeantwortung einmal ohne den Part auskommt, der Bund mache nichts. Obwohl ich natürlich weit davon entfernt bin, dass ich Karl Heinz Grasser verteidigen möchte, aber über die transeuropäischen Netze wird seit weit mehr als einem Jahrzehnt gesprochen. Da hat es sozialistische Finanzminister gegeben, SPÖ-Verkehrsminister und SPÖ-Planungs-
stadträte, und auch zu dieser Zeit ist zu unserem Leidwesen, wie auch in den letzten Jahren, nicht sehr viel weiter gegangen. Nur so viel dazu.

Memoranden und Deklarationen, die jetzt unterschrieben worden sind, das ist etwas Löbliches, etwas Positives und besser als nichts, nur haben Memoranden und Deklarationen an sich, dass sie eher unverbindlich sind. 

Darum lautet meine Frage: Was wird auf österreichischer, auf europäischer Ebene getan, um diese Absichtserklärungen auch mit Leben zu erfüllen? 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter! 

Ich verstehe schon, dass Sie sich schwer tun, Karl Heinz Grasser zu verteidigen. Irgendwann einmal war er ja mit Ihnen gemeinsam in einer Partei, genauso wie der jetzige Verkehrsminister.

Ich sehe relativ wenig Aktivitäten von beiden Herren für die Verwirklichung dessen, was für Österreich wirklich notwendig ist. Das beginnt mit dem Desaster bei der Ökopunkte-Frage, die das Verkehrsministerium zu verantworten hat und geht dorthin weiter, dass man noch immer bei dem Brenner-Basistunnel als dem einzigen großen Projekt bleibt.

Wissen Sie, es bleibt leider bei der österreichischen Verkehrspolitik immer den Städten und Regionen überlassen, dass sie sich darum kümmern, dass auf europäischer Ebene überhaupt diese Achsen wahrgenommen werden und auf europäischer Ebene überhaupt daran gedacht wird, dass es nicht nur darum geht, Italien und Deutschland mit einem Tunnel zu verbinden, wo Österreich nicht wirklich viel davon hat, sondern auch diese Verkehrssituation im Osten Österreichs angeschaut wird, denn gerade hier ist der Nachholbedarf am größten. 

Und wenn Sie jetzt meinen, es ist Aufgabe der Stadt Wien und es ist Aufgabe des Landes Wien, für die Finanzierung des Ausbaus der Schieneninfrastruktur zu sorgen, dann möchte ich schon den kleinen Hinweis tätigen, dass die Österreichischen Bundesbahnen immer noch im 100-prozentigen Eigentum der Republik Österreich stehen und nicht der Stadt Wien. 

Dort, wo es um Verbesserung der Infrastruktur geht und die Stadt Wien verantwortlich ist, dort tun wir das auch zur Sicherung des Wirtschaftsstandortes dieser Region. Wenn Sie am Flughafen das eine oder andere Mal vorbeikommen, dann können Sie das sehen.

Aber noch einmal zur Frage der Finanzierung: Die europäische Kommission hat im Finanzpaket, in der finanziellen Vorschau 2007 bis 2013 ein großes Paket für die Transeuropäischen Netze zur Zusatzfinanzierung vorgelegt, um eben diesen Nachholbedarf europaweit bewerkstelligen zu können. Und die Finanzminister, allen voran der Vorsitzende im Finanzministerrat, Karl Heinz Grasser, hat dafür gesorgt, dass nicht einmal ein Zehntel davon jetzt im Budget drinnen steht. Wesentliche Projekte auf österreichischer Ebene, die von der Kommission, vom Europäischen Parlament, vom Verkehrsministerrat, priorisiert worden sind, können dadurch überhaupt nicht realisiert werden. Und dass ich mich dann freue, dass das Lobbying der Städte und Regionen entlang der Magistrale für Europa dazu führt, dass immerhin fünf wesentliche Streckenabschnitte und drei davon, die mit Wien zu tun haben, jetzt deutlich besser co-finanziert werden können, das werden sie hoffentlich verstehen. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön, Herr Stadtrat. 

Als nächster Abgeordneter hat Herr Mag Chorherr eine Zusatzfrage gestellt. Ich bitte darum. 

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich möchte auf ein Projekt hinweisen, das ich bereits vor einigen Jahren in die Diskussion gebracht habe und das auf den ersten Blick für diejenigen, die sich nicht auskennen, ein bisschen skurril klingt. Wie ich jetzt gelesen habe, hat die Industriellenvereinigung das auch aufgegriffen, nämlich die Verlängerung der Transsibirischen Eisenbahn nach Wien. Also, um das kurz für die nicht Kenntnisreichen zu erklären, der Schwerverkehr, insbesondere in die boomenden Länder Asiens, nimmt dramatisch zu. Es gibt ja bereits auch im Schiffsverkehr Engpässe und die Transsibirische Eisenbahn, die ein bisschen breiter ist, endet derzeit an der slowakisch-ukrainischen Grenze, recht nahe von Wien.

Und da gibt’s auch die Überlegungen - vor allem bei der Industriellenvereinigung, aber auch bei anderen -, dieses kurze Stück bis nach Wien zu verlängern, um mit österreichischen, mit slowakischen, mit europäischen Geldern und mit dem Hafen Wien einen großen Umschlagplatz zu haben und wirklich, schauen wir uns also Zuwächse im Mittleren und Fernen Osten an, schauen wir uns China an, was da an dramatischen Gütern hereinkommt, um hier eine Eruption zu bieten. 

Jetzt las ich vor einigen Tagen in der Zeitung, dass bei der Industriellenvereinigung eine Arbeitsgruppe eingerichtet wurde und ich wollte sowohl die Position des Wiener Planungsstadtrats - denn das ist ja sozusagen eine große Frage und eine der spannenden Fragen, die etwas über Wien hinausgeht - wie Sie persönlich dazu stehen, welche Schritte da gesetzt werden können und wie Sie die Realisierbarkeit einschätzen. Das war eine Zusatzfrage. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. 

Ich bitte, Herr Stadtrat, um die Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter, die Frage, ob die Transsibirische Eisenbahn durch die Slowakei bis nach Wien verlängert werden soll, ist tatsächlich eine spannende, seit die Transsibirische Eisenbahn wieder renoviert und die Leistungsfähigkeit wieder hergestellt ist. Die Frage ist nur, wo und ab welchem Zeitpunkt und mit welchem Paket sich das rechnet, wenn zur selben Zeit der Hafen in Rotterdam auf 56 m Tiefgang für die Containerschiffe ausgebaut wird, faktisch mitten in der Nordsee, und dass der Transport von Gütern auf dem Seeweg zwar eine Spur länger dauert als mit der Transsibirischen Eisenbahn, aber trotzdem enorm kostengünstig bleibt. Das ist einer der Faktoren, wo der Landweg zur Zeit überhaupt nicht mit kann. Die Experten bei der Rail Cargo, die ja sehr wohl diese Ideen ventilieren, denn die Rail Cargo interessiert sich ja auch für den Kauf der Slowakischen Eisenbahngüterverkehrs-Gesellschaft, haben diese Frage geprüft und die Prüfung geht leider jetzt für die Idee deutlich negativ aus. Die Kosten für die Verlängerung Richtung Wien sind exorbitant hoch, weil alle Brücken ausgebaut, verstärkt und die Radien verändert werden müssen. Es ist nicht ganz so einfach, wie es zunächst ausschaut. 

Ein wesentlicher Punkt ist aber dabei, dass nicht nur so wie beim Flughafen, sondern auch beim Schienengüterverkehr hier die beiden Staaten im Zentrum Europas, die Slowakei und Österreich, gemeinsame Gesellschaften haben, denn mit den gemeinsamen Gesellschaften gelingt es, hier auch entsprechend eine gemeinsame Gestaltung der Tarife und der Transportsituationen zu Stande zu bringen. 

Deswegen ist einer der Fortschritte natürlich der Vorstoß der Rail Cargo Austria, den Kauf des slowakischen Güterverkehrs zu betreiben. Gelingt das, so besteht auch nicht mehr die Gefahr, dass zwar eine Verlängerung der Transsibirischen Eisenbahn stattfindet, aber beim Hafen Bratislava endet. Das wäre für Wien nicht gerade günstig. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön, Herr Stadtrat. 

Die 3. Zusatzfrage erfolgt durch Herrn Mag Gerstl. Ich bitte Ihn darum. 

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Stadtrat. 

Wenn man Ihnen so zuhört, dann trifft man auf viel Verständnis für die Region Wien, aber auf kein Verständnis dafür - wie Sie erklären -, welche Rolle ein Ratsvorsitzender innerhalb der EU hat in der Beschlussfassung zum Budget für die Europäische Union. 

Wenn man ihnen zuhört, hat man fast den Eindruck, dass der Ratsvorsitzende alleine bestimmen kann, wie sich das Budget der EU zusammensetzt. Ich kann es mir einfach nicht vorstellen, dass sie nicht selbst genau wissen, wie das Budget der Europäischen Union wirklich finanziert wird. Sie wissen, dass das sehr schwierige Verhandlungen waren, die schlussendlich auch zu einem positiven Ergebnis geführt haben, dass das die österreichische Ratspräsidentschaft von der letzten Präsidentschaft übernommen hat, wo es nicht ausverhandelt worden ist, und dass es Österreich gelungen ist, hier einen Kompromiss zu erzielen, und dass das Budget der Europäischen Union immerhin um 2 Milliarden EUR aufgestockt worden ist. Das ist so viel wie die gesamte Bawag in der Karibik in den Sand gesetzt hat und ich glaube, das wissen alle, wie viel Geld das ist. 

Also, soviel Geld ist zusätzlich nun herausverhandelt worden, es gibt eine Einigung dazu und in diesem Geld sind auch zusätzliche Mittel, nämlich 500 Millionen EUR, enthalten.

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Kommen Sie langsam zur Frage, Herr Abgeordneter, bitte!

Abg Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Gerne, aber ich habe mir das erlaubt, weil der Stadtrat hier auch sehr, sehr lange Ausführungen über die grundsätzliche Verkehrspolitik getroffen hat. 500 Millionen EUR sind zusätzlich für die transeuropäischen Netze zur Verfügung gestellt worden.

Die Kernfrage ist nämlich daher, wie finanziert sich die Europäische Union und wie viel Geld ist jeder einzelne Staat bereit, dafür herzugeben. Und daher frage ich Sie jetzt, obwohl es hier nicht wirklich konkret in diesen Saal gehört, aber weil Sie Ihre Rede auch dazu benutzt haben, über europäische Verkehrspolitik zu sprechen, nach Ihrer Meinung: Wie ist denn die Finanzierung der Europäischen Union in Zukunft sicherzustellen und wie soll dieses Mehrgeld zusammen kommen, das Sie gerne hätten? 

Präsident Heinz Hufnagl: Ich bitte um die Beantwortung, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter! 

Ich werde mich hüten, hier von der Beantwortungsbox des Wiener Gemeinderates dem Herrn Finanzminister Nachhilfe zu geben. Aber eines ist schon klar, die Kommission hat einen anderen Finanzvorschlag vorgelegt. Das Europäische Parlament war mit dem Vorschlag nicht einverstanden und hat sich eine wesentlich deutlichere Aufstockung in der Verkehrspolitik – gerade, was die Finanzierung der transeuropäischen Netze betrifft - gewünscht. 500 Millionen EUR sind bei Schieneninfrastrukturprojekten Peanuts und tragen nicht dazu bei, das europäische Eisenbahnnetz wirklich deutlich zu ertüchtigen. 

Und wenn Sie schon hinterfragen, wieso denn hier die Finanzierung der Europäischen Union diskutiert wird: Ich diskutiere nicht die Finanzierung, ich diskutiere nur die Mittelverteilung. Und die Europäische Union hat eine Reihe von Aufgaben und die zwei größten Finanztöpfe - wie Sie sicherlich wissen - beschäftigten sich mit der Regionalentwicklungspolitik, das ist in Ordnung, das ist notwendig, um die Kohäsion der Europäischen Union herbeizuführen, aber der größte Topf beschäftigt sich mit der Landwirtschaft. Und ich frage Sie, ob denn das wirklich einen Sinn macht, dass man fast die Hälfte des Europäischen Budgets in die Landwirtschaft steckt und nicht in die Ertüchtigung der Schieneninfrastruktur. Das ist die Politik, die auch Ihr Finanzminister hier zu vertreten hat, und Ihr Finanzminister hätte als Ratsvorsitzender in dieser Frage sehr wohl andere und bessere Ergebnisse für den größten Wirtschaftsraum Österreichs herausbringen können. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön, Herr Stadtrat. 

Die vierte und letzte Zusatzfrage wird von Herr Abg Karl Dampier gestellt. Ich bitte Ihn darum.

Abg Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Stadtrat, ich möchte wieder eine sachlich fachliche Frage stellen. Ein solches Projekt einer zentraleuropäischen Eisenbahnverbindung, welche Bedeutung, welche Auswirkungen, wird das Ihrer Meinung nach auf die zentraleuropäische Region CENTROPE haben. 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter! Ich gehe davon aus, dass wir mit dem Projekt des Wiener Hauptbahnhofs, mit dem Projekt des Wienerwald-Tunnels, des Lainzer Tunnels, der Einbindung des Flughafens Wien ins Schienenverkehrsnetz, ins Fernverkehrsnetz und der direkten und unmittelbaren Schienenverbindung nach Bratislava sowie der Verbesserung der Verbindung Richtung Norden und natürlich dann auch der Verbindung Richtung Adria, am Standort Wien in dieser CENTROPE-Region endlich auch das Verkehrsnetz auf der Schiene haben, das wir benötigen.

Es gehören natürlich auch die Güterumschlagplätze dazu, wie der Hafen Freudenau und Inzersdorf-Metz-
gerwerke. Da müssen wir noch heftig daran arbeiten, dass insbesondere das zweite Projekt auch in Realisierung kommt. 

Präsident Heinz Hufnagl: Besten Dank. – Wir kommen nunmehr zur 5. Anfrage (FSP - 03037-2006/0001 - KFP/LM), die von Herrn Abg Dr Herbert Madejski gestellt wurde und an den Herrn Landeshauptmann gerichtet ist. (Welche Begründung liegt der Verordnung des Landeshauptmannes, ausgegeben am 15. Februar 2006, mit der der IG-L-Maßnahmenkatalog 2005 geändert wurde, zu Grunde?) 

Ich bitte Herrn Dr Michael Häupl um die Beantwortung. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Tempo 50 – die dreißigste Klappe. Soll sein, ich habe ja ein gewisses Verständnis dafür. (Heiterkeit.) Ich darf daher, um der zeitsparendsten Form gerecht zu werden, die bisherige Diskussion, die Ihnen ohnehin auch bekannt ist, ebenso wie allen übrigen Abgeordneten, kurz zusammenfassen:

Am 15. September 2005 wurde die Verordnung des Landeshauptmanns von Wien mit der Maßnahme zur Verringerung der Immission der Luftschadstoffe Fein-
staub und Stickstoffdioxid nach dem Immissionsschutzgesetz-Luft getroffen und gemäß dem IG-L-Maßnah-
menkatalog 2005 im Landesgesetzblatt für Wien auch kundgemacht. Damit wurde, wie wir beide wissen, einer durch das Bundesrecht vorgegebenen Verpflichtung entsprochen.

In dieser Verordnung wurden, mit unterschiedlichen Übergangsfristen, jeweils zwei Maßnahmen für Anlagen und für den Verkehr vorgeschrieben. Im § 4 dieser Verordnung wurde für das gesamte Stadtgebiet der Bundeshauptstadt Wien eine Geschwindigkeitsbeschränkung von 50 Stundenkilometern, ausgenommen Autobahnen und Autostraßen, vorgeschrieben, was mehr oder weniger ja auch in der Straßenverkehrsordnung festgelegt ist.

Mit der Verkehrsnovelle, die am 15. Februar 2006 im Landesgesetzblatt kundgemacht wurde, wurden Ausnahmen von der Geschwindigkeitsbeschränkung von 50 Stundenkilometern auf bestimmten Abschnitten der folgenden Hauptstraßen B - das sind die ehemaligen Bundesstraßen - geregelt, die in ihrer Charakteristik mit Autostraßen vergleichbar sind.

Nach intensiven und konstruktiven Gesprächen mit den Autofahrerklubs haben sich die Experten zu einer Nachjustierung für einige unverbaute Straßen auf den Haupteinfahrtsrouten, wo es direkte Anbindungen an Autobahnauf- und -abfahrten und hochrangige Ausfallsstraßen gibt, entschieden. Die Nachjustierung der Tempo 50-Regelung erfolgt somit lediglich in Teilabschnitten bei fünf hochrangigen Ausfallsstraßen, die sich nicht im verbauten Gebiet befinden. Wir wissen, wovon wir reden, ich brauche sie nicht einzeln aufzuzählen.

Die Kriterien, nach denen Sie fragen, für diese Straßenzüge sind folgende: Es handelt sich um Teile des hochrangigen Straßennetzes von Wien. Sie befinden sich außerhalb des unmittelbaren Ortsgebiets von Wien und/oder sie haben den Charakter von Freilandstraßen ohne angrenzende Bebauung. Es handelt sich um wichtige, durch ein hohes Verkehrsaufkommen gekennzeichnete Ein- und Ausfallsstraßen nach Niederösterreich sowie um direkte Zubringer zum Autobahn- und Schnell-
straßennetz oder zu als Autostraßen ausgebauten Bundesstraßen, und es handelt sich um mehrstreifige, durch Mittelstreifen getrennte oder mit überbreiten Fahrbahnen ausgestattete Straßen.

Das ist die Begründung auch für die Änderung der Verordnung, die am 15. Februar vorgenommen wurde.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön, Herr Landeshauptmann. - Die 1. Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Dr Madejski. Ich bitte ihn darum. 

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Die Fragestellung ist natürlich etwas älter, weil sie letztes Mal nicht drangekommen ist; deswegen habe ich sie noch einmal wiederholt. Leider scheint die Begründung, die Sie jetzt erfreulicherweise gegeben haben, im Rahmen der Verordnung nirgends auf. Die kann man nicht finden. Ich nehme sie jetzt in der mündlichen Form, in der Sie sie dargelegt haben, zur Kenntnis. Es wäre aber sehr schön gewesen, wenn man diese Begründung irgendwo schriftlich, so wie es im Gesetz auch steht, wahrnehmen hätte können.

Meine Frage an Sie ist jetzt: Sie haben, sehr geehrter Herr Landeshauptmann, bei der Beantwortung etlicher Anfragen, auch von mir, und bei Reden gerade bei der Einführung dieser Tempo 50-Zonen gesagt, dass diese Maßnahme bei den Einfahrtsstraßen, von denen wir jetzt reden - wir wissen, wovon wir reden: Süden und Westen -, umweltpolitisch eine sehr sinnvolle ist, und haben hier die Meinung der StRin Sima mit vertreten. Einen Monat später ist diese Verordnung mit der jetzt von Ihnen bekannt gegebenen Begründung wieder geändert worden, und ich frage Sie:

Sie haben genau in Bezug auf jene Straßenbereiche, die wieder herausgenommen worden sind, in Protokollen festgelegt, dass es dort aus Umweltgründen sehr wichtig ist, die 50 Stundenkilometer-Zone einzuführen. Wieso haben Sie dann bei der Änderung dieser Verordnung nicht alle Ihre Möglichkeiten eingesetzt, Ihre ursprüngliche Meinung durchzusetzen und die 50 Stundenkilo-
meter dort beizubehalten? 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Mir ist nicht erinnerlich, dass ich mich besonders detailreich festgelegt hätte darauf, welche Straßen das sind, aber es ist ja im Prinzip auch belanglos. Die Frage ist insofern sehr leicht zu beantworten: Es haben sich die Experten zusammengesetzt, sie haben Diskussionen geführt, und ich bin als Demokrat gerne bereit, das Ergebnis zu akzeptieren. (Ironische Heiterkeit bei Abgeordneten der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. – Die 2. Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Mag Maresch. Ich bitte ihn darum. 

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Jetzt haben wir diese Diskussion vielleicht zum 29. Mal oder zum 36. Mal, und die Argumente kommen immer wieder quer. Schlechte Sache - und FPÖ und ÖVP sind schon mit Taferln aufmarschiert. Aber die Frage ist jetzt folgende: Grundsätzlich, glaube ich, sind wir ja der Meinung, dass Tempo 50 den Schadstoffausstoß reduziert. Deswegen meine Frage: Damals war es ja so, dass manche Orte, wo diese Dinge aufgestellt wurden, sehr seltsam waren, und diese Dinge werden ja in den magistratischen Dienststellen vorbereitet.

Was haben Sie oder was hat die Stadtregierung getan, damit, sage ich einmal, das Wissen über solche Dinge in den Dienststellen beziehungsweise in den Bezirken größer geworden ist? 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte schön, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also wir werden da sicherlich noch einige Arbeit vor uns haben, aber ich möchte mich zunächst einer Prämisse zuwenden, die du da formuliert hast, nämlich: Geschwindigkeitsreduzierung reduziert die Schadstoffe. - Dazu gibt es unterschiedliche Meinungen auch unter Fachleuten, durchaus renommierten Fachleuten - ich rede nicht von selbsternannten Fachleuten. Und es ist ja genau dies einer der Punkte gewesen, warum ich durchaus die Auffassung vertreten habe, dass dies zu probieren und zu untersuchen ist, um diese Diskussion ein für alle Mal zu entscheiden - so oder so, diese These zu verifizieren oder zu falsifizieren -, und das findet nach wie vor statt. Es werden genaue Untersuchungen gemacht, um zu valorisieren, ob in der Tat diese These - Geschwindigkeitsreduzierung reduziert Schadstoffe - stimmt oder nicht stimmt. Daran haben auch die Wissenschafter großes Interesse, und danach werden wir auch die weitere Vorgangsweise rein sachlich gesehen für die Zukunft bestimmen. Niemand von uns will auf irgendetwas bestehen.

Ich erinnere an die Diskussion, die aktuell gerade im VCÖ auch über die Frage "Licht am Tag" ausgelöst wurde. Niemandem von uns fällt ein Stein aus der Krone, wenn man zur Erkenntnis kommt: Das ist anders, als ich mir das bisher gedacht habe. Man hat nur dann seine Handlungen gemäß den neuen Erkenntnissen auszurichten und nicht gemäß den alten. Und genauso nüchtern und ruhig werden wir das auch hier tun.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön, Herr Landeshauptmann. - Die 3. Zusatzfrage kommt von Herrn Mag Wolfgang Gerstl. Ich bitte darum. 

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! 

Wir haben das ja auch schon öfters besprochen, und ich glaube, im Detail brauchen wir das auch nicht mehr näher zu erörtern. Ich hätte eine Frage, wo ich auch nicht erwarte, dass Sie sie jetzt gleich beantworten können, aber vielleicht können Sie sie schriftlich nachträglich noch beantworten.

Haben Sie ein Gefühl: Wie viele Leute wurden nach diesen neuen Bestimmungen, nach der Immissionsschutzgesetz-Luft-Verordnung, nun in der Zwischenzeit schon bestraft? 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sie überraschen mich immer wieder, Herr Abgeordneter, aufs Neue: Tatsächlich können Sie mir Fragen stellen, die ich hier nicht beantworten kann. Denn ich habe, ehrlich gesagt, etwas anderes zu tun, als mich täglich nach Strafmandaten zu erkundigen. Ich weiß es nicht, aber ich will versuchen, Ihnen das nachzureichen.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön, Herr Landeshauptmann. - Die vierte und letzte Zusatzfrage kommt wiederum von Herrn Abg Dr Madejski. Ich bitte ihn darum. 

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

In Zeiten wie diesen, wo es sehr heiß ist und viele Leute dankenswerterweise mit öffentlichen Verkehrsmitteln durch Wien fahren, ist es ihnen nur gegönnt, entweder immer in der U3 hin- und herzufahren, weil diese als einzige in Wien klimatisiert ist, oder in einem der 30 Busse; alles andere ist ja derartig heiß! Das heißt, viele Bürger müssen, obwohl sie es gar nicht wollen, wenn sie dem Hitzestau, dem Hitzeschlag ausweichen wollen, auf das Auto umsteigen. (Lebhafte ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Im Auto haben nämlich fast alle Klimaanlagen, das ist das Problem. - Und jetzt komme ich zum Tempo zurück. (Zwischenruf von Abg Mag Rüdiger Maresch.)
Sie wissen, sehr geehrter Herr Landeshauptmann, dass die verschiedenen Tempos von 30, 40 und 50 Stun-
denkilometern in dieser Stadt, die ja auch von Ihnen eingeführt worden sind, keine grünen Wellen mehr erlauben, und da haben nun die Schweizer EMPA, die Eidgenössische Materialprüfungsanstalt, und der TÜV festgestellt – es war ein Interview –, dass, wenn ein Stau ist oder der Verkehr nicht rollt - und das ist in Wien eben leider jetzt zunehmend der Fall, weil noch mehr Leute mit dem Auto fahren -, bis zu 5,7 l mehr Treibstoff für die Klimaanlagen verwendet werden; der ÖAMTC kommt auf 1,5 l. 

Bleiben wir bei den 1,5 l: Das hieße, dass durch die verkehrspolitischen Maßnahmen der unterschiedlichsten Tempobeschränkungen, ohne grüne Welle, 150 000 l mehr Treibstoff pro Tag verbraucht werden und insgesamt 13,5 Millionen l mehr an Treibstoffverbrauch und an entsprechenden Kosten für die Autofahrer in den Sommermonaten entstanden sind. Und da ist auch die Stadt Wien mit ihrer Verkehrspolitik und mit dieser Regelung sicherlich negativ mit eingebunden.

Meine Frage: Sind Sie der Ansicht, Herr Landeshauptmann, dass die durch diese Verordnung, die wir jetzt besprechen, gesetzten Maßnahmen durchdacht, gut geplant, optimal durchgeführt wurden und zum Nutzen der Umwelt wirklich relevant waren? 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich kann Ihre Zahlen in überhaupt keiner Weise nachvollziehen, nämlich vor dem Hintergrund der Prämisse, dass die meisten Autos heute mit Klimaanlagen ausgestattet sind (Abg Dr Herbert Madejski: Deswegen brauch' ich ja mehr Treibstoff!) und man daher gezwungen ist, auf das Auto umzusteigen. – Nun, unsere Autos sind es vielleicht, aber ich bin mir da, ehrlich gesagt, nicht besonders sicher, denn der Großteil der Leute, die ich treffe, hat keine Klimaanlage im Auto. Aber vielleicht treffen wir unterschiedliche Menschen, das kann durchaus auch sein. Ich kann also schon einmal diese Prämisse nicht nachvollziehen. 

Aber sei dem, wie dem auch sei: Ja, selbstverständlich bin ich von hier aus der Auffassung, dass alles ganz großartig gewesen ist, wohl durchdacht und bestens organisiert! (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Ich danke auch für diese Beantwortung.

Die Fragestunde ist somit beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Schlechtes Belegsmanagement in Wiener Spitälern – was gilt beim Wiener Landeskrankenanstaltenplan?" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte die Erstunterzeichnerin, Frau Abg Ingrid Korosec, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. - Bitte, Frau Abgeordnete! 

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der letzte Kontrollamtsbericht stellt dem Belegsmanagement der KAV-Spitäler ein äußerst schlechtes Zeugnis aus. Strukturelle und organisatorische Mängel - was heißt das für den Spitalsalltag? - Das heißt: Patienten am Gang, Procuratio-Fälle - beide Phänomene bedingt durch dasselbe Versäumnis, nämlich mangelhafte Realisierung des Wiener Krankenanstaltenplans. Und seit Jahren, meine Damen und Herren, passiert fast nichts! 2004 waren es bei 1 300 Procuratio-Fälle, 2005 war die Zahl noch höher, und den Negativrekord mit einer durchschnittlichen Verweildauer (Abg Kurt Wagner: Das stimmt aber nicht, Frau Kollegin! Das ist falsch!) von 123 Tagen hat das AKH, die Unfallchirurgie. Was heißt denn das? - Das heißt, vier Monate lang unnötig im Spital zu liegen! (Beifall bei der ÖVP.)

Allein die menschliche Dimension ist unglaublich. Aber denken Sie auch an die Kosten: 123 Tage AKH, das heißt 85 000 EUR, in Schilling: Mehr als 1 Mil-
lion ATS. Alles wegen mangelnder Organisation!

Frau Landesrätin Brauner! Ständig hören wir von Ihnen Jubelmeldungen. Da gibt es aber überhaupt nichts zu jubeln, denn auch die Gangbetten sind durchaus Spi-
talsalltag, leider Gottes. Und abgesehen von der Zumutung, dass kranke Menschen, dass Frischoperierte auf einem zugigen Gang liegen, verstoßen Gangbetten gegen Brandschutz, Patientenrechte und Hygienestandards. Tag für Tag, meine Damen und Herren, findet in KAV-Spitälern Rechtsbruch statt! (Beifall bei der ÖVP.)

All das Versäumnisse der Gesundheitslandesrätin!

Und nun liegt ein Rechnungshofbericht der Hera vor: Ein Sanierungsfall, meine Damen und Herren, zum Quadrat! Schwere Mängel in der Organisation, völliger Mangel an Visionen und Konzepten (Abg Godwin Schuster: Frau Kollegin, woher kennen Sie den?), und vor allem Nichterfüllen der Wiener Krankenanstalten... (Abg Kurt Wagner: Woher haben Sie Ihre Informationen?) – Ich kenne ihn! Sie kennen ihn nicht? - Ich kenne ihn, ich kenne ihn! (Abg Kurt Wagner: Das ist nicht einmal noch ein Rohbericht!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Abg Godwin Schuster: Woher haben Sie den Rechnungshofbericht?) Wie in der Wiener Gesundheitspolitik (Abg Godwin Schuster: Woher haben Sie den Rechnungshofbericht?) fehlt es auch bei der Hera an stringenten Vorgaben und langfristigen Planungen. (Beifall bei der ÖVP.)

Wie in der gesamten Wiener Gesundheitspolitik (Abg Godwin Schuster: Woher kennen Sie den Rechnungshofbericht?) wird beharrlich und gegen den gesunden Hausverstand (Abg Godwin Schuster: Woher kennen Sie ihn?) an Missständen festgehalten. - Sie können ja dann rauskommen, ja? (Abg Godwin Schuster: Nein, ich möchte nur wissen, woher Sie den Rechnungshofbericht haben!)
Ja? - Ich meine nur, Sie kennen vielleicht vieles nicht! (Abg Godwin Schuster: Woher kennen Sie ihn?) Ja, ich kenne ihn! (Abg Godwin Schuster: Wir sitzen im selben Gremium!) 
Also, schauen Sie... (Abg Kurt Wagner: Woher wissen Sie das?) Hören Sie... (Abg Godwin Schuster: Wo es ihn noch gar nicht gibt!) Ja, ich kenne ihn! (Abg Godwin Schuster: Aber woher?)

Und wenn Sie ihn dann lesen, dann werden Sie sich wundern! (Abg Godwin Schuster: Woher kennen Sie den Bericht, wenn es ihn noch gar nicht gibt?)
Aber jetzt muss ich Ihnen etwas sagen: Sie brauchen ihn nicht einmal zu lesen, denn wenn Sie den Rechnungshofbericht 2001 kennen - und den, hoffe ich, haben Sie gelesen (Abg Kurt Wagner: Sie haben gesagt, Sie kennen den neuen!) -, so muss man sagen: Da hat sich nichts geändert! (Beifall bei der ÖVP. – Abg Godwin Schuster: Ich frage Sie: Woher kennen Sie den Bericht? Das ist eine einfache Frage!)

Ja. Aber auch 2001 ist nichts geschehen, und damals war der KFA-Präsident Kollege Hundstorfer und die Vizepräsidentin Frau StRin Brauner. Und dieser Bericht 2001 deckt sich mit dem von 2006. Aber nichts ist geschehen! Nichts ist geschehen! (Beifall bei der ÖVP. – Abg Kurt Wagner: Sie haben vom neuen Rechnungshofbericht gesprochen! Wo haben Sie Ihre Informationen her?)

Und Kollege Hundstorfer - er ist heute nicht da... (Abg Godwin Schuster: Ich kenne ihn nicht! Woher haben Sie ihn?)
Herr Präsident! Bitte geben Sie mir dann vielleicht die entsprechende Zeit. (Abg Godwin Schuster: Ich möchte wissen, woher Sie etwas Vertrauliches kennen!) Ich würde Sie auch bitten - vielleicht können Sie das hören -, darauf hinzuwirken, dass die Herrschaften sich benehmen, wie man sich zu benehmen hat.

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Meine Damen und Herren! Sie wissen, dass in der Aktuellen Stunde begrenzte Redezeiten gelten. Ich bitte, das auch ein bisschen zu beachten. (Abg Godwin Schuster: Sie braucht nur sagen, woher sie ihn hat! Das ist eine einfache Frage!)

Abg Ingrid Korosec (fortsetzend): Herr Kollege Hundstorfer – er ist heute offensichtlich nicht da - hat am 27.6.2001 bei der Stellungnahme gesagt: Es gibt einen Umstrukturierungsprozess. Im Herbst ist das alles erledigt, dass wir alles auf Schiene stellen können. - Er hat schlauerweise nicht gesagt, welchen Herbst er meint. (Heiterkeit bei Abgeordneten der ÖVP.) Sollte er den Herbst 2001 gemeint haben, dann ist der Zug aber in eine Sackgasse gelaufen, denn geschehen ist überhaupt nichts!

Meine Damen und Herren! Die Kennzahlen sind verheerend. Meine Kollegin wird dann noch darauf eingehen, aber nur mehr 15 Prozent - bitte, nur mehr 15 Pro-
zent! - der Gemeindebediensteten gehen in dieses Spital, und 85 Prozent lassen sich in anderen Spitälern behandeln. Und was die Betten betrifft, ist es so, dass praktisch nur mehr jedes zweite Bett belegt ist. Die Personalkosten sind exorbitant hoch, und die Personalausstattung ist unglaublich: Im Bereich des Verwaltungspersonals gibt es im Vergleich zu Wien-Durchschnitten ein um 122 Prozent höheres Verpflegungspersonal. Das ist auch unglaublich! 

Ein Schmankerl – im wahrsten Sinne des Wortes - kann ich Ihnen nicht vorenthalten, das ist eben die Verpflegung: Gekocht wird gesund, aber teuer. (Abg Godwin Schuster: Steht das auch im Rechnungshofbericht?) Nun essen wir alle, nehme ich an - auch Sie, Herr Schuster -, sicher gern gut und gesund. Ich auch, ja. Das gehört zur Lebensqualität. Aber 32 EUR Gesamtkosten für ein Gericht an Küchenleistung ist ein Hammer! (Abg Godwin Schuster: Steht das auch im Rechnungshofbericht?) Das kann man vergleichen mit Catering von Do & Co, Herr Kollege Schuster. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Godwin Schuster: Steht das auch im Rechnungshofbericht? Oder woher haben Sie die Zahl?)

Und noch ein interessantes Detail: 38 Prozent der kulinarischen Gesamtproduktion wird von Mitarbeitern kon-
sumiert - die dafür 2,30 EUR bezahlen. (Abg Godwin Schuster: Woher haben Sie diese Zahl? In der letzten Unterlage im Vorstand ist das nicht aufgelegt worden!)
Ich wünsche allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern einen gesunden, guten Mittagstisch; aber billiger wäre es, wenn man ins Gasthaus ums Eck zum Essen einladen würde. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Godwin Schuster: Woher haben Sie die Zahlen, Frau Kollegin? Das ist eine einfache Frage!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hier wird in einer fahrlässigen Art und Weise fremdes Geld der versicherten Gemeindebediensteten verschwendet! Und, wie gesagt – bitte vergleichen Sie es! -: 2001 und 2006 gleich! 

Kreative Lösungen sind gefragt, und auch hier gleichen sich die Vorschläge. Also, Bericht des Rechnungshofes 2006: Einen Rückzug... (Abg Godwin Schuster: Den wir nicht kennen!) - Aber Sie können den von 2001 nehmen – er ist gleich, ich sage es Ihnen! (Abg Godwin Schuster: Ich möchte wissen, woher Sie den Bericht 2006 kennen! Wir sollen ja vom Gleichen diskutieren dürfen!) 

Schauen Sie, wenn Sie zuhören würden, dann würden Sie etwas erfahren, auch wenn Sie ihn noch nicht kennen! - Offensichtlich wollen Sie aber nichts erfahren, daher hören Sie nicht zu. 

Es wird vorgeschlagen - ich nenne nur einen Punkt, weil es der wesentlichste Punkt ist (Abg Godwin Schuster: Aber sagen Sie, woher Sie ihn haben! – Ist das einer der schwarzen Sektionschefs im Rechnungshof?) -: Rückzug aus stationärer Versorgung, um den Versorgungsschwerpunkt auf das ambulante Leistungsangebot zu legen, das nämlich sehr gut funktioniert. 

Meine Damen und Herren! Kreative Lösungen sind gefragt! Dabei braucht man nicht einmal besonders kreativ zu sein: Ein Blick auf den Wiener Krankenanstaltenplan genügt, und die Lösung ist in Sicht. Weit unter dem Sollwert des Wiener Krankenanstaltenplans liegt die Zahl der Betten für Akutgeriatrie, nämlich 333 statt 457. Daher ist der nahe liegende Ausweg aus dem Dilemma, das Sanatorium Hera in ein Zentrum für Akutgeriatrie und gleichzeitig in einen Stützpunkt für geriatrische Assessment-Teams umzuwandeln. Außerdem wäre zu empfehlen, die sehr gut funktionierende Zahnmedizin stärker auszubauen. 

Meine Damen und Herren! Aufgrund der derzeitigen Situation werden täglich 48 000 EUR in den Sand gesetzt. Das ist eine Menge Geld, Geld der Gemeindebediensteten! Und 48 000 EUR täglich bedeuten Sozialhilfe für 110 Menschen für einen Monat. Jeder versäumte Tag ist nicht nur fahrlässig, sondern auch unsozial! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und die Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist.

Als nächster Redner hat sich Herr Abg Mag Ebinger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich zitiere nicht aus dem Rechnungshofbericht - denn ich habe ihn auch nicht (Abg Godwin Schuster: Ich auch nicht!), weil er nicht vorliegt -, sondern ich zitiere aus dem Kontrollamtsbericht, denn diesen haben wir gestern bekommen, und darin steht auch etwas über das Sanatorium Hera. Und insofern muss man natürlich Frau Kollegin Korosec Recht geben, denn im Kontrollamtsbericht steht, dass bei einer Ausgangssituation im Jahr 1996 von 141 belegbaren Betten und einer Auslastung von 54,9 Prozent die Auslastung bis zum Jahr 2003 auf 62,3 Prozent gesteigert wurde, allerdings unter gleichzeitiger Reduzierung der Betten; es ist also keine wirkliche Steigerung. 

Was ich dazu sagen möchte, ist, dass auch unserer Meinung nach die Auslastung bedenklich ist und dass das nicht mit Schönbeten oder mit Zudecken funktionieren wird, sondern da ist Handeln der zuständigen Politiker gefordert.

Damit werde ich das Sanatorium Hera beiseite lassen und mich zum Krankenanstaltenverbund begeben, denn auch dazu gibt es einen Kontrollamtsbericht, und in diesem steht, die Planung des tatsächlichen Bettenangebotes ist nach Ansicht des Kontrollamtes eine zentrale Aufgabe, die abteilungs- und anstaltsübergreifend zu erfolgen hat und Managemententscheidungen hinsichtlich der Risikobereitschaft bezüglich der Deckungs- und Bedarfsspitzen erfordert. Das Angebot der tatsächlichen Betten gehört laut Kontrollamt auf Basis einer Bettenbedarfsrechnung zentral gesteuert, mit einer idealtypischen Auslastung von 85 Prozent. 

Die Stellungnahme des Wiener Krankenanstaltenverbundes dazu war: Ja, das ist super! Das ist grundsätzlich alles richtig - aber leider: Wir sind nicht zuständig! Das Land ist zuständig! Die Planung ist Landessache!

Das ist natürlich schon wieder dieses Florianiprinzip: Einerseits hat man den KAV ausgelagert, um ihn unternehmerisch zu machen, um ihn wirkungsvoll und effizient zu machen, und wenn es dann um eine gesamte Planung geht, bei der es um wirklich wesentliche Dinge geht, dann heißt es: Nein, wir leider nicht! Das muss das Land machen! – Da werden wir dann vielleicht noch eine andere Institution gründen, die nur für die Bettenplanung zuständig ist. Auch nicht schlecht: Kann man wieder ein paar Sozialisten mit Jobs versorgen.

Meine Damen und Herren! Wir haben dazu auch eine Anfrage gestellt, in der wir Frau Landesrätin Brauner gefragt haben, wie viele Not- und Gangbetten es beispielsweise im Dezember und im Jänner gegeben hat, aufgeschlüsselt nach Krankenanstalten, und wie beispielsweise in den letzten Jahren die Auslastung der Aufnahmestationen war. - Die Antwort dazu sagt auch einiges: Einerseits liegt die Aufnahmestationsauslastung über die Jahre hinweg bei 35 Prozent. - Das heißt, da sehen wir: Da ist ein Spielraum gegeben, wo man durchaus Patienten hinüberlegen kann. - Und auf der anderen Seite kommt in der Beantwortung unserer Anfrage: Ja, aufgrund einer jährlichen Influenza-Epidemie und von grippalen Infekten und aufgrund von Norovirus-Infek-
tionen gibt es halt zweieinhalb Prozent Not- und Gangbetten. - Aber das klingt so, als ob es eine Ausnahme wäre. 

Jetzt frage ich Sie: Jetzt haben wir keine grippalen Infekte, jetzt haben wir Hochsommer, und die Not- und Gangbetten gibt es natürlich nach wie vor! Da ist keine Lösung in Sicht. Warum ist man nicht dazu übergegangen und hat gesagt, bevor man die Leute auf den Gang und in Notbetten legt, gibt man sie zum Beispiel auf die Aufnahmestationen, die immer unterausgelastet sind? 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, Sie gehen da wieder an den tatsächlichen Ursachen vorbei, Sie bekämpfen die Symptome und nicht die Krankheitsursachen. Wenn ich mir den Pressedienst von Herrn Direktor Marhold vom 24.2. dieses Jahres in der Zeitung "Die Presse" anschaue, dann lese ich darin, dass er sagt: Not- und Gangbetten, das kann man nicht von heute auf morgen lösen; bis 2009 gibt es keine Not- und Gangbetten mehr! - Bitte, sein Wort in Gottes Ohr! Ich möchte nur feststellen: Als Direktor der Rudolfstiftung hat er es nicht geschafft, im Kleinen das Problem der Not- und Gangbetten in den Griff zu bekommen. Wir werden sehr aufmerksam verfolgen, wie er das im Großen, im ganzen KAV schafft! (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächste ist Frau Abg Dr Pilz zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender!

Weil sich zuerst Herr Kollege Schuster und andere rote Abgeordnete hier so sehr empört haben wegen dieses Rechnungshofberichts, den ich auch nicht kenne, will ich Sie nur erinnern an die Vorstandssitzung in der Hera: Wir haben einen Leistungsbericht bekommen... (Abg Godwin Schuster: Aber den Rechnungshofbericht nicht! Das ist ganz was anderes!) Nein, aber einen Leistungsbericht, der übrigens auch nach hartnäckigen Forderungen der GRÜNEN endlich vorgelegt wurde. Lesen Sie ihn! (Abg Godwin Schuster: Haben wir doch! Haben wir doch diskutiert!) - Auslastung unter 60 Prozent, die systemisierten Betten bei 50 Prozent. Und Frau StRin Wehsely hat als Präsidentin auch gesagt, das ist ein Problem. - Rote Abgeordnete und Funktionäre empfinden es immer eher als eine Zumutung, wenn die GRÜNEN überhaupt eine kritische Frage stellen (Abg Godwin Schuster: Das stimmt aber nicht!) zu dem Umstand, wie hier Geld verschwendet wird. Man sagt immer, man hat ja Ressourcen für die Bediensteten. - Man verschwendet sie! Und wir haben ja schon den Antrag gestellt, auf Palliativbetten umzustellen. Man braucht nicht auf den Rechnungshof zu warten, man muss selbst Erkenntnisse ziehen! (Abg Kurt Wagner: Da haben Sie aber die Antwort der Frau Stadträtin auch gehört, was sie da gesagt hat!) 

Ich möchte jetzt auf das Belegsmanagement eingehen, und ich beginne dort, wo Frau StRin Brauner gestern in der Fragestunde meine Frage nach der Qualitätskontrolle und nach den Leistungsdaten in den Spitälern beantwortet hat. Sie hat mir gesagt, was sie schon öfters gemeint hat: Sie hat sich ja nicht als Krankenhausleiterin beworben, und wenn man diese telefonbuchweise Information haben wollte, dann würden wir zwei, sie und ich, einfach nicht fertig mit dem Lesen - da würden wir alt! -, was Lieschen Müller für eine Behandlung bekommen hätte. 

Ich habe ein gewisses Verständnis dafür, dass sie sagt, die Opposition, vor allem die grüne, soll genau nichts wissen über die Leistungsdaten, denn sie könnte ja Schlüsse daraus ziehen, die politisch für mich uninteressant wären! - Wesentlich weniger Einsicht und Verständnis habe ich dafür, dass sie auch den Patienten und Patientinnen vorenthalten möchte, was für eine Qualität und Leistung in den Spitälern geboten wird, denn die haben als KundInnen des Krankenanstaltenverbundes ein Recht darauf! Und nachgerade abenteuerlich, Frau Stadträtin, finde ich den Umstand, dass Sie selber nicht wissen wollen, was für eine Qualität geboten wird (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das stimmt überhaupt nicht! Die Qualitätsstandards sind bekannt!), welche Wartezeiten geboten werden, welche Fallzahlenanalysen es gibt (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Die Leistungsstandards sind bekannt! Das ist überhaupt nicht wahr, was Sie sagen!), welche Qualitätsmängel und und und. Sie sagen, das muss man alles nicht wissen! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Es gibt einen eigenen Qualitätsbericht des KAV!) Frau Stadträtin, es geht um die Information pro Abteilung, pro Krankenhaus, pro Fachgruppe! Und wenn Sie (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wenn Sie ihn nicht lesen, ist das Ihr Problem!) und ich davon nicht informiert werden, dann ist es politisch schlimm; wenn aber den Menschen, die in den Spitälern behandelt werden, dieses Wissen vorenthalten wird, dann sind sie in einer schlimmen Situation! 

Ich sage Ihnen: Was Sie hier verweigern, Frau Stadträtin, ist anderswo Standard! In Deutschland gibt es ein Gesetz, das vorschreibt, dass jede Klinik Angaben über ihre medizinischen Leistungen und die Qualität, die geboten werden, machen muss, und das wird veröffentlicht. Ich habe mir angeschaut, was die Initiative im Ruhrgebiet veröffentlicht: Da werden Patienten und Patientinnen befragt, die zuweisenden Ärzte, es werden die Komplikationen dargestellt, die pro Abteilung und Krankenhaus auftreten, Verletzungen, Todesraten und so weiter. - Sie wollen diese Information der Bevölkerung vorenthalten. 

Und als Letztes, Frau Stadträtin: Wenn Sie sich mit dieser Haltung - ich will das alles nicht wissen! - als Vorstandsvorsitzende oder Aufsichtsratsvorsitzende bewerben würden, beispielsweise in einer Bank oder bei der BAWAG, würde man Sie mit dieser Haltung nicht nehmen. Den Wiener Patienten und Patientinnen und dem Krankenanstaltenverbund muten Sie das zu - zum Schaden der Bevölkerung! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster ist Herr Abg Kurt Wagner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Zu Beginn möchte ich hier nur der Ordnung halber eines festhalten: Wir hatten hier vor kurzer Zeit eine Vorstandssitzung in der KFA, bei der der Vorstand den Mitgliedern berichtet hat, auch in Anwesenheit der Frau Präsidentin, dass der Rechnungshof-Rohbericht leider verspätet eingelangt ist. Aus diesem Grund konnte auch noch keine Stellungnahme abgegeben werden und konnte er auch den Mitgliedern nicht vorgelegt werden. 

Liebe Frau Kollegin Korosec, ich muss leider hier zur Kenntnis nehmen: Sie haben in den letzten drei Tagen bei zahlreichen Sitzungen hier der sozialdemokratischen Rathausfraktion Überheblichkeit und was weiß ich, was alles vorgeworfen. Ich nehme heute hier zur Kenntnis, dass Sie aus einem Rohbericht jetzt zwar nicht zitiert haben, ihn aber immer wieder erwähnt haben. Sie haben auch persönlich hier erklärt, Sie kennen ihn. Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie anscheinend da Informationsquellen haben, die die anderen Fraktionen dieses Hauses nicht haben. Und das ist auf das Schärfste zurückzuweisen! Rohberichte noch ohne Stellungnahme hier bei einer Diskussion zu erwähnen, ist unseriös, weil es der betroffenen Organisation nicht einmal die Möglichkeit gibt, sich zu wehren. (Abg Godwin Schuster: Ungeheuerlich, so was! Und die lachen noch darüber!) 

Und, liebe Frau Kollegin, ich nehme zur Kenntnis, dass Sie anscheinend aus Ihrer ehemaligen Funktion als Volksanwältin so gute Kontakte haben, dass Sie hier bereits Berichte vorliegen haben, die noch gar nicht veröffentlicht sind. Das ist demokratiepolitisch aber sehr bedenklich, Frau Kollegin! (Beifall bei der SPÖ. – Ironische Heiterkeit bei Abgeordneten der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Lieber Herr Kollege Tschirf! Die Entrüstung, die hier jetzt gespielt wird, kann man ja gar nicht ernst nehmen! Wenn Frau Kollegin Korosec hier gemeint hat, bei den Procuratio-Fällen sei in den letzten Jahren ein Anstieg zu verzeichnen gewesen, dann muss ich dazu sagen: Ich weiß nicht, wo Sie Ihre Informationen her haben! (Abg Ingrid Korosec und StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Lesen Sie den Kontrollamtsbericht!) - Warten Sie ein bisschen, ich habe ja eh alles da! Ich habe mir die Fälle der letzten drei Jahre ausheben lasen: 

Wir hatten im Jahre 2003 1 685 Procuratio-Fälle, im Jahr 2004 1 439 - nicht mehr, sondern weniger -, im Jahr 2005 1 410 - nicht mehr, sondern weniger. Und wir haben bis zum 15.6.2006 717 Fälle, und es ist damit zu rechnen, dass im heurigen Jahr diese Fälle weniger werden. - Ich weiß nicht, wo Sie Ihre Informationen formell her haben. Hätten Sie ordnungsgemäß recherchiert - das ist öffentlich zugänglich -, dann hätten Sie auch diese Unterlagen und Informationen bekommen. 

Meine Damen und Herren! Es wurde hier auch ganz kurz erwähnt... (Zwischenruf von Abg Ingrid Korosec. – Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist ein Skandal!) – ein Skandal sind Sie, Herr Klubobmann, wenn Sie hier mit unseriösen Behauptungen von Ihrer Seite, von Ihrer Fraktion, und mit Rechnungshofsberichten, die noch gar nicht veröffentlicht sind, versuchen, politisches Kleingeld einzulösen. (Abg Dr Matthias Tschirf: Ihre... ist doch peinlich!)

Meine Damen und Herren! Wenn hier gesagt wird, man ist mit einer bestimmten Institution nicht zufrieden, dann muss man dazusagen: Es gibt immer Verbesserungsmöglichkeiten! (Abg Ingrid Korosec: 48 000...!) Und wir werden diesbezüglich unsere Verantwortung sehr ernst nehmen, und wenn hier etwas zutage tritt, was verbessert werden soll, dann können Sie wirklich von meiner Seite her die Zusicherung haben - und unsere Stadträtin ist da ebenfalls dazu bereit -, dass wir das auch verbessern und verändern werden. (Abg Ingrid Korosec: Warum machen Sie es dann nicht?) 

Nur, meine Damen und Herren: Ein Gradzähler dafür, wie gut die Spitäler sind und auch die Hera ist, ist eine Patientenbefragung, was die Zufriedenheit anbelangt, und ich möchte darauf verweisen, dass Ihre Kollegen, die auch im Vorstand sitzen, diese Befragung zum 100-Jahres-Jubiläum auch bekommen haben. Es wurde vom Marktforschungsinstitut Triconsult eine breite Befragung durchgeführt, und bei dieser kam eines ganz eindeutig heraus: 96 Prozent der stationär behandelten Patienten gaben der Hera die Noten Eins und Zwei. - Ich meine, was wollen Sie diesbezüglich noch mehr haben? Die Leute sind diesbezüglich zufrieden!

Und wenn Sie jetzt hier sagen, das ist nicht die Hera, sondern das sind die anderen Wiener Spitäler, was die Auslastung anbelangt, dann brauchen Sie sich nur den ersten Quartalsbericht 2006 herzunehmen, Frau Kollegin, darin stehen die Prozentziffern: Anästhesie 87,3 Pro-
zent, Augenheilkunde 71,3, Chirurgie 87,5, Frauenheilkunde 80,3 und so weiter. Ich glaube, das spricht für sich! Sie müssen nur lesen lernen, Frau ehemalige Volksanwältin!

In diesem Sinne glaube ich, wir sind auf gutem Weg, und ich darf noch einmal sagen: Wenn festgestellt wird, dass irgendwo etwas nicht passt, dann werden die Sozialdemokraten in dieser Stadtverwaltung natürlich dafür sorgen, dass man dort auch Maßnahmen setzt. (Abg Dr Matthias Tschirf: Warum ist es seit fünf Jahren nicht geschehen?)

Aber ich darf Ihnen noch einmal sagen: Nicht mit Rohberichten kommen, zu denen es nicht einmal noch eine Stellungnahme gibt! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster hat sich Herr Abg David Lasar zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Sie, Frau StRin Brauner, faszinieren mich einfach! (Abg Anica Matzka-Dojder: Das ist gut so!) Sie können, wie man zum Beispiel gestern in der Fragestunde sehen konnte, sehr persönlich untergriffig werden - was bei Ihnen natürlich wieder einmal auf eine gewisse Nervosität schließen lässt. Und Sie sind ein Meister darin (Abg Anica Matzka-Dojder: Eine Meisterin!) – ja -, politische Seifenblasen loszulassen: Sie stellten sich mit Herrn Finanzstadtrat Rieder medienwirksam hin und verkündeten einen Pakt zwischen der Stadt Wien und dem Krankenanstaltenverbund. Und für die Jahre 2006 bis 2009 sei geplant, größere Finanzmittel von städtischer Seite für den Spitals- und Pflegebereich zur Verfügung zu stellen, wobei diese Mittel für große Investitionen verwendet werden sollten. - Tatsächlich werden damit aber in erster Linie lediglich einmal längst überfällige Renovierungen vorgenommen, die Sie uns nicht als "Investitionen" verkaufen können, bitte! Ich sage Ihnen, was Investitionen nämlich sind: "Investitionen" bedeutet eine langfristige Anlage von Kapital in Sachgütern. - Was Sie betreiben, ist vielmehr das kurzfristige Umschichten in längst überfällige Modernisierungen und in längst überfällige Umbauten. Da wird zum Beispiel das Preyer'sche Kinderspital ins Kaiser-Franz-Josef-Spital verlegt. (Abg Erika Stubenvoll: Das ist ja sinnvoll!) Kostenpunkt: 75 Millionen EUR. Die veraltete Krankenanstalt Rudolfstiftung wird renoviert, wofür 56 Millionen EUR vorgesehen sind. (Abg Erika Stubenvoll: Gott sei Dank!) Das ist zwar sehr gut, aber, bitte, das ist keine Investition für die Zukunft! (Abg Erika Stubenvoll: Sondern was?) Das ist ein Umbau, bitte! (Abg Erika Stubenvoll: Aber zur Verbesserung für die Patienten!) Wenn Sie nicht unterscheiden können zwischen einem Umbau und einer Investition! (Abg Christian Oxonitsch: Und was ist ein Umbau?) Nun, es ist nicht eine Investition "in die Zukunft" (Abg Christian Oxonitsch: Na, was dann?); das sollte ja immer geschehen, bitte! (Abg Christian Oxonitsch: Gehen Sie einmal weg von dem Konzept!) 

Das Otto-Wagner-Spital zum Beispiel wird für knapp 13 Millionen EUR saniert. 10 Millionen EUR werden für neue technische Geräte veranschlagt; Renovierungen, Adaptierungen - aber das sind keine wirklichen Investitionen, wie man sie erwarten müsste! (Ironische Heiterkeit bei Abg Erika Stubenvoll.) Investitionen wären zum Beispiel - und jetzt hören Sie zu, jetzt wird es interessant für Sie, denn jetzt können Sie einmal etwas lernen! (Abg Christian Oxonitsch: Jetzt bin ich gespannt!) - die Schaffung von Krankenanstalten in jenen Bezirksteilen Wiens, wo sich Stadtentwicklungsgebiete befinden und wo sich die Bevölkerung im Gegensatz zu den jetzigen Standorten stark entwickelt hat! (Abg Christian Oxonitsch: Haben Sie in den letzten zwei Jahren hier aufgepasst?) – Heute karrt man einfach die Patienten quer durch Wien. So schaut es aus! (Abg Christian Oxonitsch: Entschuldigung: Haben Sie irgendwie die Entwicklung mitbekommen?) 
Die einzige wirkliche Initiative, die Sie in letzter Zeit setzten - und da sage ich, das ist eine gute Sache -, ist die Ankündigung eines SMZ-Nord in Floridsdorf. Aber, bitte, das soll 2011 eröffnet oder fertig gestellt werden! (Abg Erika Stubenvoll: Das muss auch gebaut werden!) Aber, bitte, da sind Sie wieder einmal Jahrzehnte zu spät dran, denn Sie hätten sich doch schon längst einmal die Bevölkerungsentwicklung dort anschauen sollen! (Abg Erika Stubenvoll: Wir haben ja ein Spital in Floridsdorf!) - Das ist Ihre Politik! Sie verschlafen hier alles! (Beifall bei der FPÖ. – Abg Kurt Wagner: Sie haben die Bevölkerungsentwicklung vorausgesehen! Das wissen Sie seit 10 oder 20 Jahren!) – Na ja, vielleicht ein bisserl mehr als Sie, wissen Sie. - Aber bitte. Lassen Sie mich fortfahren, denn ich habe leider nur mehr zwei Minuten Redezeit.

Nicht nur die bloßen Ankündigungen sind das, was hier nicht umgesetzt wird, denn Sie haben ja schließlich auch die Mittel gekürzt. Und das laufende Defizit des Krankenanstaltenverbundes ist im Jahr 2005 auch explodiert. Mit über 650 Millionen EUR waren für die Deckung des Defizits unserer Spitäler überhaupt mehr Mittel erforderlich als je zuvor, bitte! Das ist eine Steigerung ihres Defizits in der Höhe von 103 Millionen EUR gegenüber 2004! (Abg Christian Oxonitsch: Jetzt haben wir zwei Tage lang den Rechnungsabschluss diskutiert, und Sie reden von einer Mittelkürzung?!) Ja, Sie sollten wirklich einmal Ihren eigenen Rechnungsabschluss lesen!

Dazu kommen Missstände im Belegs- und Betreuungsmanagement der Krankenanstalten und Geriatriezentren, die die Lage weiter verschärfen. 16 Kontroll-
amtsberichte zur Lage des Gesundheits- und Sozialwesens in Wien liegen vor, und diese bestätigen Ihre Gesundheitspolitik - Ihre falsche Gesundheitspolitik!

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Bitte zum Schluss zu kommen!

Abg David Lasar (fortsetzend): Ja, danke. - Vor allem ältere Menschen, die zwar pflegebedürftig sind, aber nicht mehr im Krankenhaus sein müssen, bleiben durchschnittlich 64 Tage in einem Spitalsbett liegen, und das kostet nur Geld.

Damit komme ich schon zum Schluss: Zum Stichtag des Prüfberichts 1. Juli 2005 warteten 252 ältere Menschen in Wiener Spitalsbetten auf einen Pflegeheimplatz.

Ich sage Ihnen: Die Stadt Wien und Sie, Frau Landesrätin Brauner, sind hier sehr säumig! Seien Sie in Zukunft weniger untergriffig, sondern machen Sie lieber einmal eine gute Gesundheitspolitik! Das kann ich Ihnen von hier aus anraten. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr Abg Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm. 

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich beginne mit einem Lob: Wenn man in Wien krank wird, kann man tatsächlich in ein Spital gehen und muss sich nicht fürchten. In der Regel wird man gut behandelt. - Das ist aber schon fast das Ende des Lobes, denn ich glaube, dass es nicht alles sein kann, dass man sich als Patient oder als Patientin nur nicht fürchten muss, weil es oft genug gerade aus der Sicht der Patienten und Patientinnen dann darum gehen würde, die ohnedies schon unangenehme Situation bestmöglich zu gestalten. 

Diesbezüglich ist es aber nach wie vor - und das hat sich in den letzten Jahren nicht geändert -, je nachdem, welche Operation man vor sich hat, notwendig, Wochen bis Monate zu warten. Es ist die Situation nach wie vor so - und ich hoffe, dass das niemandem von uns passiert -, wenn man einmal einen Unfall hat und auf die Notfallchirurgie kommt, dass es sein könnte - ich wünsche das niemandem -, dass man von einem Arzt oder einer Ärztin operiert wird, der/die gerade 36 Stunden hintereinander Dienst gemacht hat. Da muss man sich dann nämlich langsam doch zu fürchten beginnen! - Ich sage aber gleich dazu: Das ist nicht alles die Stadt Wien!

Gesundheitspolitik – ich sage das hier auch deshalb, weil dieses Thema immer wieder quer durch alle Medien geistert - ist ein Zusammenspiel von Bundespolitik und Landespolitik. Ich hoffe, darin sind wir uns alle einig. Und da habe ich das Gefühl, dass in den letzten Jahren tatsächlich vor allem der Einsparungsgedanke regiert und nicht der Gedanke: Wie schafft man für Patienten und Patientinnen in der Gesundheitspolitik beziehungsweise für pflegebedürftige Menschen in der Pflege die bestmögliche Unterstützung, Hilfeleistung und Versorgung? - Das ist der zentrale Kritikpunkt.

An einem Beispiel, an einem klitzekleinen Beispiel möchte ich dokumentieren, wie sich das für mich in den letzten 6 Jahren oder 5 Jahren – seit ich eben im Wiener Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds drinnen gesessen bin und jetzt in der Wiener Landesgesundheitsplattform - dargestellt hat.

Einer der ersten Punkte, als ich im Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds drinnen saß, war, mir anzusehen: Wie werden die finanziellen Mittel für die ambulanten Leistungen aufgeteilt? - Ich las in den Unterlagen, dass es einen Aufteilungsschlüssel gibt, der, glaube ich, aus dem Jahre 1978 stammt, wenn ich es richtig im Kopf habe, und ich fragte nur ganz sanft nach: Entschuldigung, haben sich nicht die Ambulanzleistungen in den einzelnen Abteilungen verändert? – Ich bekam als Antwort: O ja! – Da sagte ich, in meinem ersten Jahr als Gemeinderat damals: Na ja, und schließen wir daraus nicht, dass wir vielleicht den Ambulanzschlüssel anpassen sollten? – Die Antwort war: O ja; wir warten darauf, dass uns der Bund erklärt, wie wir das berechnen sollen! (Heiterkeit bei Abg Dr Matthias Tschirf.) - Das ist die Kurzfassung dessen. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist aber nicht schlecht!) Und das hat sich durch fünf Jahre hindurch wiederholt, und es werden noch immer die Ambulanzgelder ganz genau so verteilt wie vor fünf Jahren!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nichts dokumentiert deutlicher den Stillstand in der Gesundheitspolitik. Genau deshalb glauben wir, dass es notwendig ist, dass sowohl auf Bundesebene als auch auf Landesebene wirklich einmal die zentralen Bedürfnisse der Menschen in den Vordergrund gerückt werden und dass man wirklich versucht, zunächst einmal mit den vorhandenen finanziellen Mitteln auszukommen – und ich sage gleich vorweg: Ich gehöre nicht zu denjenigen, die sagen, wir müssen im Gesundheitsbereich sparen, überhaupt nicht! Aber wir müssen die Mittel effizient einsetzen; effizient im Sinne der Patienten und Patientinnen und auch sinnvoll, was Arbeitszeiten betrifft und was die Beschäftigten betrifft. Na selbstverständlich! - Das sind Punkte, die angegangen gehören, und da muss man sich natürlich dort, wo tatsächlich Geld verschwendet wird, trauen, einen Schlussstrich zu ziehen. Und man muss die Entwicklungen im Gesundheits- und im Pflegebereich wirklich permanent weiterverfolgen und diesbezüglich reagieren.

Ich bringe noch ein Beispiel aus meinem persönlichen Bereich - und das, glaube ich, sind diese Kleinigkeiten, die man leicht ändern könnte -: Als meine Großmutter im Alter von 87 Jahren im Spital lag, war das Schlimmste für sie, dass jeden zweiten Tag neben ihr jemand gestorben ist. - Das sind Dinge, die man relativ leicht ändern kann durch ein anderes Belagsmanagement, die man leicht ändern kann, indem man beginnt, tatsächlich auf die Bedürfnisse der Menschen besser zu reagieren. 

Das wünsche ich mir für das Gesundheitssystem. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Praniess-Kastner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Meiner Kollegin Ingrid Korosec haben Sie den Kontrollamtsbericht bis dato nicht geglaubt. Ich habe hier den Bericht mit und werde dann gerne daraus zitieren. (Abg Godwin Schuster: Nein, es ging nur um den Rechnungshofbericht!) Wenn Sie dann Zwischenrufe haben, dann werde ich jeweils die passende Seite aufschlagen und Ihnen daraus vorlesen. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Marianne Klicka: Sie können ihn nicht haben, denn es gibt ihn noch nicht!)
Der Wiener Krankenanstaltenplan sollte sich am realen und auch demographisch bestimmten Bedarf orientieren. Seit 2003 haben wir die Vorgaben bereits auf dem Tisch liegen: Festgestellt wird die Notwendigkeit des Abbaus von Akutbetten - das ist bis dato noch nicht passiert (Abg Erika Stubenvoll: Wer sagt das? – Abg Godwin Schuster: Wer sagt das? Sie hätten der Frau Kollegin zuhören sollen, dass abgebaut wurde!) -, und im Gegenzug dazu sollte es zu einer Aufstockung bei den geriatrischen Betten kommen. 

Laut Wiener Krankenanstaltenplan sollte es derzeit in Wien 457 Betten in akutgeriatrischen Abteilungen geben, aber: Tatsächlich gibt es 333 Betten. Das sind nach meiner Rechnung - ich denke, Sie werden mir zustimmen - 124 Betten weniger als vereinbart. Und statt der angekündigten 14 Akutgeriatrien gibt es in Wien gerade acht davon. Hier schließt sich wieder der Kreis: Das Nichteinhalten des Wiener Krankenanstaltenplans erhöht die Zahl der Procuratio-Patienten in der internen Abteilung, und damit kommt es zu einer Fehlbelegung der Spitalsbetten, und das bedingt Gangbetten. (Abg Kurt Wagner: ...die Procuratio-Fälle? Ich hab' Ihnen das schon gesagt: Das gibt's nicht! – Abg Godwin Schuster: Das ist total falsch!) Und Gangbetten – darin, denke ich, sind wir uns alle einig, und das haben auch meine Vorredner von den GRÜNEN festgestellt - sind nicht nur teuer, sondern auch höchst unmenschlich! (Beifall bei der ÖVP. – Abg Kurt Wagner: Die Procuratio-Fälle steigen nicht!) 
Hier besteht Handlungsbedarf, und zwar sofort! Und nicht nur hier besteht Handlungsbedarf, im KAV, sondern auch beim Sanierungsfall Hera. Meine Kollegin Ingrid Korosec hat schon darauf hingewiesen, wie die Verköstigung der Patienten ist (Abg Godwin Schuster: Woher haben Sie den Rechnungshofbericht?), und Herr Kollege Wagner hat darauf gekontert, die Zufriedenheit der PatientInnen wird bei Umfragen mit "Eins" und "Zwei" bewertet. Ich kann Ihnen auch sagen, weshalb die Zufriedenheit wahrscheinlich sehr hoch ist - das glaube ich Ihnen auch -: Weil, so glaube ich, das Personal in der Hera sehr, sehr motiviert sein wird, denn der Personalschlüssel in der Hera liegt nämlich deutlich über dem des KAV. (Abg Kurt Wagner: Das wünschen Sie aber eh immer, dass der höher gesetzt wird! Da müssten Sie doch damit zufrieden sein!) Und das Personal ist wahrscheinlich auch deshalb hoch motiviert, weil in der Hera viel, viel weniger Patienten behandelt werden als in vergleichbaren KAV-Spitälern und weil auch die durchschnittlichen Gehälter wesentlich höher sind. Fachärzte erhalten im Schnitt 5 080 EUR, das ist um 18 Prozent mehr als im KAV. Oberärzte verdienen 6 443 EUR, das ist um 20 Prozent mehr als im KAV. (Abg Godwin Schuster: Wo ist denn die Grundlage dieser Information?) Aber auch mit Zulagen wird in der Hera nicht gegeizt. - Ich glaube schon, dass es für Sie unangenehm ist, wenn Sie sich das jetzt anhören. (Abg Godwin Schuster: Nein, ich will nur die Grundlage wissen!) Aber lassen Sie es mich sagen, bitte; Sie können sich ja dann noch zu Wort melden. (Abg Kurt Wagner: Haben Sie das auch aus dem Rechnungshofbericht?) Bitte, Herr Wagner? (Abg Godwin Schuster: Ich bin wegen einer solchen Sache einmal angezeigt worden! Mich haben sie angezeigt einmal! Wirklich!)
Und: In der Hera zu arbeiten, ist auch für das Pflegepersonal attraktiv! Und: Die großzügige Verköstigung der PatientInnen führt wahrscheinlich auch zu einer hohen Zufriedenheit, wie Sie an… (Abg Kurt Wagner: Sagen Sie mir die Zahlen, damit ich sie mitschreiben kann!) - Sie können es ja dann nachlesen, es wird ja mitstenographiert, mitprotokolliert. (Abg Kurt Wagner: Ich lass' mir dann eh das Protokoll ausdrucken!) Ja, gut.
Machen Sie einen ordentlichen Schritt in Richtung Zukunft - nicht nur Zusagen, wie Sie sie bereits seit 2001 angekündigt haben!

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Noch eine Minute!

Abg Karin Praniess-Kastner (fortsetzend): Schließen Sie stationäre Abteilungen (Abg Kurt Wagner: Sagen Sie mir noch ein paar Zahlen!), und kommen Sie den Vorschlägen und Forderungen der Opposition nach! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als letzte Rednerin der Aktuellen Stunde ist Frau Präsidentin Erika Stubenvoll genannt. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Im Unterschied zu Herrn Dipl Ing Margulies fürchte ich mich überhaupt nicht, in ein öffentliches Spital zu gehen, und ich fürchte mich auch nicht, in die Hera zu gehen. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: ...das hab' ich gesagt! – Abg Dr Sigrid Pilz: Passen Sie auf!) Ich war vor einigen Jahren in der Hera und habe mir dort eine neue Hüfte machen lassen, und ich kann nur bestätigen - ich bin nicht als Patientin befragt worden, aber ich kann es hier sagen -, dass sowohl der chirurgische Eingriff als auch die Pflege exzellent waren. (Abg Kurth-Bodo Blind: Als Landtagspräsidentin...!) - Und ich war keine Privatpatientin! (Ironische Heiterkeit bei Abgeordneten der FPÖ.)
Frau StRin Wehsely hat schon vor einiger Zeit in einer Presseaussendung gesagt, dass natürlich alle Kritikpunkte, die ja schon im Kontrollamtsbericht aufgegriffen wurden - ich beziehe mich nicht auf den noch nicht veröffentlichten Rechnungshofbericht -, zur Kenntnis genommen werden und dass versucht wird, eine Veränderung herbeizuführen. Es gibt ja seit kürzerer Zeit auch eine neue ärztliche Direktion im Sanatorium Hera, die sehr bemüht ist, Reformen zu machen, und ich möchte nur einige davon nennen: Es wird ein Management-Informationssystem ausgebaut, es wird ein Organisationskonzept für die Auslastung der OPs ausgearbeitet, das schon sehr weit fortgeschritten ist, und natürlich wird man sich auch überlegen, bei der Personalausstattung eine Anpassung vorzunehmen. Und ich denke, das ist ein gutes Zeichen, und ich möchte eigentlich nicht - und ich glaube, es ist auch nicht im Sinne der Mitglieder der KFA -, dass hier sozusagen eine Geriatrie-Dependance oder eine Palliativstation errichtet wird, weil es noch immer sozusagen auch ein Service für die Mitglieder der KFA ist, dass sie hier in die Ambulanzen gehen können, wo eine sehr gute Betreuung erfolgt und eine hohe Zufriedenheit der Patienten gegeben ist und auch die Auslastung ständig im Steigen begriffen ist. Gehen Sie einmal in der Früh um 7 Uhr in die Hera, in die orthopädische Ambulanz, und Sie werden sehen, wie viele Menschen dort sind, und vor allem auch in der Augenabteilung!

Man wird sich überlegen müssen, ob man noch schwerpunktmäßig einige dieser Kompetenzen, die die Hera hat, ausbaut und andere vielleicht weglässt, aber das kann man durchaus diskutieren, und es wird auch im Leistungsbericht 2002 bis 2005 schon angedeutet. (Abg Dr Matthias Tschirf: Handeln! Handeln! – Ruf bei der ÖVP: Nicht "diskutieren"!) - Sicher, wir handeln ja auch, sonst wären ja nicht einige Reformen schon in Angriff genommen worden. 

Und wir sind natürlich auch bemüht, die Auslastung zu erhöhen, durch verschiedene Werbemaßnahmen die Mitglieder darauf aufmerksam zu machen, welche Leistungen das Sanatorium Hera bietet. Es haben sicher auch all jene von Ihnen, die im Vorstand sind, diese Broschüre erhalten, in der sehr genau aufgelistet ist, welche Schwerpunkte die Hera hat, und die zukünftigen Schwerpunkte werden auch beim Ausbau der internen Station liegen, mit den Schwerpunkten Diabetes - was sicher sehr notwendig ist -, Rheumatologie und degenerative Gelenkserkrankungen. Diese Station wird Anfang Oktober in Betrieb genommen. - Also wir handeln! Sie sehen, wir handeln! - Es ist natürlich durch dieses neue Angebot auch mit einer weiteren Steigerung der Auslastung zu rechnen.

Was heute Herr Kollege Lasar hier geboten hat, hat mich einigermaßen zum Lachen gebracht, denn wenn ein Umbau und eine Adaptierung keine Investitionen sind, was sollte es dann sonst sein? Und ich denke, gerade da ist das Geld sinnvoll eingesetzt: Um die Qualität zu heben, um ein Spital sozusagen auch menschlicher, patientenfreundlicher zu machen. Und das ist auch im Sinne unserer StRin Brauner, eben eine sehr gute, effiziente Gesundheitspolitik für die Menschen in Wien zu machen.

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Ich bitte, zum Schluss zu kommen! 

Abg Erika Stubenvoll (fortsetzend): Ich kann nur sagen, die Attraktivität des Sanatoriums Hera ist bei den Mitgliedern vorhanden, und diese Patientenbefragung hat das sehr genau gezeigt. Die Anpassung an die Erfordernisse der Zeit wurde in Angriff genommen, speziell auch durch die neue ärztliche Leitung, und es wird Schwerpunktverschiebungen auch beim Spektrum im ambulanten Angebot geben. 

Die Hera, kann man sagen, ist insgesamt ein Fachärztezentrum mit hoher Qualität, und diese wird auch weiter ausgebaut. Und man muss vor allem immer wieder auch auf den Vorteil für die Mitglieder hinweisen, dass sie über die ambulante Behandlung hier dann auch in den stationären Bereich aufgenommen werden können, sodass eine Kontinuität in der Behandlung gewährleistet ist.

Sie sehen also, meine Damen und Herren, dass die Wiener Stadtregierung und auch die Präsidentin der KFA hier durchaus handlungsfähig und auch handlungsbereit sind und dass sehr schnell und effizient Reformen in Angriff genommen werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. - Damit ist die Aktuelle Stunde beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass drei schriftliche Anfragen von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus eingelangt sind.

Von den Abgen Heinz-Christian Strache und Mag Harald Stefan wurde eine Anfrage an den Herrn Landeshauptmann betreffend rechtswidrige Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft an ein mutmaßliches Mitglied der organisierten Kriminalität gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Abgeordneten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung dieser Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Landtagssitzung zur tagesordnungsgemäßen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen werden. 

Des Weiteren wurde von den Abgen Dr Sigrid Pilz und Mag Waltraut Antonov eine Dringliche Anfrage an den Herrn Landeshauptmann betreffend Gesetz zur Einrichtung einer Wiener Patienten- und Pflegeanwaltschaft gerichtet. 

Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde ebenfalls von der notwendigen Anzahl von Abgeordneten unterzeichnet. Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der zweiten Dringlichen Anfrage vor dem endgültigen Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen.

Vor Sitzungsbeginn ist von Abgeordneten des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien ein Antrag eingelangt. Den Fraktionen wurde der Antrag schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisung erfolgt wie beantragt.

Die Abgen Dr Stürzenbecher und Schubert haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes – WW-
FSG 1989 – eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zu.

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor:

Die Postnummern 4, 10, 1, 2, 3, 5, 6, 7, 8, 9 und 11 werden in der genannten Reihenfolge verhandelt.

Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. Ich werde daher so vorgehen.

Die Postnummer 4 der Tagesordnung betrifft den Naturschutzbericht 2004 an den Wiener Landtag.

Ich bitte nunmehr die Berichterstatterin, Frau Amtsf StRin Mag Ulli Sima, die Verhandlung einzuleiten. – Bitte sehr.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu dem vorliegenden Poststück.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Herr Abg Blind zu Wort gemeldet. – Ich erteile es ihm.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Landtagspräsidentin! Frau Stadträtin!

Bevor ich in die Diskussion eintrete, möchte ich mich hier durchaus bei Abg Hundstorfer entschuldigen. Ich habe es schon einigen Abgeordneten gesagt: Es tut mir Leid, dass er sich durch eine missverständliche Patt-Stellung gekränkt gefühlt hat. Ich habe ihn politisch korrigiert oder kritisiert, was für mich eine Selbstverständlichkeit ist, aber persönlich kränken wollte ich ihn nicht, und das stelle ich hier auch fest.

Frau Landtagspräsidentin! Ich habe gehört, dass Sie einen Beweis bringen wollten, dass Sie in den Spitälern der Stadt Wien gut behandelt worden sind. Ich meine, wenn man die Frau Landtagspräsidentin dort nicht als Landtagspräsidentin kennen würde…

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Herr Abgeordneter! Ich bitte Sie, zum Naturschutzbericht zu reden!

Abg Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Ich komme schon dazu!

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Das hat jetzt hier mit dem Tagesordnungspunkt nichts zu tun!

Abg Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Ja, aber das war so trefflich!

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Sie fangen schon wieder an!

Abg Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Ich mache es trotzdem! (Zwischenruf von Abg Marianne Klicka.) Wenn eine Landtagspräsidentin dort nicht gut behandelt wird, wer denn sonst? Ich meine, das ist kein Beweis für die exklusive Behandlung! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Ich kann Ihnen auch zahlreiche andere Patienten nennen. Dennoch bitte ich Sie, jetzt zur Sache zu kommen! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Abg Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Ich höre Sie nicht so gut!

Wie gesagt: Das ist kein Beweis, und das möchte ich schon einmal feststellen. Ich lasse mir auch im Landtag nicht auf Punkt und Beistrich vorschreiben, ob ich beim Thema bin oder nicht! (Abg Christian Oxonitsch: Reden Sie zum Naturschutz!)
Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Wir haben eine Geschäftsordnung.

Abg Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Ja, das weiß ich! Aber eine Bemerkung daneben wird man doch noch machen dürfen! Man muss doch nicht all das 100-prozentig einhalten! (Rufe bei der SPÖ: Zur Sache!) Ich komme ohnedies gleich dazu. (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Ulli Sima) 

Frau Stadträtin! Ich habe mir heute vorgenommen, Sie zu loben! Und damit bin ich schon beim Naturschutzbericht, den wir diesmal loben werden. Ich bin der Meinung, dass er in Summe positiv ausgefallen ist. Mehr kann man von der Opposition ja wirklich nicht verlangen!

In Punkt 4.2 betreffend die Neuerlassung von Verordnungen steht, dass Teile des 14. Wiener Gemeindebezirkes und des 16. Wiener Gemeindebezirkes zum Landschaftsschutzgebiet erklärt wurden. – Das ist positiv, da wir wissen, dass das Landschaftsschutzgebiet den Grundstock für einen Biosphärenpark Wienerwald darstellt. Daher loben wir in diesem Punkt den Naturschutzbericht einmal partiell.

Kommen wir zu Punkt 12.4 betreffend die Wiener Naturwacht: Da steht etwas, was wir an diesem Bericht bekritteln – ich zitiere: „Mitglieder der Wiener Naturwacht leisten wertvolle intensive Aufklärungsarbeit gegenüber jenen MitbürgerInnen, welche in Unkenntnis die Gesetze übertreten.“ – Es freut mich natürlich, dass die Stadt Wien jetzt auch mit der Wiener Naturwacht Frieden geschlossen hat, diese jetzt positiv bewertet wird und dass die Stadt Wien die Naturwacht nachgeschult hat. Das war der richtige Weg, anstatt die Wiener Naturwacht, wie es die GRÜNEN immer wieder verlangt haben, abzuschaffen! Aber die GRÜNEN sind natürlich gegen jede Ordnung. Sie glauben, Sie haben alles, was mit der Natur zu tun hat, gepachtet und wollten natürlich die Naturwacht, die dort für Ordnung sorgt, am liebsten abgeschafft wissen. (Zwischenruf von Abg Dipl Ing Martin Margulies.) Wir haben das ohnedies dieser Tage gehört, aber die Stadt Wien ist in meinen Augen den besseren Weg gegangen und hat engagierte Mitbürger durchaus so weit nachgeschult, dass die dort für Ordnung sorgen können.

Nun ein bisschen Kritik, diesmal nicht an der Landtagspräsidentin, sondern am Bericht. Schauen wir uns einmal den Text an! Vielleicht kann sich die Frau Stadtrat meiner Kritik anschließen und korrigiert im nächsten Jahr den Bericht. Ich konnte nämlich feststellen, dass Passagen aus den Naturschutzbericht, die ich voriges Jahr kritisiert habe, in diesem Bericht nicht mehr enthalten sind, wobei ich nicht weiß, ob die Verhältnisse besser geworden sind. – Aber kommen wir einmal zum Text.

Jetzt schaue ich noch, ob Prof Kopietz da ist. – Nein, leider nicht, also kann er uns auch nicht helfen, aber dafür brauchen wir einen Professor, das ist ganz klar! – Auf Seite 61 in Punkt 14.4 heißt es betreffend Wienerwaldbäche: „Entwicklung eines stressorbezogenen multimetrischen Index zur Bewertung von strukturmorphologischen Defiziten an Wiener Flyschgewässern". – Also wenn Sie mich fragen… (Zwischenruf von Abg Mag Rüdiger Maresch.) Ich weiß! Ich frage nicht Sie! Ich frage die Frau Stadtrat, ob man das nicht ein bisschen besser ausdrücken könnte, dann könnte man es vielleicht leichter lesen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Klar! Sie wollen mehr deutsche Wörter!) Apropos deutsche Wörter: Jetzt werden Sie wieder mit dem Schäferhund kommen! Das kenne ich alles! Ich will mich mit Ihnen darauf jetzt nicht einlassen. (Zwischenruf von Abg Dipl Ing Martin Margulies.) Ich bin jetzt beim Naturschutzbericht.

Wer kann mir sagen, was die "Entwicklung eines stressorbezogenen multimetrischen Index zur Bewertung von strukturmorphologischen Defiziten an Wiener Flysch-
gewässern" ist? (Abg Dr Wolfgang Aigner: Der Telefon-Joker! – Heiterkeit bei der ÖVP.) Wer das weiß, soll es mir sagen, ich weiß es nicht! Schade, dass Prof Kopietz nicht da ist, er hätte mir das vielleicht erklären können! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Damit das kein Einzelerlebnis bleibt, schlagen wir Seite 62 auf. Da geht es um die Untersuchung von Lainzerbach, Hainbach, Alsbach und so weiter, und da steht: „Es zeigt sich, dass der ’Modul 1’ bei drei Stellen mit extremen strukturmorphologischen Defiziten nur bedingte Aussagen liefert, und die klassische saprobiologische Bewertung in diesen Bereichen nicht auswertbare Ergebnisse liefert." – Ich muss sagen: Wer das weiß, der soll sich melden! Für mich ist das die Millionenfrage bei Günther Jauch! Anders kann man das nicht bewerten! Vielleicht kann mir das jemand erklären, ich konnte es nicht wirklich erraten! Daher meine Forderung: Wir brauchen natürlich für das Lesen solcher Umweltberichte durchaus kundige Beamte, die uns das ausdeutschen können. Ich kann mit diesen Ausdrücken nichts anfangen. (Zwischenruf von Abg Dipl Ing Martin Margulies.) Ein bisschen Kritik wird wohl erlaubt sein, ich bringe sie diesmal ohnedies ganz zart!

Auf Seite 70 geht es um die Nationalpark-Aufsicht. Da ist zu lesen, dass es jetzt schon mehr als 600 000 Besucher gibt. Die Frau Stadträtin hat auch schon gesagt, dass es jetzt bereits 650 000 Besucher im Nationalpark Donauauen gibt, und zwar im Wiener Teil. Da gibt es die Wurzelstation, das Lobau Museum, Spitzhütten und so weiter. Das heißt, die SPÖ lobt, dass es im Nationalpark eben Sensationen wie diese Wurzelstationen, Bootsfahrten, Führungen und so weiter gibt. Und jetzt gibt es sogar ein Nationalparkhaus Lobau.

Ich bin der Meinung, dass diese Einrichtungen im Einzelnen – wie man auf Wienerisch sagen darf – wirklich klass sind! All das ist gut für die Besucher, aber wir müssen auch Neues für die Natur tun, sonst verkommt dieser Nationalpark zu einem behübschten Disneyland!

Dieser Nationalpark im Wiener Teil der Lobau ist unheimlich klein. Und jetzt möchte ich nochmals zitieren. Da heißt es nämlich, dass der Krüger-Nationalpark in Südafrika überhaupt nur von 1 Million Besuchern im Jahr besucht werden darf. Allerdings ist der Krüger-Natio-
nalpark 20 000 km² groß, und unser Wiener Teil des Nationalparks in der Lobau ist halt nur 23 km² groß! Rechnen wir das aus: Bei 20 000 km² und 1 Million Besucher kommen wir beim Krüger-Nationalpark auf 50 Be-
sucher pro Quadratkilometer, bei uns kommt man mit 23 km² und 650 000 Besuchern ungefähr auf 28 000 Be-
sucher pro Quadratkilometer. Und in Anbetracht dessen überlegen wir halt, dass wir auch etwas Neues für die Lobau und für den Nationalpark insgesamt tun müssen, und zwar auch im niederösterreichischen Teil. An dieser Nationalparkgesellschaft sind ja Wien, Niederösterreich und der Bund beteiligt.

Der Rechnungshof empfiehlt dringend, den Nationalpark zu erweitern. Die SPÖ fordert im Interesse der Natur und auch der Besucher des Nationalparks, dass dieser Nationalpark um mögliche Flächen erweitert wird, damit die Natur dort auch wieder gewisse Chancen hat. Im Hinblick darauf bitte ich die Frau Stadtrat: Überprüfen Sie diese Empfehlung des Rechnungshofes, und schauen Sie, dass Erweiterungsflächen in den Nationalpark Lobau aufgenommen werden! Es stehen ja durchaus Flächen zur Verfügung.

Wie dilettantisch Wien mit dem Nationalpark umgeht, kann ich an kleinen Beispielen illustrieren. Im Unterschied zu Niederösterreich gibt es im Wiener Teil ein unheimlich dichtes Wegenetz. Im Verhältnis zu den Quadratkilometern ist das Wiener Wegenetz viel dichter als das in Niederösterreich. Zur Sicherheit der Besucher muss neben den Wegen das Totholz weggeschnitten werden, und da bleibt halt für den Nationalpark relativ wenig unberührte Landschaft übrig.

Als über-drüber bezeichnen kann man, dass im Winter der Schnee von den Hauptwegen im Nationalpark Lobau maschinell entfernt wird, und es ist verwunderlich für einen Nationalpark, dass mit Splitt gestreut wird. Das passt irgendwie nicht ganz! Ich bitte daher, dass man dem Nationalpark ein bisschen die Chance gibt, unberührte Natur zu behalten! Prinzipiell sind wir aber der Meinung, dass in dieser Stadt Wien für die Natur und für den Nationalpark durchaus etliches geleistet wurde, und daher stimmen wir diesem Bericht zu. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Chorherr. – Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Auf diesen intellektuellen Hochgenuss, den uns Kollege Blind verschafft hat, möchte ich nicht im Detail eingehen. (Abg Kurth-Bodo Blind: Jetzt wird es tief!) Kollege Maresch wird dann zu dem Tagesordnungspunkt, dem wir zustimmen werden, noch einige Anmerkungen machen. 

Ich möchte diesen Tagesordnungspunkt nutzen, um einen Antrag zu einem Thema einzubringen, das in der Öffentlichkeit nicht ausreichend wahrgenommen wird, nämlich zur signifikanten Verlängerung der Betriebszeit des Atomkraftwerkes Paks. Es ist dies insofern ein wichtiger Schritt, bei dem sich Österreich viel stärker engagieren sollte, als es hier erstmals darum geht, die Laufzeit eines Atomkraftwerkes von 30 auf 50 Jahre zu verlängern. Im Rahmen der EU – und Österreich hat noch die Ratspräsidentschaft – besteht insbesondere durch das Pochen auf internationale Verträge die Möglichkeit, auf Alternativen hinzuweisen. Wir dürfen nie vergessen, dass Kritik an diesen Kraftwerken nicht nur in Österreich besteht, sondern dass es auch in den betroffenen Ländern starke kritische Bewegungen gibt, die durch entsprechendes Handeln von Österreich auch gestärkt werden könnten. Wenn ich mir zum Beispiel anschaue, wie in den osteuropäischen Ländern die Windkraftwerke ausgebaut sind und welche Potentiale an sonstigen erneuerbaren Energieträgern es gibt, dann sind wir gut beraten, hier Schritte zu setzen. 

Wir bringen in allen neun Landtagen einen gleichlautenden Antrag ein, den wir auch hier einbringen. In einem einzigen Punkt haben wir, weil wir höfliche Menschen sind, einem Wunsch der ÖVP Rechnung getragen: Wir haben den Terminus “wir fordern die Bundesregierung und den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft auf“, gegen “wir ersuchen … nachdrücklich“ ausgetauscht, denn an Höflichkeit soll es uns nicht ermangeln, und wenn die ÖVP dann zustimmt und es zu einem einstimmigen Beschluss kommt, dann soll mir das recht sein!

Im Wesentlichen geht es bei dem Antrag darum, Ungarn zu drängen, Transparenz zu halten und die bislang nicht veröffentlichten Unterlagen der Öffentlichkeit in Ungarn, aber auch in den Nachbarstaaten zugänglich zu machen. Es ist auffällig, dass in der Atomindustrie in Deutschland, in der Schweiz, in Amerika, in Ungarn, in der Slowakei oder wo auch immer ziemlich gleich agiert wird: Das Wesentliche daran ist, dass nichts öffentlich bekannt gemacht wird.

Wichtig ist für uns auch, ungarische, österreichische und internationale Umweltorganisationen und auch die entsprechenden EU-Institutionen zu informieren, mit einzubeziehen und nicht zu vernachlässigen. Als ich mir vergangene Woche den Terrorzirkus anlässlich des Besuchs des amerikanischen Präsidenten in Wien angesehen habe, habe ich mich wieder gewundert, wie wenig ausreichend die Terrorgefährdung im Zusammenhang mit Atomkraftwerken in diesem Verfahren berücksichtigt wurde. Da sollte man sich einmal die amerikanische Serie “Twentyfour“ anschauen, in der es in 24 Serien nur darum geht, dass Terroristen mehrere Atomkraftwerke in ihre Hand bekommen. (Abg Kurth-Bodo Blind: Sind Sie für Abfangjäger oder nicht?)

Das entspricht Ihrem Niveau, Herr Blind, dass Sie im Hinblick auf solche Terrorabsichten Abfangjäger als Lösung darstellen! Lesen Sie doch ein paar leicht lesbare Bücher, die es auch zu diesem Thema gibt, dann werden Sie draufkommen, welche Möglichkeiten es gibt, dass Terroristen Atomkraftwerke in ihre Gewalt bekommen, zum Beispiel über Computersteuerungen, und da wären Abfangjäger das Letzte, was wir brauchen!

Lange Rede, kurzer Sinn: Wir wollen diesen Antrag betreffend grenzüberschreitendes UVP-Verfahren beim AKW Paks einbringen. Ich darf den Antrag der Frau Stadträtin in aller Demut überreichen. Wir freuen uns, dass das eine breitere Resonanz mit sich bringt, und danken jetzt schon allen, die im Sinne einer Energiewende nicht nur in Österreich, sondern in ganz Europa zustimmen! – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Parzer. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Zum Naturschutzbericht: Wenn schon in letzter Zeit die Stimme der Umwelt in dieser Stadtregierung etwas leiser geworden ist, so haben wir nun betreffend Naturschutz wenigstens schriftlich einen Bericht, der ökologische Anliegen in der Öffentlichkeit sehr hoch hebt. Wir sprechen daher den Autoren und den Mitarbeitern der MA 22, die sich um die Einhaltung und Sicherung der Wiener Naturlandschaft Verdienste erworben haben, unseren Dank aus!

Ich halte es für nicht positiv, dass es offensichtlich in der MA 22, Naturschutzabteilung, noch immer nicht den vollen vorgesehenen Mitarbeiterstand gibt, der notwendig wäre, um sich wirklich intensiv mit dem Thema Naturschutz beschäftigen zu können.

Die Aufgabe des Naturschutzes wird meiner Meinung nach zu einem Zeitpunkt, zu dem der Sww-Gürtel Wiens immer mehr gefährdet ist, immer wichtiger. Ich muss in diesem Zusammenhang noch einmal über die Vorkommnisse auf der Baumgartner Höhe zu sprechen kommen: In diesem Bericht ist viel vom Baumschutz die Rede. Meine Damen und Herren! Die Rodung einer Forstfläche im Areal der Baumgartner Höhe für die Verwertung von Teilen des Areals für Wohnbauzwecke widerspricht diesem Anliegen jedoch leider zutiefst! Jeder kleine Gartenbesitzer – da weiß ich ein Lied aus unserem Bezirk zu singen! – hat mit hohen Strafen zu rechnen, wenn er sich dafür entscheidet, einen Baum ohne Genehmigung zu fällen. Sie wenden aber leider legistische Tricks an, um gleich 30 Bäume zu beseitigen. Das ist einer Stadtregierung, die behauptet, Wien zur Umweltmusterstadt zu machen, nicht unbedingt würdig! (Beifall bei der ÖVP.) Was sich da auf der Baumgartner Höhe getan hat, zeigt, wie wenig Bedeutung der Umweltschutz oder Naturschutz für Sie eigentlich hat! 

Ich muss an dieser Stelle auch anmerken, dass der Bereich “Biosphärenpark“ in diesem Naturschutzbericht trotz der Bedeutung dieses Themas ein bisschen vergessen wurde. Es kann aber auch Absicht dahinter stecken, weil dieses Thema zur Chefsache erklärt worden ist. (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Ulli Sima.) Leider hat man aber gesehen, Frau Stadträtin, was herauskommt, wenn man die Fachabteilungen allzu früh ausklinkt.

Mit diesen Überlegungen bin ich schon bei der Landwirtschaft, einem wichtigen Bereich, wenn es um den Naturschutz geht. Die Wiener Landwirtschaft versteht sich als Teil einer jahrhundertealten Natur- und Kulturlandschaft und ist sich in diesem Zusammenhang ihrer Verantwortung sehr wohl bewusst. Sie kommt dieser Verantwortung in Form des Vertragsnaturschutzes auch sehr gerne nach, wie zum Beispiel das erfolgreiche Ackerreststreifenprogramm gezeigt hat. Mit diesem Programm verpflichten sich die Landwirte, diese wenigen Flächen zwischen den Feldern zu erhalten beziehungsweise zu vergrößern, damit auf diese Weise Rückzugsräume für Pflanzen und auch für Tiere entstehen. Das Programm ist erfolgreich, und es ist Teil des Vertragsnaturschutzes, den dieser Naturschutzbericht zu Recht als wichtiges Instrument darstellt.

Jetzt stellt sich aber die Frage, warum man bei der Erstellung des Parkgesetzes auf die Verankerung des Vertragsnaturschutzes verzichtet hat. Warum wurde das nicht als verfassungswidrig hingestellt? – Das Ergebnis waren zu Recht aufgebrachte Bauern, die auf Grund des Biosphärenparkgesetzes in der derzeitigen Form sogar die Enteignung zu erwarten haben. 

Bleiben wir bei der Landwirtschaft beziehungsweise bei der Zwangsbeglückung der Landwirtschaft: Biologischer Landbau ist gut und richtig, aber er muss im Gleichschritt mit den Bedürfnissen der Bauern eingeführt werden. Dem entgegen steht die Arbeit des Instituts für biologischen Landbau, das in diesem Bericht auch erwähnt wird. Es wird von der Stadt Wien hoch subventioniert, war haben aber nicht das Gefühl, dass es entsprechend kooperativ gegenüber der Landwirtschaft auftritt. Wir hoffen, dass hier ein Umdenken einsetzt und dass auch die Frau Stadträtin als Subventionsgeber einmal Stellung bezieht!

Der Nationalpark Donauauen ist Kernbereich des Naturschutzes in dieser Stadt. Man kann das nicht oft genug hervorstreichen. Wien kann stolz sein, eine solche Einrichtung innerhalb seiner Stadtgrenzen zu haben. Das erfordert aber auch besonderen Einsatz wie beispielsweise den Ankauf von Flächen, um sie unter Schutz stellen zu können, oder eine Besucherführung, die Erlebnis und Naturschutz gleichermaßen berücksichtigt.

Ich möchte betonen: Das Bekenntnis zum Überbauen schließt keineswegs ein Bekenntnis zur Nord-Ost-Um-
fahrung unterhalb der Lobau aus. Und es ist auch nicht verständlich, warum es seitens der MA 22 einen Aufschub der Probebohrungen für den Tunnelbau gegeben hat. (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Ulli Sima.) Das war ein Aufschub! (Abg Mag Rüdiger Maresch: Nein!)
Der Tunnel bedroht die Lobau und den Sww-Gürtel Wiens viel weniger, lieber Rüdiger Maresch, als die Versäumnisse betreffend den Schutz des Grüngürtels Wiens, deren Zeuge wir in den letzten Jahren werden mussten! Ich hoffe, dass die Nord-Ost-Umfahrung zum Vorteil der Bürger des 22. Bezirks gebaut wird! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von Abg Mag Rüdiger Maresch.) 

Lieber Rüdiger! Ich fahre jeden Tag die Strecke von meinem Wohnsitz in die Stadt. Ich kann dich gerne einmal mitnehmen! Ich lasse dich einmal zwei Wochen bei mir schlafen, und dann fahren wir in der Früh hinein und am Abend nach Hause. Dann wirst du einmal sehen, was sich abspielt! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von Abg Jürgen Wutzlhofer.) Er bekommt ein Extrazimmer!

Der Naturschutzbericht, so wie er abgefasst ist, zeigt uns eine Abteilungsarbeit, in der versucht wird, aus den wenigen politischen Vorgaben und Ressourcen möglichst viel zu machen. Bei einer Stadt, die einen jahrlangen Stillstand in der Grünraumpolitik erlebt hat, ist das aber zu wenig. Was Wien braucht, ist endlich ein verantwortungsvoller Umgang mit dem Grünland! So lange sich diese Haltung in der Politik aber nicht durchsetzt, werden wir weiterhin ähnlich abgefasste Naturschutzberichte lesen, aber der Grünraum, die Artenvielfalt und die Lebensqualität in dieser Stadt werden weiterhin verloren gehen. Wir sind trotzdem für diesen Naturschutzbericht und danken noch einmal den Mitarbeitern und den Autoren der MA 22. (Beifall bei der ÖVP) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Wutzlhofer. – Ich erteile im das Wort. 

Abg Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderates und Landtages): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wunderschönen guten Morgen!

Ich möchte ganz kurz zu den aufgeworfenen Fragen meiner Vorredner kommen.

Erstens zum spannenden Thema der Entwicklung eines stressorbezogenen multimetrischen Index zur Bewertung von strukturmorphologischen Defiziten an Wiener Flyschgewässern. – Jetzt war ich wirklich schnell! Insofern ist es schade, dass heute nicht Gemeinderat ist, denn es wäre spannend gewesen, Rudi Hundstorfer diesen Satz in der ihm eigenen Schnelligkeit lesen zu hören!

Die Antwort auf die Bedeutung dieser Sache verbirgt sich im weiteren Text, sie ist allerdings sehr gut versteckt. Ich habe sie auch nicht gefunden und konnte das Problem nur – ich stehe nicht an, das zu erwähnen – mit Hilfe des Kollegen Maresch lösen. Insofern ist es gut, dass es in der Politik auch ein paar Lehrer gibt, so lange ihre Zahl nicht überhand nimmt.

“Stressorbezogen“ bedeutet, dass man das Verhalten von Lebewesen, in diesem Fall Algen, Makrophyten, Fische und Makrozoobenthos – was das ist, weiß ich leider auch nicht! – in unterschiedlichen Situationen beobachtet und das dann als Indikator nimmt. 

Zur Frage des nicht vorhandenen Biosphärenparkes im Naturschutzbericht verweise ich Kollegen Parzer auf Seite 31.

Die Lektüre des Naturschutzberichtes, der uns vorliegt, sei allen, die an der konkreten Situation und entsprechenden Maßnahmen interessiert sind, wirklich nahe gelegt! Das Spannende am Lesen dieses Berichtes ist vor allem, dass man sieht, wie vielfältig die Natur auch in einer Millionenstadt wie Wien sein kann, angefangen vom Wald über den Nationalpark und auch die G’stätten in der Stadt. Interessant ist das Ganze natürlich auch im Hinblick auf das dazu gehörende Tierreich, und besonders wichtig ist mir der Einblick in die Vielfalt der Naturschutzarbeit: Sie reicht von Managementaufgaben in den zitierten Schutzgebieten bis zur Umweltbildung, von Arbeit mit Kindern bis zum klassischen Vollziehen von Naturschutzaufgaben, und schlussendlich beinhaltet Naturschutzarbeit auch immer einen Kampf um Akzeptanz in der Bevölkerung, ohne die Naturschutz, wie ich meine, nicht denkbar wäre.

Ich glaube, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 22 bewegen sich in einem Spannungsfeld, welches die unterschiedlichen Aufgaben, aber auch die verschiedenen Interessen, die man irgendwie unter einen Hut bringen muss, mit sich bringen. In einer Stadt gibt es natürlich ökologische, ökonomische, soziale und gesellschaftliche Interessen, und all das ist ein Set an Aufgaben, das hier wirklich mit großer Begeisterung und viel Engagement gelöst wird, und dafür möchte ich meinen herzlichen Dank und meinen großen Respekt ausdrücken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Neben den Inhalten, die mich natürlich als Bewohner des westlichen Wien besonders interessiert haben, wie zum Beispiel die Ausweitung der Schutzgebiete im 14. und 16. Bezirk, bei der eine fünfstellige Hektarzahl an Schutzgebieten herausgekommen ist, hat mich persönlich gefreut, dass es im Bericht auch die Zusammenstellung einer Naturschutzgeschichte unserer Stadt gibt. Ich lege allen nahe, das zu lesen, was in den letzten 20 Jahren an Naturschutzarbeit hier geleistet wurde! Das zeigt vor allem, dass Naturschutz längst ein integrierender Bestandteil unserer Politik in der Stadt ist. Es geht dabei nicht nur um die Leistungen der Mitarbeiter der MA 22, bei denen ich mich schon bedankt habe, sondern auch um die Arbeit in den vielen anderen Magistratsabteilungen, die im Bericht auch erwähnt sind, aber eigentlich um die Leistungen der ganzen Stadt.

Ich glaube, das ist ein Grund dafür, warum es so toll ist, in Wien zu leben. Das begründet aber auch, warum wir unsere Verantwortung als Politiker wahrnehmen und diese Dinge sehr ernst nehmen sollten. Insofern freut mich dieser Schwerpunktgegenstand, und ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Maresch. – Ich erteile es ihm.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Natürlich stimmen wir dem Naturschutzbericht 2004 zu, der ein hervorragender Bericht ist. Selbstverständlich kann es aber immer noch besser werden. Ich möchte jetzt sozusagen solidarisch kritisieren, dass dieser Naturschutzbericht eigentlich ein Bericht der Naturschutzbehörde ist. Das, was ich jetzt sage, ist vielleicht ein bisschen spitzfindig. Der Text beginnt aber wirklich mit einem für mich sehr interessanten Ansatz: Man bringt eine kurze Analyse der Situation, dann schaut man sich die Zielvorstellungen an und überlegt sich, wie man dorthin kommt. Das ist ein klassischer Aufbau: Analyse, Ziel, Wegbeschreibung. Das findet auf Seite 5 statt, und damit war es das schon! Man hat also, wie ich meine, einen richtigen Ansatz gewählt, dann aber nicht weiter getan.

Was meine ich mit “nicht weiter getan“? – Die Mitarbeiter der MA 22, der MA 45, der MA 42 und all dieser Magistratsdienststellen sind natürlich gleichzeitig auch Beamte der Stadt, und wenn diese eine Naturschutz-Situation in Wien beleuchten, dann schwingt natürlich auch ein bisschen Stadtpropaganda mit, und es gibt keine oder zu wenig Kritik, ich nenne jetzt beispielsweise nur Verbauungen im Grüngürtel oder mangelnden Gewässerschutz. Ich würde den Beamten und Beamtinnen, die hoch qualifiziert sind, mehr Mut wünschen beziehungsweise würde mir wünschen, dass sie mehr Mut haben. Dann könnte man nämlich sagen: Das sind die Ziele, die wir uns vorgenommen haben, das und das haben wir nicht erreicht, wir werden das und das unternehmen, um das Ziel zu erreichen. Und genau das fehlt mir im Bericht, damit man weiß, wie man weiterkommt.

Noch einmal: Es sind wichtige Daten im Bericht enthalten, aber die Möglichkeit der Überprüfung durch andere fehlt.

Zweitens: Grundlagenforschung ist wichtig, Verwaltungsaufgaben sind wichtig, und es gibt natürlich immer wieder Bescheide der MA 22. Im Bericht steht – und das wurde auch immer wieder gesagt –, wie viele positiv bearbeitete Bescheide es gegeben hat. Das ist eine tolle Information! Ich würde mir aber auch eine Aufzählung wünschen, welche Bescheide nicht positiv erledigt wurden und welche Dinge von der MA 22 verlangt wurden, die nicht genehmigt wurden.

In diesem Zusammenhang fällt mir der Kahlenberg ein. Auf dem Kahlenberg gibt es das Landschaftsschutzgebiet Döbling, also eine Schutzkategorie. Dann baut jedoch ein angehender Hotelbesitzer oder Großbäcker da oben ein Hotel hin und bekommt einen Bescheid für die Fällung von Bäumen, die plötzlich allesamt und ausnahmslos Kronenfäule bekommen haben! Kronenfäule bringt mit sich, dass man einen kranken Baum, ganz gleich, wie groß er ist, durch einen einzigen Baum ersetzen kann. Wenn das nicht so wäre, dann würde das ziemlich ins Geld gehen. Bei einem Umfang von zwei Metern kann man da schon einiges bezahlen müssen!

Den Rodungsbescheid des MBA 19 hat er nicht abgewartet, sondern er hat gleich gerodet. Und nicht nur das! Er lässt einen Caterpillar kommen, um im Landschaftsschutzgebiet eine Bereitstellungsstraße – wie es so schön heißt – auszuheben, nicht mitten drin, aber doch im Landschaftsschutzgebiet. – Jeder normal Sterbliche, der mitten im Wienerwald einen Caterpillar auffahren lässt, um dort ein Haus hinzustellen, wird eine Untersagung bekommen! In diesem Fall hat es aber keine Untersagung gegeben, sondern es hat ein Jahr gedauert, bis die Behörde reagiert und Anzeige erstattet hat. Und was wird bei dieser Anzeige herauskommen? Er wird in etwa 7 000 EUR Strafe zahlen, aber das macht ihm nicht viel aus, denn sonst hätte er seine Autos in die teure Garage hinein beamen müssen!

Das zeigt die Lücken des Naturschutzes in Wien auf. Man führt ihn nicht konsequent durch, denn dann hätte man in diesem Fall sagen müssen: Das geht nicht! Das ist aber nicht geschehen. Daher würde ich mir wünschen, dass in Zukunft auch Fälle aufgelistet werden, in denen die Naturschutzbehörde sagt: Nein! Das machen wir nicht!

Abschließend möchte ich sagen, dass ich mir wünsche, dass der Bericht, der schon sehr gut ist, noch ein bisschen besser wird, und zwar in die Richtung, die ich jetzt skizziert habe. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir versuchen selbstverständlich, immer noch besser zu werden, und darum bemühen wir uns bei allen Berichten und bei allen Dingen, die wir tun. Niemand ist davor gefeit, immer noch besser werden zu können!

Ich möchte auf ein paar Wortmeldungen der Kolleginnen und Kollegen eingehen.

Zum Kollegen Blind: Sie haben die hohen Besucherzahlen im Nationalpark Donauauen kritisiert. Dazu meine Gegenfrage: Was schlagen Sie uns konkret vor? Sollen wir den Nationalpark, wenn eine bestimmte Besucherzahl erreicht ist, zusperren? Sollen wir ihn unattraktiv machen, damit die Menschen nicht mehr kommen? (Abg Kurth-Bodo Blind: Machen Sie in größer!) Wir werden ihn nie in dem Ausmaß vergrößern können, um die Besucherzahlen auf einen Nenner zu bringen wie im Krüger-Nationalpark, den Sie genannt haben. Das kann ich Ihnen von hier aus schon sicher sagen! Das geht sich rein topographisch in Österreich nicht ganz aus! (Abg Kurth-Bodo Blind: Sie können ihn ein bisserl größer machen!)

Wir versuchen, den Nationalpark attraktiv zu machen. Seitens der Stadt besteht, wie ich sagen möchte, fast ein gewisser Bildungsauftrag, damit Stadtkinder und Stadtbewohner die Natur erleben können und schätzen lernen und diese Erfahrung auch mit dem Gedanken an Umweltschutz verbinden.

Ich finde, dass die Bezeichnung “Disneyland“, die Sie gewählt haben, und die Behauptung, dass Natur im Nationalpark keine Chance hat, schon sehr überzeichnet sind. Ich kann Sie nur einladen, jetzt wieder einmal hinauszufahren: Der Nationalpark ist wunderschön. Ich glaube, dass die MA 49 das hervorragend macht. 

Zu den Vorschlägen des Rechnungshofs: Wir schauen uns selbstverständlich alle Vorschläge des Rechnungshofs an. Ich möchte hier nur zu bedenken geben, dass der Rechnungshof uns unter anderem auch vorgeschlagen hat, künftig für die Gratisexkursionen doch ein Entgelt zu verlangen, wie das auch in Niederösterreich der Fall ist. – Das haben wir abgelehnt, weil ich der Meinung bin, dass dieses Angebot für alle Wienerinnen und Wiener und insbesondere für die Schulkinder gratis zur Verfügung stehen sollte, weil ich das, wie gesagt, als Teil unseres Bildungsauftrages sehe. Es gibt also in diesem Zusammenhang auch Vorschläge des Rechnungshofes, denen ich nicht folgen kann!

Zu Kollegen Chorherr: Auch ich bedaure die Betriebszeitverlängerung des AKW Paks sehr, und ich bedaure auch, dass eine diesbezügliche öffentliche Debatte nicht wirklich stattfindet! Wir haben dem Herrn Umweltminister in diesem Zusammenhang vorgeschlagen, dass wir ein Hearing in Wien im Rathaus machen. Er hat aus Gründen, die ich nicht ganz nachvollziehen kann, Mattersburg vorgezogen. Ich habe nichts gegen Mattersburg, aber ich glaube, dass der Impact und die Auswirkungen eines Hearings in Wien zum AKW Paks doch anders gewesen wären als in Mattersburg. Das tut mir persönlich sehr Leid, weil ich glaube, dass es dringend notwendig gewesen wäre, diesem Thema eine größere Öffentlichkeit zu verschaffen. 

Nun noch zu Kollegen Parzer: Mir fallen bei den Reden der ÖVP jetzt immer stärkere Widersprüche auf. Ich glaube, da müsst ihr euch untereinander einmal koordinieren! Und jetzt habe ich sogar in der Rede des Kollegen Parzer selbst einen kleinen Turn-Around festgestellt: Sie beklagen am Anfang, wie sehr wir den Naturschutz vernachlässigen. All das sei ein Wahnsinn! Dann kommen Sie zum Biosphärenparkgesetz und sagen genau das Gegenteil: Es sei ein Wahnsinn, was in dem Gesetz steht, die armen Bauern werden von uns jetzt vielleicht nicht geradezu unterdrückt, aber auf jeden Fall schlecht behandelt, und wenn nicht die ÖVP wäre, dann wäre das wirklich grob ins Auge gegangen.

Ich meine, Sie müssen sich jetzt einmal einigen! Was wollt ihr? Wollt ihr Naturschutz? Oder wollt ihr keinen Naturschutz? Man kann aber nicht sagen: Naturschutz: Super! Aber bitte nicht im Biosphärenpark! – Diesbezüglich muss man sich halt irgendwo in der Mitte einigen. Werden Sie sich selbst klar, und dann einigen Sie sich untereinander und fraktionsintern, damit man irgendwo eine Linie erkennen kann. Ich kenne mich da nämlich nicht mehr ganz aus! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte die Gelegenheit natürlich auch nützen, um mich bei meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der MA 22 wiederum herzlich zu bedanken. Ich bin der Meinung, dass wir sehr wohl ein gutes Personal in ausreichender Zahl haben, um den Naturschutz ordentlich abzuwickeln, und ich danke für den hervorragenden Bericht, der – wie ich glaube – eine gute Zustandsbeschreibung dessen ist, was wir in Wien getan und erreicht haben, worauf wir sehr stolz sein können! 

Noch einmal zur Erinnerung: Die Hälfte unserer Stadt ist bekanntlich Grünfläche, was für eine Großstadt nicht selbstverständlich ist. Mit dem “Netzwerk Natur“ läuft, glaube ich, ein sehr gutes Projekt der Umweltschutzabteilung, bei dem es uns auch gelungen ist, die Bezirke gut einzubinden. Weiters haben wir das Mittel des Vertragsnaturschutzes, mit dessen Hilfe wir in den letzten Jahren mit der Landwirtschaft eine sehr gute und erfolgreiche Kooperation begonnen und weiter geführt haben. 

Im Jahr 2004 sind vier Natura 2000-Gebiete in Wien von der EU akzeptiert und ausgewiesen worden, nämlich der Nationalpark Donauauen, der Lainzer Tiergarten, das Landschaftsschutzgebiet Liesing und die unter Landschaftsschutz stehenden Bereiche des Bisamberges. Auch darauf können wir, wie ich meine, sehr stolz sein! 

Wir haben sehr viele Umweltbildungsmaßnahmen gesetzt. Die Waldschule in der Lobau wurde eröffnet, und wir haben wieder versucht, den Wiener Kindern, die Stadtkinder sind, die Natur ein Stück näher zu bringen. Und das werden wir auch in den nächsten Jahren tun, denn umweltbewusste Kinder werden irgendwann, wie ich hoffe, auch umweltbewusste Erwachsene, die unsere Natur so schützen, wie wir uns das alle wünschen.

Ich ersuche Sie um Zustimmung. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Naturschutzbericht 2004 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung über den von den GRÜNEN eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend ein grenzüberschreitendes UVP-Verfahren beim AKW Paks.

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so beschlossen. Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zu Postnummer 10. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über den Wiener Teil des Biosphärenparks Wienerwald, das Wiener Biosphärenparkgesetz.

Ich bitte die Frau Berichterstatterin, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche Sie um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammen zu legen. 

Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet.

Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Blind. – Ich erteile ihm das Wort.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir sprechen jetzt über den Biosphärenpark Wienerwald. Vor der Wahl haben, wie wir ganz genau wissen, die Landeshauptleute Häupl und Pröll versprochen, dass das – wie wir gehofft haben – ein Nationalpark werden wird. Leider ist es nicht so weit gekommen, dass das ein Nationalpark Wienerwald wird, jetzt wird es halt ein Biosphärenpark Wienerwald.

Eigentlich bleibt bei diesem Biosphärenpark aber alles beim Alten, es wird nichts Neues geschehen. In Wien werden die Natur- und Landschaftsschutzgebiete jetzt mit einem netten internationalen Mascherl versehen, und dieses Mascherl heißt Biosphärenpark. 

Die ARGE Wienerwald wurde gegründet, man hat Machbarkeitsstudien vorgenommen, man hat ausgelotet, was geht und was nicht geht und ob es möglich ist, den Wienerwald zum Nationalpark zu machen. Man hat alles untersucht, und man hat beschlossen, alles beim Alten zu lassen und dem Ganzen im Prinzip nur einen neuen Namen zu geben.

Verwaltet wird dieser Biosphärenpark durch die Biosphärenpark-Management-Gesellschaft. Ich habe keine besondere Hoffnung, dass aus dieser Gesellschaft etwas Besonderes werden wird und dass Innovationen kommen werden. Wir haben das auch bei der Nationalpark-Gesellschaft Donauauen gesehen: Dort, wo Wien und Niederösterreich drinnen sind, kommt im Prinzip nicht allzu viel heraus. Wien geht meist einen anderen Weg als Niederösterreich, ob dieser besser oder schlechter ist, kann ich nicht wirklich beurteilen, aber es schaut halt, wie gesagt, trotz einer gemeinsamen Verwaltung nicht besonders viel heraus außer neue Posten, wie es eben bei einer Management-Gesellschaft zu sein pflegt.

Der Entwurf des Gesetzes wurde einer Begutachtung unterzogen. Im Begutachtungsverfahren wurden von der Wirtschaftskammer, von der Landwirtschaftskammer und vom Stift Schotten dort Einsprüche erhoben, wo die forstwirtschaftliche Nutzung in Kernzonen irgendwie möglich wäre. Das heißt, dort, wo ein bisschen Naturschutz möglich ist, wurde von ÖVP-Seite Einspruch erhoben und Einhalt geboten. Aber keine Angst: Es wird überhaupt nichts geschehen und eh alles beim Alten bleiben!

Ziel des Gesetzes, über das wir jetzt abstimmen, ist es, den Biosphärenpark Wienerwald so zu errichten und zu erhalten, dass internationale Anerkennung durch die UNESCO erlangt und dauerhaft aufrechterhalten wird. Es nützt dem Landschafts- und Naturschutz eigentlich im Prinzip nichts, ob eine internationale Gesellschaft ihr Okay gibt oder nicht. Das Gesetz ist aber ein Instrument zur Erhaltung der biologischen Vielfalt und zur nachhaltigen Nutzung der natürlichen Ressourcen. Das hat der jetzige Landschaft- und Naturschutz in Wien auch schon geschafft! Unser Landschaftsschutz und Naturschutz ist sicherlich vorbildlich und gut. Weiters ist das Gesetz ein Beitrag zur Erhaltung von Landschaften, Ökosystemen, Arten und genetischer Vielfalt. – Das war unser Landschaftsschutz und Naturschutz bis jetzt auch schon. Da gibt es also nichts Neues, aber warum sollte man dagegen sein, wenn es jetzt “neu“ heißt?

Wie soll das Management erfolgen? – Die Verwaltung des Biosphärenparks Wienerwald erfolgt durch die Biosphärenpark-Wienerwald-Management-Gesellschaft. Was kann und was tut diese Gesellschaft? – Die Aufgaben der Gesellschaft sind nicht berauschend. Sie beinhalten die Erstellung eines Leitbildes für den Biosphärenpark Wienerwald unter – und jetzt kommt es! – Berücksichtigung vorhandener Stadt- und Regionalentwicklungspläne. Das heißt, der Bürgermeister von Purkersdorf – wir kennen ihn alle, es ist Bgm Schlögl – darf weiterhin brav in den Wienerwald, wenn es in Purkersdorf ist, hinein bauen, und es wird durch diese Biosphärenpark-Gesellschaft gar nichts anderes bewirkt werden. 

Aufgabe der Gesellschaft ist die Koordinierung des Naturraummanagements und erforderlichenfalls die Erstellung eines Konzepts. Nicht einmal ein Konzept ist also für diesen Biosphärenpark notwendig. Ich bin gespannt, was diese Biosphärenpark-Gesellschaft wirklich bewirken kann, wenn nicht einmal ein Konzept notwendig ist!

Weil in diesem Gesetz nichts beschlossen wird, gibt es auch keine Strafen. Die einzigen Strafen sind für diejenigen vorgesehen, die in der Kernzone eine land- und forstwirtschaftliche Nutzung entgegen § 3 Abs 3 vor-
nehmen. Wie gesagt: Die Kernzone kommt einem Nationalpark gleich, und darum haben wir vor der Wahl gefordert, dass ein Nationalpark geschaffen wird. Bgm Häupl und Lhptm Pröll haben vor der Wahl gesagt: Das machen wir schon! Nach der Wahl ist sich das aber nicht ganz ausgegangen.

In Punkt 2 der Strafbestimmungen geht es um die Personen, die den mit den Aufgaben der Gesellschaft betrauten Personen oder Organen des Magistrats den Zutritt zum Grundstücken nicht gewähren. Die Grundstücke sind näher beschrieben, Hausgärten sind damit aber nicht gemeint.

Es ist das also nichts Neues. Ein Punkt dabei ist sicherlich nicht schlecht für Wien, für Werbezwecke durchaus anerkennenswert, und es ist auch international von Nutzen, wenn wir das machen: Die Bundeshauptstadt Wien ist berechtigt. die Bezeichnung “Biosphärenpark-Gemeinde“ zu führen. Das ist sicherlich für die Werbung gut, und da müssen wir natürlich mitgehen.

In den erläuternden Bemerkungen steht: Ziel dabei war, dass der Biosphärenpark nicht mehr ausschließlich reine Naturschutzkonzepte beinhalten sollte, mit dem menschliche Eingriffe langfristig beendet werden sollen. – Das wäre eher die Intention, zu der wir tendieren. Die UNESCO meint aber, dass das nicht notwendig ist, es soll auch der Mensch mit seinen Nutzungsansprüchen aktive Berücksichtigung finden. Das bedeutet, dass man dort im Prinzip alles machen kann, was bis jetzt auch schon erlaubt war. 

Ich komme schon zum Schluss: Auf Seite 6 der erläuternden Bemerkungen findet sich der Kernsatz, und dann weiß man, was der Biosphärenpark kann, nämlich gar nichts. Hier steht wortwörtlich: „Biosphärenparks sind somit kein Schutzgebiet im eigentlichen Sinn, sondern Modelle, wie Menschen Ressourcen schonend und nachhaltig bewirtschaften können.“

Das heißt: Es gibt keinen Naturschutz im wirklichen Sinn, wie wir es uns gewünscht hätten, sondern es ist nur ein Modell, wie Menschen Ressourcen schonend und nachhaltig bewirtschaften können. Ich glaube, das wollen wir in ganz Österreich! Damit sind wir für dieses Gesetz hier in Wien. À la longue soll also ganz Österreich Biosphärenpark werden, und daher stimmen wir diesem Gesetz zu. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Maresch. – Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich will es nicht so streng sehen. Wir werden dem Biosphärenparkgesetz zustimmen. Am Abänderungsantrag wollen wir aber nicht teilnehmen, und zwar aus gutem Grund, den ich kurz erklären möchte.

Das Biosphärenparkgesetz eröffnet eine neue Schutzkategorie, die bei Menschen, die an Naturschutz interessiert sind, schon etwas bewirken kann. – Das ist der positive Teil. Ich frage mich allerdings: Was ist jetzt an den Kategorien besser geworden? Es gibt hier jetzt eine neue Kategorie, kleinere und größere Biosphärenparks gibt es aber mittlerweile auch schon anderswo in Österreich. Das Besondere dabei war eigentlich, dass man beziehungsweise frau bei “1 000 Jahre Wienerwald“ offensichtlich eine Tat setzen wollte, die sozusagen die Schutzkategorien nach außen betont.

Dennoch muss man sich fragen, was damit besser geworden ist. Der Abänderungsantrag hat meiner Meinung nach nichts besser gemacht, aber auch nicht schlechter.

Was mich noch immer ein bisschen irritiert, ist, dass hinsichtlich der großen Fragen, die sich betreffend Wienerwald sowohl in Wien als auch in Niederösterreich stellen, nämlich betreffend die Verkehrsproblematik, abgesehen von ein bisschen Verkehrssparen in Niederösterreich überhaupt nichts angegangen wird. Es gibt ein kleines Projekt, übernommen von der Stadtgemeinde Langenlois, da hat man um 5 Prozent reduziert. Vor kurzem habe ich jemanden mit einem Leiberl mit der Aufschrift “Verkehrssparen im Wienerwald“ gesehen. Schauen wir einmal, was dort gespart wird!

Betreffend die Wirtschaft und die Siedlungsentwicklung möchte ich mir einmal anschauen, ob sich Gemeinden in Niederösterreich gefallen lassen werden, wenn da irgendjemand versucht, in ihre Rechte einzugreifen. Auch das werden wir uns einmal anschauen!

Was es nicht gibt, ist eine 15a-Vereinbarung. Die beiden Biosphärenparkgesetze in Wien und Niederösterreich sind unterschiedlich. Das heißt, wir haben in zwei Bundesländern zwei Gesetze, die keine 15a-Verein-
barung haben. Die wichtigsten Ziele sind virtuell geblieben. Eine Dachmarke ist angedacht, und ich halte das für etwas ganz Wichtiges, weil man damit eventuell eine gewisse Identität schaffen könnte, aber nicht einmal eine Dachmarke gibt es!

Umweltbildung wird beim Biosphärengesetz sozusagen groß geschrieben. Ob das mit dem Häuserl des Herrn Heiligenbrunner geschehen kann, wage ich zu bezweifeln, denn es hat sich herausgestellt, dass das eigentlich eine Gastwirtschaft ist. 

Wenn das alles gewesen ist, dann würde ich sagen: Viel Lärm um nichts! Die Berge haben gekreißt, und es wurde vielleicht ein Biomauserl geboren. Dennoch werden wir dem Biomauserl zustimmen, und zwar beiden Versionen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dipl Ing Stiftner.

Abg Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Werte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! Es freut mich, gleich vorweg feststellen zu können, dass wir der abgeänderten Version der Gesetzesvorlage heute unsere Zustimmung geben können werden.

Unsere Fraktion war von Anfang an ein Verfechter des Biosphärenparks Wienerwald, und wir haben uns in diesen Entstehungsprozess mit der Zielsetzung eingebracht, daraus gemeinsam etwas Ordentliches zu machen.

Sie werden es nicht gerne hören, aber es entspricht den Tatsachen, und deswegen darf ich es auch hier erwähnen, dass auch auf Bundesebene etwas geschehen ist. Es waren ÖVP-Minister, unter deren Ägide Meilensteine im Sachen Nationalparks und Biosphärenparks gesetzt wurden. Daher sollten wir gemeinsam und sollte auch diese Stadtregierung erkennen, welche Chance in diesem Biosphärenparkgesetz steckt, um dieser Stadt jene Lebensqualität zu geben, die sie auch verdient. Es gibt nämlich nicht viele europäische Städte, die das Glück haben, durch ihre Historie ein dermaßen großes Angebot an naturnahen Erholungsgebieten innerhalb der Stadt aber auch außerhalb der Stadt aufweisen zu können, und wir sollten jetzt gemeinsam versuchen, diesen Einrichtungen auch den entsprechenden Stellenwert zu verschaffen.

Seitens der Stadtregierung wird in diesem Zusammenhang immer das Schlagwort “Umweltmusterstadt Wien“ verwendet, unserer Meinung allerdings doch sehr zu Unrecht, sehr geehrte Damen und Herren! (Zwischenruf von Abg Harry Kopietz.) Es ist nämlich einer Umweltmusterstadt nicht sehr würdig, wenn man auf die Errichtung eines Nationalparkzentrums beinahe acht Jahre warten muss. Beispielsweise im Burgenland ist das Nationalparkhaus im Nationalpark Neusiedlersee nun bereits seit zehn Jahren aktiv, und ich frage Sie im Hinblick darauf: Was hat das Burgenland, was Wien nicht hat? – Die Antwort ist recht einfach: Das Burgenland hat keinen sozialistischen Landes- oder Stadtrat in Umweltfragen, werte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Die Landesregierung – und das verstehe ich wirklich nicht – hat in diesem Haus ein 1 000-Hektar-Programm beschlossen, seit einem Jahrzehnt ist aber auch dieses leider noch nicht umgesetzt worden. Bitte sagen Sie uns nicht, dass Sie dafür das Geld nicht hätten!. Wir haben Ihnen nämlich gerade bei der Rechnungsabschlussdebatte mehrere Möglichkeiten aufgezeigt, wie Sie die Finanzierung sicherstellen können und wo Sie Mittel einsparen können. Auch das werden Sie nicht so gerne hören, aber ich wiederhole es trotzdem, und Sie werden es beim nächsten Rechnungsabschluss selbst rechnerisch nachvollziehen können: Wenn wir 120 Millionen Überschuss im Umweltbereich haben werden, dann könnten Sie mit diesen Geldmitteln zumindest theoretisch den gesamten Wienerwald kaufen. Sie könnten ihn dann unter jede Schutzkategorie stellen, wie auch immer Sie wollen. Nicht dass wir uns missverstehen: Ich will damit nicht sagen, dass ich mir das wünsche, und dass ich möchte, dass das geschieht, denn ich glaube nicht, dass die Stadt Wien ein guter Verwalter von so wertvollen Grundstücken wäre. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren von der Stadtregierung! Sie könnten zumindest jene Flächen kaufen, die für die Erhaltung des Wald- und Wiesengürtels notwendig sind. Frau Stadträtin! Man wird den Verdacht nicht los, dass Sie es nur deshalb nicht getan haben, weil Sie es einfach nicht wagen, das Umweltressort aus der Rolle des Geldbeschaffers für das marode Wiener Budget heraus zu führen! (Zwischenruf von Abg Dr Michael LUDWIG. – Abg Harry Kopietz: Applaus!) Sie dürfen gerne applaudieren!

Sehr geehrte Damen und Herren! Mit diesem Mangel an Mut erweisen Sie der Lebensqualität in dieser Stadt und der Erhaltung des Sww-Gürtels keinen besonders guten Dienst! Wir haben einen Stopp bei der Sicherung des Grünlandes, die Bedarfszahlen in den verbauten Innenstadtgebieten wurden nicht erreicht, und jetzt erfolgt auch noch eine Durchlöcherung des Grünraumgürtels durch die Stadt Wien selbst, wie man etwa am Beispiel der Steinhofgründe sehen kann. Hier hat sich nämlich die gesamte Stadtregierung bis hinauf zum Bürgermeister eine Blöße gegeben, die auf Kosten der Umwelt und der Stadt gehen könnte. Das Vorhaben, den Sww-Gürtel mitten durch ein Naherholungsgebiet zu führen und dort Bauflächen für Luxuswohnungen zu schaffen, ist nicht nur ungeheuerlich, Herr Klubobmann, sondern es zeigt auch, wie wenig der Umweltschutz in dieser Stadt zählt und dass er eigentlich nur ein Lippenbekenntnis ist! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von Abg Christian Oxonitsch. )
Sehr geehrte Damen und Herren! Sie haben ohne mit der Wimper zu zucken die Zerstörung des Forstes erreicht, der Teil des Biosphärenparkes ist. (Zwischenruf von Abg Christian Oxonitsch. ) Es ist so! Wir sind nicht gegen das Biosphärenparkgesetz, aber manche Dinge geschehen ganz einfach nicht! Und das zeigt auch, wie wichtig der schnelle Beschluss eines solchen Gesetzes ist. Die Eile, mit der Sie die Flächenwidmung für die Steinhofgründe beschlossen haben, sehen wir heute im Zusammenhang mit dem Biosphärenpark in einem ganz anderen Licht. Hätten wir nämlich das Gesetz damals schon gehabt, dann wäre die Flächenwidmung der Steinhofgründe rechtswidrig gewesen. Und das zeigt wieder einmal die Doppelzüngigkeit, mit der man im Naturraumschutz agiert. 

Auf der einen Seite ist es so, dass man den Bauern, und ich sage nicht, dass das schlecht ist, verbietet, Geräteschuppen in der Kernzone aufzustellen. Das ist durchaus okay. Aber auf der anderen Seite, und das ist zweierlei Maß, gibt es Tausende von Quadratmetern Wienerwald, die frei zur Verbauung gehen. Diese Verbauung nutzen Sie dann noch für Ihr Budget durch Flächenaufwidmungen, indem hier entsprechend Grünraum aufgewertet wird und das in das Budget durch die Verwertung einfließt. Ich glaube, es ist nicht Aufgabe der Stadt Wien, für die Verwertung des Immobilienbesitzes zu sorgen, sondern für den Schutz des Grünlands.

Mit diesem Rückblick auf die derzeitige ideologische Ausrichtung und Ihre politische Verfasstheit, sehr geehrte Damen und Herren, und auch Ihr Verständnis für Grünraumpolitik, bin ich schon mitten im Thema. Ich darf noch einmal an die Vorphase der Diskussion, an die Schaffung des Biosphärenparks erinnern. Damals haben die Kollegen der beiden anderen Oppositionsparteien, FPÖ und GRÜNE, einmal in sehr seltsamer Eintracht - normalerweise stimmen sie immer antagonistisch, wenn einer dafür ist, ist der andere dagegen, aber da in seltsamer Eintracht - die Idee eines Nationalparks im Wienerwald vertreten. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Für Kernzonen, Kollege!) - Na ja, des Nationalparks, haben Sie damals gesagt, Herr Kollege Maresch! Wir halten es nun mit den beiden Oppositionsparteien. Sie haben sich überworfen und überboten mit Forderungen, was hier noch alles notwendig wäre. Es hat dann eine gewisse Einsicht gebraucht, da will ich durchaus auch den Kolleginnen und Kollegen der FPÖ die Konstruktivität gemeinsam mit uns zusprechen, diesen Überzeugungsprozess fortgesetzt zu haben, dass ein Nationalpark Wienerwald nicht so leicht möglich ist. Es müsste dann die halbe Bevölkerung samt den meisten Straßen und einer Autobahn abgesiedelt werden, um das Prädikat "Nationalpark" verleihen zu können. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das haben wir nicht verlangt, Kollege Stiftner! Reden Sie keinen Blödsinn!) - Dann korrigieren Sie es! Ich habe es so in Erinnerung, Herr Kollege Maresch! (Abg Mag Rüdiger Maresch: Dann lesen Sie die Protokolle! Oder geht das nicht durch in der Geschwindigkeit?) Ich bin ja froh, dass Sie diesen Meinungsänderungsprozess jetzt durchgemacht haben. Sie haben gesagt, Sie stimmen zu. Das freut mich auch! (Abg Mag Rüdiger Maresch: Haben Sie mir nicht zugehört?)

Es ist auch nicht so oft der Fall, dass zwei Landesregierungen zum selben Projekt ein Gesetz beschließen, wie es hier in Wien und in Niederösterreich ist. Das hat auch für uns den Vorteil, dass man eine Vergleichsmöglichkeit für die beiden Gesetze hat. Ich kann Ihnen garantieren, sehr geehrte Damen und Herren, jene, die sich beide Gesetzesentwürfe für das Biosphärenparkgesetz, den aus Niederösterreich und den aus Wien, durchgelesen haben, der Vergleich macht Sie sicher! (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das glaube ich nicht! Haben Sie sich das in Niederösterreich angeschaut? Dem hätte ich nicht zugestimmt!) Auf der Wiener Seite gibt es nämlich einen komplizierten bürokratischen Formulierungstext, den wir zwar mittragen, aber der sicherlich, wenn wir es formuliert hätten, anders ausgesehen hätte (Abg Erich VALEN-
TIN: Das befürchte ich!) und der - ich weiß, dass Sie es nicht hören wollen - auch einen sehr weiten Spielraum für Verordnungen der Landesregierung bietet. Auf der anderen Seite ist das niederösterreichische Gesetz leicht verständlich und klar strukturiert. Ich würde wirklich speziell dem Herrn Landeshauptmann vorschlagen, sehr geehrte Damen und Herren, dass er seine guten Beziehungen zum Landeshauptmann von Niederösterreich nutzt, um die Rechtskultur, die in Niederösterreich besteht, auch nach Wien zu übertragen und zu importieren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber ich spreche hier auch noch von einem kleinen Randproblem dieses Gesetzes, denn ein wichtigeres ist ein ganz anderes, nämlich dieses Gesetz im ersten Entwurf. Man hat sich des Eindrucks nicht erwehren können, dass da der Landwirtschaft eines ausgewischt hätte werden sollen. Es wurde so verfasst, dass zumindest die Landwirtschaft das Gefühl hatte, als persona non grata hingestellt zu werden, ein Wirtschaftszweig, den man offensichtlich raschestmöglich aus der Stadt verbannen möchte, damit Ihre Politik, die Flächenwidmungen macht, die oft bis zur Enteignung reichende Nutzungsbeschränkungen beinhalten, fortgesetzt wird. Dafür sind wir nicht zu haben, sehr geehrte Damen und Herren! Das können wir nicht hinnehmen, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vor allem auch deshalb nicht, sehr geehrte Damen und Herren, weil sich der Bürgermeister mit den Weinbauern, vor allem dann, wenn es opportun ist und es auch seiner leutseligen Art entspricht, gern in Zeitungen abbilden lässt. Oder auch, Frau Stadträtin, wenn Sie mit den Bäuerinnen Stadtfeste machen oder mit der Landwirtschaft Gentechnikpetitionen erlassen, dann ist die Landwirtschaft okay und gut. Aber wenn es um die Erhaltung der elementarsten Rechte der Landwirtschaft geht, dann überlässt man es einzig und allein der ÖVP, für diese zu kämpfen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Im Vergleich zum niederösterreichischen Gesetzesentwurf gab es durchaus erhebliche Nachteile und gibt es nach wie vor Nachteile. Deshalb haben wir auch unser Nein im Ausschuss und unser Nein im Stadtsenat deponiert. Aber ich bin froh, dass Sie, sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ, das erkannt und Ihre Position geändert haben! Es gab dann nach Gesprächen Ihre Bereitschaft, der Landwirtschaft entgegenzukommen. 

Deshalb gibt es einen Abänderungsantrag, den ich gemeinsam mit meinem Kollegen Norbert Walter, aber auch mit den Kollegen Erich Valentin und Karlheinz Hora von der SPÖ sowie mit Kurth-Bodo Blind von der FPÖ einbringen möchte. Er liegt Ihnen vor. Ich will ihn jetzt nicht in allen Details vorlesen, aber in Summe wird er die Existenz der Wiener Landwirtschaft sichern! (Abg Harry Kopietz zur ÖVP-Fraktion: Applaus!) Nein, ich bin noch nicht am Ende! Keine Sorge, ein bisschen etwas habe ich noch! (Abg Harry Kopietz zur ÖVP-Fraktion: Helft ihm doch, wenn er nicht weiter weiß mit einem Applaus! Ihr passt überhaupt nicht auf!)
Sehr geehrte Damen und Herren, das Land Niederösterreich ist ein gutes Beispiel hierfür. Ich hoffe, dass das Gesetz jetzt dazu beiträgt, dass Wien mehr Lebensqualität bekommt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir hoffen auch, dass Sie jetzt dieses Gesetz, und das ist positiv formuliert, verwenden, damit Sie der Landwirtschaft nicht weiter das Leben in dieser Stadt erschweren. Ich hoffe auch, dass Sie die Maßnahmen in Koordination mit Niederösterreich richtig definieren. Dazu steht leider im Gesetz nichts, wie das funktionieren soll. Ich hoffe, dass es besser wird als in der Vergangenheit, denn die Koordinationserfolge in der Vergangenheit waren nicht so optimal. 

Ich hoffe auch, dass es nur eine Mutmaßung ist, wenn ich vom Rednerpult aus sage, dass Sie bei der Festlegung der Grenzzonen, die per Verordnung passieren können, tricksen werden, sehr geehrte Damen und Herren! (Abg Mag Rüdiger Maresch: So wie in Niederösterreich getrickst wird!) Für alle, die das Gesetz nicht so gut kennen, es gibt eine Kernzone, eine Pflegezone und eine Entwicklungszone in einer zwiebelartigen Struktur. Denn mit dem Gesetz lassen Sie sich, wie es Ihrer gesamten Umweltpolitik entspricht, wieder einmal alles offen, sehr geehrte Damen und Herren!

Wir sind auch gespannt, welchen Verlauf dann der Biosphärenpark im Bereich der Baumgartner Höhe nehmen wird. Wir werden es sehen. Wir hoffen aber auch, dass Sie in Summe die Landwirte und die Bauern nicht vertreiben, sondern als integralen und langjährigen Bestandteil sowie als Partner für die Naturpflege und die Ökologie ehrlich anerkennen. Die Bauern haben nämlich, sehr geehrte Damen und Herren, schon unsere Natur gepflegt und für gesunde Lebensmittel gesorgt, als es noch keine sozialistischen Umweltstadträte gegeben hat! (Beifall bei der ÖVP.) 

Eine gesunde Landwirtschaft und ein Überleben der Bauern ist der beste Garant für die Erhaltung des Sww-Gürtels und ein viel besserer Garant als ein noch so gut formuliertes Gesetz. Die Bauern erhalten die Landwirtschaft, auch wenn Sie es hier nicht hören wollen! Ich glaube, dass auch die Kooperation im Ackerreststreifenprogramm gezeigt hat, wie wichtig die Kooperation ist, dass es funktioniert und dass die Bauern nicht immer das Gefühl haben müssen, indirekt oder direkt enteignet zu werden. Denn eine aktive Grünraumsicherung ist wirklich der Garant dafür, dass Wien tatsächlich einmal eine Umweltmusterstadt werden könnte, sehr geehrte Damen und Herren! (Abg Karlheinz Hora: Sww sehen Sie schon als Sicherung, oder?) - Natürlich ist es das. (Abg Karlheinz Hora: Danke, dass Sie das einmal gesagt haben!)
Aber nicht das gebetsmühlenartige Wiederholen, dass Wien eine Umweltmusterstadt sei, sehr geehrte Kollegen, führt zu einer solchen Umweltmusterstadt, sondern das große Glück des Erbes der Vergangenheit, wo die SPÖ hier noch nichts zu sagen hatte, dass Grünraum entstanden und entwickelt worden ist, der jetzt erhalten, gepflegt und erweitert werden muss, sehr geehrte Damen und Herren!

Mit der derzeitigen Umweltpolitik, abseits auch dieses Gesetzes, das haben die Beratungen der vergangenen Zeit gezeigt, wird Wien noch lange nicht das Prädikat "Umweltmusterstadt" von unabhängigeren Stellen als dem Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien bekommen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Valentin. Ich erteile es ihm.

Abg Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Seit der heutigen Debatte zum Biosphärenparkgesetz weiß ich, dass offensichtlich ein Gesetz, wo alle Parteien des Hauses zustimmen, in der Debatte dahin gehend wesentlich gefährlicher sein kann, was die intellektuellen Höhen betrifft, als ein Rechnungsabschluss oder eine Voranschlagsdebatte. 

Ich werde mich jetzt bemühen, bei der Motivation des Kollegen Stiftner anzufangen, warum er für das Gesetz ist. Offensichtlich ist er für das Gesetz, weil es ihn stört, dass der Wiener Bürgermeister so oft mit den Weinbauern dieser Stadt in den Zeitungen abgebildet ist. Wenn ich mir erlauben darf, meine Damen und Herren, wenn ich in die Reichshälfte der Österreichischen Volkspartei schaue und mir überlege, mit wem sich der Herr Bürgermeister gemeinsam mit den Weinbauern abbilden lassen sollte, und die Damen und Herren Weinbauern suchen sich offensichtlich den Bürgermeister als Partner auf Fotos (Abg Mag Barbara Feldmann: Nein, der Bürgermeister sucht!), da hätte ich schon eine schwere Wahl zu treffen. Also mir ist klar, wenn es um Partnerschaft und Qualität der Stadt geht, warum sich die Wiener Weinbauern mit dem Wiener Bürgermeister abbilden lassen, nicht mit einem Repräsentanten Ihrer Fraktion. Ich glaube, das ist durchaus verständlich von den Wiener Weinbauern. Wenn es Sie stört, dann sollten Sie das mit den Wiener Weinbauern besprechen, die mehrheitlich doch, was die politische Parteienfarbenlehre betrifft, Ihnen als der Farbenlehre, die der Herr Bürgermeister zu vertreten hat, angehört. Ich denke mir, es ist verständlich, warum das so ist. Es ist auch gut so für Wien, für den Wiener Wein, aber auch für die Signale in die internationale Öffentlichkeit.

Wir haben heute einhellig ein Gesetz zu verabschieden, wo ich mir auch gedacht habe, dass der Kollege Stiftner offensichtlich das, was er in der Rechnungsabschlussdebatte gerade nicht mehr hat sagen können, weitervermarktet hat. Ich finde ein derartiges Recycling von Versatzstücken des Rechnungsabschlusses durchaus interessant, aber halt für das Gesetz relativ wenig zielführend. Ich dachte mir, wir werden uns heute gemeinsam freuen, dass Wien und Niederösterreich in einem Konsens einen wichtigen Beitrag zur Weiterentwicklung der Stadt in Richtung Ökologie gemeinsam begehen, als uns über andere Dinge zu unterhalten. 

Ich denke mir, es ist gut so, dass Wien nicht die Beurteilung der Österreichischen Volkspartei benötigt, was die Lebensqualität betrifft. Das tun andere wie beispielsweise Mercer, die dieser Wochen einmal mehr festgestellt haben, dass Wien, was die Lebensqualität betrifft, an erster Stelle in der Europäischen Union ist. Das ist gut so. Das wissen die Wienerinnen und Wiener und deshalb treffen sie auch ihre politischen Entscheidungen immer wieder so, wie wir es auch in der Zusammensetzung des Wiener Landtags sehen können!

Ein Grund, warum Mercer Wien als lebenswerteste Stadt in der Europäischen Union sieht, ist auch darin zu suchen, dass Wien nicht nur einen Nationalpark in den Grenzen der Stadt sein Eigen nennen kann, sondern auch einen Biosphärenpark, wenn wir jetzt das Gesetz beschließen. Es ist auch so, dass diese Einstufung erfreulicherweise nicht von Parteien und auch nicht von Pressediensten, sondern, wie Sie wissen, von der UNESCO getroffen wird. Wenn Sie recherchiert haben, dann werden Sie sicherlich registriert haben, dass es weltweit 406 Biosphärenparks gibt. Wenn wir uns die Anerkennungszeit anschauen, ist von der Einreichung Anfang des Jahres 2002 bis hin zur Prädikatsverleihung lediglich ein knappes halbes Jahr vergangen. Die Fachleute, die Damen und Herren der UNESCO, bescheinigen der Stadt Wien bei der Einreichung, dass es eines der besten Konzepte war, das in der Geschichte der UNESCO-Prädikatsverleihung "Biosphärenpark" stattgefunden hat. Grund genug dafür, dass in einer Rekordzeit von der UNESCO das Prädikat "Biosphärenpark" verliehen worden ist. 

Wenn es laut Stiftner die Zuordnung gibt, alles, was Lebensqualität betrifft, ist historisches Erbe, also Glück, das die sozialdemokratische Stadtregierung hat, und alles andere, was Sie halt ablehnen, ist die aktuelle Politik und das, was es ist, so denke ich mir, selbst wenn man Ihrer Genesis der Mercer-Studie folgen würde, und das Ergebnis sagt, ich wiederhole noch einmal, bester Platz in Europa, muss ich sagen, trotz der SPÖ, also selbst, wenn ich dem folgen würde, gibt es den alten Spruch: Was macht der Täter da mit seinem Glück der Vergangenheit? (Abg Dr Matthias Tschirf: So wie der Hans im Glück!) Also wenn Sie wenigstens der Wiener Landesregierung zuordnen würden, dass wir das gut verwalten und weiterführen, dann wäre es ein Schrittchen in Richtung, denke ich, einer realistischen Politik. 

Wenn Sie jedoch, wie Sie es heute gemacht haben, das, was noch an Versatzstücken Ihrer Rechnungsabschlussrede übrig geblieben ist, deponieren, dann kann es nichts werden. Da tun Sie sich unterm Strich am Ende des Tages und am Ende Ihrer Rede schwer, warum Sie eigentlich für das Gesetz sind. Sie sagen, da ist nichts dran, da ist nichts drinnen. Wenn es Sie nicht geben würde, dann könnte man nicht einmal ein Pünktchen Positives finden, und dann stimmen Sie am Ende des Tages zu, obwohl das alles so schlecht ist, obwohl die Interessen, die Sie als so wesentlich gefunden hätten, nicht berücksichtigt sind. Ich denke mir, das ist auch der Grund, weshalb Sie bei den letzten Wahlen nicht die Zustimmung bekommen haben, die Sie sich erhofft haben, weil einfach auch Ihre Begründung dorthin gehen sollte, dass die Wienerinnen und Wiener Ihnen nicht vertrauen können, genauso wie die Vertreter der Weinbäuerinnen und Weinbauern in Wien eher zum Wiener Bürgermeister als zu Ihnen gehen. Das ist gut so! Die wissen den richtigen Weg! Die wissen, dass die Interessen Wiens bei der Sozialdemokratie gut verwaltet sind! (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn Sie das niederösterreichische Gesetz heranziehen, denke ich mir, wird offenkundig, dass das, was Sie vorweg gesagt haben und beweinen, dass angeblich immer weniger Grün in der Stadt zu finden ist, im Übrigen falsch ist, wie wir anlässlich des Jubiläums des Wienerwalds nachweisen konnten. Wir verwalten nicht nur das, was wir bekommen haben, sondern wir kaufen Jahr für Jahr auch Grundstücke dazu, um den Wald- und Wiesengürtel zu stärken, zu avancieren. Wenn das wirklich so gewesen wäre, wie Sie sagen, dann weiß ich nicht, warum Sie das niederösterreichische Gesetz wollen, weil das niederösterreichische Gesetz macht eine Gleichwertigkeit zwischen Eigentum und öffentlichem Interesse. Wir sagen schon, die Regierungsverantwortung muss ernst genommen werden. Wir sagen schon, die absolute Mehrheit ist uns vom Souverän in Wahlen übertragen worden. Wir sagen schon, die öffentliche Interessenslage ist eine wichtigere als das private Eigentum, wiewohl das private Eigentum ein schützenswertes Rechtsgut ist. Aber wir sagen, Allgemeinnutzen steht vor dem individuellen Nutzen, und das ist auch gut so, meine Damen und Herren!

Wenn, meine Damen und Herren, ich mir ansehe, was dieses niederösterreichische Gesetz kann, dann sage ich, es ist ein Befindlichkeitsgesetz, wo die Rechtsabfolge, diese Wertigkeit, gesellschaftlich gegeben wird und wo wir uns auch ernsthaft fragen werden müssen, ob dieses Gesetz einer Prüfung standhalten wird. Wir sind uns sicher, das Wiener Gesetz ist richtig. Es sichert gleichermaßen den Wienerwald für die Nutzerinnen und Nutzer, für die, die Erholung suchen, für die, die die Natur geschützt haben wollen, gleichermaßen wie für die, die ihn im Kulturlandbereich bewirtschaftet haben möchten.

Wenn ich mir die weitere Kritik ansehe, dann denke ich mir, zum Kollegen Blind gesagt, 408 Werdungen von Biosphärenparks, wenn das wirklich nichts wäre, wenn das keine Auswirkungen hätte, dann irren sich doch sehr viele. Vor die Alternative gestellt, weltweiter Irrtum oder Irrtum des Herrn Blind, denke ich mir doch, wir sind auf der sicheren Seite, wenn wir uns denken, die 408 Landschaften weltweit haben Recht gehabt und nicht der Herr Blind! Sie werden es mir verzeihen, aber ich denke mir, auch diese Richtigstellung sei heute hier gesagt!

Wenn wir uns ansehen, was die Ausgangslage eines Biosphärenparks ist, mit den Menschen gemeinsam, die dort leben, die im Übrigen im Wienerwald seit Jahrhunderten, seit Jahrtausenden, seit der Römerzeit beispielsweise, Weinbau betreiben, dann ist das Bewahren der Kulturlandschaft, das Bewahren dieses auch von Menschen geschaffenen Juwels in der Stadt und jenseits der Stadtgrenze unserer Heimatstadt etwas sehr Sinnvolles. Das soll dieses Biosphärenparkgesetz mit bewirken. Wir unterscheiden, es wurde bereits gesagt, Kernzonen, Pflegezonen, Entwicklungszonen, gut abgestimmt, die Maßnahmen auch sinnvoll dimensioniert. 

Ich verstehe bis zu einem gewissen Grad, und damit der Kritik der GRÜNEN, dem Kollegen Maresch, zugewandt, die Kritik des Kollegen Maresch am allermeisten, weil sie ist im Gegensatz zu den anderen eine in sich schlüssige. Es ist da in sich, im Gegensatz zu den anderen, intellektuell folgend, kann uns folgen und man kann sich damit auseinander setzen, wiewohl wir aus einer Analyse unterschiedliche Meinungen, unterschiedliche Strategien ableiten. (Abg Kurth-Bodo Blind: Ich mache nicht einmal mehr einen Zwischenruf! Ein Zwischenruf ist sinnlos!) Es war halt eben nicht so, dass hier ein Mäuschen geboren worden ist, wie du es gesagt hast, sondern es ist unter Einhaltung der bestehenden Interessenslagen, wie man es durchaus auch bei der UNESCO sieht, als sehr schützenswert zu sehen. Auch Kulturlandschaften sind sehr schützenswert. Es ist in der historischen Situation und der Tatsache, welche Funktionalitäten auch in dieser Region, der Region Wienerwald, zugeordnet sind, die Wahl, die Findung und die Entschließung zum Biosphärenpark das einzig Sinnvolle. (Abg Mag Rüdiger Maresch: In Wirklichkeit haben es zum Beispiel die niederösterreichischen Waldbesitzer bei den größeren Kernzonen in Niederösterreich verhindert!) - Man muss dazusagen, und das möchte ich durchaus anmerken, dass der Wille, Naturschutz zu betreiben, wie man es auch im Landesgesetz und der Unterschiedlichkeit der Einstufung des Landesgesetzes in den Möglichkeiten sieht, in Wien ein sicherlich nachhaltigerer ist, wiewohl wir Richtung Bauern sagen müssen, in der Kernzone kann nur gemeinsam mit Ablösemaßnahmen und vertraglicher Einigung etwas erfolgen. Aber der Wille, da hast du durchaus Recht, und dazu bekennen wir uns auch mit Stolz, nachhaltig eine Natur- und Kulturlandschaft zu schützen, ist in Wien ausgeprägter als in Niederösterreich. Darauf sind wir stolz! Wir haben auch andere Mehrheitsverhältnisse und das Wort Natur hat einen anderen Stellenwert in Wien als in Niederösterreich. Das ist durchaus programmatisch verständlich. Darauf sind wir als Sozialdemokraten sehr stolz!

Nächste und letzte Bemerkung zum Gesetz: Es ist ein Kompromiss mit der Geschichte, mit den schützenswerten Parametern, die auch historisches Kulturland gleichermaßen wie Naturlandschaft sind. Es ist ein Gesetz, das sinnvoll ist, ein Gesetz, das die Verwaltung, die Entschädigungsleistung, das Zustandekommen von Konsens, das Zusammenarbeiten in diesem neu geschaffenen Raum des Biosphärenparks regelt. Im Übrigen etwas, was leider viel zu wenig gesehen wird, ist, dass mit der Biosphärenparkwerdung, mit der Schaffung einer Dachmarke mit den Qualitätsmerkmalen eines Biosphärenparks, aber auch mit den Qualitätsmerkmalen eines ökologischen Tourismus, die in einem Biosphärenpark nachhaltig betrieben werden können und sollen, gerade für die Region ein neuer wirtschaftlicher Aufschwung zu sehen ist, nicht zuletzt als ein Zeichen dafür, dass wirtschaftliche Nutzung und Naturschutz kein Widerspruch sind, in Wirklichkeit Naturschutz auch eine große Chance für die Entwicklung der Lebensräume in einem derartigen Gebiet anbieten kann. 

In diesem Sinne bin ich froh, dass entgegen den Parametern der Debatte die Beschlusslage dieses Gesetzes eine einstimmige sein wird. Ich denke mir, wir können stolz auf dieses Gesetz sein, das nachhaltig einen neuen USB in der Ökologie dieser Stadt schaffen wird, und darauf, es gemeinsam beschlossen zu haben! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Bevor ich zur nächsten Wortmeldung aufrufe, darf ich noch festhalten, das der Herr Klubobmann Dr Tschirf in der Rede zuvor einen Zwischenruf gemacht hat. Ich nehme an, er hat mich gemeint. Ich bedanke mich höflichst, das gehört einfach dazu. Es war nur etwas übertrieben, "Hans im Glück" stimmt nicht immer ganz genau. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das habe ich nicht auf Sie bezogen!) Ich habe es auf mich bezogen, danke. 

Abg Walter hat das Wort.

Abg Norbert Walter, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auf die Frage "Was gibt dir die Stadt?", soll ein Bürger einmal geantwortet haben: "Sie gibt mir zu denken." Wenn ich mir dann das Biosphärenparkgesetz anschaue, und wir haben es uns relativ intensiv angeschaut, dann gibt es mir in einer Hinsicht schon zu denken, denn die Frage ist: Warum brauchen wir es überhaupt? Denn eines ist klar, unsere Mittel, die wir über die Planung zur Verfügung haben, ob das der Naturschutz ist, ob das die Flächenwidmungen in den Kategorien sind, hätten uns in Wahrheit Grund genug gegeben, das zu tun. 

Es wurde schon gesagt, marketingtechnisch, Schaffung einer Dachmarke, Werbung und so weiter, ist es eine gute Sache. Das mag stimmen, aber ich glaube, letztendlich ist auch das zu wenig. Denn eines sollten wir uns schon überlegen: Warum gibt es dann in einem Park, den zwei Bundesländer gemeinsam tragen, zwei verschiedene Gesetze? Die Niederösterreicher gehen immerhin davon aus, dass sie Ja zum Vertragsnaturschutz sagen. Die SPÖ in Wien geht den anderen Weg und sagt, wir machen es über ein Gesetz, über Verordnungen. Verordnungen sind natürlich immer dazu da, sich letztendlich Spielräume hinsichtlich der Betroffenen, in dem Fall der Bäuerinnen und Bauern, Weinhauer, offen zu lassen. Ich bin selbst ein kleiner, zumindest am Nussberg, und weiß, was es heißt, wenn man dann per Verordnung vorgeschrieben bekommt, wie zu wirtschaften ist, was zu bewirtschaften ist und in welcher Art und Weise das zu tun ist. 

Ich sage einmal, nachdem der Kollege Valentin das Eigentum angesprochen hat, das Eigentum ist bis dato in unserer Gesellschaft immer noch eines der höchsten Güter, die wir haben. Jetzt weiß ich auch, dass es notwendig ist, manchmal Allgemeininteressen darüber zu stellen. Nur denke ich, wenn man das will und wenn man das tut, ist es unsere Aufgabe und unsere Verpflichtung, das dann mit den Betroffenen auszuhandeln und mit den Betroffenen darüber zu sprechen. Es reicht nicht aus, wenn man dann als Autorität, als Macht, die man hat, 
a priori sagt, man fährt drüber, man macht es so. Ich denke, die Verhandlungen in Summe haben gezeigt, dass wir einige Punkte gemeinsam erreichen konnten. Ich glaube, dass es nach wie vor den Betroffenen überlassen werden sollte, welche Produktionsmethode sie wählen wollen, welche Einbindung man ihnen anbietet. Das Ackerrandstreifenprogramm hat uns bewiesen, dass wir das können, wenn wir das wollen. Gerade die SPÖ kann, wenn sie eine gute Minute hat, auch großzügig sein. In dem Fall ist es ein Rücktritt aus einem Vertrag direkt mit den Bauern. Ich denke, das funktioniert auch gut. Ich denke, der Ansatz der Freiwilligkeit und die Lenkungsmaßnahmen zur Bewirtschaftung im positiven Sinn sind notwendig und auch zulässig. 

Ich glaube aber auch, dass es notwendig ist, die Ankündigungen konkret umzusetzen, vor allem in den Erläuternden Bemerkungen diese dann so auszuführen, dass sie für die Betroffenen Grund genug sind mitzutun, und zwar so mitzutun, wie es die UNESCO in Wahrheit vorschreibt. Denn eines denke ich schon, wenn ich nachlese und die UNESCO sagt: „mit charakteristischer Kultur- und Naturlandschaft im Rahmen des Programms 'der Mensch und die Biosphäre'", dann denke ich, Kulturlandschaft machen nur Menschen. Es wird uns nichts nützen, wenn wir uns als Stadt dazu verpflichten, Grün anzuschaffen, aber dann wieder Stadtgärtnerinnen und Stadtgärtner anstellen müssen, die uns genau diese Kulturlandschaft bewirtschaften. Wir brauchen gesunde Betriebe. Wir brauchen die Unterstützung der Stadt für die Betriebe. Wir brauchen aber auch den Einsatz von Mieten dafür. Es wird à la longue zu wenig sein, denn verwalten allein, meine lieben Damen und Herren, ist zu wenig! Gestalten tun die Bäuerinnen und Bauern, die Weinhauer und die Weinhauerinnen und niemand sonst! Ich denke, das sollten wir uns nicht wegnehmen lassen, das ist ein Kulturgut! 

Wenn Sie auf den Nussberg schauen, Richtung Kahlenberg, dann glaube ich, das ist ein Landschaftsbild, um das uns viele Städte in Europa und auf der Welt beneiden. Das funktioniert nur, wenn man gemeinsam etwas will. Es funktioniert nicht, wenn einer sagt: „Du hast zu tun, und zwar so, wie ich es will, obwohl du gar nicht Eigentümer davon bist."

In diesem Sinne hat Magnus Gottfried Lichtwer einmal gesagt: „Was hilft Gesetz, was helfen Strafen, wenn Obrigkeit und Fürsten schlafen?" - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine weitere Wortmeldung. Daher ist die Verhandlung geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich freue mich und glaube, das ist ein sehr schönes und wichtiges Signal, dass wir, alle Fraktionen gemeinsam, heute hier das Biosphärenparkgesetz beschließen.

Herr Kollege Blind, ich muss Sie enttäuschen. Vielleicht können Sie mir die Stelle zeigen, wo der Herr Bürgermeister jemals versprochen hat, dass das ein Nationalpark wird. (Abg Kurth-Bodo Blind: Das mache ich!) Das ist nie passiert! Ich glaube, auch aus gutem Grund, weil die Schutzform, die wir gewählt haben, für das Gebiet den optimalen Schutz darstellt und damit am besten vereinbar ist. Wir haben das nicht aus Jux und Tollerei gemacht, sondern uns durchaus gemeinsam mit Niederösterreich Dinge überlegt und sind deswegen dann zu dieser Schutzform gekommen, die auch die Erhaltung der Kulturlandschaft, eine Landwirtschaft und Siedlungsformen weiterhin ermöglichen soll, was in dem Nationalpark so nicht möglich gewesen wäre.

Herr Kollege Maresch, ich meine, und der Kollege Valentin hat es auch schon angesprochen, ich kann durchaus Dinge aus Ihrer Argumentation nachvollziehen. In Wien haben wir in diesem Gebiet bereits ein sehr hohes Schutzniveau. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass wir mit dem Landschaftsschutzgebiet, Natura 2 000-Gebieten und so, durchaus schon ein hohes Schutzniveau erreicht haben. Da bin ich durchaus bei Ihnen. Aber es ging bei diesem ganzen Biosphärenparkprojekt durchaus darum, die gemeinsamen Teile von Wien und Niederösterreich zu einem großen Schutzgebiet zusammenzuführen. Ich glaube, dass insgesamt das Wienerwaldgebiet, das nicht nur in Wien, sondern darüber hinaus auch in Niederösterreich liegt, insgesamt von dieser Biosphärenparkunterschutzstellung sehr wohl profitiert, dass es dort sehr wohl zu einer Aufwertung der Schutzkategorien durch diese Zusammenführung und gemeinschaftliche Verwaltung kommt und nicht, wie es des Öfteren in der Diskussion in der Früh gekommen ist, dass sich eh nichts ändert. Das mag für den Wiener Teil eingeschränkt zutreffen, weil wir, wie gesagt, schon ein sehr hohes Schutzniveau haben. Ich glaube aber, dass das für das gesamte Projekt durchaus eine massive Aufwertung ist und es mit der Möglichkeit, über die ländliche Entwicklung Finanzierungsmittel für gemeinsame Managementprojekte im Biosphärenpark zu rekrutieren, durchaus zu einer substanziellen Verbesserung kommen kann.

Der 15a kommt noch. Da kann ich Sie beruhigen. Da sind wir quasi in den Endzügen der Verhandlungen. Weil immer, wenn es um das Eingemachte geht, nämlich ums Finanzielle, wird es etwas schwieriger. Das will ich überhaupt nicht verhehlen. Aber wir sind auf einem sehr guten Weg mit Niederösterreich und ich bin zuversichtlich, dass wir den 15a im Herbst beschließen können.

Herr Kollege Stiftner, ich weiß nicht, was ich Ihnen sagen soll. Ich glaube, Sie brauchen einen neuen Redenschreiber, weil das, was Sie da sagen, stimmt mit Ihrem Abstimmungsverhalten nicht überein. Ich meine, das ist irgendwie ein Grundkurs für Abgeordnete, wenn man irgendwo zustimmt und vorher in der Rede sagt, dass alles eigentlich ganz furchtbar ist, dann tut sich da eine gewisse logische Lücke auf. Deswegen vielleicht ein kleiner Tipp: Stimmen Sie Ihre Reden ein bisschen mit dem Abstimmungsverhalten ab, dann ist es für das Publikum auch ein bisschen nachvollziehbar! Sie stehen immer da und sagen, das ist alles ganz schrecklich, aber stimmen dann zu! Das verstehen dann die Leute nicht und das führt immer irgendwann zu Problemen. (Abg Dipl Ing Roman Stiftner: Sie verstehen es nicht!) Nein, tut mir Leid, das ist für die Leute draußen ein bisschen schwer nachvollziehbar! 

Noch ein zweiter Punkt, den ich gerne ansprechen würde: Sie haben gesagt, Wien hat ein unglaubliches Glück. Das kam auch schon gestern beziehungsweise beim Rechnungsabschluss. Da bin ich nicht darauf eingegangen, aber jetzt möchte ich die Gelegenheit ergreifen. Es wird immer von Glück gesprochen, dass wir so ein wunderbares naturnahes Angebot haben. Aber für die Nationalparks und deren Wunderbarkeiten sind ÖVP-Minister zuständig. Das finde ich eine lustige Aufteilung. Ich darf Sie darauf hinweisen, dass Wien nicht das Glück hat, so ein naturnahes Angebot zu haben, sondern dass das ein Ergebnis einer konsequenten SPÖ-Umweltpolitik der letzten mehr als 50 bis 100 Jahre ist, auf die wir wirklich stolz sind. (Beifall bei der SPÖ. - Heiterkeit bei ÖVP.) 

Über die Überschussmärchengeschichte haben wir schon beim Rechnungsabschluss diskutiert. Vielleicht finden Sie einmal einen Kundigen, der Ihnen die grünen und roten Bücher noch ein bisschen näher bringt, dann brauchen wir uns mit dieser Überschussgeschichte nicht mehr auseinander zu setzen. 

Steinhofgründe: Auch das möchte ich einmal zum Anlass nehmen, ein paar Worte dazu zu sagen. Die Steinhofgründe werden von der MA 49 verwaltet. Dort wird mit Sicherheit überhaupt nichts gebaut. Auch wenn Sie das immer wieder behaupten, das ist einfach schlicht und ergreifend falsch! (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Aha, Sie bauen nicht!) 

Zweitens nehme ich an, dass Sie vom Otto-Wagner-Spital reden, wenn Sie die Steinhofgründe meinten. Vielleicht können wir uns darauf einigen, dass wir uns in Zukunft ein bisschen präziser ausdrücken. Aber vielleicht wollen Sie das auch gar nicht. Weil vielleicht wollen Sie den Bürgern suggerieren, dass auf den Steinhofgründen gebaut wird, obwohl Sie genau wissen, dass das nicht der Fall ist. Aber vielleicht haben Sie sich auch nur missverständlich ausgedrückt. Ich nehme jetzt einmal Zweiteres an, ich will ja niemandem Böswilligkeit unterstellen. Auch hier kann ich Sie beruhigen. Dort, wo Landschaftsschutzgebiet ist, wird mit Sicherheit nichts gebaut werden. Das kann ich Ihnen sagen. Das wissen Sie auch. Das ist nichts Neues. Mit dieser neuen Widmung kommen 110 000 m² mehr an Sww dazu. Auch das wissen Sie. Was mich eigentlich überrascht, ist, dass Ihr Fraktionskollege Gerstl einen Antrag gestellt hat, man möge doch eine Wiederauflage der alten Widmungsbestimmungen machen, wo nämlich als Bauland gewidmet ist. (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Öffentliche Widmung! Nicht verkaufen!) Und das ist Ihr Vorschlag zur Rettung des Otto-Wagner-Spitals? Entschuldigen Sie, ich glaube, Sie brauchen einen kleinen Nachhilfekurs, Herr Kollege Gerstl! (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Nicht verkaufen!) Ansonsten ist das nicht sehr konsistent, was Sie hier argumentieren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Am meisten erheitert hat mich aber Ihr Vorschlag, die Rechtskultur von Niederösterreich nach Wien zu übertragen. Da bin ich sofort dabei! Fangen wir bei den Oppositionsrechten an! Nehmen wir die Oppositionsrechte aus Niederösterreich und übertragen sie nach Wien! Ich glaube, dafür werden Sie nicht wirklich sein! (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist keine Berichterstattung!)
Herr Kollege Tschirf, ich gehe auf meine Vorredner ein. Normalerweise wird das von Stadträten erwünscht, dass wir hier diskutieren. Wenn Sie es nicht mehr wollen, ein Wort genügt, ich rede meine Rede herunter und gehe auf meine Vorredner nicht mehr ein. Aber normalerweise war das meiner Erfahrung nach immer gewünscht. 

Bei allem Verständnis für oppositionelle Reden, Herr Kollege Stiftner, ich glaube, dass wir in Wien ein sehr gutes Verhältnis mit den Landwirten haben und dass wir ein sehr gutes Verhältnis mit den Gemüsebauern und den Weinbauern haben, das nicht nur auf dem Papier besteht, sondern tatsächlich seit vielen Jahren eine gute Zusammenarbeit ist. Ich möchte Sie ersuchen, das nicht schlecht zu reden, weil ich das wirklich schade finde, weil ich glaube, dass es eine gute Kooperation über alle Parteigrenzen hinweg gibt, nicht zuletzt dokumentiert durch die Weintage, die gerade im Rathaus stattfinden, die, glaube ich, ein sehr guter Erfolg für uns alle sind, für den Wiener Wein, für die vielen Weinbäuerinnen und -bauern und für alle, die das Bestreben haben, den Wiener Wein zu promoten und dem Wiener Wein den Platz zu verschaffen, den er sich verdient hat, nämlich an der Spitze. Ich möchte mir das wirklich nicht schlecht reden lassen, weil ich glaube, dass wir uns gemeinsam mit der Landwirtschaftskammer und den Bäuerinnen und Bauern wirklich seit vielen Jahren sehr bemühen und durchaus schon einige Erfolge vorweisen können. Ich glaube, diese gute Zusammenarbeit werden wir weiterführen. 

Mit dem Gesetzesbeschluss, meine sehr geehrten Damen und Herren, legen wir einen guten Grundstein für einen erfolgeichen Biosphärenpark. Nach der Anerkennung durch die UNESCO ist dies, glaube ich, ein nächster Meilenstein in der Umsetzung dieses sehr ambitionierten Projekts. Ich habe schon gesagt, ich möchte mir den Biosphärenpark nicht klein reden lassen, weil ich glaube, dass es für dieses Gebiet wirklich die optimale Schutzform ist, auch durch die drei Kategorien, die Entwicklungsfunktion, die Forschungsfunktion, aber natürlich auch die Schutzfunktion in den Kernzonen, optimale Schutzformen bietet. 

Irgendjemand hat erwähnt, dass wir den Vertragsnaturschutz nicht vorgesehen haben. Das stimmt so nicht. Sie finden es auch in den Erläuternden Bemerkungen. Wir haben eine andere Form als Niederösterreich gewählt. Aber, ich glaube, ich kann Sie wirklich beruhigen, wir haben in den Verhandlungen und nicht zuletzt auch mit diesem Abänderungsantrag gezeigt, der gute Wille ist in einem großen Maße vorhanden, dass wir in einem Miteinander, in einem gemeinschaftlichen Vorgehen den Biosphärenpark zu einem guten Abschluss bringen. Wir haben in keinster Weise vor, irgendjemanden zwangszubeglücken. Ich weiß, es kommt immer die Angst, die Wirtschaftsformen wären vorgeschrieben. Ich finde keine Passage in dem Gesetz, wo wir das könnten. Wir wollen es auch nicht, weil wir darauf setzen, gemeinsam mit den Landwirten, gemeinsam mit den Weinbauern, gemeinsam mit den Wirtschaftstreibenden, positive Dinge voranzubringen, wie wir es auch beim Vertragsnaturschutz gemacht haben. Wir wollen niemanden zwangsbeglücken. Ganz im Gegenteil, wir setzen auf eine positive Zusammenarbeit der Gemeinschaftlichkeit, die sich in den letzten Jahren, glaube ich, sehr gut bewährt hat und die wir genau in dieser Form, erfolgreich, positiv und als Win-Win-Situation für alle Seiten, in Zukunft weiterführen wollen.

Ich freue mich, wie gesagt, über diesen wichtigen Meilenstein, da der Schutz der Kulturlandschaft ein wichtiges und erklärtes Ziel ist. Ich glaube, dass alle Seiten wirklich sehr zufrieden sein können. Jetzt geht es darum, den 15a-Vertrag noch zu beschließen und dann dieses Gesetzeswerk und den Biosphärenpark mit dem entsprechenden Leben zu erfüllen, auf dass wir in zehn Jahren auf den Biosphärenpark ähnlich wie auf den Nationalpark mit Stolz zurückblicken können! - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ)
Präsident Johann Hatzl: Ich leite nun die Abstimmung ein.

Es gibt einen Abänderungsantrag der Abgen Stiftner, Walter, Valentin, Hora, Blind.

Wer für den Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist einstimmig. Somit ist dieser Abänderungsantrag einstimmig beschlossen.

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in Form des Abänderungsantrags zustimmen wollen, nunmehr die Hand zu heben. - Das ist auch einstimmig. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn es keinen Widerspruch gibt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ich sehe und höre keinen Widerspruch.

Daher bitte ich jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Auch in zweiter Lesung ist das Gesetz einstimmig beschlossen worden. 

Die Postnummer 1 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über den Zugang zu Informationen über die Umwelt geändert wird, Wiener Umweltinformationsgesetz-Novelle. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau Amtsf StRin Mag Sima. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Präsident Johann Hatzl: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Gibt es einen Einwand gegen diese Zusammenlegung? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Als Erster hat sich Herr Abg Maresch zum Wort gemeldet.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

An und für sich ist dies ein sehr erfreuliches Gesetz. Endlich ist es möglich, Umweltinformation zu bekommen. Wir haben das schon in ausreichendem Maße probiert, es funktioniert. Wir sind sehr zufrieden mit dem Gesetz. Trotzdem gibt es zwei Passagen darin, die mich zumindest ein bisschen irritieren. 

Die eine Passage war in der alten Version auch schon drinnen. Da geht es im § 6 Abs 1 Z 2 darum, dass eine der Mitteilungsschranken unter anderem ist, dass Informationsbegehren offenbar missbräuchlich gestellt wurden. Auf meine Nachfrage in der MA 22, wer das entscheidet, ist es die jeweilige Behörde, gutwillig, sage ich. Die Behörden werden hoffentlich richtig entscheiden, aber es ist immerhin ein Tor oder ein Türchen offen, das Informationsbegehren als Querulantismus abzustempeln und dann nichts zu tun. Ich glaube aber, dass das in Wirklichkeit nicht zum Tragen kommen wird.

Ein anderer Punkt, und zwar im § 5 Abs 5, irritiert mich auch ein bisschen. Dieser lautet: „Für die Bereitstellung von Umweltinformationen kann die Landesregierung mit Verordnung Kostenersätze festlegen. Kaufpreise, Schutzgebühren und Kostenersätze für die Bereitstellung von Umweltinformationen dürfen jedoch eine angemessene Höhe nicht überschreiten." - Da kann ich nur hoffen und an die Landesregierung appellieren, dass dies weiterhin nicht zum Tragen kommt! Dieser Punkt sollte hoffentlich niemals zum Tragen kommen, weil das würde mich ein bisschen schrecken, wenn Menschen, die GRÜNEN können sich das wahrscheinlich leisten, aber Bürger und Bürgerinnen, zur Kasse gebeten werden könnten, wenn es um Umweltinformation geht! 

Danke schön. - Wir stimmen dem Gesetz zu! (Beifall bei den Grünen.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Abg Stiftner.

Abg Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist immer begrüßenswert, wenn Gesetze, die die Informationspflicht im Bereich der Umwelt besser fokussieren, verbessert und beschlossen werden. Unserer Meinung nach besteht eine solche Verbesserung durch die nun vorliegende Novelle, die ihre Basis auf einer europäischen Übereinkunft hat, die dem Bürger mehr Einsicht in persönlich wichtige Umweltdaten liefern soll. Es geht dabei besonders um Bestimmungen, die Auskunft über die Auswirkungen auf die persönliche Umwelt, persönliche Lebensqualität und persönliche Gesundheit geben. Damit wird ein von der EU initiiertes Gesetz nach den Beschlüssen von Aarhus nun der Stadtregierung mit dem Auftrag in die Hand gegeben, die Information der Bevölkerung über mögliche Bedrohungen infolge von Umweltbelastungen stärker herauszuarbeiten. Dieser Aspekt ist in der Tat viel wichtiger.

Denn es gibt, sehr geehrte Damen und Herren, zahlreiche Verunsicherungen, etwa wegen der Umweltverschmutzung, aber auch wegen des Einsatzes moderner Technik in der Bevölkerung. Als Beispiel sei hier die bekannte Handymastendiskussion genannt. Das ist nicht nur technisch ein gutes Beispiel, sondern auch politisch und kommunikationspsychologisch. Es ist leider so, dass von Seiten der Stadtregierung bisher nichts unternommen wurde, um die Ängste, zum Beispiel im Zusammenhang mit dieser Handymastenstrahlung, auszuschalten beziehungsweise dagegen anzukämpfen. 

Nicht dass Sie uns missverstehen, dass wir jetzt für die Abschaffung der Handys eintreten würden. Das ist sicher nicht der richtige Weg. Aber es wäre doch wichtig, wenn Maßnahmen für Themen, die Bürger bewegen und die Bürger auch persönlich betroffen machen, gesetzt werden würden, um diese Bürger zu informieren. Denn das ist nicht jene offensive Umweltpolitik, die diese Stadt braucht, sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht auch darum, den Bürgern jene Technologieschübe, die uns heute tagtäglich begleiten, näher zu bringen und bekannt zu machen. Ich finde, Information ist nicht eine Holschuld der Bürger und diese Holschuld erhält mit diesem Gesetz nun eine rechtliche Grundlage, sondern es ist auch eine Bringschuld der Stadtregierung und des Umweltressorts, solche Dinge einfach den Bürgern näher zu bringen. Das hat nichts damit zu tun, dass von Zeit zu Zeit Pressekonferenzen gemacht werden und man sich in durchaus ansprechender Form vor die Journalisten hinstellt und Bürger auffordert, weniger Müll zu produzieren oder am besten gleich selbst Besen in die Hand zu nehmen, wenn der Schmutz das Straßenbild nach dem Winter wieder allzu sehr bestimmt.

Information und Bewusstseinsbildung dürfen daher nicht zum Selbstzweck der Stadträtin und der Selbstdarstellung der Stadträtin dienen! Es ist wichtig, dass man sich auch mit technologischen Neuerungen herumschlagen und sich diesen widmen muss. Es ist auch wichtig, dass man sich der Technikfeindlichkeit, die naturgemäß im Umweltbereich am stärksten ist, entgegenstellt. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das hat ja mit dem Gesetz nichts zu tun!) Ich verstehe schon, dass auf Grund der technischen Innovationen, die auch erhöhten Lebensstandard gebracht haben, die Akzeptanz der Technik bei uns in Österreich nicht gerade besonders hoch ist. Das zeigt aber auch, dass es wichtig ist, jetzt gerade hier anzusetzen, denn die heutigen Themen, die im Umweltbereich anstehen, werden wir wahrscheinlich nur durch verstärkten Einsatz von neuen Technologien in den Griff bekommen.

Es zeigt auch, wie wichtig eine moderne Umweltpolitik ist. Es zeigt auch, dass Umwelt mittlerweile zu einer interdisziplinären Disziplin geworden ist. Sie hat nämlich nicht nur politisch, sondern auch bewusstseinsbildend zu wirken, sehr verehrte Damen und Herren! Sie hat daher stark mit Bildung, mit Information, aber auch mit Technik, Technologie und Wirtschaft zu tun. Das wird auch im Konzept der ökosozialen Marktwirtschaft, die die Österreichische Volkspartei seit jeher vertritt, dargestellt, nur leider in Wien noch nicht optimal umgesetzt. Nützen Sie daher, sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ, dieses Gesetz und diese Gesetzesnovelle, um eine Politik zu machen, die ein Umdenken in diese Richtung gewährleistet!

Mit den Zahlen und Informationen lässt sich natürlich immer Politik machen, vor allem in der Luftreinhaltung. Wir haben es mit der Feinstaubdiskussion gehabt. Ich darf daran erinnern, dass die Feinstaubwerte jahrelang über den Grenzwerten lagen. Es gibt dazu eine Anfrage der ÖVP von vor einigen Jahren. Von der damals zuständigen Umweltstadträtin, die nicht diejenige war, die heute im Amt ist, wurde versichert, dass in Wien mit dem Feinstaub alles okay ist. Dass dem nicht so war, darüber haben wir uns im vergangenen Winter sehr ausführlich unterhalten müssen. 

Wenn wir schon bei der Frage der Tats- und Auskunftswahrheit sind, sehr geehrte Damen und Herren, sind wir doch sehr gespannt darauf, ob Sie die Auswirkungen der Feinstaubreduktionsmaßnahmen, die Sie nun verordnet haben, wie versprochen dokumentieren, aber auch evaluieren. Dieses Gesetz gibt jetzt der sozialdemokratischen Stadtregierung, aber auch uns als Opposition, denn Gott sei Dank sind Gesetze für alle gleich, werte Damen und Herren, die Möglichkeit, Ihre Umweltgesetze und Ihre Umweltverordnungen nun mit objektiven Messverfahren evaluieren zu können. 

Am Beispiel Feinstaub zeigt sich nämlich deutlich, dass Messen, Dokumentieren und Evaluieren in der Umweltpolitik immer wichtiger werden und einen enormen Stellenwert bekommen müssen. In die Wirtschaftssprache übersetzt, würde das Qualitätssicherung oder Qualitätsmanagement bedeuten, sehr geehrte Damen und Herren! Das erfordert aber auch ein entsprechendes Messsystem, das jene Maßnahmen, die man definiert, in ihrer Zielgerichtetheit und in der Zeitachse überprüft, dann evaluiert und feststellt, ob diese Maßnahmen, die gesetzt worden sind, auch eingetreten sind. Ich trete sehr stark für ein Qualitätssicherungssystem allgemein in der Politik ein, aber ganz speziell in der Umweltpolitik. Das hat nämlich den Riesenvorteil, dass wir wegkommen von ideologisierenden Themen hin zur sachorientierten Diskussion, auch im Bereich des Umweltschutzes. 

Ich denke aber auch an Messmethodiken, die der Wahrheit näher kommen und dieser entsprechen. Wäre es zum Beispiel nicht besser, mehr Messungen in Kinderaugenhöhe durchzuführen? Kinder sind doch die Meistbetroffenen, gerade wenn es zum Beispiel ums Thema Ozon in den Sommermonaten geht, wenn es wieder heißer ist. 

Oder auch mobiler Messeinsatz ist ebenso ein ganz essenzieller Anteil, denn beim Feinstaub können mehrere Quellen in einer Region dazu führen, dass plötzlich die Feinstaubbelastung in die Höhe schnellt, dass man da Maßnahmen setzen kann, indem man dort rasch eine Messeinheit hinstellt und die Bürger informiert. Unseren Informationen zufolge, aber vielleicht, Frau Stadträtin, können Sie mich da korrigieren, verfügt die Stadt Wien derzeit über einen einzigen mobilen Messwagen und den kann auch nicht der Bürger abrufen, sondern das liegt in der Gewalt des Magistrats. Ich denke aber, dass das eine deutliche Verbesserung wäre, in der Mobilität der Messdaten auch die Bürger stärker einzubinden und zu überzeugen. Auch betreffend die Abrufbarkeit der Daten, der Transparenz in Form von Internetpräsentationen, aber auch der Vorlage von Studienergebnissen im Internet, ist einiges passiert. Auf einen ÖVP-Antrag hin wurden hier Einrichtungen aufgebaut, die Stadtregierung hat durchaus einiges gemacht. Aber ich denke, auch hier gibt es noch deutlich Verbesserungspotential.

Wenn es um den Bereich Lärmschutz geht, dann ist besonders schnell eine rasche Messung und eine Verfügbarkeit der Daten wichtig. Es ist mir leider noch immer nicht erklärlich, warum gerade beim Thema Fluglärm diese Transparenz und diese für den Endanwender, für die Bürgerinnen und die Bürger abrufbaren Daten über Internet noch immer nicht gegeben sind. Wenn man sich zum Beispiel die Flugbewegungen anschaut, ist in den USA das FANOMOS-System, wo man, glaube ich, nicht besonders sorgsam mit der Sicherheit von Flugdaten umgeht, transparent über Internet verfügbar. In Wien ist das nicht der Fall. Ich glaube, das ist ein Fehler, denn damit könnte man viele Missverständnisse, auf denen Beschwerden beruhen, den Bürgern viel transparenter darlegen, wenn es sich wirklich um Missverständnisse handelt, oder gar sagen, es gibt hier Verbesserungspotential. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich glaube aber auch, dass die Messverfahren, die heute angewendet werden - Messung und Information und dieses Umweltinformationsgesetz sind hier sehr eng beisammen -, die subjektive Beeinträchtigung und dazugehörende physikalische Kennzahl, die gemessen wird, viel enger korrigieren müsste. Denn es ist einfach so, dass beim Lärmschutz eine klassische Dauerlärmpegelmessung oft nicht den subjektiven Lärmeindruck wiedergibt. 

Herr Kollege Valentin ist, glaube ich, momentan nicht im Raum. (Abg Marco Schreuder: Da ist er! - Abg Erich VALENTIN winkt neben den Sitzreihen stehend.) - Da ist er! Sorry, er ist aus meinem Blick gegangen! - Ich bin froh, wenn wir gerade beim Thema Fluglärm sind, dass Sie sich intensiv darüber Gedanken machen, wie wir den Fluglärm richtiger messen können und so messen können, wie er psychologisch durch die Bevölkerung wahrgenommen wird, beispielsweise über die vielzitierte Sydney-Methode, über andere Methoden. Sie haben hier meine volle Unterstützung, Herr Kollege, wenn wir in diese Richtung gehen, dass sich die Psychologie und das subjektive Lernempfinden in einer physikalischen Kennzahl in Zukunft besser ausdrücken. Ich glaube aber, dass es wichtig ist, zu einer offensiven Informationspolitik zu kommen und dass es wichtig ist, in Sachen Lärmbekämpfung die Bürger nicht dumm sterben zu lassen.

Es ist mehr Transparenz gefordert und es ist eine offene Informationspolitik gefordert, die aus meinem persönlichen Verständnis, auch von der demokratiepolitischen Seite her, die klassische Bürgermitbeteiligung signalisiert, denn der Bürger ist heute nicht mehr unmündig und er will sich auch nicht als solcher behandelt wissen. Es müsste Standard sein, dass er Informationen bekommt, um jene Elemente des Umweltschutzes, die ihn in seiner Gesundheit und seiner persönlichen Lebensqualität betreffen, auch abrufen zu können. Das, meine Damen und Herren, hat viel mit Psychologie zu tun, in dem Fall, einem meiner Lieblingsthemen, der Umweltpsychologie. Denn wenn der Bürger das Verständnis durch entsprechende Information bekommt, dann wird ihm ein Mitmachen beim Straßenkehren, beim Müllsammeln oder Glassammeln auch leichter fallen, wenn er versteht, worum es geht. Es ist sicher nicht der sinnvolle Weg, Frau Stadträtin, wenn man in bevormundender Art und Weise den Bürgern in Wien mitteilt, was sie zu tun oder was sie zu unterlassen haben, damit Wien wieder sauber wird!

Denn wenn das passiert, dann ziehen sich diese Bürger enttäuscht zurück und geben mit Recht dann den PolitikerInnen, uns allen, in den meisten Fällen die Schuld am Rückgang der Lebensqualität dieser Stadt. Dass das der Fall ist, dass die Lebensqualität in Wien für die meisten so schlecht geworden ist, dass sie ins Wiener Umland abziehen, habe ich diese Woche schon Gelegenheit gehabt auszuführen. Damit der Kollege Valentin nicht die Notwendigkeit hat, wieder auf angebliche Versatzstücke für den Rechnungsabschluss zu verweisen, möchte ich mich sicher nicht wiederholen, wenngleich ich die Gültigkeit dieser Aussage in Erinnerung rufen möchte.

Wir tragen dieses Umweltgesetz, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, mit Ihnen mit! Tragen Sie nun auf Basis dieses Gesetzes zu mehr Transparenz bei den Umweltdaten bei, vor allem beim Thema Luftschutz und Lärmqualität, denn jetzt ist die Stadtregierung am Zug, ihre Informationspolitik nachhaltig bürgernäher und auch transparenter zu gestalten! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Abg Valentin.

Abg Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

In Wirklichkeit können wir die Kritik an der Rede des Kollegen Stiftner von vorhin wiederholen. Ich möchte zu den wenigen Punkten wieder klarmachen, es wird nicht richtiger, auch wenn man es zweimal behauptet, dass immer mehr Wienerinnen und Wiener in den Speckgürtel abziehen wollen. Es gibt die Studie "Leben in Wien", alle zehn Jahre durchgeführt, wo auf Grund von weit über 8 000 Einzelinterviews nachgewiesen ist, dass immer weniger… (Abg Kurth-Bodo Blind fotografiert, vor den Sitzreihen stehend, Abgeordnete der FPÖ mit einem Fotohandy.) 

Sie fotografieren als Zukunftsexperte die Kleinheit Ihrer Mannschaft, Kollege Blind! Ich sehe das durchaus zukunftsweisend! Gratulation! Das ist eine gute Sache, wunderbar! (Abg Kurth-Bodo Blind: Möchten Sie auch fotografiert werden?)
Um wieder auf den Herrn Abg Stiftner zurückzukommen: Es wird nicht richtiger, wenn Sie sagen, dass immer mehr Wienerinnen und Wiener abwandern wollen, weil es in Wien so hässlich und so grauslich ist! Ganz im Gegenteil, es stimmt das Gegenteil! Studien über tatsächliche Wanderbewegungen weisen aus, dass immer weniger als Wunsch das Häuschen im Grünen am Stadtrand haben und immer mehr zu urbanen Wohnformen neigen, ganz einfach, weil die Lebensbedingungen in Wien so angenehm sind, weil die Infrastruktur in Wien eine so gute ist, Wien von Jahr zu Jahr immer lebenswerter wird und den Wienerinnen und Wienern immer mehr Offerte anbieten kann.

Wenn der Kollege Stiftner sagt, man wird sich vielleicht einmal im Internet anschauen können, wie die Umweltdaten des Flugverkehrs sind, sage ich, tun Sie es einfach! Wählen Sie die Internetseite der Mediation oder des Flughafens, dort gibt es den Link! Dort werden die Umweltdaten hineingestellt. Dort gibt es jedes Jahr einen Evaluierungsbericht, der haarscharf ausweist, ob es Verschlechterungen oder Verbesserungen gegeben hat (Abg Dipl Ing Roman Stiftner: Evaluieren!), der genau ausweist, wie viele Flugzeuge wo geflogen sind und ob sich das gesteigert hat. (Abg Dipl Ing Roman Stiftner: Ich will unmittelbare Messergebnisse, Herr Kollege!)

Herr Kollege Stiftner, außer dass das eine Bundesgeschichte ist, was ich Ihnen schon einige Male versucht habe zu sagen, macht es der Datenschutz einer Bundesbehörde momentan nicht möglich, nämlich der Austro Control und damit des Bundesministeriums und des Bundesministers Gorbach, der, wie die gesamte Regierung, als noch in dieser Funktion zu bezeichnen ist. So ist es eine Sache, diese Daten freizugeben.

Wenn Sie uns jetzt unterstellen, dass wir den besseren Draht zur Bundesregierung haben als Sie, wirft das vielleicht ein bezeichnendes Licht auf das Zusammenleben der Bundes-ÖVP mit der Landes-ÖVP. Es hilft uns aber in der konkreten Sache nicht weiter. (Abg Mag Wolfgang Jung: Wer im Glashaus sitzt!)
Der langen Rede kurzer Sinn: Falscher Adressat, wir sind es nicht! Woran wir mithelfen können, dass es öffentlich ist, das wird gemacht. Außerdem ist es auch nicht wirklich sinnvoll beispielsweise für den Internet-User in Chicago, wo es das gibt, zu sehen, wie viele Punkterl über der Stadt sind, weil die nichts aussagen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Wir hören die Botschaft...!) Selbst wenn man diesem Wunsch Rechnung tragen wollte, obwohl er nicht rasend sinnvoll ist, sind wir nicht die Ansprechpartner.

Was die tatsächlich umweltrelevanten Fragen betrifft, sind wir zwar auch nicht die Ansprechpartner, aber wir haben dafür gesorgt, dass es die Wienerinnen und Wiener sehen, und zwar im Internet, aber auch veröffentlicht. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Wenn Sie hinausschauen, sehen Sie die Flieger! - Weitere Zwischenrufe.) 

Nein, Kollege Stiftner möchte die allumfassende Information haben. Und da Kollege Stiftner, obwohl er in allen Bereichen der Politik offensichtlich eine Omnipräsenz hat, rein körperlich nicht überall gleichzeitig sein kann, möchte er diesen Überblick haben. Diesen könnte man ihm verschaffen, wenn der Minister seiner Bundesregierung dem zustimmen würde. Deshalb wird er sich weiter darum kümmern. Wir sind mit ihm, wir unterstützen ihn, aber wir sagen ihm, wo er hingehen muss. Ganz einfach so wird es sein, danke. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Wunderbar! - Abg Mag Rüdiger Maresch: Wir hoffen ja...! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Ich weiß nicht; ich bitte, das zwischen den Fraktionen zu klären, ob er es verstanden hat oder nicht. Das ist hier nicht meine Aufgabe. Ich wollte das lediglich der Richtigkeit halber gesagt haben. 

In diesem Gesetz - das ist der nächste Widerspruch, und deshalb habe ich mich in Ihrer Rede nicht ganz zurechtgefunden - geht es auch nicht darum, dass es regelt, wie sich eine Kommune, eine Körperschaft zu präsentieren hätte, sondern es sichert fundamental den Rechtsanspruch der Information des Bürgers. Es wird erstens der Bereich im Hinblick darauf ausgeweitet, wen er fragen darf - also nicht nur die Behörde, nicht nur die Kommune, nicht nur die Verwaltung, sondern auch Betriebe, die im Auftrag der Kommune oder der Verwaltung Dienste ausführen -, und es wird der Gegenstand der Auskunft breiter gefasst. Es wird auch die Frist zur verpflichtenden Auskunftserteilung verkürzt, und zwar von zwei Monaten auf einen Monat.

Das sind in Wirklichkeit die drei Punkte, die wesentlich verändert worden sind, und deshalb ist es ein Fortschritt. Wenn ich mir allerdings die Öffentlichkeitsphilosophie der Stadt ansehe, was Grenzwerte und deren Einhaltung, was Standards betrifft, dann muss ich sagen, wir würden dieses Gesetz nicht brauchen. Es sagt auch in dem Fall nichts aus, sondern es zeigt einmal mehr, dass wir die Grunderfordernisse, die in dem Gesetz festgelegt werden, als Stadt und als Land wesentlich übererfüllen, sodass wir nicht nur mit keinem dieser Punkte Probleme hätten, sondern in Wirklichkeit die Standards für ein derartiges Gesetz vorgelegt haben. 

Wir Sozialdemokraten sind stolz darauf. Denn eine gute Umweltpolitik braucht man nicht zu verstecken, sondern man kann die Daten jeden Tag den Bürgerinnen und Bürgern zeigen. (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Kein Applaus!) Bitte? (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Dafür gibt es keinen Applaus!) Das ist für die Sozialdemokraten in diesem Hause eine derartige Tatsache (Abg Franz Ekkamp: Eine Selbstverständlichkeit!), eine Selbstverständlichkeit, es ist in Wirklichkeit eine Sache, die man nicht bereden müsste. Lediglich der Redebeitrag des Kollegen Stiftner animiert mich dazu, diese Selbstverständlichkeiten, die jeder Abgeordnete der Sozialdemokratie kennt, einmal mehr auszusprechen, weil ich, offensichtlich im Gegensatz zu anderen, an die Lernfähigkeit Ihrer Fraktion glaube und es als sinnvoll erachte, all das noch einmal zu sagen. (Beifall bei der SPÖ.) Das überrascht die Kollegen und Kolleginnen in meiner Fraktion, und deshalb haben sie geklatscht, weil ich diesen Glauben an Ihre Fraktion noch habe. (Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ.)
Bevor ich schließe, möchte ich noch auf das eingehen, was Kollege Maresch gesagt hat. Entschuldige bitte, dass du immer der Letzte in der Reihe bist, aber das liegt wahrscheinlich daran, dass ich den sachlicheren Teil zum Schluss ins Auge fasse - was du vielleicht als ein dir nicht schadendes Kompliment verstehen kannst. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Danke! - Abg Mag Maria Vassilakou: Aber ideologiefrei! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Die Frage werden wir ein anderes Mal klären, würde ich sagen.

Es geht um die Frage nach den zwei Punkten des Gesetzes, die du angesprochen hast, nämlich die Frage der Kategorisierung der Anfrage: Ist es eine Anfrage, die in sich schlüssig ist, oder ist es sozusagen eine Möglichkeit, mit einem Betrieb von außen her einen Krieg zu führen? Es geht also um die Instrumentalisierung dieser Informationspflicht im Sinne von: Ich lege irgendetwas lahm, oder was auch immer. Die Behörde wird das regeln. Es ist eine Übernahme aus dem Bundesgesetz, weil es nicht sein kann, dass wir da anders laufen. Grundsätzlich hat Wien nicht vor, das restriktiv zu sehen. Das haben wir nie getan, das wollen wir auch nicht.

Punkt zwei: Genauso ist es bei der Frage der Festsetzung von Kostensätzen. Auch das - ich bitte, das jetzt einmal als politische Ansage so hinzunehmen - ist eine Weitervollziehung des Bundesgesetzes, und es ist nicht daran gedacht, einen Bürger, der eine Information einholen möchte, mit Kostensätzen daran zu hindern. 

In diesem Sinne denke ich mir, das ist ein weiterer Schritt in Richtung mehr Demokratie. Erfreulich ist, dass dieser Schritt in Richtung mehr Demokratie auch für Nicht-Körperschaften mit der Verpflichtung verbunden ist, dass Betriebe den Bürgerinnen und Bürgern Auskunft darüber geben müssen, was sie tun und was für Auswirkungen das auf die Umwelt und auf die Gesundheit haben kann. In diesem Sinne ist es ein ganz, ganz tolles Gesetz, ein richtungsweisendes Gesetz, das ein weiterer Schritt in Richtung Umweltmusterstadt sein wird.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit und freue mich, dass dieses Gesetz breite Zustimmung findet. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht die Frau Berichterstatterin das Schlusswort? Ich nehme an, ja. - Bitte. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ja, kurz. - Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich glaube, die Novelle zum Umweltinformationsgesetz, die Sie heute beschließen werden, ist ein sehr gutes Gesetz. Wir haben hier, glaube ich, die Vorgaben der Europäischen Union und des Bundes sehr gut umgesetzt. 

Für Kollegen Stiftner noch ein kleiner Tipp: Wenn er die aktuellen Feinstaubwerte oder Luftgütewerte sehen will, braucht er dieses Gesetz nicht. Sie können sich die Anfrage sparen, schauen Sie einfach auf die Homepage der MA 22. Dort kann man sämtliche Luftgütewerte rund um die Uhr jederzeit völlig unbürokratisch abrufen.

Herzlichen Dank, und ich ersuche um Ihre Zustimmung. 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Widerspruch wird nicht eingelegt.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Die Postnummer 2 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener land- und forstwirtschaftliche Gleichbehandlungsgesetz geändert wird. 

Berichterstatterin ist Frau Amtsf StRin Sima. Ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Einleitung. 

Es gibt zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung. Daher kommen wir sogleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist in erster Lesung einstimmig angenommen.

Ich gehe davon aus, dass es keinen Widerspruch gibt, auch die zweite Lesung sofort vornehmen zu lassen. - Ein Widerspruch wird nicht vorgebracht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 3. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Buschenschankgesetz geändert wird. 

Berichterstatterin ist Frau Amtsf StRin Sima. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Einleitung. 

Da hier Wortmeldungen vorliegen, schlage ich gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen diese Zusammenlegung ein Einwand erhoben? - Ein Einwand wird nicht erhoben, ich kann daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. 

Als Erster zum Wort gelangt Herr Abg Ebinger. - Bitte.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön. - Herr Landtagspräsident! Meine Damen und Herren! 

Buschenschank - es würde mich ja reizen, darüber ein bisschen länger zu reden. Aber wir alle sind hier schon vier Tage beisammen, deswegen werde ich es kurz machen.

Kollege Valentin hat zuvor beim Biosphärenpark, man kann schon fast sagen, gepredigt vom Erhalten des kulturellen Erbes: Wie wichtig das ist, gewachsen aus der Römerzeit. Sie haben auch vom Weinbau gesprochen, Römerzeit, Mittelalter, all das ist unsere Aufgabe, und es ist schützenswert. Das haben Sie gesagt. (Abg Erich VALENTIN: Das habe ich nicht gesagt!) Nur vermissen wir leider ein ebensolches Engagement der Stadt im Bereich Grinzing. Auch dort trifft genau das zu, was Sie gesagt haben: Dass es schützenswertes kulturelles Erbe ist, seit der Römerzeit besiedelt und so weiter.

Deswegen erlaube ich mir, im Namen meiner Fraktion einen Antrag einzubringen, weil unserer Meinung nach durch das Nichtstun oder das Nichthandeln der Stadtverwaltung das Ortsbild von Grinzing zerstört wird. Die BAWAG hat jetzt eine 100-jährige Buschenschank auf dem Hauptplatz, die Buschenschank Berger, versteigert. Es wird auf die Hilferufe der Grinzinger Traditionsbetriebe nicht Rücksicht genommen. Der Wunsch nach Weltkulturerbe der UNESCO wurde seitens der Stadtverwaltung nicht weiter betrieben.

Deswegen stellen die gefertigten Landtagsabgeordneten gemeinsam mit den Mitunterzeichneten gemäß § 27 Abs 4 der Geschäftsordnung des Landtages für Wien folgenden Beschlussantrag:

„Der Wiener Landtag möge beschließen: Der Landeshauptmann und der zuständige amtsführende Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke werden aufgefordert, umgehend jene Mittel, die durch die Nicht-Anerkennung des Weltkulturerbes für Grinzing verloren gegangen und die auf ein reines Verschulden durch Untätigkeit seitens der Stadt Wien zurückzuführen sind, durch ein so genanntes Grinzing-Budget, welches zumindest 10 Millionen EUR ausmachen sollte, zur Verfügung zu stellen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt." (Beifall bei der FPÖ.)
Damit komme ich auch schon zum Ende. Vielleicht lässt sich damit begründen, dass unser lieber Bürgermeister nicht so sehr ein Herz für die Wiener Weine hat, sondern seine Weinregion vielleicht mehr in der Mitte Italiens liegt. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Godwin Schuster: Heute 10 Millionen für Grinzing, nächstes Mal...!)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Hursky. - Bitte.

Abg Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Herr Präsident! Frau Stadträtin!

Wenn wir uns mit der landwirtschaftlichen Situation in Wien befassen, dann ist heute seitens der ÖVP bereits einmal erwähnt worden, wie schlecht die Situation der Weinbäuerinnen und Weinbauern in Wien sei. Eines aber haben Sie, glaube ich, verabsäumt: Dass Sie beim Landwirtschaftsbericht 2004 genau zugehört haben, dass nämlich die Wiener Landwirtinnen und Landwirte bei weitem die höchste Wertschöpfung von allen in Österreich haben. Das heißt, die sozialistisch regierten Bäuerinnen und Bauern haben eigentlich das beste Einkommen. Vielleicht sollten sich Ihre Kolleginnen und Kollegen in den Bundesländern entsprechend ein Beispiel daran nehmen. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf von Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger.)

Es ist wahrscheinlich auch mit ein Grund für das Ganze, dass es seitens der SP-Politikerinnen und -Politiker ganz einfach eine gute Gesprächsbasis mit den Landwirtinnen und Landwirten und speziell mit den Weinbäuerinnen und Weinbauern gibt. Nicht aus diesem Grund allein kommen wir hier auch zu diesem Gesetz, dessen Entwurf jetzt vorliegt und das dazu beitragen soll, dass auch in Zukunft die finanzielle Situation abgesichert ist, dass sie jetzt mehr Möglichkeiten haben, in ihren Buschenschanken die Ausschank mit Brandgetränken zu machen, oder dass sie in schlechten Jahren die Möglichkeit haben, Trauben aus den Wiener Weingebieten dazuzukaufen. Denn ich glaube, nichts wäre schlimmer, als wenn es bei einem Wiener Heurigen keinen Wein geben würde.

Um auf den Antrag des Herrn Mag Ebinger zurückzukommen: Es ist ein bisschen unverfroren zu sagen: Weil ich nicht Weltkulturerbe werde, brauche ich jetzt 10 Millionen EUR zusätzlich. Sie haben darauf hingewiesen, dass wir schon den vierten Tag hier sitzen; es geht ja fast schon laufend so, dass Sie jeden Tag irgendwo eine 10 Millionen EUR-Forderung einbringen. Wenn wir noch zehn Tage hier sitzen, dann wird die Stadt infolge Ihrer unverfrorenen Forderungen bald pleite sein.(Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort, wenn sie es wünscht. - Bitte. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ein kurzes Schlusswort. - Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, dass wir mit dieser Gesetzesänderung den Bedürfnissen der Weinbäuerinnen und -bauern dieser Stadt einen großen Schritt näher gekommen sind. Wir haben jetzt den Bauern die Möglichkeit verschafft, in Zukunft im Fall von Ernteausfällen den Zukauf von Trauben - aber ausdrücklich aus dem Wiener Raum - zu gestatten, um sie bei solchen Katastrophen wie dem Hagelschlag 2003 nicht an den Rand ihrer Existenz zu bringen. Ich glaube, dass das ein guter Schritt ist. 

Wir haben auch in anderen Bereichen leichte Ausweitungen erlaubt, was sozusagen den Einsatz und das Auftreten des Buschenschanks gestattet. Ich glaube, dass das ein guter Schritt ist, und es dokumentiert wieder einmal, wie gut das Verhältnis zwischen der Stadt und den bäuerlichen Betrieben dieser Stadt ist. Ich bin guter Hoffnung, dass wir dieses gute Verhältnis und den gemeinsamen Erfolg auch in Zukunft noch weiter ausbauen können. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Danke für das Schlusswort. - Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke, das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Es gibt einen Beschlussantrag, der zuvor eingebracht wurde. Es wird natürlich darüber abgestimmt werden, aber gestatten Sie mir vorher dennoch folgende Bemerkung.

Diese Abstimmung ist als nicht präjudizierend für die Zukunft zu betrachten. Ich möchte in der Präsidiale anlässlich der nächsten Sitzung darüber reden. Der Antrag steht natürlich im Zusammenhang mit der Thematik. Es ist nur ein Begehren, dass der Wiener Landtag etwas beschließen möge, was meiner Auffassung nach unmöglich ist, weil die genannten Mitglieder des Landtages über keine Budgethoheit des Landtages verfügen. Aber er steht im Zusammenhang mit der Thematik. Ich möchte in der Präsidiale die Frage in dieser Art der Formulierung für die Zukunft geklärt wissen. 

Jetzt gehe ich im Sinne der Abgeordneten vor und lasse daher, weil sofortige Abstimmung beantragt ist, über diesen Beschlussantrag der FPÖ-Abgeordneten abstimmen.

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Zustimmung kommt von FPÖ und ÖVP, das ist die Minderheit, dieser Antrag ist somit nicht angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Widerspruch wird nicht vorgebracht.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist somit in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Die Postnummer 5 der Tagesordnung betrifft den 27. Bericht der Volksanwaltschaft 2005 an den Wiener Landtag.

Ich darf nunmehr Frau Volksanwältin Rosemarie Bauer und Herrn Volksanwalt Dr Peter Kostelka begrüßen und darf Sie darüber informieren, dass Herr Volksanwalt Mag Ewald Stadler sich entschuldigt hat. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Harry Kopietz: Na geh! - Abg Mag Thomas Reindl: Sehr feig! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Von meinem Innersten her verstehe ich solche Bemerkungen, dennoch möchte ich von dieser Seite aus Folgendes feststellen: Wenn jemand durch das Parlament demokratisch in eine Funktion gewählt wurde, dann ist das in dieser Richtung zu akzeptieren. Ich bitte, das auch in dieser Form zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Das gilt aber auch jetzt in gleicher Weise. Ich darf hier mitteilen, dass es Wortmeldungen gibt. 

Herr Abg Stefan ist der Erste, der sich zum Wort gemeldet hat. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Volksanwältin! Sehr geehrter Herr Volksanwalt! Sehr geehrte Kollegen!

Vorerst darf ich mich beim Herrn Präsidenten für seine Worte bedanken. Denn es geht heute darum, hier die Tätigkeit der Volksanwaltschaft zu beurteilen, und ich glaube, es steht außer Streit, dass Herr Volksanwalt Mag Stadler zumindest genau so gut wie alle anderen arbeitet. Ihre Missfallenskundgebungen haben mir daher sehr missfallen. Wenn Sie jemanden nicht sehen wollen, ist es Ihre Sache, aber es geht hier um etwas ganz anderes. (Abg Godwin Schuster: ...Polemik ist manchmal ein Problem!)
Wir haben den Volksanwaltschaftsbericht bekommen. Immerhin sind im Berichtsjahr 756 Beschwerden eingelangt, das ist doch eine erstaunlich hohe Anzahl. Zumindest 68 Beschwerden waren berechtigt beziehungsweise sind Beanstandungen. Das gibt immer wieder einen sehr interessanten Einblick in die Verwaltung der Stadt Wien, einmal von anderer Seite beleuchtet. Ich möchte ein paar herausgreifen und hier darauf hinweisen, wobei diese Auswahl aufgrund der Zeit klarerweise nur sehr punktuell sein kann.

Es beginnt einmal mit der Verweigerung einer Stellungnahme und Berufung auf die Ausgliederung durch Wiener Wohnen beziehungsweise durch die so genannte Hausbetreuungs GmbH. Es ist doch sehr schade, wenn hier ein sehr dramatischer Fall auftaucht, dass eine Frau einen Termin versäumt, weil sie einen Unfall hat, sich an die Volksanwaltschaft wendet, und die einzige Antwort ist: Schmeck's, wir sind ausgegliedert, und daher gibt es nicht einmal eine Antwort!

Das ist sehr enttäuschend und ist zumindest nicht sehr menschlich, sagen wir es einmal so. Formelle Argumente mögen gelten, aber man könnte da schon anders antworten. Es ist jedenfalls schön, dass wir es hier zumindest einmal berichtet bekommen. 

Ein ganz eklatanter Fall ist die rechtswidrige Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft an ein mutmaßliches Mitglied der organisierten Kriminalität; darüber werden wir Gott sei Dank heute noch maßgeblich sprechen können. (Abg Godwin Schuster: Der Titel stimmt nicht!) Der Titel stimmt ganz sicher, weil... (Abg Godwin Schuster: Er stimmt nicht, weil...!) Die Staatsbürgerschaft wurde verliehen und... (Abg Godwin Schuster: Wenn er damals schon ein Mitglied der organisierten Kriminalität wissend gewesen wäre...!)
Die Verfahren sind gelaufen, aber wir werden heute noch darüber reden. Die Verfahren sind seit dem Jahr 1998 wegen Umsatzsteuerbetrugs in großem Ausmaß gelaufen, bereits damals war die Schadenssumme von 70 Millionen EUR bekannt. (Abg Godwin Schuster: Auch der Bericht der Frau Innenministerin...!) Ich werde Ihnen das alles heute noch gerne vorlegen, aber so ist es garantiert nicht. Dass im Bereich des Magistrats etwas passiert ist, ist eine andere Sache, und dass dort offenbar nicht ausreichend geprüft wurde, ob eine steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung vorliegt, das werden wir heute noch klären. Aber das war ganz sicher bereits damals bekannt, und es sind damals schon ganz massive Ermittlungen gelaufen.

Wie gesagt, wir haben heute noch Zeit, ich werde Ihnen dann auch Aktenzahlen nennen, damit Sie sich das einmal ganz in Ruhe anhören und vielleicht später im Protokoll auch anschauen können. Das ist jedenfalls eine ganz eklatante Sache, die durch einen Bericht in der "Kronen Zeitung" publik geworden ist und mittlerweile doch auch größere Kreise gezogen hat.

Eine Angelegenheit, die tatsächlich nicht die Stadt Wien als solche zu vertreten hat, die aber auch zu sehr unangenehmen Begleiterscheinungen geführt hat, ist die mangelnde Identitätsfeststellung, sodass gegen eine unschuldige Frau ermittelt wurde, nachdem sich jemand anderer für sie ausgegeben hatte. Das ist sicherlich eine Sache, die der Bundespolizeidirektion zuzuweisen ist, aber es ist nicht schlecht, auch hier einmal darzustellen, was alles passieren kann, wenn nicht ordnungsgemäß vorgegangen wird. Diese Berichte sollen doch auch immer dazu führen, dass in Zukunft etwas genauer hingeschaut wird. 

Eine doch auch sehr wichtige und, wie man sieht, zu einer Reaktion führende Initiative betrifft die Übertragung von Grabstellen. Das ist etwas, was wirklich immer wieder zur Verunsicherung führt, wer tatsächlich innerhalb einer Grabstelle ist. Das führt gerade in einer Situation, in der die Menschen an sich schon sehr belastet sind, nämlich beim Tod eines Menschen, dann dazu, dass es weitere Komplikationen gibt und dass plötzlich festgestellt wird, dass gar nicht der Sohn, der das Begräbnis ausgerichtet hatte, über diese Grabstelle verfügen kann. Möglicherweise ist das irgendein anderer Verwandtschaftszweig, sodass letztlich ganz andere Leute in das Grab hineinkommen. Jeder, der die Gräber seiner Vorfahren besucht und weiß, was das für eine Bedeutung hat, weiß auch, dass es sehr problematisch sein kann, wenn es zu solchen Verwicklungen kommt.

Das kommt gar nicht so selten vor, daher hat die Volksanwaltschaft angeregt, dass es eine Übertragung geben soll, einerseits zu Lebzeiten und dann auch von Todes wegen. Hier hat die Stadt Wien offensichtlich eingelenkt, und sie hat jetzt eine Änderung der entsprechenden Gesetze und Verordnungen vorgesehen. Dies soll im Herbst des Jahres beschlossen werden; wir werden ja sehen, ob es dazu kommt. Aber Tatsache ist, dass zumindest die Reaktion positiv ist und dass es offensichtlich zu einer Verbesserung der Situation kommen wird, nicht zuletzt auch durch das Einschalten der Volksanwaltschaft. Auch hier ein Dankeschön an all jene, die das aufgegriffen haben! (Beifall bei der FPÖ.)
Auch die Wiener Theaterjury ist ein Thema, das bereits besprochen wurde. Hier hat sich ein Bewerber an die Volksanwaltschaft gewandt, weil er der Ansicht war, dass er ohne jede Begründung und ohne nachvollziehen zu können, weshalb er abgelehnt wurde, nicht in diese Jury aufgenommen wurde. Das Auswahlverfahren war für die Volksanwaltschaft nicht wirklich nachvollziehbar, und es ist auch nach dem Gespräch im Kulturausschuss, wo Vertreter der Volksanwaltschaft anwesend waren, offensichtlich ein nicht sehr glückliches Gefühl für die Mitarbeiter der Volksanwaltschaft übrig geblieben. Da hat sich auch die Stadt Wien nicht mit Ruhm bekleckert, und das war sicherlich bereits ein Beginn der Problematik der mittlerweile doch stockenden Theaterreform. 

Ein weiterer Punkt ist, dass bei Abschleppungen von PKWs - das ist sehr bunt gemischt, wie man merkt - einerseits eine Verwaltungsstrafe wegen des Vergehens nach der Straßenverkehrsordnung üblicherweise zum Tragen kommt und zweitens die Kosten der Abschleppung zu übernehmen sind. Wenn man einen Einspruch gegen die Verwaltungsstrafe macht und dort Recht bekommt, dann bleiben üblicherweise dennoch die Kosten der Abschleppung und Verwahrung übrig. Auch das ist natürlich ein sehr unbefriedigender Zustand. Denn wenn jemand Recht bekommen hat - zum Beispiel, weil er krank geworden ist, weil ihm übel geworden ist oder er sonst wie sein Auto abstellen musste - und dann für Kosten aufzukommen hat, dann ist das unbefriedigend.

Auch hier zeigt sich zumindest ein gewisses Einlenken von Seiten der Stadt Wien, indem man versuchen wird, diese Dinge zu koordinieren. Daher war es auch hier sehr nützlich, dass die Volksanwaltschaft darauf hingewiesen hat. 

Ein weniger schöner Bericht aus meiner Sicht ist der über den verpflichtenden Besuch einer vierten Hauptschulklasse in einer privaten Abtreibungsklinik. Es wird hier nicht ausgeführt, was dort gezeigt wurde und unter welchen Umständen es abgelaufen ist. Tatsache ist jedenfalls, dass Abtreibung etwas Illegales ist und hier nur Straffreiheit aufgrund der Fristenlösung gewährt wird. 

Wenn das im Biologieunterricht als vollkommene Selbstverständlichkeit dargestellt wird, vielleicht als eine Möglichkeit, wie man sich dieser Situation auch entledigen kann, bin ich nicht sehr glücklich damit, dass man die Schüler verpflichtend dort hinführt. Da müsste es schon eine eingehende Erklärung darüber geben - vielleicht auch mit einer psychologischen Betreuung verbunden -, was das zur Folge hat und dass das nicht einfach als normaler Ausflug stattfindet. Es wird da von der Stadt Wien einfach nur von "im Rahmen des Biologieunterrichts methodisch-didaktisch entsprechend aufbereitet" gesprochen. Das ist mir auch wirklich zu wenig, um solche Dinge zu begründen.

Auf der anderen Seite wiederum muss man feststellen, dass im Bereich der Stadt Wien Lehrerinnen, die schwanger werden, aufgrund ihrer Schwangerschaft diskriminiert werden. Es ist eine sehr unerfreuliche Tatsache, hier feststellen zu müssen, dass Frauen diskriminiert werden in einer Situation, in der sie tatsächlich hilflos sind und vom Gesetz grundsätzlich geschützt werden. 

Das läuft nämlich so, dass bei Einjahresverträgen, aber auch bei längeren befristeten Verträgen zumindest zwei Beschwerdeführerinnen zum Volksanwalt gegangen sind und Folgendes festgestellt haben: Die eine ist am 16.8. in Mutterschutz gegangen, am 31.8. wäre ihr Vertrag ausgelaufen, sie hat daher keine Abfertigung mehr bekommen, und es wurde auch ihr Vertrag nicht verlängert. Im zweiten Fall war es so, dass die Frau bereits fünf Jahre im Dienst war, einen Fünfjahresvertrag hatte, ebenfalls zwei Wochen vor Ende dieser Frist in Mutterschutz gegangen ist und an sich dadurch, dass sie ihrer Verpflichtung nachgekommen ist, die Schwangerschaft zu melden, diskriminiert wurde.

Das ist eine sehr unangenehme Tatsache, und da sollte sich die Stadt Wien wirklich überlegen, wie sie in Zukunft agiert, weil sie damit tatsächlich Leute sehr hart, wenn nicht sogar unmenschlich behandelt, die das nicht verdient haben. Das ist meiner Ansicht nach eine der schlimmsten auf die Stadt Wien bezogenen Beschwerden in dem ganzen Volksanwaltschaftsbericht, was doch dazu führen sollte, dass die Stadt Wien hier Abhilfe schafft. 

Ich möchte zum Schluss noch zu einem Antrag, den die ÖVP zur Subventionierung von privat angebotenen Besuchsbegleitungen einbringen wird, Stellung nehmen, weil das auch auf einen Bericht Bezug nimmt. Wir halten das für eine sehr gute Sache. Der Bedarf danach, dass eine solche Besuchsbegleitung stattfindet, ist offensichtlich vorhanden. Auf der anderen Seite gibt es zu wenige derartige Stellen. Wir werden daher diesen Antrag unterstützen.

Wir bedanken uns noch einmal für den Bericht der Volksanwälte. Sie haben uns wieder einmal sehr eindrücklich gezeigt, wo in der Verwaltung Fehler sind, was hoffentlich dazu geführt hat, dass die Stadt Wien diese Fehler aufhebt. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Korun. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Volksanwältin! Sehr geehrter Herr Volksanwalt! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nur ein Satz zu meinem Vorredner, weil wir diesen Satz "Abtreibung ist illegal" nicht so stehen lassen wollen: Sie wissen genau, dass es juristisch gesehen auch nicht ganz sauber ist, dass man es so ausdrückt und dass man vor allem mit diesem Satz Frauen, die abtreiben, in ein Eck stellt und kriminalisiert. (Abg Mag Harald STEFAN: Was ist es denn? Was wäre die richtige Ausdrucksweise?) Das wollte ich hier nur angesprochen haben. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Mag Harald STEFAN: Was ist die richtige Ausdrucksweise? Es ist rechtswidrig! Illegal!)
Zum Bericht der Volksanwaltschaft: Eingangs möchten wir uns natürlich für die hervorragende Arbeit der Volksanwaltschaft sehr herzlich bedanken. Wir finden, dass es auch sehr zu begrüßen ist, dass grundrechtsrelevante Feststellungen der Volksanwaltschaft dieses Jahr zum ersten Mal den Berichten an die Landtage beigeschlossen werden, nämlich grundrechtsrelevante Feststellungen der Volksanwaltschaft, die die Bundesverwaltung betreffen. Wir glauben, dass diese Vorgehensweise das Vorhaben, bei Ämtern und Behörden das Grundrechtsverständnis und das Grundrechtsbewusstsein zu stärken, sehr stark unterstützt und im positiven Sinn weiter verfolgt und weiterentwickelt. 

Ich möchte im Namen meiner Fraktion auf einen wichtigen Punkt eingehen, der im Bericht der Volksanwaltschaft angeführt ist, weil er unserer Meinung nach die Vorgehensweise der SPÖ in vielen Bereichen sehr exemplarisch darstellt. Es geht um den Punkt "4.1 Verweigerung einer Stellungnahme und Berufung auf die Ausgliederung". Da geht es um den Fall einer Mitarbeiterin, die ihrer Meinung nach unrechtmäßig gekündigt wurde und sich an die Volksanwaltschaft gewandt hat. Die Volksanwaltschaft, die sich an die Verwaltung beziehungsweise an die Hausbetreuungs GesmbH wendet, bekommt dann zur Antwort: Die Volksanwaltschaft sei hier nicht zuständig, weil das ein ausgegliederter Bereich ist und weil es eine ausgegliederte, selbstständige juristische Person ist, um die es sich hier handelt. 

Das ist ein Teil der Tatsache; und was ist der Rest der Tatsache? Dass aus dem Bereich, der von der Wiener Stadtregierung, von der Wiener Landesregierung ausgegliedert wurde, eine Tochtergesellschaft gemacht wurde, die aber zu 100 Prozent im Eigentum der Stadt Wien steht. 

Das heißt, was macht die Landesregierung? Die Landesregierung gliedert Bereiche aus der Wiener Stadtverwaltung aus und entzieht sie damit der demokratischen Kontrolle, und zwar in diesem Fall nicht nur der demokratischen Kontrolle durch den Gemeinderat und den Landtag, sondern, wie es in diesem Fall klipp und klar vorliegt, auch der Kontrolle durch die Volksanwaltschaft. Und sie antwortet der Volksanwaltschaft zweimal, nämlich bei der ersten Anfrage und auch bei der Stellungnahme, die wir alle bekommen haben, dass hier aus folgendem Grund keine Zuständigkeit der Volksanwaltschaft gegeben sei - ich zitiere -: „Aus Sicht der Stadt Wien - Wiener Wohnen ist eine Zuständigkeit der Volksanwaltschaft im vorliegenden Fall nicht gegeben, da es sich bei der Hausbetreuungs GesmbH um eine ausgegliederte, selbstständige juristische Person handelt." 

Das ist eine Vorgehensweise, die wir weder akzeptieren noch so im Raum stehen lassen können, weil sie dazu führt, dass erhebliche und große Bereiche der Stadtverwaltung der demokratischen Kontrolle, der politischen Kontrolle durch die Opposition, aber auch durch die Volksanwaltschaft und durch das Kontrollamt entzogen werden.

Auch um solche Fälle aufzuzeigen, um auf solche Defizite in der Stadtverwaltung hinzuweisen, finden wir es ganz, ganz wichtig, dass es die Volksanwaltschaft gibt. Sie beweist einmal mehr mit dem vorliegenden Bericht, aus dem ich nur ein Beispiel herausgegriffen habe, dass sie sehr erfolgreiche, hervorragende Arbeit leistet. Wir bedanken uns als grüne Fraktion sehr herzlich für diese erfolgreiche Arbeit. Danke vielmals! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Praniess-Kastner. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Volksanwältin! Sehr geehrter Herr Volksanwalt! Meine Damen und Herren!

Der 27. Bericht der Volksanwaltschaft liegt uns vor, und ich möchte gleich zu Beginn den herzlichen Dank meiner ÖVP-Fraktion an die Volksanwaltschaft richten und auch an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für die hervorragende Arbeit an dem Bericht, der uns vorliegt. (Beifall bei der ÖVP.)
Sinn und Zweck dieser Kontrolle durch die Volksanwaltschaft ist ja, die Verwaltung effizienter, besser und bürgerfreundlicher zu machen. Insofern darf ich einen Appell an Sie richten, an die Stadtregierung und Landesregierung: Geben Sie doch auch in Wien einer wirklich unabhängigen Kontrollinstanz entsprechende Möglichkeiten im Sinne Ihrer Wählerinnen und Wähler, aber auch zum Wohle aller BürgerInnen dieser Stadt! (Beifall bei der ÖVP.)
Nun zum Inhaltlichen: Es sind natürlich immer nur Einzelfälle, aber doch kann man aus dem Bericht einen roten Faden von Missständen, die ja nicht unbedingt auf Ihrer politischen Verantwortung beruhen müssen, feststellen. Die Volksanwaltschaft verhilft den Bürgerinnen und Bürgern sehr oft zu ihrem Recht. Es werden Missverständnisse aufgeklärt, es werden Systemfehler aufgezeigt, es werden Anregungen an die Stadtverwaltung gemacht, und oft - das möchte ich ausdrücklich als positiv hervorheben - werden gemeinsame Lösungen in Einzelfällen getroffen. Aber Systemfehler werden sehr oft nicht gelöst. 

Ich möchte Ihnen hiezu ein paar Beispiele nennen. Als ein Beispiel ist auf Seite 49 angeführt, dass eine Schülerin mit schwerer Zuckerkrankheit eine Volksschule besucht, und sie hat einen Integrationsplatz mit Sonderförderbedarf im Hort. Die Nahrungsmittelaufnahme erfolgt mittels einer Sonde, und die regelmäßige Blutzuckerkontrolle ist erforderlich. Die MA 10, für Kindergärten und Horte zuständig, lehnte die Übernahme dieser Sonderernährung durch die Pädagoginnen vorerst ab. Die Pädagoginnen können freiwillig, wurde angeführt, nach entsprechender medizinischer Einschulung medizinische Hilfeleistungen übernehmen, aber alle Maßnahmen auf Kosten der Eltern. Die Eltern mussten die mobilen Krankenschwestern bezahlen.

Aus Sicht der Volksanwaltschaft - das möchte ich hier noch einmal unterstreichen, weil es auch ausdrücklich unsere Meinung ist - ist das Überwälzen sämtlicher Kosten auf die Eltern völlig inakzeptabel, da das Pflegegeld pflegebedingte Mehraufwendungen pauschal abgilt. Es ist nicht gerechtfertigt, dass das gewährte Pflegegeld - im gegenständlichen Fall war das Pflegestufe 4 - allein für die Hortbetreuung aufgewendet werden muss. Die Stadt - und da zitiere ich jetzt wörtlich - hat „die Integration von chronisch kranken Kindern in Kindergärten und Horten zu ermöglichen und sicherzustellen und die Eltern bei der Integration ihrer Kinder zu unterstützen und zu ermutigen. Körperliche Behinderungen dürfen dabei kein unüberwindliches Hindernis sein." 

Die Volksanwaltschaft fordert die Integration chronisch kranker und behinderter Kinder in Kindertagesheimen; die Stadt Wien verfüge zudem über genügend eigene Krankenschwestern, die zur Erbringung von medizinischen Hilfeleistungen eingesetzt werden können. Die Stadt hat in einer Stellungnahme eine individuelle Lösung in Aussicht gestellt, eine individuelle Lösung, die für dieses einzelne Kind und die Eltern wahrscheinlich sehr hilfreich sein wird. Hier fordern auch wir möglichst rasche Abhilfe im Sinne der Betroffenen. 

Nur kurz zur Vollzugspraxis des Fonds Soziales Wien, die dem Sozialhilfegesetz widerspricht - das ist auf Seite 59 zu finden -: Die Verfahren der Zuerkennung von Zuschüssen zu Pflegeheimkosten aus Sozialhilfemitteln werden nicht mehr von der MA 15 mittels Bescheid erledigt, sondern vom Fonds Soziales Wien. Der Fonds Soziales Wien tritt also gegenüber den PflegeheimbewohnerInnen außenwirksam auf und erkennt Förderung zur Pflege und Unterbringung an. 

Wir haben schon des Öfteren festgestellt, dass die Ausgliederungen durch die Stadt sehr, sehr schwierig sind, vor allem in diesem Bereich. Sie sind damit ja nicht nur der Kontrolle der Volksanwaltschaft entzogen - und die Volksanwaltschaft ist auf Goodwill angewiesen im Hinblick darauf, welche Unterlagen, welche Informationen sie bekommt -, sondern sie sind natürlich auch unserer oppositionellen Kontrolle entzogen. Die Volksanwaltschaft stellt zu diesem Fall ganz klar dar, dass sie gegen eine Flexibilisierung zu Lasten sozial bedürftiger Menschen ist.

Nun noch ganz kurz ein Beispiel zum Heimbewohner- und Behindertenrecht: Die Volksanwaltschaft setzt sich erfreulicherweise sehr für die Anliegen behinderter Menschen ein. Nach der Verfassungsbestimmung bekennt sich die Republik ja dazu, die Gleichbehandlung von behinderten und nicht behinderten Menschen in allen Bereichen des täglichen Lebens sicherzustellen. Dieses Bekenntnis ist natürlich mit Leben zu erfüllen. Derzeit kommt es aber durch das Land Wien zu einer unterschiedlichen Behandlung verschiedener Gruppen behinderter Menschen, die rechtfertigungsbedürftig ist. 

Ein Beispiel dazu: Lediglich gehörlose und sehbehinderte Menschen, also alle Menschen mit Sinnesbehinderungen, erhalten für die Benützung der Wiener Linien eine finanzielle Unterstützung. Für körperbehinderte Menschen mit schwerer Gehbehinderung bietet der Fonds Soziales Wien hingegen geförderte Leistungen des Freizeitfahrtendienstes an. Nach Auffassung der Volksanwaltschaft wäre es zweckmäßiger im Sinne der Gleichstellung aller behinderten Menschen, jedenfalls eine Ausweitung der finanziellen Unterstützung für die Benützung der Wiener Linien vorzunehmen.

Meine Damen und Herren! Ich habe es schon kurz angesprochen: Ein weiterer Bereich, den wir und auch alle anderen Oppositionsparteien schon mehrfach angesprochen haben, ist das leidige Thema der Auslagerungen. Dadurch, dass die Gemeinde Wien immer mehr in den Fonds oder in sonstige Unternehmen auslagert, die dann nicht der Kontrolle durch die Volksanwaltschaft im direkten Weg unterliegen, kann es zu entsprechenden Defiziten kommen. Das möchte ich an dieser Stelle noch einmal ausdrücklich erwähnen.

Ich erneuere daher unsere Forderung - auch wenn es offenkundig auf Basis einer nicht wirklich sicheren Rechtslage funktionieren würde -, dass man gesetzlich die Prüfungsbefugnis der Volksanwaltschaft für den Bereich des Fonds Soziales Wien verankert, sodass man wirklich alles tut, dass die Volksanwaltschaft nicht nur auf den angesprochenen Goodwill angewiesen ist, sondern hier auf gesetzlicher Basis agieren kann. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Ich komme damit auch schon zum Ende. Wir werden den Bericht der Volksanwaltschaft selbstverständlich zur Kenntnis nehmen. Vielleicht nehmen Sie ihn als Auftrag in die Sommerferien mit und sehen ihn als Arbeitsprogramm für die laufende, für die kommende Legislaturperiode. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Abg Mag Stefan hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich erteile ihm das Wort; seine Redezeit beträgt drei Minuten.

Abg Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich werde keine drei Minuten brauchen, ich habe nur Folgendes zu berichtigen: Wenn Frau Kollegin Korun sagt, es ist falsch, dass es illegal ist, dann verwende ich von mir aus das Wort "rechtswidrig". Es ist die Abtreibung tatsächlich rechtswidrig, aber straffrei bis zum Ende der entsprechend festgesetzten Frist. 

Ich bitte Sie, nicht zu behaupten, dass ich etwas Falsches sage, wenn Sie es nicht belegen können. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Lueger. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Angela Lueger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Volksanwalt! Sehr geehrter Herr Volksanwalt! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte einleitend ein paar allgemeine Worte zur Volksanwaltschaft sagen, die ja 1977 ins Leben gerufen wurde und seitens der Bundesverfassung den Auftrag bekommen hat, sich mit behaupteten oder vermuteten Missständen auseinander zu setzen. Wienerinnen und Wiener haben ganz einfach die Möglichkeit, sich dann, wenn sie meinen, nicht zu ihrem Recht gekommen zu sein, an die Volksanwaltschaft zu wenden, und das in einer sehr guten Form: Zum Ersten ist es gebührenfrei, es ist formlos, und somit ist auch die Schwelle sehr, sehr niedrig, damit keine Hemmschwelle vorhanden ist und Hilfe angeboten werden kann.

Der Bericht selbst, der ja an den Landtag gerichtet wurde, enthält grundsätzliche Wahrnehmungen und exemplarische Darstellungen einzelner Fälle. Die Volksanwaltschaft übt die öffentliche Kontrolle im Dienst des Rechtstaats und der Demokratie aus. Auf diese Weise ergänzt sie sowohl die politische, rechtliche und finanzielle Kontrolle, und sie ist schlichtweg auch dazu da, die Verfahrensverzögerungen zu prüfen, wenn welche vorhanden sind.

Sie agiert nach der Verfassung unabhängig, nach den Grundsätzen des Rechts und den Geboten einer fairen, bürgerfreundlichen und wirksamen Verwaltung der Stadt. Ihre Aufgabe ist es, durch ihre Kontrollen die Qualität der Verwaltung zu verbessern. Das Ziel soll nicht sein, dass jemand Einzelinteressen durchsetzt, sondern ihr Ziel ist es schlichtweg, dass Dinge ordnungsgemäß behandelt werden und dass im Sinne des Gesetzes vorgegangen wird.

Ich möchte jetzt noch ganz kurz auf meine Vorrednerinnen und Vorredner eingehen. 

Herr Mag Stefan! Der Besuch in dieser Abtreibungsklinik ist nicht illegal, und auch die Abtreibung in dieser Zeit - und Sie haben es in Ihrer tatsächlichen Berichtigung gesagt - ist nicht illegal. (Abg Mag Harald STEFAN: Rechtswidrig!) Das möchte ich so nicht im Raum stehen lassen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN. - Abg Mag Harald STEFAN: Es wird nicht bestraft, aber es ist rechtswidrig! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Betreffend Übertragung der Grabstellen, die Sie als zweites Beispiel angeführt haben, möchte ich Ihnen nur sagen: 1,6 Millionen Verstorbene in 600 000 Grabstellen, da kann es durchaus vorkommen, dass einmal Fehler passieren. Es ist in dieser Form sehr unangenehm, da gebe ich Ihnen schon Recht, aber ich denke, dass es in guter Zusammenarbeit mit der Volkanwaltschaft gelungen ist, auch hier zu einer Lösung zu kommen.

Frau Kollegin Praniess-Kastner! Was Ihr Beispiel mit den Kindern betrifft, die in Kindergärten oder in Schulen medizinische Betreuung brauchen, möchte ich Sie darauf hinweisen, dass dies eine freiwillige Sache der Pädagoginnen und Pädagogen, der Assistentinnen und Assistenten ist, unter Anleitung eines Arztes, wobei wirklich Vorsorge getroffen wird und dies auch freiwillig von den Menschen durchgeführt wird, ohne dafür wirklich medizinisch befugt zu sein. Schlimm wird es dann, wenn einmal ein Fehler passiert, weil dann die Sache zu laufen beginnt - und wem schieben wir dann die Schuld in die Schuhe? Da würde ich schon sagen, es ist ein wichtiger und ein guter Aspekt, dass es durchgeführt wird, und das sollte man meines Erachtens nicht an den Pranger stellen.

Ich möchte aber gleichzeitig noch zu dem Antrag der ÖVP, den anschließend, nehme ich an, Frau Mag Anger-Koch einbringen wird, kurz Stellung nehmen. Es geht darin um die Subventionierung von privat angebotenen Besuchsdiensten. In dem einen Punkt gebe ich Ihnen Recht, dass im Prinzip seit der Schaffung des Kindschaftsrechtsgesetzes 2001, das ein Bundesgesetz ist, immer mehr Gerichte das zum Anlass nehmen, diese Besuchsdienste zu verordnen. 

Es haben die MA 11, die Sozialämter und die Ämter für Jugend und Familie in ihren Regionalstellen so genannte Besuchscafés, in denen dieser Kontaktbesuchsdienst auch gratis angeboten wird. Es ist richtig, dadurch, dass die Anzahl sehr stark steigt, muss man sich überlegen: Wie kann man das zusätzlich unterstützen? Wobei die Ämter für Jugend und Familie bereits den Folder mit dem Titel "Besuchscafé" vom Bundesministerium für Soziales ausgeben, den Sie sicherlich kennen, wobei es dann noch vier zusätzliche Institutionen gibt, die diese Besuchsdienste anbieten.

Es ist aber meines Erachtens nicht richtig, dies wieder, obwohl das Kindschaftsrechtsänderungsgesetz ein Bundesgesetz ist, von der Stadt zu verlangen. Sie treten in Ihrem Beschlussantrag wieder an die Stadträtin für Bildung, Jugend und Information heran, um Gelder dafür zu lukrieren. Es ist ein Bundesgesetz, daher ist auch seitens der Bundesregierung dafür Sorge zu tragen, dass dieses Gesetz ausreichend finanziert wird! Es ist seitens des Bundesministeriums für Justiz, in dessen Geschäftsbereich die Gerichte ja angesiedelt sind, auch noch keine Antwort an die Volksanwaltschaft gekommen, dies zusätzlich zu unterstützen.

Ich gebe Ihnen aber Recht in der allgemeinen Hinsicht, dass es vermehrt unterstützt gehört und dass man darüber reden muss. Deshalb werden wir auch Ihrem Antrag auf Zuweisung zustimmen.

Abschließend möchte ich mich bei Ihnen beiden, stellvertretend im Namen meiner Fraktion und stellvertretend bei Ihnen für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, für die Erstellung des 27. Berichtes der Volksanwaltschaft recht herzlich bedanken. Ich denke, dass es eine gute Zusammenarbeit und eine sehr gute Ergänzung ist, im Sinne der Verwaltung der Stadt Wien und im Sinne der Wienerinnen und Wiener. Dafür ein herzliches Dankeschön! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Volksanwältin Rosemarie Bauer hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Volksanwältin Rosemarie Bauer: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete! 

Da sich der Herr Vorsitzende entschuldigt hat, ist es mir als stellvertretender Vorsitzender ein besonderes Anliegen, mit einem herzlichen Dankeschön zu beginnen. Vor knapp einer Woche hatten wir sehr, sehr viele Gäste, es war nämlich die europäische Ombudsmannkonferenz zu Gast in Wien. Wir möchten uns hier bei der Stadt Wien für die wirklich großzügige Unterstützung sehr, sehr herzlich bedanken. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Lassen Sie mich noch zu meinem Geschäftsbereich kommen. Es sind zwei Punkte, die mich besonders berühren, und es sind auch zwei Dinge, die sich berichten lassen, Erfreuliches und eher Unerfreuliches.

Erfreulich ist, dass die Zahl jener Fälle, in denen ich der Beschwerde Berechtigung zuerkennen musste, mit etwa 10 Prozent des Gesamtanfalles relativ niedrig ist. Freilich betrifft das nur den Bereich der Landes- und Gemeindeverwaltung und nicht jene Fälle, in denen die Wiener Verwaltung Bundesrecht zu vollziehen hat. 

Sehr erfreulich ist - und da komme ich jetzt zu einem Punkt, der schon vorher in den Reden angesprochen wurde -, dass die Volksanwaltschaft eingeladen wurde, an einer Novellierung des Wiener Leichen- und Bestattungsgesetzes sowie der Bestattungsanlagenverordnung für die städtischen Friedhöfe mitzuarbeiten. Vor wenigen Tagen wurde auf Expertenebene ein Novellierungsvorschlag finalisiert, der, wie ich meine, nicht nur für die Friedhofsverwaltung eine sehr gut administrierbare Grundlage ergibt, sondern auch mehr Klarheit für die Benützungsberechtigten schaffen wird. Damit hoffe ich auch, dass in Hinkunft jene Fälle, die immer wieder Gegenstand unserer Berichterstattung waren, gelöst werden können. 

Nach den mir vorliegenden Informationen - und ich habe sie ja vorhin auch noch von Herrn Mag Stefan vernommen - soll der Entwurf im Herbst dem Wiener Landtag zur Beschlussfassung vorlegt werden. Es bleibt freilich abzuwarten und liegt in Ihrem Ermessen, ob Sie, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, dann auch dazu Ihre Zustimmung erteilen. 

Ein zweiter Punkt, den ich mit "unfreundlich" oder "unerfreulich" bezeichnen möchte - und hier ist das wirklich noch ein höflich gewählter Ausdruck -, ist ein Fall im Bereich von Wiener Wohnen, der mich sehr bedrückt. Sie finden ihn auf Seite 104 unseres Berichtes dargestellt. Es geht dabei um eine Studentin, die eine Startwohnung der Kategorie C durch Investitionen letztendlich auf eine A-Kategorie aufgewertet hatte. Vier Jahre später hat sie beschlossen, die Wohnung aufzugeben und zurückzugeben, und sie hat ihre Mutter beauftragt, mit Wiener Wohnen alle nötigen Schritte zu setzen, was die Rückforderung der Investitionskosten betrifft. Dabei ist zu bemerken, dass jede Investition mit Rechnungen belegt war, die daher auch vorgezeigt werden konnten.

Die Mutter trat mit Wiener Wohnen in Verbindung, und hier ging es dann um eine Information, wie hoch diese Investitionsablöse sein könnte. Da allerdings nicht der gesamte investierte Betrag zur Refundierung kommen konnte, hat sich die Mutter einfach an die Schlichtungsstelle gewandt. Die Schlichtungsstelle hat in ihrem Sinne entschieden. Äußerst merkwürdig ist, das haben wir nicht verstanden, dass Wiener Wohnen dann dagegen das Bezirksgericht anrief und dieses entschied folgendermaßen. Es steht uns nicht an, Gerichtsurteile zu kommentieren, aber das Gericht hat Folgendes festgestellt: An sich stehen der Mieterin die Ersatzansprüche voll zu, aber in dem Formular ist der geforderte Betrag nicht vollständig in der Spalte eingetragen gewesen, in die er hätte eingetragen werden sollen, und daher wird der Ersatzanspruch abgelehnt. 

Nochmals: Das Formular, das auszufüllen ist, wurde nicht von der Mutter, sondern im Sinne eines guten Services von einer Mitarbeiterin von Wiener Wohnen ausgefüllt. Daher liegt dort der Fehler. Aber obwohl es ein Fehler von Wiener Wohnen ist und es sich hier um eine Mitarbeiterin handelt, war Wiener Wohnen nach wie vor nicht bereit nachzugeben und den Investitionsersatz zu leisten. 

Aber dieser Fall ist damit noch immer nicht ganz zu Ende. Denn was mich besonders verwundert - und Sie sehen, er liegt mir am Herzen, sonst würde ich ihn hier nicht so ausführlich behandeln -, was mich noch mehr wundert, ist, dass alle notwendigen und nützlichen Investitionen, die in dieser Wohnung vorgenommen worden waren und mit einem relativ hohen Aufwand diese A-Ka-
tegorie bewirkt hatten, einfach demoliert wurden, sodass die Wohnung wieder auf die Kategorie C herabgemildert wurde und dann dem Nachbarn zur Erweiterung seiner eigenen Wohnung C-wertig zur Verfügung gestellt beziehungsweise weitervermietet wurde.

Für mich lässt Wiener Wohnen hier nicht nur die Mieterin im Regen stehen, sondern natürlich auch ihre Mitarbeiterin, die wirklich um Service bemüht war und der dieser Fehler unterlaufen ist. Das ist für mich nicht einsehbar, und es ist für mich unbegreiflich. Da ich aber wirklich keine Mittel habe oder die Volksanwaltschaft keine Mittel hat, Wiener Wohnen zur Zahlung zu verpflichten oder zu verhalten, wende ich mich an Sie. Deswegen wissen Sie jetzt, warum ich diesen Fall so explizit erklärt habe: Ich wende mich an Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete, ob Sie mich nicht dabei unterstützen könnten und ob man hier nicht doch noch eine sehr positive Lösung für diese Mieterin herbeiführen könnte! (Beifall bei der ÖVP.)
Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Somit bin ich schon am Ende. Lassen sich mich aber auch allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Wiener Verwaltung - das darf ich auch im Namen meiner Kollegen tun - den Dank für die Unterstützung bei unserer europäischen Konferenz aussprechen. Allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Wiener Verwaltung - insbesondere, darf ich hinzufügen, auch der Verwaltungsrevision - möchte ich für ihre Kooperationsbereitschaft, die an sich gute Zusammenarbeit, die Kontaktnahme, die Unterstützung ein herzliches Dankeschön sagen. Normalerweise ist das, wie ich weiß, immer ein schöner Schlusssatz. Er soll aber in dem Fall nicht nur ein Schlusssatz sein, sondern es kommt wirklich von ganzem Herzen: Vielen, herzlichen Dank! (Allgemeiner Beifall.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich habe zuvor eine Wortmeldung übersehen. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Anger-Koch. - Bitte.

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Volksanwältin! Sehr geehrter Herr Volksanwalt! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich werde es ganz kurz machen. Ich werde nur einen Beschlussantrag einbringen, möchte aber trotzdem zur Frau Kollegin Folgendes sagen: Hier geht es konkret um den Familienbund, der bekommt seit acht Jahren keine Subventionen von der MA 11, und das wird in diesem Bericht erwähnt. Die Besuchsbegleitung ist insbesondere in Wien, wo eine Scheidungsrate von 60 Prozent der Fall ist, enorm wichtig, weil eben verschiedene Sachen in Familien passieren. Gerade der Familienbund bietet sie eigentlich als einziger Verein in Wien flächendeckend an. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Dr Monika Vana: Die Interventionsstelle...!)
Ich komme schon zum Ende und werde jetzt den Beschlussantrag einbringen, den mein Kollege Dr Wolfgang Aigner und ich stellen:

„Der Wiener Landtag spricht sich dafür aus, dass die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport die von privaten Vereinigungen und Institutionen angebotene Besuchsbegleitung entsprechend subventioniert und dadurch ein bedarfsgerechtes Angebot sicherstellt.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung an die Frau amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport." (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Bericht der Volksanwaltschaft zur Kenntnis nehmen wollen, um Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so zur Kenntnis genommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP-Abgeordneten Anger-Koch und Aigner betreffend Subventionierung von privat angebotener Besuchsbegleitung. Da ist die Zuweisung verlangt.

Wer diesem Antrag beitritt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so beschlossen.

Ich bedanke mich recht herzlich für das Erscheinen der beiden Volksanwälte. Ich darf Ihnen noch einen schönen Tag wünschen. (Allgemeiner Beifall.) 

Wir kommen nun zur Postnummer 6 der Tagesordnung. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Bedienstetenschutzgesetz 1998 geändert wird. Es ist die 3. Novelle.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau amtsf StRin Mag Wehsely, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hohes Haus!

Ich ersuche um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig beschlossen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sogleich die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 7. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Zuweisung von Bediensteten der Gemeinde Wien an die ASFiNAG Autobahn Service GmbH Ost und mit dem das Wiener Personalvertretungsgesetz, 12. Novelle, geändert wird. 

Berichterstatterin ist Frau amtsf StRin Wehsely. – Bitte.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hohes Haus!

Ich ersuche um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Auch zu diesem Tagesordnungspunkt liegt keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Es gibt keinen Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 8. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994, das ist die 23. Novelle, die Besoldungsordnung 1994, das ist die 28. Novelle, die Vertragsbedienstetenordnung 1995, das ist die 25. Novelle, die Pensionsordnung 1995, 15. Novelle, das Unfallfürsorgegesetz 1967, das ist die 14. Novelle, das Gesetz über den Unabhängigen Verwaltungssenat Wien, das ist die 7. Novelle, das Wiener Personalvertretungsgesetz, das Gesetz über die fachlichen Anstellungserfordernisse für die von der Stadt Wien anzustellenden KindergärtnerInnen und ErzieherInnen an Horten geändert sowie die Art II und III der 5. Novelle zum Unfallfürsorgegesetz 1967 aufgehoben werden. 

Bitte, Frau amtsführende Stadträtin um die Berichterstattung.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche auch hier um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Ist dagegen ein Einwand? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Frau Abg Puller. Ich erteile es ihr.

Abg Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Bevor ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringe, möchte ich noch ein paar Worte verlieren betreffend die Reformierung neu des ÖGB.

Ich fange jetzt nicht mit BAWAG-Skandal, ÖGB-Skandal an, keine Bange, ich komme heute von der Maschekseite, denn Gewerkschaftsmüdigkeit und Austritte sind ja nicht nur jetzt das Thema, sondern das hat sich ja schon Jahre vorher abgezeichnet. Meiner Meinung nach ist die Basis daran schuld. Mit Basis meine ich diverse Betriebsratsobmänner und -obfrauen, die sich an den Dienststellen zu Betriebsratskaisern entwickelt haben, ziemlichen Druck ausüben und sich zum Beispiel nicht mehr unter die ArbeitnehmerInnen mischen, sondern sich in den Betriebsratskammerln verstecken, mit den Werkmeistern, mit den Diensteinteilern ein Zigarrl rauchen und ein bisschen was trinken. Wie sollen die ArbeitnehmerInnen, wenn sie ein Anliegen haben, zum Betriebsrat kommen, wenn hier der quasi Dienstgeber immer dabeisitzt? Wie soll das funktionieren? Man verliert ganz einfach das Vertrauen.

Dann weiters: Die freien Tage oder die Beurteilungen "ausgezeichnet" werden nur vergeben, wenn man 100 Prozent FSG-Zugehörigkeit eingesteht. Im Klartext: Diese Beurteilungen und die freien Tage werden nach der braunen Halskrause vergeben, meine Damen und Herren. So ist das! (Abg Nurten Yilmaz: Ein starkes Stück, was Sie da behaupten!) Ja, ein starkes Stück, aber die Wahrheit. (Abg Nurten Yilmaz: Das ist beschämend!)

Für Ansuchen um höhere Dienste, meine Damen und Herren, braucht man den Betriebsrat. Wir sagen immer Erdäpfelstempel dazu. Das heißt, man muss sich gut stellen, sonst landen die Ansuchen im Rundordner, meine Damen und Herren. (Abg Kurt Wagner: Steht das hier zur Diskussion? Wir sind nicht im Betriebsratsgremium!)

Weiters: Sie kommen aus den Löchern nur vor den Personalvertretungswahlen hervor. Ja, da fahren wir mit Festln auf, Essen und Trinken frei, und dann, wenn man schon ein bisschen weichgesoffen ist (Abg Franz Ekkamp: Also bitte! Ein bisschen andere Worte!), wird mit Versprechungen herumgeworfen, dass man vielleicht auf dem 18. Platz kandidieren darf bei der FSG. So schaut es aus! Sie wissen es ja nicht. Sie von der SPÖ, die einen gewerkschaftlichen Hintergrund haben, Sie haben sich vorher genauso in den Kammerln versteckt. Darum weiß man es auch nicht. (Abg Kurt Wagner: Sie wollen wissen, wie es bei uns zugeht!)

Wenn eine Oppositionsfraktion kandidieren möchte und Unterstützungserklärungen dazu braucht, werden die ArbeitnehmerInnen, die bei der Oppositionsfraktion unterschreiben, unter Druck gesetzt und gemobbt. Da muss angesetzt werden, da muss reformiert werden. Von ganz unten muss reformiert werden, meine Damen und Herren. (Beifall von Abg Mag Wolfgang Jung. – Zwischenruf von Abg Kurt Wagner.) Sie können es mir glauben. Das ist gelebter FSG-Basis-Gewerkschaftsalltag. So ist es! (Abg Kurt Wagner: Es ärgert Sie nur, dass Sie dort keine Mehrheit haben! Aber so ist es in der Demokratie!)

Nun zu meinem Antrag, meine Damen und Herren, und zwar betreffend zukünftige Gehaltserhöhungen und Gehaltsverhandlungen. 

Die Vorgehensweise, Gehaltserhöhungen nur in Prozentabschlüssen auszuhandeln und durchzuführen, begünstigt die besser verdienenden Beschäftigten. Die Schere geht immer weiter auseinander. Das weiß man ohnedies. In Zeiten steigender Armut und einer immer weiter wachsenden Anzahl an Working Poor, also Menschen, die trotz Erwerbsarbeit von ihrem Einkommen nicht leben können (Abg Godwin Schuster: Haben wir ein Gesetz zum Betriebsrat?), wären solidarische Gehaltsabschlüsse im öffentlichem Sektor ein wichtiges Signal. (Abg Franz Ekkamp: Das stimmt ja gar nicht mit den Prozenten! – Abg Mag Wolfgang Jung: Das ist die Realität, Herr Kollege! – Abg Franz Ekkamp: Das stimmt nicht!)

Wir haben ausgerechnet, laut vorliegendem Gesetzesentwurf verdient ein nach Schema I entlohnter Beamter oder eine Beamtin der Verwendungsgruppe 4, Gehaltsstufe 1 statt 1 078,16 EUR in Hinkunft mit Gehaltserhöhung in Prozentabschlüssen 1 107,37 EUR. Dies entspricht in absoluten Zahlen einer Erhöhung von 29,21 EUR. Hingegen beim Schema II, KAV, Verwen-
dungsgruppe A1, Gehaltsstufe 12 gibt es bei 7 787,74 EUR eine Erhöhung von 210,27 EUR, meine Damen und Herren. Also das heißt, der besser Verdienende hat gegenüber den schlechter Verdienenden eine siebenfache Erhöhung.

Ich werde diesen Antrag zur sofortigen Abstimmung fordern, denn wieso soll ich ihn irgendwo zuweisen lassen, wenn der ÖGB-Präsident eh da sitzt, nur mit einem anderen Hut. Das wäre ein Zeichen von Reformierung, meine Damen und Herren. (Abg Kurt Wagner: Der Herr Vorsitzende ist aber nicht als ÖGB-Präsident da!)
Deshalb wolle der Landtag beschließen: 

Der Landtag fordert die zuständigen VerhandlungsführerInnen seitens des Landes Wien auf, bei zukünftigen in den besoldungsrechtlichen Rechtsvorschriften zu verankernden Gehaltserhöhungen verstärkt Bezieher-
Innen niederer Einkommen zu begünstigen. Dies soll durch den verstärkten Einsatz von Gehaltserhöhungen durch Sockelbeträge statt rein prozentuellen Erhöhungen, welche besser Verdienende bevorzugen, erreicht werden. (Abg Kurt Wagner: Das ist die Autonomie der Kollektivvertragsverhandlungen! – Abg Godwin Schuster: Die verhandeln ja gemeinsam! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Ja, es war auch die Antwort, wir lehnen uns an den Bund an, Frau Frauenberger. Es wird immer geschimpft auf den Bund. Machen wir es doch! Das wäre ein Weg und ein Zeichen eines Gewerkschaftsvertreters, auch in dieser Funktion vielleicht einmal die ArbeitnehmerInnen zu vertreten. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Frauenberger. Ich erteile es ihr.

Abg Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zuerst möchte ich, persönlich möglichst unaufgeregt, aber trotzdem, diese pauschalierten Vorwürfe und Untergriffe gegenüber Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern aufs Schärfste zurückweisen. Es gibt sehr, sehr viele Betriebsrätinnen und Betriebsräte, die tagtäglich für die vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Gewerkschaftsmitglieder hervorragende Arbeit leisten. Und Reform hin oder Reform her, wir haben eine erfolgreiche Frühjahrslohnrunde hinter uns gebracht im ÖGB, und das Geschäft, das dort von den vielen Beschäftigten im ÖGB und von den FunktionärInnen im ÖGB durchgeführt wird, wird nach wie vor sehr gut erledigt. 

Ich möchte mich vielleicht an dieser Stelle auch einmal dafür bedanken, dass das so gemacht wird und dass die Interessensvertretung nach wie vor wahrgenommen wird. (Beifall bei der SPÖ.)

Aber warum befassen wir uns heute mit diesem Gesetz? Und da möchte ich wirklich zur Sachlichkeit zurückkehren. Es geht in Wirklichkeit darum, das Besoldungsabkommen für das Jahr 2006 umzusetzen, und zwar insofern umzusetzen, was Aufgabe und Kompetenz der Landesgesetzgeberin letztendlich betrifft. 

Und zur Intention meiner Vorrednerin: Wir sehen, es ist die 23. Novelle, die 25. Novelle von einzelnen Bereichen, die wir heute hier zu beschließen haben, und ich weiß jetzt nicht, ob nicht schon vor meiner Zeit, aber auf jeden Fall in den sechs Jahren, in denen ich hier jetzt eine Funktion habe, immer wiederum Äpfel mit Birnen vertauscht werden. Tatsache ist, die Kollektivvertragsverhandlungen finden nicht hier statt. (Abg Kurt Wagner: So ist es!), und die Aufgabe des Landtages ist es nicht, der SozialpartnerInnenschaft vorzugreifen. 

Es wird immer wieder hartnäckig von Ihnen ignoriert, dass wir nicht das zuständige Gremium sind, hier in irgendeiner Form irgendwelche sozialpartnerInnenschaftlichen Kompetenzen zu overrulen beziehungsweise aus-
zuhebeln. Das Verhandlungsergebnis ist von unserer Seite hier anzuerkennen, und das tun wir auch. 

Wenn Sie Anträge haben oder letztendlich in irgendeiner Form interessenspolitische Gestaltungsmöglichkeiten wahrnehmen wollen, dann müssen Sie das in dem Bereich der SozialpartnerInnen tun und nicht hier im Landtag, denn das ist hier schlicht und einfach – und da versuche ich jetzt auch, so sachlich wie möglich zu bleiben – der falsche Ort.

Eines möchte ich Ihnen nur sagen: Als Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter haben wir als InteressensvertreterInnen natürlich die Interessen der Beschäftigten zu vertreten und haben da auch viele Ideen, wie wir die Situation der Beschäftigten letztendlich verbessern können. Das tun wir auch. Das diskutieren wir auch in unseren Gremien, und so entstehen dann die Forderungskataloge, mit denen wir in die Verhandlungen gehen. Dann gibt es die ArbeitgeberInnenvertreterInnen und die ArbeitnehmerInnenvertreterInnen – alles mit großem I –, und die diskutieren dann. Manche Punkte bringt man durch und manche Punkte bringt man eben nicht durch.

Zu Ihrem Antrag vielleicht auch noch ganz kurz. Je nach wirtschaftlicher Lage ist es auch immer wiederum der Fall gewesen, dass von Seiten der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten unterschiedlichste Abschlüsse getroffen wurden: Sockel-, Deckel-, Einheitsbeträge, Prozentsätze, je nachdem. Und wir hier im Landtag haben heute das Ergebnis, das sozialpartnerschaftlich zustande gekommen ist, letztendlich abzusegnen. Nicht mehr und nicht weniger. Das Gremium ist es nicht und es ist auch nicht Ihre Bühne, hier politisch zu bewerten oder noch einmal zu interpretieren, wie solche Abschlüsse letztendlich zustande kommen. (Abg Mag Maria Vassilakou: Also wir sind das Vollzugsorgan der Sozialpartner! – Abg Dr Monika Vana: Aber, Frau Kollegin, wir sind hier im Landtag! – Abg Mag Maria Vassilakou: Da brauchen wir keinen Landtag mehr, wenn das ohnehin die Sozialpartner machen!)
Ich denke mir, da tun Sie letztendlich drei Dinge: Zum einen ignorieren Sie, dass das hier das falsche Forum ist, zum anderen versuchen Sie, hier die Sozialpartner-
Innenschaft auszuhebeln, und im schlimmsten Fall nehmen Sie die SozialpartnerInnenschaft offenbar in diesem Zusammenhang nicht ernst. Richten Sie Ihre Anträge dorthin, wo letztendlich der richtige Platz ist. (Beifall bei der SPÖ. – Abg Dr Monika Vana: Wir sind hier nicht die Sozialpartnerschaft, sondern wir sind der Landtag!)
Dann möchte ich noch gerne auf zwei wesentliche Punkte in diesem Gesetz hinweisen, denn es sind ja auch Neuerungen drinnen, die wir hier nicht diskutiert haben, aber die ich trotzdem auch anführen möchte. Es gibt immer wiederum die Diskussion rund um die zwingenden Versetzungen in den Ruhestand nach einer einjährigen Dienstunfähigkeit. Ich muss Ihnen sagen, in diesem zu beschließenden Poststück finden Sie auch eine neue Regelung – immer wiederum auch in der Personalkommission diskutiert –, mit der es uns gelungen ist, das Gesetz dahin gehend zu ändern, dass die Versetzung in den Ruhestand sozusagen unterbleiben kann, selbst wenn keine vier Wochen Dienstleistung erbracht worden sind, wenn nach einem einjährigen Beobachtungszeitraum angenommen werden kann, dass die Beamtin oder der Beamte ihre/seine Dienstfähigkeit wieder erlangen kann. Das ist ein Punkt, auf den ich hinweisen möchte, weil er auch immer wiederum in Debatte war.

Ein zweiter Punkt, der sehr interessant ist und den ich hervorheben möchte, ist ein Punkt im Bereich der Diskriminierung. Da haben wir die Definition der Behinderung aufgenommen und haben auch den Diskriminierungsbestand ausgeweitet auf Angehörige, die Behinderte zu pflegen haben. Wir sind insgesamt, was die Behinderteneinstellung in der Stadt betrifft, sehr stolz, dass wir dieses Jahr eine Gesamterfüllungsquote von 99,6 Pro-
zent verzeichnen können. Ich darf mir vielleicht an dieser Stelle auch noch die Bemerkung erlauben, dass wir heuer fünf bis sieben Lehrlinge in die integrierte Berufsausbildung aufnehmen werden. – Also ich denke mir, da kommen wir ja auch als Arbeitgeberin unserer Verantwortung wiederum ein großes Stück weiter nach.

Dann noch zu einem Antrag, der jetzt noch nicht eingebracht ist, aber der eingebracht werden wird und der mir vorliegt. Da handelt es sich um den Antrag der Grünen bezüglich der KindergärtnerInnen. Da möchte ich darauf hinweisen, dass wir uns das sehr genau angeschaut haben und auch, wenn wir inhaltlich Verständnis dafür haben, möchte ich dazu sagen, dass das hier nicht das ausführende Organ ist. Ich bin keine Juristin, aber Tatsache ist, es ist eine Artikel 14-Vereinbarung. Und wenn ich daraus zitieren darf: Es ist einerseits darauf hinzuweisen, dass diese Frage nicht Gegenstand im vorliegenden Gesetzesentwurf ist, und andererseits ist darauf hinzuweisen, dass die fachlichen Anstellungserfordernisse für diese Dienstgruppe im Bundesgesetz geregelt sind. Wir hier im Land können auf Grund dieser Artikel 14-Vereinbarung nur Ausführungsgesetzgeber sein, sodass wir eben diesbezüglich keinen Gestaltungsspielraum haben. 

Wir werden daher diesen Antrag ablehnen, auch wenn Verständnis für die inhaltliche Forderung da ist. 

Damit bin ich auch schon am Schluss meiner Ausführungen und möchte mich noch einmal ausdrücklich für das korporatistische System in diesem Land aussprechen. Ich stehe zur SozialpartnerInnenschaft, und ich bitte Sie, diese SozialpartnerInnenschaft in all ihren Facetten auch in diesem Haus zu akzeptieren. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Sie haben gemerkt, dass es ein bisschen Unruhe gegeben hat in den grünen Reihen. Das lässt sich auch leicht erklären, denn die Aussagen vorher haben mehr oder weniger bedeutet, die Grünen können sich eigentlich bei Punkten wie diesen aus dem Landtag schleichen – das würde auch für eine andere Fraktion zutreffen, die mir jetzt weniger am Herzen liegt –, weil das ausschließlich eine Sache der Sozialpartnerschaft ist. Da sind halt die Grünen nicht dabei, also was geht uns die Sozialpartnerschaft an. Und wenn die Sozialpartnerschaft etwas beschließt, dann haben wir es – das war der Wortlaut in der vorigen Wortmeldung – "abzusegnen". 

Also ich kenne die Verfassung so weit, dass ich diesen Text nicht gefunden habe. Vielleicht steht es irgendwo drinnen. Das gilt vielleicht für die Sozialdemokratie, nein, es gilt sogar sicher für die Sozialdemokratie, denn das ist das System, über das wir die letzten paar Tage hier gesprochen haben. Sie haben das abzusegnen, das stimmt, weil Sie nämlich nichts anderes zu tun haben, als das abzusegnen. Das ist ja genau eines der Probleme, die wir haben in diesem Land, das ist genau eines der Probleme. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Sie brauchen nämlich nicht darüber nachzudenken, ob das gut ist, aber selbstverständlich hat der Landtag das Recht, zum Beispiel zu sagen, die Sozialpartnerschaft hat etwas ausgehandelt, das passt uns nicht, wir gönnen unseren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen im Haus mehr und sagen zum Beispiel, es kriegt jeder – Hausnummer, das ist mir ja eigentlich wurscht – 100 EUR mehr. (Abg Kurt Wagner: Das gilt ja bei anderen Berufsgruppen auch. Bei den Bauarbeitern und so weiter!) Natürlich dürfen wir das beschließen. So wie Sie das gesagt haben, hat der Landtag nicht das Recht. Die Sozialpartnerschaft beschließt irgendwas, und wir müssen es hier herinnen absegnen. Das gilt für die grüne Fraktion 100-prozentig nicht. – Punkt eins. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Punkt zwei: Wenn die grüne Abg Ingrid Puller hier einen Erfahrungsbericht liefert, da kann man nicht sofort von einer Unterstellung reden. (Abg Sandra Frauenberger: Ich habe auch einen Erfahrungsbericht geliefert!) Es wäre eine Unterstellung, wenn das alles nicht stimmen würde, aber Tatsache ist natürlich, dass auf Bedienstete Druck ausgeübt wird, wenn sie kandidieren möchten. Natürlich ist es schon so. Warum gibt es in so vielen einzelnen Dienststellen nur eine Kandidatur? Weil das 100 Prozent SPÖler sind? Das stimmt ja gar nicht, ist ja auch nicht so. Es gehen weder 100 Prozent zur Wahl noch kriegt man immer lauter gültige Stimmen zusammen. 

Es gibt auch Leute, die gerne kandidieren würden. In Wien gilt das natürlich hauptsächlich für die SPÖ, in anderen Bundesländern wird das natürlich auch praktiziert. Aber jedes Mal, wenn jemand das erste Mal kandidieren möchte gegen eine Partei, die vorher alleine kandidieren konnte, ist ein großer Druck da. Und dann geht man in die Dienststellen und schaut sich das an. Ich nenne auch ein Beispiel: Beim Gaswerk hätten schon gerne Leute kandidiert, und die haben sich am Ende dann halt nicht getraut, nachdem mit ihnen heftig gesprochen wurde. Und das ist nicht die einzige Dienststelle, wo das so abläuft. Das ist genau das System, das in den letzten Tagen und Monaten beschrieben wurde. 

Ich würde es daher der SPÖ und vor allem den einzelnen Abgeordneten wirklich anraten, eben nicht abzusegnen. Das ist genau das, was den ÖGB – und ich bin auch ÖGB-Mitglied – in diesen Misskredit gebracht hat: Dass dort Leute sitzen, die nicht aufpassen, was sie machen, wo Einzelne so viel Macht haben, dass die anderen keine Frage stellen. Das liest man dann in der Zeitung, oder man liest Protokolle von Sitzungen, wo 1,5 Milliarden verschoben werden, und kein Einziger dort stellt auch nur eine banale Frage. Keiner stellt eine Frage, sondern dort wird berichtet und da sagt vielleicht jemand einen Trick, wie man an der Finanzaufsicht vorbeikommt: Da machen wir drei Tochtergesellschaften, dann hat keine mehr 50 Prozent und dann müssen wir der Finanzaufsichtsbehörde nicht einmal mitteilen, wenn wir Milliarden verschieben. Da sitzen alle dort drinnen, die bekommen alle ein paar tausend Euro – da reden wir nicht von 7 000 EUR –, die bekommen alle ein paar tausend Euro – für diesen Job, und stellen nicht einmal eine Frage. Sie stellen nicht einmal Frage, das muss man sich einmal vorstellen. Kein Einziger!

Geredet wurde dann, als es darum gegangen ist, wann die nächste Sitzung stattfindet, weil einer noch zum anderen gesagt hat, da habe ich keine Zeit, da bin ich auf Urlaub. Das war das ganze Gespräch, das stattgefunden hat bei einer Sitzung, bei der es um Milliarden Euro gegangen ist. 

Da würde ich alle Abgeordneten bitten, nicht zu sagen, da herinnen segnen wir ab, was die Sozialpartnerschaft beschlossen hat. Das ist echt ein Witz! Da fühlt man sich als Abgeordneter dieses Hauses oder als Mitglied der Landesregierung eigentlich veräppelt, um es nicht noch schlimmer auszudrücken. Das ist ein Nichternstnehmen vor allem – und die FPÖ liegt mir nicht am Herzen – von zwei Fraktionen, die in der Sozialpartnerschaft halt herzlich wenig zu sagen haben. Ich bin ja froh, dass die Freiheitlichen bei der Sozialpartnerschaft nichts zu sagen haben (Abg Sandra Frauenberger: Können wir da herinnen einen Kollektivvertrag machen oder nicht?), aber da herinnen gibt es ein demokratisches Recht für alle Parteien. Und dieses Recht hätten Sie auch, liebe sozialdemokratische Abgeordnete. Sie hätten das Recht, selbst darüber nachzudenken, ob man das machen muss, was die ÖVP und die SPÖ in einer anderen Funktion aushandeln. (Abg Christian Oxonitsch: Das glaube ich, dass Sie das nicht wollen!)

Das Absegnen gilt für ein paar Leute, die da mit zwei Hüten herinnen sitzen. Das ist logisch. Der ÖGB-Präsi-
dent sitzt dort und verhandelt etwas und muss da herinnen vielleicht das Gleiche machen. Aber das gilt nicht für alle Abgeordneten. Da herinnen ist immer noch ein freies Mandat, und wir segnen nicht ab, sondern wir sind da auch Legislative. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Smolik. Ich erteile es ihr.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! 

Ich möchte nun den Antrag, auf den die Kollegin Frauenberger schon Bezug genommen hat, einbringen. Es geht um das Gesetz über die fachlichen Anstellungserfordernisse, für die von der Stadt Wien anzustellenden Kindergartenpädagogen und -pädagoginnen und Hortpädagogen und Hortpädagoginnen. 

Wir werden dem Gesetz natürlich zustimmen. Wir finden es gut und richtig, dass hier die Pädagogen einen Stellenwert bekommen, indem auch die Berufsbezeichnung übernommen wird. Trotzdem gibt es im Bereich der älteren PädagogInnen, die in den Horten arbeiten, Probleme, nämlich die, dass ihre langjährige Berufserfahrung nicht als Anstellungserfordernis angerechnet wird. 

Wir stellen daher folgenden Abänderungsantrag: 

„Der Wiener Landtag wolle beschließen:

Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes über die fachlichen Anstellungserfordernisse für die von der Stadt Wien anzustellenden Kindergartenpädagogen und -pädagoginnen und Hortpädagogen und Hortpädagoginnen wird dahin gehend ergänzt: 

1. Im Punkt 2 § 2 Z 2 lit c wird nach dem Wort ’Lehramtsprüfung’ das Wort ’oder’ angefügt, der Strichpunkt entfällt.

2. Im Punkt 2 § 2 Z 3 wird folgende lit b angefügt:

’lit. b. Die nachweisliche Berufsausübung von mehr als sieben Jahren als KindergartenpädagogIn und/oder HortpädagogIn in Horten.’"

(Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung mehr vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. 

Ich erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zur letzten Wortmeldung von der Frau Abg Smolik möchte ich noch einmal präzisieren, was die Frau Abg Frauenberger schon gesagt hat. Das ist eine inhaltliche Frage, über die man mit mir gerne sprechen könnte, nur ich hab’ hier keine Gestaltungskompetenz und auch das Hohe Haus hat keine Gestaltungskompetenz, weil nach Art 14 Abs 3 B-VG das kompetenzrechtlich schlicht und ergreifend so ist, dass der Bund Grundsatzgesetzgeber ist und die Landtage Ausführungsgesetzgeber sind. Da besteht kein Gestaltungsspielraum, und daher brauchen wir uns meritorisch der Frage auch nicht näher zu widmen. 

Zur anderen Diskussion möchte ich nur kurz sagen, weil mir das wirklich am Herzen liegt. Ich finde es relativ kühn, so flapsig Erfahrungsberichte zu bringen, ohne genau zu sagen, wovon man eigentlich spricht (Abg Ingrid Puller: Was? Was? Haben Sie zugehört, wovon ich gesprochen habe?), und damit natürlich dann implizit ganze Systeme in Frage zu stellen, ohne genau zu sagen, was man oder was Sie, Frau Kollegin Puller, damit meinen. 

Sie bringen hier einen Erfahrungsbericht, ohne dass Sie genau sagen, was die Kritikpunkte sind. Denn wenn es hier darum geht, dass sich sozusagen die FSG mit der KIV streitet, sage ich Ihnen ganz ehrlich, ist mir das als Personalstadträtin eigentlich egal. Ich bin keine Gewerkschaftsfunktionärin und habe auch nicht die Gewerkschaft zu vertreten. Also wer da wann Wahlkampf betreibt oder nicht Wahlkampf betreibt im Rahmen des Personalvertretungsgesetzes, interessiert mich hier auch nicht. 

Sie haben aber sehr wohl auch über Dinge gesprochen, wo Sie behaupten, dass die Zugehörigkeit zu einer Fraktion notwendig ist, um bestimmte Dinge zu bekommen. (Abg Ingrid Puller: Ja, ja! So ist es!) Und das weise ich als Personalstadträtin massiv zurück. Wenn Ihnen solche Vorkommnisse untergekommen sind, dann bitte ich Sie nicht um einen nebulosen Erfahrungsbericht, dann bitte ich Sie um Namen und Adresse, und Sie haben meine Zusage als Personalstadträtin, dass ich mir diesen Fall persönlich anschauen werde. – Punkt eins. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und zur zweiten Frage, die kann man meines Erachtens hier auch nicht unwidersprochen stehen lassen, nämlich die Aussage, dass irgendwer auf irgendwen – denn das ist ja auch nur nebulos dargestellt worden – Druck ausübt. Ich bringe hier nur die dienstrechtliche Situation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien in Erinnerung, von denen ein großer Teil immer noch pragmatisiert ist und der andere Teil der Vertragsbedienstetenordnung unterliegt, die eine der größten – ich komme aus der Privatwirtschaft – Bestandssicherheiten des Arbeitsplatzes in dieser Republik verzeichnet. Und das ist gut so. 

Daher sage ich jetzt einmal: Zu Tode gefürchtet ist auch gestorben. Ich kann mir nicht vorstellen, dass etwas passieren sollte, wenn jemand kandidieren will im Bereich der Stadt Wien. Man muss halt, wenn man für seine Interessen eintritt, auch bereit sein, tatsächlich dafür einzutreten. Wenn man aber persönlich das Ziel hat, von allen geliebt zu werden, ist das manchmal ein bisschen schwierig. Und das geht in der Politik auch nicht. (Beifall bei der SPÖ.)
In diesem Sinne ersuche ich Sie um Zustimmung zu diesen mannigfaltigen Gesetzesnovellen und ersuche Sie auch explizit, diesem sehr guten Lohnabschluss für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien Ihre Zustimmung zu erteilen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Bevor wir zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage kommen, lasse ich über den Abänderungsantrag, der von Frau Abg Smolik eingebracht wurde, abstimmen. 

Wer diesem Abänderungsantrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Freiheitlichen und die Grünen, somit die Minderheit. Der Antrag ist daher abgelehnt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Das ist somit einstimmig in erster Lesung beschlossen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist damit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zu Postnummer 9. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über das Schlichtungsverfahren in Angelegenheiten der Gleichstellung von Landeslehrern und Landeslehrerinnen mit Behinderungen an Wiener öffentlichen Pflichtschulen. 

Bitte, Frau Mag Wehsely.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hohes Haus!

Ich ersuche auch hier um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung... (Abg Claudia Smolik: Was ist mit unserem Antrag?) Welcher Antrag? (Abg Christian Oxonitsch: Smolik!) Nein, Puller. Entschuldigung. 

Das heißt, ich muss jetzt noch einmal nach der ersten Lesung fragen, wer das Gesetz annimmt. – Das ist in erster Lesung einstimmig angenommen. (Abg Claudia Smolik: Es geht um den Beschlussantrag!) Ja, der Beschlussantrag kommt jetzt. 

Ich lasse jetzt den Beschlussantrag der Grünen, eingebracht von Abg Ingrid Puller, betreffend Gehaltserhöhungen abstimmen und darf fragen, wer diesem Antrag zustimmt. – Das sind die Grünen und die Freiheitlichen. Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Wir kommen jetzt noch einmal zur zweiten Lesung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

So und jetzt gibt es die Postnummer 9, die ich bereits vorgelesen habe. Hier schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werden daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Wolf. Ich erteile es ihm. 

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der vorliegende Tagesordnungspunkt gibt mir die Möglichkeit, kurz auf die wenig befriedigende Situation der Wiener Musikschulen hinzuweisen, um es freundlich und zurückhaltend zu formulieren. 

Wien hat 30 Musikschulen. Im Vergleich dazu hat Niederösterreich 420 und selbst Vorarlberg verfügt über 103 Musikschulen. Außerdem gibt es kein Landesgesetz, das die Musikschulen regelt sondern nur ein Organisationsstatut, das noch dazu aus dem Jahre 1950 stammt. 

Ich bringe daher einen Beschlussantrag ein: 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport möge ein Landesmusikschulgesetz ausarbeiten und beschließen lassen. Mit dem Gesetz sollten folgende Punkte entsprechend geregelt werden:

Eine Definition pädagogisch-didaktischer Qualitätsstandards und Zielbestimmungen für die Musikschulausbildung,

Anstellungserfordernisse für das pädagogische Personal der Musikschulen, 

Anrecht auf einen sofortigen Ausbildungsplatz an einer städtischen Musikschule für all jene Schüler, die die Aufnahmeprüfung für eine Musikschule bestanden haben, 

Kriterien für die Förderung von privaten Musikschulen und Vereinigungen und letztlich 

die Einrichtung eines Musikschulbeirates, der zur Beratung und Stellungnahme in grundsätzlichen Angelegenheiten des Musikschulwesens herangezogen werden muss.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung des Antrags an die Frau amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport.“ 

Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Es liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben.– Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig beschlossen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von der ÖVP, betreffend die Erstellung eines Landesmusikschulgesetzes. Es wurde die Zuweisung verlangt. 

Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit ÖVP, FPÖ und Grünen nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist damit abgelehnt. 

Wenn kein Widerspruch erfolg, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 11 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Meldung gemäß Unvereinbarkeitsgesetz 1983 für die Wahlperiode 2005 bis 2010 hinsichtlich des Mitgliedes des Landtages Frau Abg Mag Ines Anger-Koch. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Abg Polkorab, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Rosemarie Polkorab: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Aktenstück. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Antonov. – Bitte. 

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bin im Vorfeld schon mit Verwunderung gefragt worden, warum ich mich zu diesem Tagesordnungspunkt zu Wort melde, weil wir ja im Ausschuss einstimmig die Nebentätigkeit der Abgeordneten zur Kenntnis genommen haben. Wir haben auch kein Problem mit der Nebentätigkeit der Landtagsabgeordneten, ein Problem wird es nur, wenn die Nebentätigkeiten nicht transparent gehandhabt werden und wenn sie nicht offen gelegt werden. 

Sie können sich erinnern, dass ich in einer der letzten Landtagssitzungen schon ähnliche Anträge eingebracht habe. Damals haben Sie ziemlich geschlossen diesen Antrag abgelehnt und haben gefunden, das ist völlig unnötig, dass etwas offen gelegt wird, was ohnehin im Ausschuss zur Kenntnis genommen wird. Ich habe mir gedacht, na gut, ich nehme das zur Kenntnis. Ich warte ein bisschen ab, und in einiger Zeit versuche ich es wieder. 

Aber kurze Zeit später habe ich ferngesehen, und da habe ich zu meiner großen Freude festgestellt, dass der Bundesvorsitzende der SPÖ, Gusenbauer, meinen Vorschlag aufgegriffen hat und in der "Pressestunde" die Offenlegung der Nebentätigkeiten der Abgeordneten eingefordert hat. Daraufhin habe ich mir gedacht, jetzt kann es ja kein Problem mehr sein für die SPÖ, diesem Antrag zuzustimmen. Und damit Sie sich noch leichter tun, lese ich einen kurzen Text von der Homepage der SPÖ vor:

„Gusenbauer spricht sich für Deklarierungspflicht der Einkommen von Abgeordneten aus. Für eine Transparenzlösung nach britischem Modell sprach sich SPÖ-Vor-
sitzender Alfred Gusenbauer bei den Bezügen von parlamentarischen Mandataren aus. Durch eine Deklarierungspflicht solle offen gelegt werden, welche Bezüge die Abgeordneten aus welchen Quellen haben. Eine Deklarierungspflicht für alle Einkünfte habe den Vorteil, dass sich ein Bild von den Abgeordneten ergibt, von welchen sonstigen Interessen sie noch geleitet werden."

Das ist so wunderbar formuliert, dass ich dem nichts mehr hinzuzufügen habe. Ich bringe hiermit den entsprechenden Beschlussantrag ein und gehe davon aus, dass Sie diesmal zustimmen werden. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin Abg Rosemarie Polkorab: Ich komme jetzt zurück zum Akt. 

Nach Vorberatungen im Unvereinbarkeitsausschuss wurde einstimmig die Betätigung des Mitgliedes des Wiener Landtages Frau Mag Ines Anger-Koch in leitender Funktion der Firma ÖMAKO – Lagerbetriebs- und Transport Gesellschaft mbH genehmigt.

Ich ersuche nun den Wiener Landtag ebenfalls um Zustimmung gemäß § 8 in Verbindung mit § 4 des Unvereinbarkeitsgesetzes 1983 und bitte um Abstimmung. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem Antrag des Unvereinbarkeitsausschusses zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist so einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von der grünen Fraktion.

Wer mit diesem Antrag einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die GRÜNEN und die Freiheitlichen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Was ist mit der ÖVP? – Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Das ist somit die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den Abgen Heinz-Christian Strache und Mag Harald Stefan eingebrachte, an den Herrn Landeshauptmann gerichtete Dringliche Anfrage betreffend rechtswidrige Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft an ein mutmaßliches Mitglied der organisierten Kriminalität vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde.

Gemäß § 37 Abs 5 der Geschäftsordnung hat auf Verlangen vor der mündlichen Begründung die Verlesung der Dringlichen Anfrage zu erfolgen. Es wurde verlangt, die Verlesung vorzunehmen.

Ich bitte daher den Schriftführer um die Verlesung dieser Dringlichen Anfrage. 

Schriftführer Abg Ing Mag Bernhard Dworak: „Laut dem Nachrichtenmagazin 'profil', Nr 22/06, vom 29.05.2006, Seite 32, besteht der dringende Verdacht, Beamte aus dem Bürgermeisterbüro hätten Druck auf die für Staatsbürgerschaftsverleihungen zuständige MA 61 mit dem Ziel ausgeübt, Staatsbürgerschaften ohne die nötigen gesetzlichen Voraussetzungen zu vergeben.

Unter dem Titel 'Der verschollene Konstantin' werden die zwielichtigen Umstände rund um die Person Makarenko dargelegt.

Demnach soll er der Republik Österreich 100 Mil-
lionen an Steuer schulden und einen Mordauftrag erteilt haben. Es wird per internationalem Haftbefehl gesucht.

Konkret wird Makarenko vorgeworfen, dass er Auftraggeber für das Attentat auf Johann Rosenthal, dessen Partner und 'Osteuropa-Beauftragter', sei, der versucht hätte, ihn, Makarenko, zu erpressen.

Im Zuge von Hausdurchsuchungen wurden in Makarenkos Büros und Wohnungen deutliche Indizien gefunden, die diese Tatversion glaubwürdig erscheinen lassen. Nicht zuletzt ist Makarenko von Mazepin, der den telefonischen Auftrag zur Ermordung Rosenthals gegeben hatte, belastet worden.

Die Vorgänge rund um die Person Makarenko scheinen offenbar so aufklärungsbedürftig und bedeutsam, dass der Fall von der für Mord zuständigen Ermittlergruppe zu jener, die gegen die organisierte Kriminalität vorgeht, wanderte. Dort ist man überzeugt, mit Makarenko einen 'großen Fisch' an der Angel zu haben.

Fix behauptet wird jedenfalls, dass ein kompliziertes, internationales Geflecht von Unternehmen oder Scheinfirmen aus dem Dunstkreis von Makarenkos Wiener Transportunternehmen die Republik Österreich durch Abwicklung von Scheingeschäften betrogen haben soll. Existente oder auch nicht existente oder falsch deklarierte Waren sollen international von Unternehmen zu Unternehmen im Kreis geschickt worden sein, um so die Erstattung der real nirgendwo entrichteten Vorsteuer vom österreichischen Staat zu erwirken. Gesamtschaden: Zwischen 70 und 150 Millionen EUR. Angebliche Software für Metallverarbeitung in Sibirien, tonnenweise Trockeneiweiß oder Aluminium haben da für angebliche Millionen die angeblichen Besitzer gewechselt.

Konstantin Makarenko kam 1991 nach Wien und gründete bald danach ein international fungierendes Transportunternehmen. 1996 organisierte er für die Stadt Wien kostenlos Hilfstransporte nach Moskau und öffnete sich so die Tür zum Wiener Rathaus. Intensiven Kontakt hatte Makarenko mit Michal Polak, der ein persönlicher Sekretär von Bgm Michael Häupl ist. Makarenko und Polak wurden persönliche Freunde, flogen mehrmals gemeinsam über’s Wochenende nach Kiew. Einmal, nachdem Makarenko eben aus der Haft entlassen worden war, ging es gemeinsam für eine Woche in die Karibik. Makarenko, der sich selbst als Uhrenliebhaber bezeichnet, steht dazu, seinem 'persönlichen Freund Michal Polak einmal zum Geburtstag eine Uhr um 2 000 EUR geschenkt' zu haben.

Auch Polak war seinem Freund Konstantin behilflich. Der hatte 1998 um die Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft angesucht, doch die zuständige Magistratsabteilung 61 sah keinen Grund, Makarenko vorzeitig (Mindestdaueraufenthalt in Österreich ist zehn Jahre) einzubürgern. Im Jahr 2001 ging das Einbürgerungsverfahren schließlich in die Endphase, doch die MA 61 verlangte wie von jedem anderen Antragsteller auch eine 'Unbedenklichkeitsbescheinigung' des Finanzamtes, mit der bestätigt wird, dass die betreffende Person keine Steuerschulden hat. Zu diesem Zeitpunkt waren aber längst finanzstrafrechtliche Ermittlungen gegen Makarenko eingeleitet worden. Aus einem Haftungsbescheid des Finanzamtes Wien 9/18/19/Kloster-
neuburg vom 23.8.2004 geht zudem hervor, dass gegen Makarenko ein Steuerrückstand zumindest für die Jahre 1997 und 1998 bestand.

Jetzt wurde die MA 61 mit Interventionen aus dem Präsidialbüro des Bürgermeisters richtiggehend bombardiert. In teils ungeduldigen E-Mails (die 'profil' vorlagen) forderte Polak einen Beamten der MA 61 ultimativ auf, bekannt zu geben, 'wann genau die Staatsbürgerschaft Herrn DI Makarenko verliehen' werde. Auch andere Eingaben in dieser Sache wurden über das Büro Häupl angewickelt.

Schließlich wurde die Staatsbürgerschaft verliehen. Ohne Unbedenklichkeitsbescheinigung während eines laufenden Verfahrens wegen Steuerhinterziehung im großen Stil.

Im Dezember 2005 hat Volksanwalt Ewald Stadler eine ’Missstandsfeststellung' in der Causa vorgelegt. Darin werden zum einen die 'vehementen Urgenzen aus dem Büro des Herrn Bürgermeisters' scharf verurteilt, zum anderen die Verleihung der Staatsbürgerschaft trotz lückenhafter Dokumentation der Voraussetzungen. Makarenko hätte auch bewusst falsche Angaben gemacht. Zitat aus der auch von Volksanwalt Peter Kostelka mitgetragenen Feststellung: ,Der Gesamtzusammenhang der Akte lässt keinen anderen Schluss zu als den, dass die Entscheidung (die Staatsbürgerschaft wegen fehlender Voraussetzungen nicht zu verleihen, Anm d Red) auf Grund weiterer Interventionen seitens des Büros des Herrn Bürgermeisters revidiert wurde.'

Die 'aktenkundige Einflussnahme auf das Verfahren' sei jedenfalls als 'unangemessene Druckausübung auf die verfahrensführenden Beamten' anzusehen. Doch auch eine 'noch so vehemente Urgenz' könne die rechtlich vorgegebenen Voraussetzungen für die Bescheiderlassung nicht aufheben, weswegen die Tatsache, dass sich die 'Behörde letztlich sehenden Auges und aktenkundig darüber hinweggesetzt hat', ebenfalls als 'gravierender Missstand in der öffentlichen Verwaltung' zu werten sei.

Eine Wiederaufnahme des Staatsbürgerschaftsverfahrens steht angeblich bevor. Auch wegen des Verdachts, dass weitere von Makarenko vorgelegte Unterlagen gefälscht sein könnten.

Da eine missbräuchliche Verleihung der Staatsbürgerschaft des Herrn Makarenko oder von Staatsbürgerschaften im Allgemeinen durch das Land Wien nahe liegen, und auch nicht ausgeschlossen werden kann, dass geschäftliche Aktivitäten mit Herrn Makarenko zum Nachteil der Stadt Wien erfolgten, stellen die gefertigten Landtagsabgeordneten daher gemeinsam mit den Mitunterzeichnern gemäß § 36 der Geschäftsordnung des Landtages für Wien an den Herrn Landeshauptmann nachfolgende

Dringliche Anfrage" – jetzt folgen 26 Einzelpunkte –:

„1. Kennen Sie einen Unternehmer namens Konstantin Makarenko?

2. Wenn ja, kennen Sie ihn auch persönlich beziehungsweise hatten Sie in der Vergangenheit persönlichen Kontakt mit ihm?

3. Hat die Stadt Wien geschäftliche Verbindungen zu Konstantin Makarenko oder seinen Unternehmungen unterhalten und welche sind dies?

4. Wurden geschäftliche Verbindungen der Stadt Wien über Konstantin Makarenko oder seine Unternehmungen angebahnt und welche waren das?

5. Welches Verhältnis hatte Herr M Polak (laut 'profil' Ihr persönlicher Sekretär) zu Konstantin Makarenko?

6. Wie können Sie sich erklären, dass sich Ihr persönlicher Sekretär und OSR im Präsidialbüro, Polak, für eine Staatsbürgerschaftsverleihung eingesetzt hat, bei der die gesetzlichen Vorraussetzungen nicht gegeben sind?

7. Hat er dies im Alleingang gemacht oder besteht der Verdacht, dass mehrere Personen/Mitarbeiter aus Ihrem Präsidialbüro daran beteiligt waren?

8. Wussten Sie schon vor dem Tätigwerden der Volksanwaltschaft von den Missständen in der MA 61 oder den Interventionen aus Ihrem Präsidialbüro?

Wenn ja, welche Schritte der Aufklärung und Ahndung haben Sie gesetzt?

9. Ist es zulässig, dass hohe Beamte der Stadt Wien sich Uhren oder andere Gegenstände im Gegenwert von rund 2 000 EUR von Personen schenken lassen, wenn diese eine Leistung der Stadt Wien in Anspruch nehmen wollen?

10. Wenn ja, werden Sie das in Zukunft abstellen?

11. Wenn nein, welche Konsequenzen werden in dieser Hinsicht beim Herrn OSR M Polak, der Geschenke von K Makarenko angenommen hat, gezogen werden?

12. Welche rechtlichen Schritte wurden schon bisher gegen OSR M Polak unternommen?

13. Gibt es interne Untersuchungen, ob es weitere Beteiligte in dieser Sache gibt oder nicht?

Wenn ja, welche Ergebnisse wurden bisher hervorgebracht?

Wenn nein, warum gibt es keine magistratsinternen Untersuchungen?

14. Gibt es magistratsinterne Untersuchungen, ob es weitere Fälle verbotener Interventionen in Staatsbürgerschaftsangelegenheiten gibt?

Wenn ja, wie ist der Ermittlungsstand?

Wenn nein, warum gibt es diese Untersuchungen nicht?

15. Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, damit pflichtbewusste Beamte und Vertragsbedienstete von den übergeordneten beziehungsweise politischen Stellen nicht mehr unter Druck gesetzt werden können?

16. Ist es zulässig dass Beamte der Stadt Wien private Reisen zum Beispiel in die Ukraine oder in die Karibik mit Geschäftspartnern der Stadt Wien unternehmen?

17. Wenn ja, werden Sie das in Zukunft abstellen?

18. Wenn nein, welche rechtlichen Schritte werden in dieser Hinsicht beim Herrn OSR M Polak gezogen werden, der genau dies mit dem Unternehmer Konstantin Makarenko unternahm?

19. Sehen Sie in dem Verhalten von Herrn Polak, der diese Leistungen von Herrn Konstantin Makarenko in Anspruch genommen hat, eine Unvereinbarkeit mit seiner Funktion als persönlicher Sekretär von Ihnen (siehe 'profil') und seiner Stellung als OSR der Präsidialabteilung?

20. Ist es üblich, dass Unterlagen im Staatsbürgerschaftsverfahren über die Präsidialabteilung wie im Fall Konstantin Makarenko an die MA 61 übermittelt werden?

Wenn nein, ich welchen anderen Verfahren und in welchen anderen Fällen ist das schon vorgekommen?

21. Makarenko soll mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit mit seinem Transportunternehmen ein kompliziertes, internationales Geflecht von Unternehmen oder Scheinfirmen aufgebaut und die Republik Österreich durch Abwicklung von Scheingeschäften betrogen haben. Existente oder auch nicht existente oder falsch deklarierte Waren sollen international von Unternehmen zu Unternehmen im Kreis geschickt worden sein, um so die Erstattung der real nirgendwo entrichteten Vorsteuer vom österreichischen Staat zu erwirken. Gesamtschaden: Zwischen 70 und 150 Millionen EUR. Angebliche Software für Metallverarbeitung in Sibirien, tonnenweise Trockeneiweiß oder Aluminium haben da für angebliche Millionen die angeblichen Besitzer gewechselt. Können Sie ausschließen, dass auch die Stadt Wien, ähnlich wie der Staat Österreich, durch Makarenko und seine dubiosen Geschäfte geschädigt worden sein könnte?

22. Werden Sie die Prüfung durch das Kontrollamt in diesem Fall aktiv unterstützen, damit möglichst rasch Klarheit und Licht in diesen Kriminalfall gebracht werden kann?

Wenn ja, auf welche Art und Weise?

Wenn nein, warum nicht?

23. Wird es zu einer Wiederaufnahme des Staatsbürgerschaftsverfahrens von Konstantin Makarenko kommen?

Wenn nein, warum nicht?

Wenn ja, wann?

24. Werden Sie veranlassen, dass alle Staatsbürgerschaftsverfahren der letzten Jahre im Hinblick auf den aufgetretenen Verdacht des Amtsmissbrauches geprüft werden?

Wenn nein, warum nicht?

Wenn ja, wird dies umfassend erfolgen oder stichprobenartig?

25. Die Seitennummerierung im gegenständlichen Akt entspricht, wie der diesbezügliche Volksanwaltschaftsbericht ausführte, teilweise nicht der zeitlichen Abfolge der Erstellung der Aktenteile beziehungsweise des Einlangens derselben. Dies lässt auf eine nicht laufende, sondern nachträgliche Nummerierung schließen, was bereits an sich zu beanstanden ist, da diese Vorgangsweise die nachträgliche Aktenmanipulation – etwa durch Herausnahme 'kritischer' Teile – erlaubt. 

Gab es bis zum jetzigen Zeitpunkt eine Überprüfung, ob Aktenteile fehlen oder die zeitliche Abfolge der Erstellung der Aktenteile manipuliert wurde? 

Wenn ja, zu welchen Ergebnissen führte diese Überprüfung und konnte der Verdacht auf Aktenmanipulation bestätigt werden? 

Wenn es keine Überprüfung gab, warum war das der Fall?

Werden Sie umgehend eine solche Überprüfung veranlassen?

26. Welche weiteren Konsequenzen werden Sie aus dem Bericht der Volksanwaltschaft 2005 betreffend Konstantin Makarenko und gesetzwidrige Verleihungen von Staatsbürgerschaften in Wien ziehen?

Gemäß § 38 der Geschäftsordnung für den Landtag wird beantragt, dass die Anfrage verlesen und mündlich begründet wird und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfindet.

Wien, am 29. Juni 2006"

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön für die Verlesung. 

Für die nun folgende Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung der Dringlichen Anfrage erteile ich nun Herrn Abg Strache das Wort.

Abg Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Causa Konstantin Makarenko ist eine Causa, die auf der einen Seite den größten Steuerbetrug der Zweiten Republik darstellt, und zwar durch einen Unternehmer, auf der anderen Seite gibt es da diese Staatsbürgerschaftsverleihung, die in Wien, vom Land Wien, auf Grund von Intervention aus dem Büro des Herrn Landeshauptmannes vorgenommen wurde. Und deshalb ist das ein Thema, das man letztlich nicht einfach so wegschieben kann, wo man nicht zu Tagesordnung übergehen sollte, sondern wo man sich sehr wohl diese Art und Weise anschauen sollte, diese Fehlverhaltensmuster, die sich da gebildet haben, und auch dieses offensichtlich systemhafte Verhabertsein eines hochrangigen Beamten in diesem Haus mit einem offensichtlich Kriminellen.

Es gibt ja einen Bericht auch in der "Kronen Zeitung" vom 21. Juni 2005 (Abg Mag Alev Korun: Ja, die "Kronen Zeitung" ist sehr informativ!), auf der Seite 17, mit dem Titel: "Russischer Geschäftsmann aus Wien soll ehemaligen Soldaten als Killer bezahlt haben. Mafia-Mordkomplott aufgedeckt." 

Es handelt sich eben um diesen gebürtigen Russen namens Konstantin, wie er da mit seinem Vornamen genannt wird, der eben bereits seit fünf Jahren wegen des Verdachtes des Steuerbetruges in Höhe von rund 100 Millionen EUR im Grund genommen auch von der Justiz verfolgt wird und gegen den ermittelt wird. Und trotzdem hat dieser Herr Konstantin Makarenko die Staatsbürgerschaft erhalten, wie wir das ja auch in der schriftlichen Begründung dargelegt haben. Und das ist natürlich schon etwas.

Vor über drei Jahren hat er die Staatsbürgerschaft erhalten. Wir wissen, dass es klare gesetzliche Vorgaben gibt, und wir wissen in diesem Fall konkret, dass man sich nicht an die gesetzlichen Vorgaben gehalten hat. Wir wissen ganz konkret, dass jemand die Staatsbürgerschaft erhalten hat, gegen den wegen Steuerbetrugs ermittelt wurde, der keine Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes beibringen konnte. Und wir wissen auch, dass ein hochrangiger Beamter aus dem Büro des Herrn Landeshauptmannes, der mit diesem Herrn engstens befreundet war, bei Beamten der MA 61 auch noch schriftlich interveniert hat – das ist dokumentiert – und dort Druck ausgeübt hat. Dieser Herr Ing Polak hat auch immer wieder in den Raum gestellt, dass diese Unbedenklichkeitsbescheinigung schon auf dem Weg sei.

Eine solch unbürokratische Behandlung von Bürgeranliegen würde ich mir manchmal wirklich wünschen, nur leider Gottes ist diese sonst nicht erkennbar! In diesem Fall war sie jedoch sehr, sehr deutlich erkennbar: Der Herr Beamte hat für Herrn Konstantin Makarenko Wege vorgenommen, teilweise sogar Kopien für ihn gemacht, Telefonate geführt und offensichtlich Schritte vollzogen, die jeder andere Bürger von sich aus unternehmen muss, um etwas positiv zum Abschluss zu bringen.

Das war auch der Grund, warum die Volksanwaltschaft ein amtswegiges Prüfungsverfahren vorgenommen hat. Denn die Staatsbürgerschaftsverleihung in diesem Stil ist auch auf Grund des Steuerbetrugs, der offenkundig war, nicht nachzuvollziehen. Deshalb hat die Volksanwaltschaft, wie gesagt, ein amtswegiges Prüfungsverfahren betreffend Staatsbürgerschaftsverleihung eingeleitet, und hat auch die Akten angefordert. Das Prüfungsverfahren hat letztlich ergeben, dass es diese höchst bedenklichen Interventionen des Herr Ing Polak aus dem Büro des Herrn Bürgermeisters gegeben hat und dass auf Grund der gravierenden Missstände, die es im Staatsbürgerschaftsverfahren gegeben hat, die Verleihung der Staatsbürgerschaft im Grunde genommen nicht korrekt war.

Da ist natürlich Kritik anzubringen. Da kann man nicht einfach so tun, als wäre das nichts! Diesen Eindruck haben wir aber in den letzten Wochen und Monaten gewonnen, als man trotz des Ergebnisses, zu dem die Volksanwaltschaft gelangt ist, und trotz des Berichts im "profil" eigentlich nichts gehört hat. Es wurde ein Mantel des Schweigens darüber gebreitet, und man hat so getan, als würde einen all das nichts angehen und nicht betreffen. Und genau das ist ja der Kritikpunkt, der anhand dieses Beispiels eines der Mafia nahe stehenden Steuerbetrügers, der offensichtlich auch einen Mordauftrag gegeben hat, verdeutlicht werden kann, dass so jemand, ohne den gesetzlich Vorgaben zu entsprechen, die Staatsbürgerschaft erhalten kann.

In diesem Punkt muss ich heute auch die ÖVP kritisieren: Immer dann, wenn die ÖVP es für opportun hält, redet sie von restriktiver Staatsbürgerschaftsverleihung. Immer dann, wenn sie den Bürgern wieder einmal etwas anderes vorgaukeln will, als sie in Wirklichkeit in diesem Hohen Haus lebt, redet die ÖVP von Restriktion und sagt: Wir müssen darauf achten, wer sie bekommt, die Staatsbürgerschaftsverleihung soll am Ende eines erfolgreichen Integrationsprozesses stehen und nicht am Beginn. – Wenn es dann aber darauf ankommt, einen konkreten Skandal wie diesen aufzudecken und wirklich festzustellen, wer die Verantwortlichen dahinter sind und ob es eventuell noch viel mehr solche Fälle gibt und das kein Einzelfall ist, wenn es darum geht, das zu überprüfen und einen Untersuchungsausschuss sicherzustellen, dann ist die ÖVP wieder ganz schnell wieder weg und unterstützt die Überprüfung von Missbrauch nicht, der in diesem Haus nachweislich vorhanden ist.

Da will man nicht aufklären – nein! –, da deckt man zu und zeigt wieder einmal, dass man ohnedies engstens mit der SPÖ-Stadtregierung verhabert ist und wahrscheinlich in den Hinterzimmern ohnedies alles ausmauschelt, um vielleicht Subventionen für ein paar der ÖVP nahe stehende Vereine zu bekommen.

Das ist das Spiel und die Fadenscheinigkeit der ÖVP! (Zwischenruf von StR Dr Johannes Hahn.) Deshalb wundert es mich auch nicht, dass Sie in Umfragen heute in Wien wieder hinter der FPÖ liegen! Das sage ich Ihnen an dieser Stelle! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Wienerinnen und Wiener haben durchschaut, dass Sie heute wieder bei 16 Prozent halten und wir in Wien vor Ihnen liegen. Das freut mich ganz besonders! Und das zeigt auch, dass man in diesem Haus eine Kontrollpartei braucht, und diese Kontrollpartei ist die FPÖ. (Weiterer Zwischenruf von StR Dr Johannes Hahn. – Zwischenrufe bei der ÖVP.) Sie von der ÖVP haben diese Funktion leider Gottes abgegeben! (Beifall bei der FPÖ.) 

Es geht hier um Fragen des Missbrauchs und um dessen Überprüfung. Wenn man sich den Ablauf des gegenständlichen Verfahrens beim Amt der Wiener Landesregierung ansieht, dann fällt auf, dass die zuständige Behörde im Zeitraum November 1997 bis August 2000 teilweise aufwändige Ermittlungen vorgenommen und dann mitgeteilt hat, dass die Verleihung der Staatsbürgerschaft mangels Vorliegens der Verleihungsvoraussetzungen nicht möglich wäre. Insbesondere läge kein berücksichtigungswürdiger Grund vor, ihm vorzeitig die Staatsbürgerschaft zu verleihen. Es gibt also eine klare Beurteilung.

Zum Beispiel ist auch festgehalten, dass keine wirklich ausreichenden Deutschkenntnisse vorhanden sind, die ja für eine gesetzliche Beurteilung auch von Interesse sind, wenn es um die vorzeitige Verleihung der Staatsbürgerschaft geht. Drei Monate später, also nach einem kurzen Zeitraum in Anbetracht des bisherigen Überprüfungszeitraums von drei Jahren bis zum Vorliegen des negativen Berichts, wird aber plötzlich augenscheinlich, dass es eine völlige Auffassungsveränderung gegeben hatte: Angeblich waren nämlich nach drei Monaten die Sprachkenntnisse auf einmal fließend. Im Zuge der Niederschrift vom 2. August 2000 wurden nichtfließende Deutschkenntnisse festgehalten, plötzlich gibt es eine völlige Änderung, und die Sprachkenntnisse werden als fließend bezeichnet. Wie schon vorher dokumentiert, hat man auch die Seitennummerierungen insofern manipuliert, als man nachträglich etwas eingefügt hat. Es ist auch in der Volksanwaltschaftsüberprüfung offenkundig geworden, dass man offensichtlich Akten verschwinden ließ, die vielleicht nicht so gut ins Bild gepasst haben. Zumindest diese Aktenmanipulation steht jedenfalls im Raum.

Es gab also auf einmal eine völlige Veränderung der Bewertung. Das ist natürlich dann zu verstehen, wenn man die Interventionsaktionen des Herrn Ing Polak betrachtet. Es gibt ja einige Schriftstücke, in denen er an Herrn Prosenitsch von der MA 61 schriftlich herantritt – ich zitiere:

„Sehr geehrter Herr Prosenitsch! Zu oben angeführter Angelegenheit wird um Antwort bis längstens Freitag, den 9. März 2001 ersucht. Wann genau wird die österreichische Staatsbürgerschaft Herrn Dipl Ing Makarenko verliehen? Es wird darauf hingewiesen, dass nach mehrjähriger Bearbeitungszeit seitens der MA 61 nun nach erfolgter Einschaltung des Präsidialbüros die Zusicherung erteilt werden konnte und der Antragsteller der MA 61 binnen einer Woche die Entlassung aus dem Staatsverband der russischen Förderation überbringen konnte."

Es ist überhaupt lustig, dass ein hochrangiger Beamter so etwas formuliert! Es ist nämlich völlig undenkbar, dass die Bürokratie der Russischen Förderation so etwas innerhalb einer Woche möglich machen kann. Allein in Anbetracht dessen müsste sich jeder hochrangige Beamte, der so etwas formuliert, fragen, was hier konstruiert wird. Es dauert nämlich Monate, bevor so etwas in der Russischen Förderation möglich wird. Diese Erfahrungswerte müsste ein solcher Beamter doch haben!

Er sagt offensichtlich die Unwahrheit, um diesem Staatsbürgerschaftsverfahren für seinen Freund Makarenko auf die Sprünge zu helfen. – Ich zitiere weiter: „Abgesehen von der nun vorherrschenden Meinung des Bearbeitungstempos durch Beamte der Russischen Förderation und Beamte der Stadt Wien ist auch die Aktenevidenz ein Thema, welches eher nicht öffentlich diskutiert werden sollte.“ – Er stellt also auf der einen Seite in den Raum, dass hier träge und langsam gearbeitet wird, und unterstellt den Beamten, dass sie das nicht zügig überprüft haben, was jedoch sehr wohl der Fall war, aber die nötigen Voraussetzungen fehlten eben. Trotzdem macht Herr Ing Michal Polak Druck.

Weiter steht da: „Da nun nach einem Monat von der MA 61 bis dato keine Reaktion feststellbar ist, wäre nun eine rasche Staatsbürgerschaftsverleihung durchaus angebracht. Für einen mit Auslandstätigkeiten seine Existenz verdienenden Menschen könnte der nun schon längere Zeit nicht vorhandene Reisepass und damit die nicht mögliche Reisetätigkeit eine Existenzbedrohung darstellen. Mit dem Ersuchen um Entsprechung verbleibe ich: Ing Michal Polak."

Weiters gibt es einen Aktenvermerk vom 8. Jän-
ner 2001, aus dem hervorgeht, dass Prosenitsch bei Rücksprache mit Herrn Polak vom Büro des Bürgermeisters mitgeteilt worden sei, dass dieser von Herrn Makarenko erfahren habe, dass er eine Unbedenklichkeitsbescheinigung erhalten hat. Es wurde mit Herrn Polak vereinbart, dass er sich mit Herrn Makarenko in Kontakt setzen und Prosenitsch dann verständigen wird, ob eine Unbedenklichkeitsbescheinigung vorhanden ist oder nicht.

Am 11. Jänner wird wieder ein Schreiben des Herrn Polak an Herrn Prosenitsch dokumentiert, in dem zu lesen ist: „Sehr geehrter Herr Prosenitsch! Herzlichen Dank für Ihre Information. In der Causa Dipl Ing Makarenko konnte ich in Erfahrung bringen, dass die Unbedenklichkeitsbescheinigung an Sie noch nicht übermittelt wurde, da Herr Dipl Ing Makarenko seine Meinung dahin gehend geändert hat und Ihnen diese persönlich übergeben will.“ Er dankt dann noch für den ihm angebotenen Termin. Der Herr Beamte aus dem Büro des Bürgermeisters hat also auch noch schnell den Termin ausgemacht und seinen Freund dann verständigt: „…mit dem angebotenen Termin am 24. Jänner 2001 um 8.30 Uhr, welcher von ihm bei vorherigen Besuch bei mir wahrgenommen wird.“ Wahrscheinlich haben sie vorher noch Kaffee getrunken!

Ich setzte fort: „ Er ersuchte mich, bei dem Termin bei Ihnen mit anwesend zu sein. Inwieweit ich diesem Ersuchen entsprechen kann, wird sich durch meine in der Regel unvorhergesehenen Termine ergeben.“

Es ist also ganz offensichtlich, dass hier Druck ausgeübt wurde. Wir wissen, dass da ein tolles Uhr-Geschenk gemacht wurde und dass man nach der Haftentlassung gemeinsam in der Karibik geurlaubt hat. All das sind Dinge, die mit dieser Position nicht vereinbar sind, wenn man dann so agiert, wie Herr Polak sich verhalten hat. 

Da erhebt sich für mich wirklich die Frage: Welche Konsequenzen gibt es in einem solchen Fall? Ich verstehe schon: Makarenko war SPÖ-Mitglied. Es gibt ja auch einen Brief von LAbg Harry Kopietz, in dem er schreibt: „Lieber Genosse Makarenko! Herzlichen Dank für Deinen Auftrag zum bargeldlosen Inkasso beziehungsweise für deine diesbezügliche Entscheidung.“ – Ich verstehe schon, dass man ein Mitglied der SPÖ vielleicht irgendwie anders behandelt. Dennoch bin ich der Auffassung, dass man bei einem solchen Menschen, vollkommen gleichgültig, ob er Mitglied Ihrer Partei ist oder wo auch immer, auch dafür Sorge zu tragen hat, dass er die Staatsbürgerschaft eben nicht verliehen bekommt, wenn sie ihm nicht zusteht. Diese Unkorrektheit verurteile ich auf’s Schärfste, und daher will ich das abgeklärt wissen! (Beifall bei der FPÖ.)

Da kann man nicht einfach so tun, als wäre nichts passiert! Es ist nämlich viel passiert, und deshalb ist es wichtig, dass man diesen Fall aufklärt und herausfindet, wie das zustande gekommen ist und wer die Verantwortlichen sind, damit diese dann auch zur Rechenschaft gezogen werden können. Die Bürger von Wien haben ein Recht darauf, sichergestellt zu wissen, dass es in diesem Haus und in dieser Stadt nicht Methode ist, dass Staatsbürgerschaftsverleihungen so verlaufen wie in diesem Fall.

Genau das gilt es jetzt sicherzustellen: Dieser Fall ist aufzuklären, die Verantwortlichen sind zur Rechenschaft zu ziehen, dieses Verfahren ist noch einmal neu zu beginnen und mit einer Ablehnung abzuschließen, und letztlich ist natürlich auch sicherzustellen, dass so etwas in Zukunft nicht mehr passieren kann. Deshalb wollen wir die Aufklärung, ob es mehrere solche Fälle gibt, und deshalb wundert es uns auch, dass wir die Einzigen in diesem Haus sind, die diese Aufklärung wollen. Wir wollen die Missstände aufgeklärt wissen, während alle hier heute betretenes Schweigen an den Tag legen.

Das zeigt schon, dass in diesem Haus auch auf Seiten der Opposition keine große Bereitschaft vorhanden ist, solche Dinge wirklich aufzuklären! Man will offensichtlich nicht aufklären, denn das ist etwas Unangenehmes, da will man sich die Finger nicht schmutzig machen, da will man lieber ruhig sein und mitspielen, damit man vielleicht einen zweiten Stadtrat bekommt, obwohl er einem eigentlich gar nicht zusteht. Die GRÜNEN sind zwar nach der letzten Landtagswahl die viertstärkste Partei, könnten aber unter Umständen ein Geschenk bekommen, nämlich einen zweiten Stadtrat, wenn sie mitspielen, wenn es drauf ankommt. Sie stellen die Mehrheitsbeschaffung sicher, damit hier nicht aufgeklärt werden und es keine Kontrolle geben kann. Das ist das Spiel! Ich bin froh, dass wir einen Stadtrat haben, aber die Kontrolle stellen wir sicher, und zwar auch in diesem Fall, da lassen wir uns nicht kaufen! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenruf von StR David Ellensohn.)

Wir werden heute daher auch einen Beschlussantrag einbringen: 

„Der Landtag wolle beschließen: 

Alle Verleihungen von Staatsbürgerschaften in Wien in den nächsten drei Jahren sollen auf ihre Rechtmäßigkeit hin überprüft werden.“ 

Wie das vor sich gehen wird oder ob das überhaupt angedacht wird, wird ja aus der Beantwortung hervorgehen. Ich denke, dass das notwendig wäre. Das kann man sicherlich stichprobenartig machen. Ich bin überzeugt, dass das ein vernünftiger Weg wäre, um sicherzustellen, dass es nicht weitere solche Fälle gibt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich werfe dem Herrn Landeshauptmann und Bürgermeister selbst persönlich nichts vor, das sage ich in aller Deutlichkeit. Aber ich erwarte, dass der Herr Landeshauptmann und Bürgermeister von Wien in dieser Causa wirklich dafür Sorge trägt, dass so etwas in seinem Umfeld in Zukunft nicht mehr möglich ist und jemand, der so gehandelt hat, Konsequenzen zu erwarten hat und diese Konsequenzen auch gezogen werden, damit Transparenz in diesem Bereich sichergestellt wird. Sonst entsteht nämlich wirklich ein katastrophaler Eindruck, nämlich der Eindruck, dass es hier vielleicht wirklich ein nachhaltigeres Netzwerk geben könnte, und das sollten wir wirklich vermeiden!

So kann man nicht agieren, wie Herr Ing Polak das gemacht hat, und deshalb gibt es überhaupt kein Argument, Herrn Polak weiterhin den Rücken zu stärken. Da besteht wirklich Handlungsbedarf, und deshalb bin ich sehr gespannt auf die Beantwortung unserer Fragen. Ich hoffe, dass man in diesem Fall wirklich eine Aufklärung vornehmen wird und dass entsprechende Konsequenzen hinsichtlich der betreffenden Beamten oder vielleicht weiterer Beamten, die da vielleicht auch noch mitgewirkt haben, herbeigeführt werden. Das sind wir den Wienern und Wienerinnen und den Steuerzahlern schuldig, und das wird auch ein Gradmesser dafür sein, wie Sie in Ihrem eigenen Wirkungsbereich mit solchen gravierenden Verfehlungen umgehen!

Ich hoffe und wünsche mir, dass das bei der Anfragebeantwortung zum Ausdruck gebracht wird und dass wir, wenn wir heute weggehen, davon ausgehen können, dass die notwendigen Schritte eingeleitet werden. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Das war die Begründung der Dringlichen Anfrage.

Ich bitte den Herrn Landeshauptmann, die Beantwortung vorzunehmen.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich bringe zunächst eine Vorbemerkung zur Frage der Dringlichkeit, dann eine kurze Beantwortung der gestellten Fragen und dann eine Nachbemerkung quasi mit dem Titel: Zur Moral der Geschichte.

Meine Vorbemerkung zur Dringlichkeit. Als ich die Begründung und die Fragestellungen gelesen habe, erhob sich für mich die Frage: Was davon ist eigentlich dringlich? Sie haben uns einen nahezu zwei Wochen alten Artikel aus dem "profil" geboten, und zwar auszugsweise, wie ich hinzufügen möchte, denn unwesentliche Informationen aus dem "profil" scheinen in der Begründung nicht auf. Sie haben es allerdings mit Ihrer Darstellung offensichtlich so eilig gehabt, dass Sie zwei Mal eine Frage 24 formulieren. Eine solche Kleinigkeit kann passieren!

Abgesehen davon haben Sie sich aber offensichtlich zu keiner Zeit über die Funktion des Herrn Ing Polak informiert: Er ist nämlich einfacher B-Beamter und nicht Obersenatsrat, wie Sie mehrmals in Ihrer Anfrage anführen. Und das klarzustellen, ist schon wichtiger, denn das bedeutet, dass es sich bei Ing Polak nicht um einen weisungsbefugten Beamten handelt, der, wie immer er formuliert, keinerlei Anweisungen an eine behördenführende Dienststelle geben kann und dies auch nicht getan hat. 

Nach der Lektüre Ihrer Begründung ist mir schon 
eher klar, warum es zu einer Dringlichen kommen musste. Viele Ihrer Fragen lassen sich nämlich erst beantworten, wenn die von Ihnen beantragte Kontrollamtsprüfung vorliegt beziehungsweise der Bericht darüber abgeliefert ist.

Ich möchte betonen, dass Ihre Aktenkenntnis bemerkenswert ist! Ihre Aktenkenntnis ist größer als meine. Ich habe diesen Akt, als er seitens der Volksanwaltschaft angefordert wurde, vorher nicht angeschaut und kontrolliert. Im Aktenweg werden sie keinen Weg zu mir finden. Es hat ausschließlich die Volksanwaltschaft diesen Akt bekommen, dieser Akt wurde von ihr bearbeitet und mit dem bekannten Missstandsfeststellungsbericht zurückgegeben. Wobei ich nicht verhehlen will, dass es keine unbedeutenden Unterschiede in der Formulierung zwischen dem ersten Missstandsfeststellungsbericht und der Zusammenfassung, die heute dem Landtag vorgelegen ist, gibt, und zwar nicht zuletzt in der Tonalität. Ich kann mich an keinen Volksanwaltschaftsbericht erinnern, in dem festgestellt wird, dass man keinen emotionsfreien Bericht erstellen kann, ohne das in irgendeiner Form zu begründen. Ich erkenne also, dass die Dringlichkeit auf Grund Ihrer Aktenkenntnis heute in der Tat gegeben ist, und es wird sicherlich im Zuge der Diskussion auch zu klären sein, woher diese Aktenkenntnis kommt.

Zur Beantwortung Ihrer Fragen: Herr Klubobmann Strache! Sie werden verstehen, dass ich zusammenfassend vorgehe, denn Frage 1 und 2 habe ich Ihnen hier bereits in der Fragestunde beantwortet. Schon daran ist eine Dringlichkeit in keiner Weise zu erkennen.

Ja. Ich kenne Herrn Makarenko. Er wurde mir vorgestellt als Unternehmer, der Materialien für Spitäler, Medikamente und Ähnliches im Rahmen einer Hilfsaktion respektive einer Dankbarkeitsaktion an die Hauptstädte der Signatarstaaten des Staatsvertrages als Akt der Humanität sicher und kostenlos nach Moskau transportiert hat. "Sicher" betone ich deswegen, weil es zur damaligen Zeit alle Spediteure abgelehnt haben, dieses Krankenhausmaterial mit Lastwagen nach Moskau zu bringen. Diese Bereitschaft Makarenkos wurde daher damals von allen begrüßt.

Als er mir vorgestellt wurde, habe ich den Artikel aus der “Kronen Zeitung“ nicht gekannt und den “profil“-Artikel noch viel weniger. Selbstverständlich wusste ich nicht, welche Vorwürfe ihm gemacht wurden. Ich habe aber auf Grund dessen, dass er mir als der Unternehmer vorgestellt wurde, der diese humanitäre Hilfeleistung erbracht hat, keine Veranlassung gesehen, unhöflich zu ihm zu sein. Ich habe ihn, soweit ich mich erinnere, zweimal getroffen, das war es aber auch schon. Selbstverständlich ist nach Kenntnis der Berichte – das füge ich hinzu – keinerlei Kontakt von meiner Seite mehr erfolgt. 

Ich füge das aber auch deswegen hinzu, weil meine Kenntnisse über den angeblichen Kriminalfall Makarenko ausschließlich aus den Medien stammen, aus der “Kronen Zeitung“ und aus dem “profil“. – Und wenn ich den “profil“-Artikel lese, so scheinen viele der Feststellungen, die Sie, Herr Klubobmann, hier getroffen haben, nicht so eindeutig zu sein. Ich sage daher bewusst: Bezüglich des möglichen Kriminalfalls Makarenko gibt es durchaus auch innerhalb der Polizei, wie sie dem “profil“ mitgeteilt haben, andere Auffassungen. Für mich besteht keinerlei Anlass, mich näher mit diesem möglichen Kriminalfall Makarenko vertraut zu machen. Diesfalls haben die Sicherheitsbehörden und die österreichische Staatsanwaltschaft einzuschreiten und in der Folge die österreichischen Richter ihr Urteil zu sprechen, und nichts und niemand soll die österreichischen Behörden abhalten, Recht zu finden und Recht zu sprechen. Das ist aber mit Sicherheit nicht unsere Angelegenheit.

Zu den Fragen 3 und 4 kann ich Ihnen nur sagen: Mir ist zur Stunde nichts bekannt. Diese beiden durchaus wichtigen Fragen sind aber im Prüfauftrag an das Kontrollamt enthalten, und sohin ist das vom Kontrollamt wie immer uneingeschränkt festzustellen.

Zu den Fragen 5 bis 7 und 20: Ein Service für Kundinnen und Kunden, die in der Präsidialabteilung der Magistratsdirektion vorstellig werden, gehört zu der Betreuung, die wir zu bieten haben. Zu meinen Mitarbeitern kommen jene Fälle, die als nachgerade unmöglich gelten. Die Anliegen der normalen Petenten – ich sage viel lieber: KundInnen – werden auf der Ebene der Magistratischen Bezirksämter und der Abteilungen erledigt, und in sehr vielen Fällen zufriedenstellend erledigt. Wenn es kompliziertere Fälle gibt, dann werden diese an die Büros der Stadträte weitergeleitet. Und wenn es ganz komplizierte beziehungsweise nahezu unmögliche Fälle sind, dann kommen sie ins Büro des Bürgermeisters. Es sind dies sehr viele, und selbstverständlich berichten mir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht über Einzelfälle, denn sonst hätte ich den ganzen Tag nichts anderes zu tun. Es ist aber die Aufgabe meiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Fälle, die vorgelegt werden und bei denen über längere Zeit hinweg ein Verfahren läuft, entsprechend zu beschleunigen und zum Abschluss zu bringen.

Im gegenständlichen Fall ist es aus meiner Sicht und bei meinem heutigen Wissen selbstverständlich, dass sich Herr Ing Polak, der, wie ich wiederholen möchte, B‑Beamter in meinem Büro und nicht Obersenatsrat ist, bemüht hat, das Verfahren nach rund vier Jahren so oder so zu einem Ende zu bringen. Mag sein, dass die eine oder andere Formulierung übereifrig war. Sein Bemühen ist aber zweifelsohne in die Richtung gegangen, ein Verfahren, von dem Sie unter anderen Umständen mit Sicherheit behaupten würden, dass es bürokratisch langwierig ist, entsprechend zu erledigen.

Aber selbst wenn der B-Beamte in der Präsidialabteilung des Bürgermeisters gesagt hätte: Gebt ihm die Staatsbürgerschaft, hat das eine Nullauswirkung auf das reale Behördenverfahren, denn selbstverständlich ist der B-Beamte in der Präsidialabteilung in einem Verfahren nicht weisungsberechtigt und hebt selbstverständlich auch keine Rechtsgrundlagen auf. Wenn der behördenführende Beamte die Auffassung vertritt, dass ein Ansuchen auf Grund der Rechtslage abzulehnen ist, dann hat er dies, unabhängig von der Anordnung dazu, selbstverständlich auch zu tun. Er hat aber im gegenständlichen Fall keine Anordnung gegeben, und zwar im Wissen, dass er dazu nicht befugt ist. 

Zur Frage 8: Die Volksanwaltschaft hat einen Missstand festgestellt und keine Missstände. Mir war vor dem Tätigwerden der Volksanwaltschaft dieser Missstand – unter Anführungszeichen – insofern bekannt, als wir selbstverständlich mit entsprechenden Untersuchungen im Zusammenhang mit dem Erscheinen des entsprechenden Artikels in der “Kronen Zeitung“ reagiert haben. Denn auch in der Präsidialabteilung liest man Zeitung und reagiert selbstverständlich entsprechend. Sonst hätte es ja keinen entsprechenden Akt gegeben, der dann der Volksanwaltschaft auf Anforderung übergeben werden konnte, was ja leicht nachvollziehbar ist. 

Zu den Punkten 9 bis 12 und 15 bis 19: Die Rechte und Pflichten von Beamtinnen und Beamten sind gesetzlich geregelt. Fragen der Geschenkannahme unterliegen dem Strafrecht und sind von den Strafbehörden zu klären. Die im Raum stehenden Behauptungen wurden selbstverständlich hinterfragt und die entsprechenden Protokolle der Staatsanwaltschaft übermittelt. Ich gehe daher davon aus, dass die Staatsanwaltschaft ihre Schlüsse daraus zu ziehen hat und ihre Schlüsse daraus ziehen wird. Nach meinen Informationen besteht keine Veranlassung, heute zu entsprechenden Maßnahmen zu greifen, denn die Behauptung der Geschenkannahme der Uhr wird bestritten. Im Übrigen halte ich in diesem Zusammenhang, weil bestimmte Behauptungen hier wie feststehende Tatsachen wiedergegeben wurden, fest, dass die Unschuldsvermutung einen wichtigen Grundsatz unserer Rechtsordnung darstellt und ich daher – und das sage ich auch in aller Offenheit – den Aussagen meines Mitarbeiters eher glaube als den Behauptungen eines möglicherweise Kriminellen. 

Zu den Punkten 13, 14, 24 und 25: Staatsbürgerschaftsverfahren wurden bereits stichprobenartig überprüft. Diese Erhebungen haben keine Verdachtsmomente ergeben. Falls es sich auf Grund anderer Erkenntnisse als notwendig erweisen sollte, eine neuerliche Überprüfung durchzuführen, wird dies selbstverständlich erfolgen.

Zu Punkt 21: Ich kann diese Frage heute nicht beantworten. Sie wird durch den Kontrollamtsbericht, der auf Grund des Prüfauftrags erstellt wird, beantwortet werden. 

Zu Punkt 22: Die Klärung von Kriminalfällen ist Aufgabe der Sicherheitsbehörden und der Strafjustiz, nicht aber des Kontrollamtes. Selbstverständlich werde ich aber, wie immer, alles tun, um das Kontrollamt bei der Ausübung seiner Aufgabe zu unterstützen, und seine Aufgabe wird es zweifelsohne auch sein zu klären, ob all die Dinge, die wir bisher feststellen konnten und die im Akt, der der Volksanwaltschaft übermittelt wurde, enthalten sind, korrekt und in Ordnung sind.

Ich will mich jetzt nicht auf die fehlerhafte Punktierung einlassen. Ich meine, dass die wahrscheinlich wichtigste und eine die Dringlichkeit durchaus begründende Frage jene ist: „Wurde das Staatsbürgerschaftsverfahren neu aufgerollt?“ – Jawohl, es wurde das Staatsbürgerschaftsverfahren neu aufgerollt, weil die Möglichkeit besteht, dass Dokumente, die zur Entscheidung der verfahrensführenden Behörde, nämlich der MA 61, geführt haben, gefälscht wurden, sodass diese Staatsbürgerschaft also unredlich erschwindelt sein könnte. Es bestehen Verdachtsmomente dazu, und deswegen wurde das Verfahren zur Aberkennung der Staatsbürgerschaft neu aufgenommen. 

Ich möchte zum Schluss noch eine Bemerkung machen. Ihre Hauptargumentation geht in die Richtung, dass Sie einem Mitarbeiter meines Büros vorwerfen, dass er unredlich gehandelt hätte. – Ich sage Ihnen hier und heute: Nach meinem Wissensstand und meiner persönlichen Kenntnis mag dieser B-Beamte übereifrig gehandelt haben, er hat aber sicherlich nicht unredlich gehandelt. Daher sehe ich keinerlei Veranlassung, hier zu sagen, dass Sanktionen zu setzen sind, weil ich diese nach meinem heutigen Wissen und aus meiner heutigen Sicht nicht rechtfertigen könnte.

Und ich sage Ihnen noch ein Zweites: Sie haben am Schluss gesagt, dass mir persönlich nichts vorzuwerfen sei. – Ich nehme das zur Kenntnis. Ich werde aber das Gefühl nicht los, dass man versucht, einen möglichen Kriminalfall betreffend einen russischen Staatsbürger – der er möglicherweise noch immer ist, weil die Entlassung aus dem russischen Staatsverband möglicherweise auch gefälscht sein könnte – an den Wiener Bürgermeister heranzurücken. Und ich habe Ihnen in der Beantwortung in einer ganz normalen Fragestunde das letzte Mal schon gesagt: Ich glaube, Sie haben das nicht notwendig! Es geht nicht um einen übereifrigen kleinen B-Beam-
ten, sondern es geht natürlich um den Wiener Bürgermeister. (Abg Heinz-Christian Strache: Es geht um die Verleihung der Staatsbürgerschaft!) Herr Klubobmann! Dazu habe ich Ihnen hier Auskunft erteilt, dass wir, die Stadt Wien, vermutlich die Betrogenen und nicht die Betrüger waren.

Ich kann mich aber des politischen Eindrucks nicht erwehren – und wir argumentieren hier natürlich auch politisch, so wie Sie das tun –, dass es Ihnen nur darum geht, Verbindungen herzustellen, die es nicht gibt. Ich ersuche Sie daher ganz sicherlich das letzte Mal, das zu unterlassen! Wir alle miteinander haben nichts davon, wenn wir uns wechselseitig ins Licht der Kriminalität rücken. Das Ansehen der Politik und der Politiker ist ohnehin schlecht genug, was mich nicht wundert, wenn wir so miteinander umgehen.

Ich verspreche Ihnen, dass wir alles Nötige ohne Ansehung der Person tun werden, wenn kriminelle Handlungen oder auch nur disziplinäre Versäumnisse vorliegen. Ich bitte Sie aber, damit aufzuhören, einen Kriminalfall ins Zentrum unserer Stadt Wien zu rücken, den es in diesem Zusammenhang gar nicht gibt! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Ich danke dem Herrn Landeshauptmann für die Beantwortung.

Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten, sohin 3 Stunden beträgt.

Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Herr Abg Mag Stefan zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist. – Bitte sehr.

Abg Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrter Herr Präsident!

Ich muss sagen, dass Ihre Ausführungen sehr interessant waren! Es ehrt Sie, dass Sie sich vor Ihren Beamten stellen, und ich habe auch nichts anders erwartet. Sie haben vollkommen Recht: Es gilt die Unschuldsvermutung. Es gibt in diesem Zusammenhang aber jedenfalls Vorgänge, die unbedingt aufklärungsbedürftig sind und die doch einen tiefen Einblick in die Möglichkeiten von Staatsbürgerschaftsverleihungen in Wien zumindest in diesem konkreten Fall, aber möglicherweise auch in anderen Fällen, gewähren. Das ist ein ganz entscheidender Punkt, und ich werde das noch herausarbeiten. 

Andererseits haben Sie dezent angemerkt, dass es hier eine Aktenkenntnis gibt, die Sie nicht haben. – Ich halte es für durchaus möglich, dass wir mehr Informationen haben als Sie. Offenbar hatte auch die “Kronen Zeitung“ bereits im Juni 2005 Informationen, die wir alle nicht gehabt haben, und auch “profil“ hat Informationen, die aus verschiedensten Quellen kommen dürften. Es dürfte also einen Informanten geben, der alle möglichen Leute beteiligt, nehmen Sie das einmal zur Kenntnis! (Lhptm Dr Michael Häupl: Offensichtlich auch Sie!) Offenbar auch uns, vollkommen richtig! (Abg Heinz-Chris-
tian Strache: Daher können wir ja überhaupt aufdecken!) 

Es ist auch vollkommen richtig, dass es letztlich an der Rechtsprechung liegen wird, die Frage betreffend Herrn Polak zu klären.

Eine Bemerkung zur Dringlichkeit: Sie wissen genau, dass wir hier eine Untersuchungskommission beantragt haben und es nur daran gescheitert ist, dass es nicht genug Unterstützung gegeben hat. Aus unserer Sicht war die Dringlichkeit also sehr wohl gegeben, und zwar in dem Moment, in dem dieser “profil“-Artikel mit den näheren Informationen erschienen ist. Uns daher vorzuwerfen, dass wir nicht oder langsam reagiert hätten, ist nicht gerechtfertigt! 

Auch wenn Sie sich zu Recht in dieser Situation einmal hinter oder vor Ihren Beamten stellen, kann ich Ihnen sagen: Es liegt uns zum Beispiel auch die eidesstättige Erklärung einer dritten Person vor, die diese Vorwürfe sehr wohl unterstützt. Es wäre für uns daher sehr interessant zu erfahren, wo das Verfahren bei der Staatsanwaltschaft derzeit steht, um dort weitere Informationen weitergeben zu können und der Aufklärung vielleicht nachzuhelfen. Dann werden wir ja sehen, was letztlich hängen bleibt. Ich wünsche natürlich niemandem, dass er zu Unrecht verurteilt wird. Ich wünsche aber sehr wohl, dass jemand zu Recht verurteilt wird! (Beifall bei der FPÖ.)
Ich habe heute schon gehört: Zur Zeit der Staatsbürgerschaftsverleihung hat es ja noch gar kein Verfahren gegeben! Kollege Schuster hat das schon herausgerufen. – Ich möchte jetzt darauf hinweisen: Mit Eingangsstempel vom 14.9.2000 ist bei der Staatsanwaltschaft Wien bereits ein Bericht der Finanz eingegangen. Daraus wurde dann die Aktenzahl 24 C Vr 3581/00 aus dem Jahr 2000. Es wurde also auf Grund dieser Anzeige des Finanzamts 6/7/15 ein Verfahren eingeleitet, und das fand jedenfalls mehrere Monate vor der Staatsbürgerschaftsverleihung statt. Es ist daher nicht vorstellbar, dass es zum Zeitpunkt der Staatsbürgerschaftsverleihung, die letztlich am 16. März 2001 stattfand, sowohl eine Unbedenklichkeitsbescheinigung als auch eine negative Sicherheitsüberprüfung gegeben hat. Das ist unvorstellbar!

Mich würde jetzt tatsächlich interessieren, ob es eine solche Unbedenklichkeitsbescheinigung gibt und ob die-
se im Akt aufliegt. Ich habe die Information vom “profil“ bekommen, dass man auch dort keine Kopie derselben hat, obwohl diese, so viel ich weiß, erbeten wurde. Es wäre daher durchaus interessant: Gibt es diese Unbedenklichkeitsbescheinigung oder nicht? Wenn es sie gibt, dann könnte man davon ausgehen, dass sie vielleicht gefälscht ist. Gibt es sie nicht, dann frage ich mich, was im System in Wien falsch ist, dass es möglich ist, dass jemand, der eine so wichtige Urkunde, die ganz maßgeblich für die Staatsbürgerschaftverleihung ist, nicht beibringt, dennoch die Staatsbürgerschaft bekommt! (Beifall bei der FPÖ.)

Ähnliches gilt für die Sicherheitsuntersuchung: Diesbezüglich interessiert es mich, ob es tatsächlich eine echte Auskunft vom Innenministerium gibt, dass keine laufenden Verfahren anhängig sind. Dass nämlich eine so falsche Auskunft gegeben wird, wenn bereits Voruntersuchungen bei der Staatsanwaltschaft geführt werden – also nicht nur im Rahmen des Finanzamtes und der dortigen Ermittlungsbehörden, sondern tatsächlich bei der Staatsanwaltschaft –, würde ja das ganze System ad absurdum führen! Dann bräuchten wir ja überhaupt keine Sicherheitsüberprüfungen mehr einfordern, wenn all das ohnedies nicht stimmt! Mir ist sehr wichtig, dass Sie das auch von Ihrer Seite aufklären, denn der Eindruck entsteht, dass es in Wien schlicht und einfach möglich ist, ohne diese grundlegenden Urkunden die Staatsbürgerschaft zu bekommen. Und wenn das der Fall ist, dann hätten wir echt ein Problem mit dem gesamten System! (Beifall bei der FPÖ.)
Ich möchte hier noch einmal festhalten: Es geht nicht darum, hier irgendjemanden anzuschwärzen. Es hat aber ganz eigenartige Vorgänge rund um diese Freundschaft gegeben, von der uns zumindest erzählt wurde. Es kann auch das natürlich alles nur Lüge sein, aber da gibt so viele Hinweise, dass das für uns unbestritten ist. 

Es gibt diese Freundschaft, und es gibt diese Interventionen. Natürlich sind das keine Weisungen, sondern das sind einfach Interventionen, die aus dem Präsidialbüro des Bürgermeisters kommen. Was immer das magistratsintern bedeutet, ich könnte mir jedenfalls vorstellen, dass das Wirkung zeigt! Aber vielleicht irre ich mich auch vollkommen, und der Betreffende sagt: Das ist ja nur ein B-Beamter, der hat mir überhaupt nichts zu sagen! (Abg Heinz-Christian Strache: Er ist ja nur aus dem Bürgermeister-Büro!)

Ich glaube, dass Sie das auf das Formelle herunterbrechen, weil wir uns bei der Bezeichnung des Herrn Polak geirrt haben. Das ist ein Irrtum, der uns Leid tut! Es ist jedoch Tatsache, dass hier offenbar Druck gemacht wurde, Unterlagen und die Unbedenklichkeitsbescheinigung vom Büro des Bürgermeisters in die zuständige Abteilung gebracht wurden und so weiter. Dass es in Anbetracht dessen gewisse Erwägungen gibt, ist doch klar, dazu kennen Sie die Vorgänge in Ihrer Stadt sicherlich viel zu gut, und das ist in allen anderen Verwaltungen genau dasselbe. Darüber brauchen wir nicht zu reden, und ich glaube, dass Sie das im Detail nicht wirklich so gemeint haben!

Es ist weiters festzustellen, dass es hiebei ja nicht nur um einen kleinen Steuerbetrüger geht, sondern da entgehen dem Staat in Summe bis zu 10 Prozent des Umsatzsteueraufkommens, und man könnte die Umsatzsteuer auf 18 Prozent senken, wenn man das in den Griff bekäme. Das schädigt den Staat wirklich massiv und ist eine echte Gefährdung unserer Gesellschaft. Und es ist geradezu fatal, dass es einer solchen Person gelingt, an den rechtlichen Gegebenheiten der Stadt Wien vorbei an eine Staatsbürgerschaft zu kommen. Wie auch immer er zu der Freundschaft gekommen ist, er hat es aber immerhin geschafft, auch in Ihre Nähe zu kommen, indem er sich beliebt macht, was derartige Personen offenbar immer wieder schaffen! Dass es möglich ist, dass ein solcher Mensch die Staatsbürgerschaft erhält, wenn bereits so viel im Raum steht, ist wirklich ungeheuerlich! Er hat der Republik offensichtlich großen Schaden verursacht. Sie haben Recht: Es gilt auch hier die Unschuldsvermutung. Der Schaden des Umsatzsteuerbetrugs ist jedoch evident, und das werden letztlich die Gerichte zu klären haben. (Beifall bei der FPÖ.)
Es wurde bereits erwähnt, dass es einen Haftungsbescheid gibt, der ganz klar aussagt, dass im Jahr 1997/98 Umsatzsteuer und Säumniszuschläge von 57 000 EUR vorgeschrieben waren, und zwar ohne jedes Verfahren. Auch diese Unterlagen liegen uns vor. Es ist unglaublich, welche Informationen wir da bekommen haben! Es ist jetzt auch wieder ein neues Verfahren eingeleitet worden, übrigens auch wieder wegen Steuerbetrugs, und zwar gegen die Frau von Herrn Makarenko und gegen sein Unternehmen, das offenbar aus Kiew weiterhin seine Fäden ziehen kann. Die Stadt Wien hat also einem sehr umtriebigen Menschen die Möglichkeit gegeben, die Staatsbürgerschaft zu erlangen. Er hat jetzt auch noch ein bisschen abgeblockt und versucht, den Schwarzen Peter anderen zuzuschieben und das Ganze vielleicht noch umzudrehen. Jedenfalls ist das Ganze aber eine höchst unangenehme Situation für die Stadt Wien. Ich bin schon gespannt, wie wir das aufklären werden, und ich warte schon auf das, was hier weiter passiert!

Die Aufklärung dieses Falls ist ganz wesentlich, um die Glaubwürdigkeit gerade in diesem sensiblen Bereich der Staatsbürgerschaftsverleihung wieder zurückzubekommen. Daher kann ich Sie nur ersuchen und dringend auffordern, alles zu tun, was notwendig ist, und dann die entsprechenden Konsequenzen zu ziehen! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächste zu Wort gemeldet hat sich Abg Korun. – Ich erteile es ihr.

Abg Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!

Anfangen möchte ich mit der Betonung der Unschuldsvermutung: Bis zu einer rechtskräftigen Verurteilung ist bei allen Menschen von deren Unschuld auszugehen. Sollten sich aber die Vorwürfe und die Beschuldigungen, die im Raum stehen und inzwischen schon von mehreren Personen angesprochen und in den Medien kolportiert wurden, als wahr erweisen, dann handelt es sich in der Tat um einen ganz schlimmen Fall von unerlaubter Intervention, wahrscheinlich auch von unerlaubter Geschenkannahme und von krasser Ungleichbehandlung.

Zur Ungleichbehandlung: Wenn Menschen, die entsprechende Beziehungen zu hohen Beamten oder zu hohen Politkern und Politikerinnen haben, oder wenn finanzpotente Einbürgerungswerber und -werberinnen früher zu einer Einbürgerung kommen, obwohl sie die Bedingungen nicht erfüllen, dann bedeutet das tatsächlich eine Bevorzugung von Personen mit Zugang zur Macht oder zu entsprechenden Finanzmitteln. Das ist, sollte es sich diesfalls als wahr erweisen, auf jeden Fall strikt abzulehnen! Das ist eine Ungerechtigkeit gegenüber den “normal Sterblichen“, die keine Beziehungen und nicht die entsprechenden Geldmittel haben, um zu erwirken, dass sie früher eingebürgert werden, wenn sie die Bedingungen nicht erfüllen.

Die Gleichbehandlung aller Menschen, die um die Einbürgerung in Wien oder anderswo ansuchen, ist für uns der wichtigste Punkt in der Debatte. Wenn es Regeln gibt, und die gibt es nun einmal, dann haben sie schlicht und ergreifend für alle zu gelten, und es darf nicht nach dem Prinzip vorgegangen werden: Alle sind gleich, aber manche sind gleicher. 

Wir sind der Auffassung, dass die restlose Aufklärung der Vorwürfe, die im Raum stehen, vor allem im Interesse der Stadt Wien und auch im Interesse der Wiener SPÖ liegt. In diesem Zusammenhang möchte ich auch erwähnen, dass wir die Einschaltung des Kontrollamts und die Tatsache, dass das Kontrollamt in dieser Sache bereits aktiv wurde, sehr begrüßen, und wir gehen davon aus, dass die erforderlichen Schritte in den nächsten Wochen und Monaten gesetzt werden.

Eine restlose Aufklärung ist, wie gesagt, im Interesse aller, die hier sitzen, im Interesse der Stadt Wien und natürlich auch im Interesse aller Menschen, die in Wien eingebürgert wurden und in Zukunft eingebürgert werden. Denn dann könnte die FPÖ, die seit Jahr und Tag beweist, dass sie eigentlich nicht will, dass Menschen hier eingebürgert werden, egal, ob frühzeitig oder nicht, das Ganze nicht mehr zum Thema machen und die Einbürgerungspraxis und die Einbürgerungspolitik in Wien an sich nicht mehr skandalisieren. Der Praxis der FPÖ, auf dem Rücken von Ausländern und Ausländer-
innen Politik zu machen, könnte somit ein Riegel vorgeschoben werden. Denn so ein Fall ist für die FPÖ natürlich – unter Anführungszeichen – ein gefundenes Fressen, um alle Einbürgerungswerber und Einbürgerungswerberinnen in ein schiefes Licht zu rücken.

Das zeigt der Beschlussantrag der FPÖ unserer Meinung nach wieder ganz deutlich. Ich muss sarkastischerweise sagen: Mich wundert, dass die FPÖ – unter Anführungszeichen –nur die Einbürgerungen der letzten drei Jahre überprüft haben will. Ich frage mich, warum nicht gleich die letzten 10 oder die letzten 20 Jahre! Das könnte ich mir bei der FPÖ durchaus vorstellen! Mich wundert diese – unter Anführungszeichen – Milde geradezu.

Das zeigt das Ziel und den politischen Zweck sehr gut auf, dass man nämlich ausgehend von diesem Fall, der in der Tat ein schlimmer Fall wäre, sollten sich die Vorwürfe bewahrheiten, versucht, alle Menschen, die eingebürgert wurden und die in Zukunft eingebürgert werden, in ein schiefes Licht zu rücken und zu behaupten: Es werden eigentlich alle irgendwie eingebürgert, auch wenn sie die Bedingungen nicht erfüllen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Als jemand, die diese Prozedur der Einbürgerung in Wien durchlaufen hat, kann ich aus eigener Erfahrung berichten, wie schwer es ist und dass es in den letzten 10 bis 15 Jahren auch in Wien immer schwerer wurde, die Staatsbürgerschaft zu erlangen. Wir haben in Österreich eines der restriktivsten Staatsbürgerschaftsgesetze, das ja mit einer von ÖVP und BZÖ vor zwei oder drei Monaten beschlossenen Novelle noch einmal verschärft wurde. Das heißt, die Einbürgerungszahlen werden angesichts dieser Novelle und dieser Verschärfung weiterhin zurückgehen.

Das Kontrollamt ist schon tätig geworden, von der Einschaltung der Staatsanwaltschaft beziehungsweise von Aktivitäten der Staatsanwaltschaft war die Rede. Diesbezüglich verlassen wir uns auf die unabhängige Justiz, dass sie gewissenhaft und streng ermitteln wird. Und die Stadt Wien muss ihrerseits natürlich alles tun, was in ihrer Macht steht, damit so etwas nicht mehr vorkommt, damit solche Vorwürfe nicht mehr in den Raum gestellt werden können, damit mit solchen Vorwürfen nicht Politik gemacht werden kann, damit aber natürlich auch Menschen nicht unberechtigterweise zur einer Einbürgerung kommen, die sie, wenn sie die Regeln eingehalten hätten, nicht bekommen hätten.

Wofür wir uns ganz sicher nicht hergeben werden, ist die Skandalisierung der Einbürgungspraxis und Einbürgerungspolitik in Wien an sich! Wir finden, dass die Stadt Wien und die Republik Österreich froh und glücklich sein sollten, dass sich Ausländer und Ausländerinnen, die hier leben, einbürgern lassen wollen, dass sie Einbürgerungsanträge stellen, sich zu dieser Gesellschaft bekennen und Teil dieser Gesellschaft werden wollen.

Um zu zeigen, dass es hier schwer genug ist, diesbezüglich etwas zu bewegen, möchte ich in diesem Haus erwähnen, wie Österreich beim Einbürgerungsrecht und bei der Einbürgerungspraxis international dasteht. In Österreich ist, wie Sie alle wahrscheinlich wissen, im Normalfall eine Mindestaufenthaltsdauer von 10 Jahren erforderlich, damit man die Staatsbürgerschaft überhaupt beantragen kann. Einen Anspruch auf Einbürgerung hat man unter bestimmten Bedingungen erst nach 15 Jahren, und erst nach 30 Jahren sozusagen ohne Bedingung der so genannten persönlichen, nachhaltigen und beruflichen Integration. In Belgien beträgt – um ein krasses Gegenstück dazu zu nennen – die Mindestaufenthaltsdauer für die Beantragung der Staatsbürgerschaft drei Jahre – ich wiederhole: Drei Jahre. In Irland beträgt diese Mindestaufenthaltsdauer als Bedingung für die Beantragung der Staatsbürgerschaft vier Jahre, in Luxemburg, Frankreich, den Niederlanden, Schweden und Großbritannien jeweils fünf Jahre und in Norwegen sieben Jahre. Und selbst in Deutschland, das jahrzehntelang eines der restriktivsten Staatsbürgerschaftsrechte in Europa gehabt hat, beträgt die Mindestaufenthaltsdauer, um eine Staatsbürgerschaft zu beantragen, lediglich acht Jahre. Ganz zu schweigen von den klassischen Einwanderungsländern, wo man, wenn man legal im Land ist, schon nach zwei Jahren die Staatsbürgerschaft beantragen kann, das ist beispielsweise der Fall in Australien, in Kanada sind es drei Jahre, und in den USA sind es fünf Jahre.

Zum Abschluss möchte ich noch erwähnen, dass in Österreich, wie Sie wissen, im Regelfall auch die Doppelstaatsbürgerschaft nicht zulässig ist. Letztere wird nur in ganz wenigen Fällen zugelassen. Auch diesbezüglich lohnt sich ein Blick über den Tellerrand, also über die nationale Grenze, wie es in anderen Ländern ausschaut: Während in Österreich die Doppelstaatsbürgerschaft verboten ist, ist sie in der Schweiz, in Italien, in Frankreich, in Belgien, in Schweden, in Großbritannien, in Portugal, in Irland, in Australien, in Kanada und in den USA zugelassen.

Ich meine, diese Beispiele zeigen recht deutlich, dass das österreichische Staatsbürgerschaftsrecht eines der restriktivsten weltweit ist; es ist sicherlich keine Übertreibung, das so zu formulieren. – Nichtsdestotrotz sagen wir: Wenn es Regeln gibt, dann haben sich alle an diese Regeln zu halten, und die Stadt Wien muss das auch so vollziehen.

Abschließend möchte ich noch einmal betonten: Ich hoffe, dass die Wiener Sozialdemokratie begriffen hat, dass es vor allem im Interesse der Stadt Wien und auch im Interesse der Wiener SPÖ liegt, dass dieser Fall bis ins letzte Detail aufgeklärt wird und dass die Verantwortlichen beziehungsweise die Schuldigen, so es welche gibt, auch wirklich zur Verantwortung gezogen werden. Dass das teilweise beziehungsweise großteils Aufgabe der Justiz ist, liegt auf der Hand. Wir sind sehr gespannt auf die Ergebnisse der Kontrollamtsüberprüfung und auch auf die Ergebnisse der Ermittlungen der Staatsanwaltschaft. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist Abg Dr Ulm. Auch für ihn gilt die 20-minütige Redezeit. – Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte mich gleich zu Anfang an Herrn Kollegen Strache wenden, weil er uns seine Fraktion in diesem Rahmen quasi als die Superopposition dargestellt und den anderen Oppositionsparteien irgendwie ihre Oppositionsrolle abgesprochen und diese als Mehrheitsbeschaffer bezeichnet hat: Es dürfte Ihnen wohl nicht wirklich entgangen sein, dass die SPÖ hier mit einer absoluten Mehrheit ausgestattet ist!

Aber dort, wo es wirklich um Mehrheitsbeschaffung geht, wenn man nämlich ein Verfassungsgesetz beschließen muss, was in Wien selten genug vorkommt, dann ist es ja Ihre Partei, die diesen Mehrheitsbeschaffer spielt! Ich erinnere an das Disziplinarrecht im UVS und an das doch etwas zwiespältige und schwierige Verhältnis zwischen Magistrat und UVS: Es ist dort zu einer Verschärfung des Disziplinarrechtes gekommen, weil Sie die notwendige Zweidrittelmehrheit beschafft haben! (Abg Heinz-Christian Strache: Das ist doch inhaltlich und sachlich gut!)

Ich möchte jetzt gar nicht auf die höchst hinterfragungswürdigen Dotationen an den Bohmann und Com-
press Verlag zu sprechen kommen, sondern möchte nur auf Ihren Generalsekretär Vilimsky aufmerksam machen: Es ist das schon ein einzigartiger Fall, dass ein Generalsekretär einer Oppositionspartei von der Stadt Wien, um nicht zu sagen, vom Bürgermeister, bezahlt wird! (Beifall bei der ÖVP. – Abg Heinz-Christian Strache: Was Sie da sagen, ist unrichtig!)
Um auf die Sache zurückzukommen. Der Inhalt ihrer Dringlichen Anfrage beschäftigt sich mit Sachverhalten, die in der Tat möglicherweise von Strafgerichten zu prüfen sein werden. Ein Strafverfahren gibt es, dieses wurde unterbrochen, und ob es ein weiteres geben wird, wird man sehen. Jedenfalls wird aber aus dieser Diskussion betreffend die strafrechtliche Beurteilung wahrscheinlich kein sehr großer Nutzen zu ziehen sein. Wichtig ist aber allemal, dass es den Bericht der Volksanwaltschaft gibt, und wichtig ist auch, dass das Kontrollamt die Angelegenheit überprüfen wird. 

Weniger wichtig und weniger sinnvoll ist Ihr Antrag, Zigtausende Staatsbürgerschaftsverfahren zu überprüfen. Sie haben uns die genaue Zahl nicht genannt. Da es aber in drei Jahren österreichweit ungefähr 120 000 Ein-
bürgerungen gibt, kann man sich in etwa den Anteil von Wien ausrechnen: Einige Zigtausend werden es wohl sein, und ich frage mich, in welcher Art und Weise und von wem das geprüft werden und wie darüber berichtet werden soll. All das bleibt in diesem nebulosen Antrag völlig offen, und wir werden diesem daher nicht zustimmen.

Wir freuen uns aber auf die Untersuchung durch das Kontrollamt, das dann ja auch einen entsprechenden Bericht für die Gemeinderäte liefern wird.

Wichtig ist der Bericht der Volksanwaltschaft auch deshalb, weil die Stadträtin auf aufgezeigte Missstände reagieren konnte. Es ist nun festgehalten, dass Dokumente vollständig und rechtzeitig vorliegen müssen und dass die Akten in einer Art und Weise geordnet sein müssen, dass jederzeit die Nachvollziehbarkeit gegeben ist. Wichtig ist auch, dass ab sofort Auskünfte von Sicherheitsbehörden und Finanzämtern nur noch eine Gültigkeitsdauer von sechs Monaten haben sollen. Für ganz wichtig halte ich auch die Ansätze, wie man in Hinkunft sowohl mit dem Finanzministerium als auch mit den Sicherheitsbehörden kooperieren möchte.

Da gebe ich meinem Vorredner, Herrn Mag Stefan schon Recht, dass das ein Kernpunkt ist. Dieses Verhältnis und die Art und Weise, wie man Auskünfte von den Sicherheitsbehörden bekommt und wie man vom Finanzministerium informiert wird, ob Verfahren anhängig sind oder ob Verdachtsmomente bestehen, sind natürlich ganz wesentlich. Bei den Sicherheitsbehörden gibt es das EKIS-System: Ob man als Stadt Wien direkt darauf zugreifen können wird, wage ich zu bezweifeln, aber vielleicht kann man einen sinnvollen Weg der Zusammenarbeit finden. Jedenfalls ist es aber wichtig, dass man in diesem Bereich weiterkommt.

Letztendlich war der Bericht der Volksanwaltschaft auch wichtig, weil das Verfahren nunmehr neu aufgerollt wird. Dass das Verfahren neu aufgerollt werden kann, ist nicht zuletzt auf das neue Staatsbürgerschaftsrecht zurückzuführen. Ich bin sehr froh darüber, dass wir seit kurzem neue Bestimmungen im Staatsbürgerschaftsrecht haben. Ich glaube, dass diese sehr angemessen sind, und auch das neue Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz bietet ein sinnvolles Regelungsinstrumentarium über den Zuzug in Österreich. Wir wollen die Zuwanderung natürlich regeln, wir brauchen Zuwanderung, aber es sollen die Richtigen zu uns kommen.

Damit das gewährleistet ist, schreibt das neue Staatsbürgerschaftsrecht Sprachkenntnisse und Kenntnisse der demokratischen Ordnung und der Geschichte Österreichs und des jeweiligen Bundeslandes vor. Es gibt nun eine Vereinheitlichung bei den Fristen. Die vorzeitige Einbürgerung wird es grundsätzlich nicht mehr geben. Ausnahmen werden nur für Ehegatten, Asylberechtigte, EWR-Bürger sowie für im Bundesgebiet Geborene gelten. 

Weiters wurden sonstige Voraussetzungen wie der rechtmäßige Aufenthalt neu statuiert. Es wird nicht mehr nur auf die polizeiliche Meldung abgestellt, und ganz wichtig ist natürlich die Sicherung des Lebensunterhalts ohne Transferleistungen.

Ausgeschlossen von der Verleihung der Staatsbürgerschaft sind Personen, die wegen eines Vorsatzdeliktes gerichtlich verurteilt oder wegen einer schwerwiegenden Verwaltungsübertretung bestraft wurden beziehungsweise gegen die ein Verfahren zur Aufenthaltsbeendigung anhängig ist. 

In diesem Zusammenhang sei auch das neue Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz erwähnt, denn wir sind der Meinung, dass man nicht erst am Ende des Integrationsprozesses bei der Verleihung der Staatsbürgerschaft überlegen soll, ob ein Zuwanderer zu uns passt oder nicht, sondern dass diese Entscheidung in Wahrheit schon bei der Niederlassung getroffen werden muss. Ich halte es in diesem Zusammenhang für sehr sinnvoll, dass in der Tat Anforderungen an die Unterhaltsmöglichkeiten gestellt wurden, die es bis jetzt nicht gegeben hat, dass der Nachweis einer üblichen Unterkunft und einer Krankenversicherung zwingend verlangt wird, dass die Antragstellung aus dem Ausland zu erfolgen hat und dass die Integrationsvereinbarung vertieft und verbreitert worden ist. Und letztendlich haben wir durch das neue Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz auch eine Harmonisierung von Aufenthalt und Beschäftigung erreicht.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube, dass die Fremdenpolitik, die in den letzten Jahren eingeschlagen worden ist, richtig ist, und zwar sowohl im Interesse der Österreicher als auch im Interesse jener Personen, die sich in Österreich neu niederlassen möchten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster und vorläufig letzter Redner hat sich Herr Abg Godwin Schuster zu Wort gemeldet. Redezeit: 20 Minuten. – Ich erteile es ihm. 

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen des Landtages! 

Ich möchte aus meiner persönlichen Befindlichkeit kein Hehl machen: Mir ist diese Debatte, die mit der Dringlichen Anfrage angekündigt wurde, sehr unangenehm! – Ich möchte das zuerst begründen und dann auf den Inhalt eingehen.

Zum Ersten: Bekanntlich halten viele von uns Sprechstunden ab, um sich die Sorgen und Nöte von Menschen, die zu ihnen kommen, anzuhören, und versuchen dann, diese Sorgen und Nöte der Menschen zu beseitigen. (Abg Heinz-Christian Strache: Bei Parteimitgliedern auf alle Fälle!) Und weil ich schon relativ lange Vorsitzender des Ausschusses bin, der auch für diesen Themenbereich zuständig ist, weiß ich, dass nicht wenige aus allen Fraktionen, Kollege Strache – ich nenne bewusst niemanden namentlich, aber es waren Kollegen aus allen Fraktionen –, gekommen sind und gemeint haben: Wir wollen jemandem helfen. Können wir nicht inhaltliche Informationen beziehungsweise Informationen zu den verschiedensten Themenbereichen erhalten?

Es hat mich vor allem deshalb ein bisschen betroffen gemacht, weil hier mit einem bestimmten politischen Sinn und Zweck sozusagen mit Kreide gesprochen wird. Wir alle verfügen über Informationen aus den Medien, die Grundlage dafür sind, dass es in den einzelnen Bereichen Aktivitäten gegeben hat. Auf der einen Seite ist die MA 61 aktiv geworden, auf der anderen Seite ist die Volksanwaltschaft aktiv geworden, und auch die Staatanwaltschaft wurde auf Grund verschiedener Veröffentlichungen informiert. Daher sollten wir nicht so tun, als würden wir heute mit dieser dringlichen Aktivität die Welt neu erfinden! Das, was hier verlangt wird, geschieht schon sehr lange. Und Sie können hundertmal sagen, dass Sie kein politisches Interesse haben. – Dazu halte ich fest. Hier wird sehr wohl Politik in Ihrem Stil gemacht, und ich sage Ihnen ganz ehrlich: Ich möchte mit diesem Stil nicht sehr viel zu tun haben! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Zweitens: Ich kenne Michal Polak sehr gut. Und hier wird jetzt eine Person, die integer, engagiert, fleißig und gegenüber dieser Stadt loyal ist und enorm viel Zeit in die Arbeit investiert, die zu verrichten ist, in ein Eck gerückt, in das wir alle gerückt werden könnten, weil wir auch viele Menschen, wenn sie in unsere Sprechstunden kommen, zum ersten Mal sehen und ihnen trotzdem helfen! (Abg Heinz-Christian Strache: Polak war mit Makarenko in der Karibik! Tun Sie nicht so scheinheilig! Das ist ein Skandal!)

Ich sage ganz ehrlich: Bei den Tausenden, die bei mir in den Sprechstunden waren – und wahrscheinlich sind es bei Ihnen auch so viele –, könnte ich nicht für jede dieser Personen die Hand ins Feuer legen. Ich könnte es nicht! (Abg Heinz-Christian Strache: Sie lassen sich keine Uhren schenken!) Und daher ist es unfair, unsachlich und unseriös, eine Person in dieses Eck zu rücken! (Zwischenruf von Abg Johann Herzog.)
Ein dritter Punkt, der mich persönlich betroffen macht: Ich habe wirklich viel Zeit verwendet, um mich für meine heutige Rede vorzubereiten. Ich habe mir genau erklären lassen, wie eine Staatsbürgerschaftsverleihung funktioniert. (Abg Heinz-Christian Strache: Das müssen Sie sich erklären lassen?) Und habe erfahren, dass da penibel vorgegangen wird und wie schwierig, umständlich und administrativ aufwändig das Verfahren ist, wie auch in diesem konkreten Fall. (Zwischenruf von Abg Johann Herzog.) 

Warum dauert ein solches Verfahren so lange? – Ich habe mir Informationen zu diesem konkreten Fall geben lassen, und ich habe diese Missstandsfeststellung, die Sie auch haben, sehr genau durchgelesen. Und wenn man all das genau studiert und auch die Missstandsfeststellung gelesen hat, dann kommt man zu ganz anderen Schlüssen als jenen, die hier von den beiden Rednern der FPÖ vorgetragen wurden. Ich sage Ihnen: Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 61 haben in der Vergangenheit korrekt gearbeitet, arbeiten jetzt korrekt und werden in Zukunft korrekt arbeiten. (Zwischenruf von Abg Heinz-Christian Strache.) Ich habe hier alle Garantien, dass so vorgegangen werden wird. (Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Zur konkreten Vorgangsweise gebe ich Ihnen nur jene Informationen, die Sie zum Großteil selbst haben müssten. – Das Ansuchen um die Staatsbürgerschaftsverleihung langte im November 1997 ein. (Abg Heinz-Christian Strache: Um die vorzeitige Staatsbürgerschaftsverleihung!) Damals wurden sämtliche Ermittlungen betreffend die Staatsbürgerschaftsverleihung durchgeführt: Es gab Auslandserhebungen im Wege der österreichischen Sicherheitsbehörde, Anfragen ans Finanzstrafregister und ans Zentralgewerberegister, und all diese Anfragen ergaben kein Einbürgerungshindernis. (Abg Mag Harald STEFAN: Sicherlich?)

Die Unbedenklichkeitsbescheinigung des zuständigen Finanzamts für Körperschaften ist am 24. Jän-
ner 2001 eingelangt und enthielt keine Bedenken. Die Unbedenklichkeitsbescheinigung des Wohnsitzfinanzamts hat die MA 61 bis heute nicht erreicht. (Abg Heinz-Christian Strache: Und warum ist dann die Staatsbürgerschaft verliehen worden?) Die Unbedenklichkeitsbescheinigung ist ein Kriterium von vielen für die Zuerkennung der Staatsbürgerschaft. (Abg Mag Harald STEFAN: Komischerweise wäre sie aber gerade in diesem Fall wichtig! – Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Entschuldigung! Ich bringe das jetzt in Chronologie.

Die EDOK des Bundesministeriums für Inneres hat am 27. September 2000 mitgeteilt, dass das Ergebnis des Auslandsschriftverkehrs betreffend Diplom-Inge-
nieur – der er aber offenbar nicht ist – M vorliegt. Demnach liegen bei den russischen Behörden keine kriminalpolizeilichen Erkenntnisse über den Genannten vor. Das war die letzte Mitteilung der EDOK. (Abg Mag Harald STEFAN: Das ist doch keine Sicherheitsauskunft! Da geht es doch nur um die Auslandsaktivitäten!)
Es gibt vom Bundesministerium für Inneres ein mit 9.11.2005 datiertes Schreiben, das an die Volksanwaltschaft gerichtet wurde, das Sie vielleicht auch kennen, wonach greifbare inländische Ermittlungen erst am 17. Mai 2002 begonnen haben. Wir alle wissen aber, dass die Staatsbürgerschaftsverleihung bereits am 16. März stattgefunden hat. In Anbetracht dessen müssen wir sagen: Wenn das Innenministerium nichts wusste und wenn von den anderen Behörden nichts gekommen ist, warum meinen Sie dann, dass die MA 61 mehr wissen hätte sollen?

Es gab auch vom Betroffenen, was in der Praxis oft vorkommt, eine schriftliche Darlegung, dass nichts gegen ihn vorliegt oder eingeleitet wurde. Jetzt ist es so, dass – und der Herr Landeshauptmann hat auch darauf hingewiesen – der Betroffene wieder einen russischen Reisepass haben könnte. (Abg Heinz-Christian Strache: Den er immer gehabt hat!) 

Es gibt seit dem Zeitpunkt, als das bekannt wurde, seitens der MA 61 entsprechende Ermittlungen, um Details zu erfahren, und zwar – wie wir auch schon gehört haben – mit dem Ziele einer möglichen Aberkennung der Staatsbürgerschaft. Das wurde eingeleitet. In Anbetracht dessen, Kollege Strache, sage ich Ihnen jetzt: Wenn Sie alle das wissen, dann ist diese dringliche Aktivität, die Sie gesetzt haben, unnötig gewesen! (Abg Heinz-Christian Strache: Das ist sehr wohl dringlich!)
Und ich sage Ihnen auch: Ihr politisches Ziel wird damit nicht aufgehen! Wir garantieren, dass alles, was notwendig und in unserem Bereich möglich ist, zur Aufklärung getan werden wird und dass wir alle möglichen Konsequenzen ziehen werden. Die kriminellen Handlungen muss jedoch jemand anderer aufklären. Das kann die Stadt Wien nicht, das dürfen wir nicht, dazu sind wir nicht befugt. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Herr Abg Mag Stefan hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Redezeit: Drei Minuten. – Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich wollte keine tatsächliche Berichtigung machen, sondern mich zu Wort melden. Aber ich brauche eh nicht länger als drei Minuten.

Herr Kollege Schuster! Etwas möchte ich schon klarstellen: Herr Makarenko war sicherlich nicht in einer Sprechstunde, und er war kein armer Bittsteller, dem man geholfen hat. Das ist keine Frage! Wenn Herr Polak engagiert agiert, dann ist das prinzipiell in Ordnung. Aber es geht hier, wie aus den vorliegenden Informationen hervorgeht, um etwas ganz anderes. (Zwischenrufe von Abg Dr Michael LUDWIG.) Es geht um Einladungen, Flüge, Geschenke. Wenn das nur halbwegs stimmt, dann ist das wirklich eine schlimme Sache und hat nichts damit zu tun, dass sich jemand in sozialem Engagement beziehungsweise im Zuge seines Dienstes um Leute kümmert, denen es wirklich schlecht geht. Ich bitte Sie, das doch auseinander zu halten! 

Ich freue mich schon jetzt, von Ihnen die genannten Unterlagen zu bekommen, denn meine Informationen sind andere, dass nämlich im Jahr 2000 vom Innenministerium festgestellt wurde, dass bereits seit 1994 kriminalpolizeiliche Ermittlungen vorliegen. Ist das falsch? Haben wir da falsche Informationen bekommen? Im Jahr 2000 haben bereits mehrere Hausdurchsuchungen stattgefunden. Und die Anträge des Finanzamtes 6/7/15 vom 13.3.2000 haben zur Einleitung von Voruntersuchungen geführt. Es ist eigentlich undenkbar, dass das die Justizbehörden nicht gewusst haben! Ich schaue mir das gerne bei Ihnen an, möchte aber mit Verlaub noch einmal sagen: Es geht hier wirklich um ein bisschen etwas anderes. Es ist verständlich, dass man das hier jetzt auf einen engagierten Beamten herunter bricht, der in Wirklichkeit nur helfen wollte. Tatsächlich geht es aber um eine sehr aufklärungsbedürftige Situation, und es geht auch darum, dass es nicht vorstellbar ist, dass diese Urkunden vorliegen. Wer das allzu blauäugig angenommen hat, der muss auch genauer untersucht werden! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Jung. – Ich erteile es ihm.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine Damen und Herren! 

Ich habe mich mit dieser Sachlage nicht besonders genau befasst, weil ich, wie Sie sehen, ursprünglich nicht als Redner eingeteilt war. Aber ein kleines Resümee aus der Debatte möchte ich jetzt schon ziehen.

Einleitend möchte ich sagen: Herr Bürgermeister! Ich nehme an, Sie haben das nur so formuliert. Ich habe bei diesen Punkten sehr gut aufgepasst, und Sie haben gesagt, dass keinerlei Kontakt mehr von Ihrer Seite erfolgt ist. Und ich nehme an, dass auch von der Seite des Herrn Makarenko kein Kontakt mehr bei Ihnen erfolgt ist. (Lhptm Dr Michael Häupl: Sie hätten nicht General, sondern Staatsanwalt werden sollen!)
Ich habe nur aufgepasst! Wenn Sie sprechen, bin ich immer sehr aufmerksam, Herr Bürgermeister! Ich nehme also an, dass es sich tatsächlich so verhalten hat. Im Zusammenhang mit Herrn Makarenko zeigen sich ja zwei Probleme an sich: Das eine ist der – im Gegensatz zu dem, was Frau Kollegin Korun gesagt hat – bekannt lockere Umgang mit der Staatsbürgerschaft in Wien. Wien ist jenes Bundesland, welches am ehesten Staatsbürgerschaften verleiht, und zwar vor der ursprünglich vorgesehenen Frist in Form der vorzeitigen Verleihung. Das ist nichts Neues hier. Das ist in Wien Praxis, und diese Praxis wird sicherlich nicht ohne Wissen der dahinter stehenden Politiker geübt. Diese Art der Praxis hat lange Zeit der Tendenz der SPÖ entsprochen. In letzter Zeit scheint das etwas anders zu sein. Jetzt hat Parteivorsitzender Gusenbauer bei der Einbürgerungspolitik eine andere Linie vorgegeben. Wie wir gestern erfahren haben, sollen jetzt nur noch diejenigen eingebürgert werden, die der Republik Österreich nutzen, und die Staatsbürgerschaftsverleihung soll in Zukunft sozusagen nicht jedermanns Anrecht sein, der zu uns kommt, sondern eine besondere Leistung beziehungsweise fast ein Geschenk, das die Republik dem Bewerber in gewissem Ausmaß macht.

Die Einbürgerungspolitik der SPÖ hat sich offenkundig in den letzten Tagen unter dem Druck verschiedenster Ereignisse von außen etwas verändert, wie sich auch die Einbürgerungspolitik der GRÜNEN verändert hat. Frau Kollegin Korun ist wahrscheinlich deswegen hier herausgekommen, weil sie den Pressedienst ihrer Jugendorganisation von heute gelesen hat, wo der eigenen Partei vorgeworfen wird, dass sie offenbar als Vorleistung an eine künftige Koalition plötzlich eine schärfere Einwanderungspolitik machen will. – Man ist in diesem Fall nicht verstimmt, es kommt nur klar heraus, was wirklich läuft. Sie sind wie Gusenbauer bereit, Grundsätze zu opfern, um in eine Regierung hineinzukommen! (Beifall bei der FPÖ.) 
Zweiter Punkt: Dieser Herr ist nicht nur zum Bestandteil eines Problems geworden, nämlich der massenhaften Einbürgerung, die bei uns erfolgt, sondern er ist auch in den Verdacht gekommen, beim Vorsteuerabzug massive Betrugshandlungen gesetzt zu haben. Und genau jener Punkt wird derzeit in der EU am meisten verfolgt. Das häufige Delikt des Vorsteuerbetrugs hat sogar unseren Herrn Finanzminister dazu bewegt, eine der wenigen wirklichen österreichischen Initiativen während der EU-Präsidentschaft zu setzen, um dem Vorsteuerbetrug einen Riegel vorzuschieben, was dann aber leider fehlgeschlagen ist. – Ganz so unbekannt ist dieser Herr Makarenko also nicht, und er ist auch nicht irgendein kleiner Mann, der plötzlich im Büro aufgetaucht ist. Ich werde darauf noch detaillierter in Richtung Kollegen Schuster eingehen. 

Wir haben hier, wie gesagt, ein zweifaches Problem: Das eine ist die vorzeitige Verleihung der Staatsbürgerschaft, und das zweite ist, dass aus dem Umfeld des Herrn Bürgermeisters eine Intervention vorgenommen wurde. (Abg Heinz-Christian Strache: Noch dazu für ein SPÖ-Mitglied!) Ja! Noch dazu für ein SPÖ-Parteimitglied, wie ich gerade höre.

Jeder von uns, der Beamter ist, weiß, wie so etwas läuft, wenn ein Herr Bundesminister oder der Herr Bürgermeister etwas wünscht. (Abg Mag Rüdiger Marsch: Ach so?) Ja! Ich sage das ganz bewusst, weil ich das auch aus einem anderen Ministerium kenne. Und wenn ein Beamter sich dagegen wehren will und fragt, ob er eine schriftliche Weisung bekommen kann, dann muss er eh schon sehr mutig sein! Und wenn er noch mutiger ist, kann er das in einem Aktenvermerk festhalten, aber das muss er sich erst einmal trauen! Das ist für einen kleinen Beamten etwa im Bereich der Magistratsabteilung schon fast ein Selbstmordkommando. (Zwischenruf von Abg Harry Kopietz.)

Jeder weiß, wie das läuft. Sie können das zehnmal zudecken! Sie können die Augen zumachen! Aber die Praxis in der Republik Österreich ist bekannt. Machen Sie die Augen weiter zu, wie Sie sie bei der BAWAG und überall zugemacht haben! Sie leugnen die Realität, bis dann einmal einer kommt und wie bei “Des Kaisers neue Kleider“ schreit: Der ist ja nackt! – Nackt und ausgezogen sind Sie bei der BAWAG-Geschichte, und Sie werden auch noch in anderen Bereichen nackt ausgezogen werden, vielleicht auch in dieser Sache, meine Damen und Herren, wir werden noch darüber reden! – So viel zu diesem Punkt. (Beifall bei der FPÖ.)

Nur noch ganz kurz zu Frau Kollegin Korun, die vorher eigentlich nur alibihalber zu diesem Skandal Stellung genommen hat und dann eigentlich auf die FPÖ losgezogen ist und sich beschwert hat, dass wir eine so furchtbar harte Einbürgerungspraxis haben. – Frau Kollegin! Wir haben vor kurzem darüber debattiert. Ich habe Ihnen die Statistik vorgelesen. Österreich hat eine höhere Einbürgerungsanzahl als das angebliche Einwanderungsland USA. Das ist ausnahmsweise einmal ein Bereich, in dem wir wirklich Weltspitze sind! (Zwischenruf von Abg Mag Alev Korun.)

Ihre Krokodilstränen können Sie sich also sparen! Genauso wie es falsch ist, wenn Sie sagen, die Einbürgerung ist in den letzten Jahren wesentlich schwieriger geworden. Die Koalition Orange-Schwarz hat jetzt ein Alibipaket gesetzt, das das Ganze optisch vielleicht ein bisserl schwieriger macht. In Wirklichkeit ist die Einbürgerung aber wesentlich einfacher geworden. (Zwischenruf von Abg Mag Alev Korun.) 

Ich sage Ihnen etwas, Frau Korun! Ich bin hier in Österreich auch eingebürgert worden. Ich bin 1948 hier in Österreich geboren, und die Staatsbürgerschaft habe ich bei der ersten Passbeantragung 1960 bekommen, weil man damals noch ganz normal die Fristen eingehalten hat. Heute werden die Fristen jedoch, besonders von Bundesländern wie Wien, aufgeweicht. Diese Krokodilstränen über die schwierige Einbürgerungspraxis in Österreich, Frau Kollegin, nehme ich Ihnen also nicht ab.

Die Schweiz wird immer als Beispiel genannt. – In der Schweiz muss man eine Aufnahmsprüfung machen, darunter eine wirklich schwierige Sprachprüfung. (Abg Mag Alev Korun: Bei uns muss man inzwischen auch eine Prüfung machen!) Ihre Behauptungen sind doch alle nicht wahr! Sie können gern herauskommen und erwidern, Frau Kollegin, wenn Sie wollen!

Zur Rede von Kollegen Ulm kann ich mir Bemerkungen ersparen, denn das war im Wesentlichen eine Pflichtverteidigungsübung für die Bundesregierung, die ihm in dieser Form ohnehin niemand abnimmt.

Jetzt noch zu Kollegen Schuster: Er hat gesagt, dass hier Politik gemacht wird. Meine Damen und Herren! Selbstverständlich wird im Landtag Politik gemacht. Und es ist die Pflicht und die Aufgabe einer Opposition in der Demokratie aufzuzeigen, wo Missstände bestehen, und dieser Aufgaben wollen und werden wir nachkommen. Das kann ich Ihnen sagen! (Beifall bei der FPÖ.)

Sie haben angesprochen, dass alle Mandatare von Bürgern angeredet und auf Missstände aufmerksam gemacht werden. Das stimmt, Herr Kollege, und ich merke das selber in den letzten Monaten erfreulicherweise zunehmend, weil die Bürger wieder Vertrauen zu uns gewonnen haben, seitdem wir einen neuen Obmann haben und wieder eine glaubwürdige Richtung… (Zwischenruf von Abg Franz Ekkamp.) Sie können es mir glauben! Ich merke, dass ich auf jeden meiner Artikel in der Bezirkszeitung viel Echo habe, und Sie können die Mandatare aus Liesing und Umgebung fragen, die wissen, dass das Ganze den Menschen Sorgen bereitet. Allerdings kommen da nicht Leute wie dieser Herr Makarenko mit Milliarden im Hintergrund, sondern da kommen Einwohner aus den Gemeindebauten, die sich über die Zustände beschweren, die dort herrschen. Da kommen Bürger und beschweren sich über die mangelnde Sicherheit in Wien. Da kommen die Bürger, die nicht mehr wissen, wie sie mit ihrem Geld auskommen, etwa Rentner und Pensionisten, denen Sie trotz des langen Winters die Erhöhung des Heizkostenpauschales verweigern. So schaut die Realität bei den Bürgern aus, die zu uns kommen, das kann ich Ihnen sagen!

Und Herr Makarenko, der beim Sekretär des Herrn Bürgermeisters war, ist nicht die Frau Schmauswaberl, wie Kollege Zilk immer gesagt hat. Er war kein ganz unbekannter Mann in dieser Republik. Und es ist auch nicht üblich, dann zu einem Urlaub in die Karibik – gute Gegend übrigens für Sozialdemokraten – oder vielleicht nach Kiew oder sonst wohin einzuladen und sich derart tuchfühlig zu verhalten. Mich hat noch keiner von denjenigen eingeladen, die bei mir waren. Im Gegenteil: Üblicherweise bekommen sie bei mir einen Kaffee, und wenn die Leute zu mir kommen, dann schaut das insgesamt ein bisschen anders aus.

Sie erzählen da wirklich Märchen, Herr Kollege Schuster! Sie versuchen, Nebel zu schießen, aber das nimmt Ihnen doch niemand hier ab! In Anbetracht dessen, dass es dort wirklich Hunderte von Interventionen gibt, wird sich der Herr Sekretär des Herrn Bürgermeisters schon erkundigt haben, wer da zu ihm kommt, bevor er wirklich im Namen des Bürgermeisters etwas getan hat. Sie können sagen, was Sie wollen! Egal, wie die Untersuchungen ausgehen: Ich bin mir ziemlich sicher, in welche Richtung sie laufen werden. Es ist nämlich schon jetzt ein verdammt übler Nachgeschmack da. Das kann ich Ihnen sagen! (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet. 

Es liegt mir ein Beschlussantrag der LAbgen Heinz-Christian Strache und Harald Stefan betreffend Prüfung der Rechtmäßigkeit von Staatsbürgerschaftsverleihungen, eingebracht in der heutigen Dringlichen Anfrage im Wiener Landtag, vor.

Ich bitte jene Damen und Herren des Wiener Landtags, die dem Antrag der Abgen Strache und Stefan beitreten können, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur die freiheitlich Fraktion und sohin eine klare Minderheit.

Der Antrag ist damit abgelehnt.

Wir kommen nunmehr zum Verlangen, das die Abgen Dr Sigrid Pilz und Mag Waltraud Antonov eingebracht haben, nämlich zu der an den Landeshauptmann gerichteten Dringlichen Anfrage betreffend ein Gesetz zur Errichtung einer Wiener Patienten- und Pflegeanwaltschaft.

Es erfolgt eine mündliche Begründung durch die Anfragestellerin, und hierauf wird eine Debatte über den Gegenstand stattfinden.

Auf die Verlesung wurde verzichtet, sodass ich nunmehr um die Begründung der Dringlichen Anfrage durch Abg Dr Pilz bitte, wofür im Sinne der Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vorgesehen ist. 

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Landeshauptmann!

Ihren Äußerungen vor der Untersuchungskommission im Mai 2004 verdanke ich die Erkenntnis, was eine Ephemeride ist. Habe ich das jetzt richtig ausgesprochen? Ich habe damals gefragt: Was ist denn das, Herr Bürgermeister? – Jetzt weiß ich es: Eine Ephemeride ist eine Eintagsfliege. Der Herr Bürgermeister ist Biologe, und er weiß das noch. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Er hat etwas Gescheites gelernt!) Er hat etwas Gescheites gelernt, bevor er in die Politik, also auch zu etwas Gescheitem, gewechselt ist. – Das war jetzt ein Einwand von der Frau Stadträtin, damit das auch im Protokoll vermerkt wird.

Herr Bürgermeister! Herr Landeshauptmann! Meine Sorge war, dass man den Herrn Pflegeombudsmann Dr Vogt möglicherweise strukturell nicht verankert und ihm keine rechtliche Grundlage gibt, und Sie haben mir geantwortet – und ich lese Ihnen das vor: „Wie Sie wissen, kenne ich Herrn Dr Vogt seit geraumer Zeit. Wir haben auch guten Kontakt im Hinblick auf seine Arbeit, und ich halte seine Arbeit für ganz ausgezeichnet. Ich stelle ihm das beste Zeugnis aus. Ich habe nicht das geringste Interesse daran, ihn zu einer Ephemeride werden zu lassen." – Diese Eintagsfliege wollten wir nicht und wollten Sie nicht, und Sie haben dann auf mein Insistieren, dass Sie das auch tatsächlich umsetzen, geantwortet: „Ich kann Ihnen zusagen, dass wir selbstverständlich den Pflegeombudsmann weiter auch bei uns haben werden und ihn dann auch rechtlich verankern wollen. Für den Fall, dass es auf der Bundesebene einen entsprechenden Pflegeanwalt geben sollte, werde ich Herrn Dr Vogt für diese Funktion vorschlagen.“

Herr Bürgermeister! Sie haben sich mit dieser Äußerung auf das Heimaufenthaltsgesetz bezogen, in dem vorgesehen ist, dass es BewohnerInnenvertreter gibt, die aber im Wesentlichen Anwälte und Sachwalter sind, deren Aufgabe im engeren Sinn darin besteht, die Umsetzung des Heimaufenthaltsgesetzes einzufordern. Da geht es im Wesentlichen um Freiheitsbeschränkungen. Diese Aufgabe ist höchstens ein Teilbereich dessen, was sich Herr Dr Vogt im Rahmen seiner Pflegeombudsstelle in Wien vorgenommen hat, und es war auch nicht sein Auftrag, sich nur auf diesen Bereich zu spezialisieren.

Es ist also mit Recht nichts aus der Verankerung auf Bundesebene geworden. Also habe ich – und nicht nur ich, sondern viele Menschen in der Stadt, die finden und gefunden haben und nach wie vor finden, dass Dr Vogt und sein Team hervorragende Arbeit machen – darauf gehofft und gewartet, dass Sie Ihre Zusage einhalten und die rechtliche Verankerung verordnen.

Im Moment halten wir bei Juni 2006, und wenn man ein Jahr symbolisch als einen Tag sieht, haben wir jetzt keine Eintagsfliege, sondern quasi eine Zweieinhalbtagesfliege, und jetzt soll es aus sein. Und ich bitte wirklich, sich sozusagen nicht darauf auszureden, dass der Umstand, dass es eine gemeinsame gesetzliche Grundlage von Patienten- und Pflegeanwaltschaft geben soll, jetzt die rechtliche Verankerung darstellen soll, von der Sie, Herr Bürgermeister, gesprochen haben. Die Menschen empfinden das nicht so. Dr Vogt empfindet das nicht so. Und die Fachleute, die das kommentieren, was hier jetzt geschehen ist, empfinden das ebenfalls nicht so.

Herr Bürgermeister! Ich möchte bei den betroffenen Bewohnern und Bewohnerinnen beginnen, die sich an Sie gewendet haben, aber unter anderem auch an den Grünen Klub im Rathaus. Bewohner und Bewohnerinnen des Hauses “Schlosspark Fortuna“ auf dem Khleslplatz haben einen Brief geschrieben, den ich Ihnen jetzt vorlese: „Betrifft: Wiener Pflegeombudsmann. Die Bewohner des Hauses ’Schlosspark Fortuna’ protestieren auf das Schärfste gegen die Zusammenlegung der Stellung des Pflegeombudsmanns mit der des Patientenanwaltes. Diese angebliche Reform dient unserer Meinung nur der Entfernung des Herrn Dr Vogt, der der Gemeinde Wien offenbar zu lästig geworden ist. Herr Dr Vogt hat uns alten Menschen durch seine Kompetenz, Durchsetzungsfähigkeit und durch seine Beratung vielfach geholfen. Eine Zusammenlegung der beiden Funktionen von Pflegeombudsmann und Patientenanwalt halten wir schon aus Gründen des großen Umfangs der Aufgaben nicht für sinnvoll. Wir werden auch die anderen Häuser von unserem Protest informieren und nicht zögern, uns auch an die Medien zu wenden.“

Dieses Schreiben ist nicht etwa von zwei, drei Querulanten aus dem Haus ’Fortuna’ unterschrieben, sondern von knapp 100 Menschen mit zum Teil zittriger Schrift. Es sind dies alte Menschen, die sagen: Jetzt nimmt man uns die Person und die Institution weg, die uns vertritt! – Ich denke, es müsste eigentlich für Sie die wichtigste Stimme in diesem Konzert sein, wenn die Menschen sagen: Wir wollen jemanden, der unsere Anliegen kompetent vertritt!

Es ist aber nicht so, dass nur die Betroffenen selbst protestieren. Ich bringe Ihnen eine weitere Stellungnahme zur Kenntnis, diesmal von der Patientenanwaltschaft, die eine Stellungnahme zum Gesetz betreffend die Zusammenlegung betrifft. Sie schreiben, dass sie den vorliegenden Gesetzesentwurf nur insoweit begrüßen, als dieser eine gesetzliche Grundlage für eine Wiener Pflegeanwaltschaft bietet und dieser dieselben Befugnisse und dazu erforderlichen Auskunftsrechte einräumt, wie sie bisher allein der Patientenanwaltschaft zustehen. Soweit der Gesetzesentwurf jedoch die organisatorische Zusammenlegung der noch unabhängig voneinander tätigen Einrichtungen der Patientenanwaltschaft und der Pflegeombudsstelle zum Ziel hat, bringt der Verein für Sachwalterschaft seine Ablehnung und seine ernsten Bedenken gegen diese Absichten zum Ausdruck.

Herr Bürgermeister! Das sind nicht irgendwelche Leute, die nichts davon verstehen, sondern diese Experten und Expertinnen haben tagtäglich mit den Betroffenen zu tun. Und sie argumentieren das auch in der Sache sehr gut. Sie sagen, dass die Patientenanwaltschaft in den vergangenen Jahren höchstens 19 bis 30 Geschäftsfälle aus dem Pflegebereich erledigt hat, während hingegen die Pflegeombudsstelle allein im Jahr 2003 832 Fälle bearbeitet hat.

Die Menschen – das lässt sich daraus schließen – sehen die Doppelgleisigkeit, welche Frau StRin Brauner beseitigen möchte, als nicht gegeben, da die Aufgaben völlig unterschiedlich sind und der Zugang, den Herr Dr Vogt mit seinem Team zu den Menschen findet, völlig anders ist als bei der Patientenanwaltschaft: Es ist dies eine aufsuchende und intervenierende Unterstützung. Auch das führt der Verein für Sachwalterschaft an und bedauert, Herr Bürgermeister, dass die Zugangsschranken für Menschen wieder erhöht werden, die sehr schwer selbst ihre Interessen vertreten können und für die eine aufsuchende Betreuung essentiell ist. 

Dann wird noch auf eine Rechtslücke in dem Gesetz hingewiesen, die ich in diesem Zusammenhang auch für sehr bezeichnend halte: Man hat nämlich schlicht und einfach nicht daran gedacht, Pflegemängel in den freiwilligen Wiener Härtefonds für Medizinschäden einzubeziehen, die im Patientenanwaltschaftsgesetz geregelt sind. Und ebenso wenig wird man nun Pflegemängel in den Wiener Patientenentschädigungsfonds aufnehmen. Das heißt, es handelt sich hier um eine Vertretung zweiter Klasse, die man nicht als gleichrangige, gute Vertretung bezeichnen kann. 

Schließlich möchte ich Ihnen noch die Stimme des Betroffenen selbst und die Kritik, die Dr Vogt an dieser unfassbaren Entscheidung geäußert hat, zur Kenntnis bringen. Er wurde von Gerald John im “Falter“ interviewt, der ihn gefragt hat: „Was haben Sie angestellt, dass Sie ab nächsten Jahres nicht mehr Pflegeombudsmann sein dürfen?“ – Darauf Werner Vogt: „Es ist ein grundsätzlicher Irrtum passiert. Ich bin gerufen worden, um mich um das Schicksal von Pflegepatienten zu kümmern. Doch StRin Brauner glaubt, ich sei gerufen worden, um sie zu loben. Aber Lob kann sie von mir nur bekommen, wenn sie wirklich etwas getan hat. Warum Brauner politisch so kurzsichtig ist, nicht zu erkennen, dass ich ihr viel nütze und nicht schade, verstehe ich nicht!“

Und weiter: „Es geht doch nur um eine Frage: Wie können wir den lästigen Vogt beseitigen? Die Zusammenlegung der Pflegeombudsstelle mit der Patientenanwaltschaft ist ein Schwachsinn! Die so genannten Doppelgleisigkeiten existieren nicht. Es gab früher eine Eingleisigkeit, die darin bestand, dass sich der Patientenanwalt Walter Dohr kaum um die Pflegepatienten gekümmert hat. Dann haben mein Team und ich zweieinhalb Jahre lang bewiesen, dass wir eine nützliche und effiziente Institution für hilfsbedürftige Alte sind. Die ganze Bevölkerung applaudiert. Dafür werden wir mit dem Rauswurf belohnt? Das ist menschenverachtend! Niemand, der Verstand im Kopf hat, ist gegen uns! Ich störe Brauner mit meiner Kritik. Das ist alles.“

Weiter nennt Vogt dann all die Dinge, die wir hier schon kennen, die Notstände, den Zustand in den alten Geriatriezentren, die Tatsache, dass sich Menschen zu Siebzig ein Klo teilen müssen und die Verhältnisse, wie sie in Lainz eben sind.

Schlussendlich wird die Frage an ihn gestellt: „Ist die Rathausregierung zu dünnhäutig?“ Darauf sagt Vogt: „Die SPÖ ist eine Inzuchtpartei geworden, die Kritik von außen nur schwer aushält. Daran wird die Partei zugrunde gehen. Sie ist ja schon munter dabei. Ich gehöre keiner Partei an und gelte daher als notorisch unverlässlich, weil ich mich nicht vereinnahmen lasse. Renate Brauner ist eine Parteiinzuchtfigur, daher urteilt sie nach diesen Kriterien. Sie kann den Pflegeombudsmann abschaffen, aber den Vogt nicht!“

Daraus sprechen die Emotionen eines Menschen, der viel getan und viel erreicht hat und sich kränkt. (Lhptm Dr Michael Häupl: Heute denkt er anders!) Ich weiß von ihm persönlich, dass er diese Entscheidung als gegen sich gerichtet sieht, als etwas, womit die SPÖ beweist, dass sie Kritik nicht ertragen kann. 

Zum Schluss: Herr Bürgermeister! Tierschutz ist in Wien Gott sei Dank gut verankert. Es gibt eine Homepage die “www.Tieranwalt.at“ heißt: Da sieht man, dass es eine Tierschutzombudsstelle in Wien gibt. Deren gesetzliche Aufgaben sind aufgelistet. Es ist alles wunderbar. Es ist dies eine weisungsungebundene, unabhängige Institution des Landes Wien: Verantwortungsvoller Umgang mit Tieren ist ihr anheim gestellt beziehungsweise ist es ihre Aufgabe, das einzufordern. Die Tierschutzombudsstelle achtet darauf, dass es wissenschaftliche Forschung in diesem Bereich gibt, und sie begutachtet Gesetze. All das ist für Tiere gesichert. (LhptmStin Grete Laska: Wie werden Sie die Kurve jetzt kratzen?) Für Menschen in Pflegeheimen, die pflegebedürftig sind, Frau Vizebürgermeisterin, brauchen wir selbstverständlich eine Vertretung, die mindestens so schlagkräftig ist! (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Renate Brauner.)
Die Patientenanwaltschaft hat in der Vergangenheit bewiesen, dass sie das nicht ist und nichts tut, sonst hätten wir diese Missstände nicht gehabt! Die Pflegeombudsstelle des Herrn Dr Vogt leistet diese Vertretung und erfüllt diese Sprachrohrfunktion und diese Parteinahme. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Lösen Sie sich von Personen und sprechen Sie endlich über Strukturen und Inhalte! Reden wir über ein Gesetz oder über Personen?) Herr Dr Vogt repräsentiert einen Zugang zur Arbeit. Er repräsentiert unangenehme Kritik, die Ihnen offensichtlich nicht gefällt, und die Tatsache, dass Sie ihn loswerden wollen, kann ich sozusagen als eine gewisse politische Schlussfolgerung verstehen!

Dass aber Sie, Herr Bürgermeister, wortbrüchig werden und nicht zu Ihrer Zusage, die Sie mir vis à vis gegeben haben… (Lhptm Dr Michael Häupl: Mit diesem Vorwurf sollten Sie vorsichtiger sein!) Gut! Dann formuliere ich es anders, damit Sie nicht argumentieren können, dass ich etwas auf eine Weise sage, die Sie nicht akzeptieren können.

Sie haben gesagt: Sie werden, sofern Herr Dr Vogt nicht auf Bundesebene im Rahmen des Heimaufenthaltsgesetzes Pflegeanwalt wird, für seine rechtliche Verankerung sorgen, denn er soll keine Eintagsfliege sein. Ich sehe die Umsetzung dieser Zusage nicht! – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Landeshauptmann zum Wort gemeldet. – Ich erteile es ihm.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Zunächst lege ich Wert darauf festzustellen, dass Fragen des Patienten- und Pflegeanwalts im Wiener Gesundheits- und Sozialwesen eine ungeheuerlich wichtige Stellung einnehmen, vor allem nach den von Ihnen angesprochenen neuerlichen absolut unerfreulichen und zu korrigierenden Ereignissen im Pflegeheim Lainz, deren Aufklärung mir – wie Sie selbstverständlich auch wissen – ein besonderes Anliegen war und ist. Gleichzeitig arbeiten wir aber auch permanent an der Weiterentwicklung der für diese Aufgabenerfüllung optimalen Strukturen. 

Zu Frage 1: Ich sehe in dieser Frage keine Anhaltspunkte, dass hier ein Bruch einer Zusage meinerseits vorliegt. Ganz im Gegenteil: Mit dem Gesetz über die Wiener Patienten- und Pflegeanwaltschaft, das derzeit als Entwurf vorliegt, wird Wien erstmals einen gesetzlich verankerten Pflegeanwalt schaffen und damit die Kontrolle im Pflegebereich auch rechtlich stärken.

Ziel dieser geplanten Regelung ist, dass es in Wien zukünftig eine unabhängige und weisungsfreie Kontrollinstanz für alle Anliegen im Gesundheitsbereich gibt, an die sich die Wienerinnen und Wiener wenden können. Es soll dies eine gestärkte, aktive und kritische Anwaltschaft sein, die bei Beschwerden, Missständen oder Verbesserungsmöglichkeiten schnell, wirkungsvoll und nachhaltig Maßnahmen setzt. 

Die rechtliche Verankerung war übrigens auch ein langjähriger Wunsch von Dr Vogt, den er mir auch selbst immer wieder mitgeteilt hat und dem die Amtsf StRin Mag Brauner mit dem neuen Gesetz auch entsprochen hat.

Wie mir StRin Mag Brauner erläutert hat, hat es dazu auch eine eigene Arbeitsgruppe mit hochrangigen Juristen des Hauses, unter anderem mit dem Verfasser des ursprünglichen Patientenanwaltschaftsgesetzes, gegeben. Im Zuge dieser Arbeitsgruppe wurden auch Gespräche mit Dr Vogt geführt, in denen er seinen Wunsch nach rechtlicher Absicherung einmal mehr auch bekräftigt hat. 

Derzeit gibt es, wie Sie wissen, in Wien zwei parallele Einrichtungen für Anliegen im Pflegebereich, nämlich die Wiener Patientenanwaltschaft, die 1992 gesetzlich verankert wurde und mit entsprechenden Rechten auch zur vollen Akteneinsicht ausgestattet ist, und die Wiener Pflegeombudsstelle, die seit 2003 als Pflegestelle ohne gesetzliche Verankerung und entsprechende rechtliche Vollmachten arbeitet. Die Tätigkeit beider Stellen überschneiden sich dahin gehend, dass die Patientenanwaltschaft für den gesamten Gesundheitsbereich, also auch zur Prüfung von Beschwerden in Wiener Pflegeheimen, zuständig ist. Mit dem neuen Gesetz werden die Parallelstrukturen zusammengeführt, und es wird eine gestärkte, unabhängige und weisungsfreie Einrichtung ge-
schaffen, die als Beschwerdestelle sowohl für den Gesundheits- als auch für den Pflegebereich zuständig ist. Insofern wird auch die Expertise der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des derzeitigen Pflegeombudsmanns, die in die Patientenanwaltschaft übernommen werden, in der gestärkten Pflege- und Patientenanwaltschaft von großer Bedeutung sein. 

Eine solche Lösung gibt es übrigens in fast allen Bundesländer Österreichs. Sowohl in Niederösterreich, Oberösterreich, Vorarlberg, im Burgenland und in der Steiermark sind der Gesundheits- und Pflegebereich in einer Stelle zusammengefasst. Das liegt auch daran, dass der Pflege- und der Gesundheitsbereich oftmals eng verbunden sind. So ist die Abgrenzung zwischen Kurzzeitpflege, die zur Pflege gehört, und Akutgeriatrie, die zum Akutspital gehört, sogar für Experten schwierig. Von Patienten und Angehörigen diese Unterscheidung zu verlangen, um die richtige Beschwerdestelle zu befassen, ist unzumutbar bis unmöglich. Nach Beschlussfassung im Landtag und dem Verstreichen der Einspruchsfrist des Bundes wird die Stelle des Patienten- und Pflegeanwalts beziehungsweise der Patienten- und Pflegeanwältin öffentlich ausgeschrieben.

An dieser Stelle sei angemerkt: Wie Sie wissen, habe ich persönlich ein außerordentlich positives Verhältnis zu Dr Vogt, und dies seit geraumer Zeit. Ich schätze Herrn Dr Vogt zweifelsohne und habe es als meine Pflicht und meine Aufgabe gesehen, genau jene Zusage, die ich Ihnen gegeben habe, auch zu erfüllen. Und sie ist aus meiner Sicht so erfüllt, wie sie heute, rechtlich gesehen, in der Tat auch möglich ist. Wenn Sie kritisieren, dass der Patientenanwalt in der Vergangenheit keine aufsuchende Arbeit geleistet hat, dann ist es doch keine Lösung, dass man Parallelstrukturen herstellt, sondern dass man das Problem so löst, wie es sich gehört, dass nämlich der Patienten- und Pflegeanwalt künftig eben auch aufsuchende Arbeit leistet. Und es steht für mich außer jedem Zweifel, dass dies die vernünftigste – und ich sage jetzt kein Wort über Kostengünstigkeit – Regelung sein wird, und ich bin zutiefst davon überzeugt, dass dem neuen Patienten- und Pflegeanwalt oder der -anwältin auch die nötigen Ressourcen zur Verfügung gestellt werden können.

Ich habe daher die erste Stellungnahme von Dr Vogt, die ich natürlich auch gelesen habe, als reichlich emotionell empfunden, wenn er sagt, die SPÖ wolle ihn loswerden, weil er Kritik übt. Die SPÖ hätte ihn gar nicht berufen brauchen, wenn wir ihn nicht gewollt hätten! Das muss man auch dazu sagen. Niemand hat uns dazu gezwungen oder hätte uns dazu zwingen können! Wir haben ihn uns geholt, und ich habe dem damaligen Vorschlag der damaligen Stadträtin auch ausdrücklich zugestimmt, weil wir zutiefst überzeugt davon waren, dass Dr Vogt uns auch helfen kann. Für mich ist es daher nur emotionell nachvollziehbar, dass er sagt, dass er nicht beabsichtigt, sich für diese Stelle zu bewerben. – Ich sage dazu: Das würde mir sehr Leid tun! Es kann aber niemand von uns davon ausgehen, dass er auf Lebenszeit bestellt ist. Auch wenn wir ausschließlich die Einrichtung eines Pflegeanwalts oder der Pflegeanwältin geschaffen hätten, hätte man das natürlich ausschreiben müssen, wenn wir dies rechtlich verankern. Ich kann daher nur hoffen – und ich entnehme dem Interview, das Sie natürlich nicht zitiert haben, nämlich dem heutigen “KURIER“-Interview des Herrn Dr Vogt, dass er seine Emotionen entsprechend überwunden hat und sich doch bewirbt.

Ich betone: Es geht uns nicht darum, Kritik zu verhindern, sondern es geht uns darum, vernünftige Strukturen zu schaffen!

Und ich darf jetzt noch jemanden zitieren, der am 29.11.2005 sagte: „Die Position des derzeitigen Pflegeombudsmanns Werner Vogt bedarf einer Rechtsgrundlage, die über die Person hinaus geht. Bisher hängt alles sehr an der Autorität von Vogt selbst.“ – Dieses Zitat stammt von Ihnen! Und genau das tun wir: Wir schaffen Strukturen, in denen Herr Dr Vogt selbstverständlich herzlich willkommen ist, wenn er sich bewirbt und diesen Bewerbungsmodus entsprechend bestreitet. 

Es ist aber mit Sicherheit nicht so, wie Sie es darstellen, dass sich da jemand kränkt und wir ihn daher bestellen müssen. Ich will wirklich nicht polemisieren, aber mir fiele jetzt viel ein, was man dazu sagen kann, wenn man sich bemüht, Strukturen zu schaffen, und einem entgegnet wird, dass es da jemanden gibt, den das kränkt. – Es ist schade, aber ich glaube, das muss man überwinden! Wir wollen hier eine einheitliche Rechtsgrundlage schaffen, und Herr Dr Vogt ist für die Mitarbeit und Zusammenarbeit ebenso willkommen, wie er es auch 2003 war. Und ich sage noch einmal: Wir hätten ihn nicht holen müssen, sondern er wurde dazu eingeladen und war uns willkommen. Und ich lade ihn wieder ein, sich zu bewerben und mitzuarbeiten!

Zu Frage 2: Die weitere Verbesserung der Betreuung von älteren Menschen ist der Stadt Wien ein großes Anliegen. Dazu leistet der Wiener Krankenanstaltenverbund mit seinen derzeit knapp 4 000 Betten im Pflegebereich einen wichtigen Beitrag, und wie die Erfahrungen der letzten Jahre gezeigt haben, ist es umso wichtiger, dass dieser Bereich im Wiener Krankenanstaltenverbund durch eine eigene Teilunternehmung geführt und repräsentiert wird. Dabei ist auf Grund der zahlreichen Nahtstellen zwischen Pflege- und Gesundheitsbereich eine enge Kooperation zwischen der Teilunternehmung 1 und der Teilunternehmung 4 notwendig. Dies erfolgt unter anderem unter dem Dach des Wiener Krankenanstaltenverbundes. 

Um die Kompetenzen eindeutiger abzugrenzen und noch stärker herauszuarbeiten – wie gesagt, immer unter dem Dach des Wiener Krankenanstaltenverbundes –, werden die Geriatriezentren aus den sozialmedizinischen Zentren bis Ende dieses Jahres in die Teilunternehmung 4 integriert.

Weiters sei noch angeführt, dass der Wiener Krankenanstaltenverbund über ein zentrales Beschwerdenmanagement für die Teilunternehmungen 1 und 4 verfügt. Eine gestärkte Kontrolle im Gesundheits- und Pflegebereich ist somit ein wichtiger Faktor im Wiener Gesundheitswesen und eine große Bereicherung für die weitere Qualitätsverbesserung im Sinne der Patientinnen und Patienten.

Ich bitte Sie, wirklich zur Kenntnis zu nehmen, dass wir in diesem Bereich effiziente Strukturen schaffen und nicht einen Ungeliebten abschießen wollen! Dr Vogt ist ein Geliebter. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt.

Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage gibt es Wortmeldungen. Ich bemerke, dass die Redezeit bei den Wortmeldung bekanntlich mit 20 Minuten begrenzt ist.

Als Erste gelangt Frau Abg Antonov zu Wort.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte versuchen, mich auf einer weniger persönlichen und sachlicheren Ebene der Frage zu widmen, warum aus unserer Sicht eine Trennung zwischen Patientenanwaltschaft und Pflegeanwaltschaft sehr notwendig ist.

Nach dem Wiener Patientenanwaltschaftsgesetz wäre der Patientenanwalt auch für die Wiener Pflegeheime zuständig. Bereits 2003 hat sich herausgestellt, dass bei der Patientenanwaltschaft kaum Beschwerden aus Pflegeheimen eintreffen. Trotz der offensichtlichen Probleme in den Pflegeheimen, die auch in den Medien breit behandelt wurden, war der Patientenanwalt damit nicht befasst oder aber er hat sich damit nicht befasst. Das kann einen guten Grund haben: Während nämlich Patienten aus Krankenhausaufenthalten in der Regel selbst den Patientenanwalt aufsuchen können, können das viele Pflegebedürftige aus nahe liegenden Gründen nicht tun. Pflegebedürftige sind oft darauf angewiesen, dass jemand zu ihnen kommt und aktiv auf sie zugeht.

Als Reaktion auf die vielen Probleme, die letzten Endes nicht unter den Tisch gekehrt werden konnten, erfolgte die Einrichtung der Pflegeombudsstelle im Jahr 2003. Zum damaligen Zeitpunkt sah auch der Patientenanwalt darin kein Problem, und er sah keine Differenzen zwischen Patientenanwaltschaft und Pflegeombudsstelle. Und Aufgabe der Pflegeombudsstelle ist es, nicht auf Beschwerden zu warten, sondern aktiv auf die betroffenen Menschen zuzugehen. Das ist sehr wichtig. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: So lange keine gesetzliche Verankerung verlangt wird, ist das auch kein Problem!)
Manches begann sich zum Positiven zu wenden. Frau Stadträtin! Ich werde versuchen, Ihnen zu erklären, warum ich der Überzeugung bin, dass es dringend notwendig wäre, sowohl Patientenanwaltschaft als auch Pflegeombudsstelle gesetzlich zu verankern, aber getrennt. (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Renate Brauner.) Das ist mir klar, und ich komme auch noch dort hin!

Ich meine, wenn Sie versuchen, die Pflegeombudsstelle im Patientenanwaltschaftsgesetz gesetzlich zu verankern, dann ist das ein Schritt zurück, weil man die Aufgaben wieder an die Patientenanwaltschaft zurück überträgt, obwohl es sich gezeigt hat, dass diese Patientenanwaltschaft die Probleme nicht lösen kann. Ich glaube, es wäre eine Überforderung für die Patientenanwaltschaft, wenn das in einen Topf geworfen wird. Es geht doch bei der Patientenanwaltschaft meistens um juristische Fragen. In der Regel dreht es sich bei den Beschwerden um ärztliche Kunstfehler, vergessene Tupfer und sonstige Dinge. Bei den Pflegebedürftigen handelt es sich nicht nur um juristische Fragen, sondern da geht es viel mehr um Fragen des alltäglichen Lebens, und das sind zwei völlig verschiedene Dinge: Patienten befinden sich eine Zeitlang im Krankenhaus, aber für Pflegebedürftige sind Pflegeheime keine Krankenanstalten, in denen sie sich nur einige Zeit aufhalten, sondern diese sind eigentlich ihr Wohn‑ und Lebensraum. Da geht es um für uns gesunde und mobile Menschen oft um ganz lapidare Dinge, die aber für die Menschen wichtig sind, die aus den eigenen vier Wänden in diese Heime zugewiesen wurden und nicht mehr heraus kommen oder zumindest aus eigener Kraft nicht mehr heraus kommen.

Für Pflegebedürftige kann schlichte Langeweile schon zu einem großen Problem werden. Stellen Sie sich vor, Sie liegen im Bett, und die einzige Abwechslung ist der Wechsel der Betreuungspersonen. Ich stelle mir das nicht besonders lustig vor! In Anbetracht dessen erhebt sich aber die Frage: Kann sich die Patientenanwaltschaft auch mit dem Problem der Langeweile auseinander setzen? Auch bettlägerige Menschen haben ein Recht darauf, an die frische Luft zu kommen. Wir kommen sie dort hin? Wer bringt sie dort hin? Kann sich der Patientenanwalt auch damit auseinander setzen, dass bettlägerige Menschen gerne frische Luft schnappen würden? (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Renate Brauner.) Ist das nicht eine Überforderung? (Zwischenruf von Abg Marianne Klicka. – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ. )
Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Ich nehme an, dass Frau Antonov abwartet. Aber eigentlich ist sie an der Reihe.

Abg Mag Waltraut Antonov (fortsetzend): Ich fürchte, ich kann nicht warten, bis das ausdiskutiert ist! Ich mache einfach weiter.

Pflegebedürftige Menschen haben auch das Recht, den Ablauf ihres Alltags selbst zu bestimmen. Müssen sie Katzen streicheln, weil es uns Gesunden vorkommt, dass wir sie so aus der Isolation herausholen können? Kann es nicht vorkommen, dass manche Pflegebedürftige damit ein Problem haben? Und wenn sie damit ein Problem haben, kann sich dann der Patientenanwalt auch darum kümmern, dass manche Menschen keine Katze streicheln wollen? Ist das nicht eine zeitliche Überforderung der Patientenanwaltschaft, die sich auch um andere Dinge zu kümmern hätte? (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Renate Brauner.) Tiertherapie ist gut, aber was ist mit den Menschen, die diese Tiertherapie nicht in Anspruch nehmen wollen? (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Es gibt auch Musiktherapie und die CliniClowns!)
Wird auf diese Menschen gehört? Ist nicht manchmal ein Pflegeombudsmann nötig, damit auf sie gehört wird? Außerdem sind wir alle uns auch darin einig, dass die Betreuung zu Hause einen immer größeren Stellenwert einnimmt. Für die pflegenden Angehörigen und die Pflegebedürftigen zu Hause können aber auch Probleme entstehen. Wird der Patientenanwalt dann auch für diese Menschen zuständig sein, oder wäre das nicht wiederum eine Überforderung für den Patientenanwalt? – Der Pflegeombudsmann jedenfalls hat angekündigt, dass er seine Tätigkeit auch auf die Betreuung zu Hause ausdehnen will. 

Er hat für diesen Fall um mehr Personal angesucht. Das ist ihm vom FSW allerdings nicht bewilligt worden.

Ich hoffe, ich habe Sie davon überzeugt, dass sich die Probleme der PatientInnen beim Patientenanwalt von den Problemen der Pflegebedürftigen unterscheiden. Es handelt sich bei den PatientInnen und beim Patientenanwalt eigentlich um die Abhandlung von, salopp formuliert, Schadensfällen. Bei den Pflegebedürftigen handelt es sich um etwas ganz anderes. Was die Pflegebedürftigen mehr als alle anderen Bevölkerungsgruppen brauchen, ist eine Ansprechperson, die sich ausschließlich auf ihre differenzierten Bedürfnisse konzentriert. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Sie wollen mit dem neuen Gesetz etwas vereinfachen. Aber ich sage Ihnen, diese Vereinfachung geht zu Lasten von vielen Menschen, die sich leider oft nicht wehren können. (Abg Mag Sonja Ramskogler: Das Gesetz ist eine Verbesserung!) Nicht wir sollten es uns einfacher machen, nicht für uns sollten wir es einfacher machen, sondern wir sollten es für die Menschen vereinfachen, die davon betroffen sind, nämlich für die Pflegebedürftigen, die leider überhaupt keine Lobby haben. In diesem Sinne fordere ich Sie noch einmal ganz vehement dazu auf, die Pflegeombudsschaft unabhängig von der PatientInnenanwaltschaft auf einer gesetzlichen Basis zu verankern! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Lasar. Ich erteile es ihm.

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

In der Dringlichen Anfrage an den Herrn Bürgermeister wird in der Begründung nochmals die Historie des Pflegeskandals Lainz chronologisch angeführt. Dieser Pflegeskandal, der schließlich in eine Untersuchungskommission und in dem Versprechen des Bürgermeisters, eine Pflegemilliarde zur Verfügung zu stellen, mündete, begann 2003. 

Heute, Frau Stadträtin, im Juni 2006, lese ich in der Zeitung wieder von einem Pflegeskandal. Ich habe schon vorgestern in der Spezialdebatte Gesundheit und Soziales im Rahmen des Rechnungsabschlusses darauf hingewiesen. Sie können mir glauben, diese Zustände, die neuerlich aufgedeckt wurden, tun mir Leid. Sie tun mir auch deshalb Leid, weil sie nicht notwendig sind und weil sie beschämend sind. Wieder werden diese Vorwürfe von den zuständigen Stellen als haltlos dargestellt. Und wieder bestreiten die Spitäler, die Heime die Vorwürfe wie schon 2003, am Beginn des Lainz-Skandals.

Jetzt, Frau Stadträtin, das betrifft auch Sie, wird mir eigentlich bewusst, warum mir Mitarbeiter aus Ihrem Büro zur Seite gestellt und dementsprechende Weisungen erlassen werden. Es wird mir bewusst, warum ich mich bei jedem Besuch anmelden muss. Wir Kontrollpersonen vom Gemeinderat sollen nichts hören, nichts sehen und schon gar nichts sagen!

Anna S starb nach einem zehntägigen Heimaufenthalt an Austrocknung. Herr Franz B wurde von einem Spital zum anderen geschickt, bis er gestorben ist. Und Sie wollen einfach zur Tagesordnung übergehen! (Abg Marianne Klicka: Nicht schon wieder! Das haben wir schon gehört!) Krankenanstaltenverbund und Kuratorium der Pensionistenwohnhäuser weisen unmittelbar nach diesem Vorfall alle Schuld von sich. Konsequenzen für die Ärzte werden geprüft, wie schon einmal bei Lainz, wo sehr lange geprüft wurde, obwohl Leiter der Stabsstelle für Sofortmaßnahmen im Krankenanstaltenverbund ge-
sagt haben, rein medizinisch wurde korrekt gehandelt. Na klar, statt einmal kritisch oder selbstkritisch zu agieren und zuerst zu prüfen, wird die Schuld sofort jemand anderem zugewiesen! Auch wenn medizinisch alles in Ordnung gewesen sein sollte, seien Sie doch einmal selbstkritisch und fragen Sie sich, wo Handlungsbedarf gegeben ist!

Doch in Wien ist zum Beispiel keine Pflegemilliarde in Sicht. Im Gegenteil, wir müssen eigentlich feststellen, dass das Defizit im Krankenanstaltenverbund um über 103 Millionen EUR größer geworden ist. Das laufende Defizit des Krankenanstaltenverbunds ist im Jahr 2005 explodiert. Mit 650 Millionen EUR waren für die Deckung des Defizits unserer Spitäler mehr Mittel erforderlich als je zuvor. Das bedeutet eine Steigerung des Defizits in der Höhe von 103 Millionen EUR gegenüber 2004. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Was glauben Sie, was wir mit dem Geld machen?) - Falsch investieren, ganz einfach! (Beifall bei der FPÖ. - Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wo zum Beispiel? War zum Beispiel die Dialysestation falsch? Oder sind die Investitionen in die Herzintensiv im AKH falsch?)

Ich komme gleich darauf! (Amtsf StRin Mag Brauner: Da bin ich schon gespannt.) - Das freut mich, dass Sie einmal gespannt sind! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ja, genau!)
Wir müssen aber auch feststellen, dass das Geld in diesem Bereich vorne und hinten fehlt und, jetzt komme ich dazu, die Finanzierung des SMZ-Nord zum Beispiel gefährdet scheint. Sie von der SPÖ haben nichts aus dem Leid der Patienten gelernt! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Bitte, was ist gefährdet?) - Gelernt! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich habe es akustisch nicht verstanden! Könnten Sie bitte wiederholen, was gefährdet ist?) - Die Finanzierung vom SMZ-Nord. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Vom SMZ-Nord? Das ist das, was wir jetzt erst ausschreiben! Und Sie wissen schon, dass die Finanzierung gefährdet ist?) Bei diesem Defizit, das Sie haben, bin ich sehr gespannt, Frau Stadträtin, wo Sie noch das Geld hernehmen! (Beifall bei der FPÖ. - Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Danke für die Wiederholung!) 

Nichts zu danken, habe ich gern für Sie getan! Sie wissen ja, ganz einfach. Aber wir kommen uns schon etwas näher, Sie werden sehen! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Na sicher!)
Sie von der SPÖ verhindern die entsprechenden Kontrollen, und nun wieder dieser Skandal! Frau Stadträtin, gerade von Ihnen habe ich erwartet, dass Sie in dieser Sache etwas sagen! Das ist ja nicht seit gestern oder vorgestern bekannt, bitte, das ist eine Woche her, und Sie haben bis heute nicht ein einziges Wort dazu gesagt, nicht eine einzige Stellungnahme dazu abgegeben! Sagen Sie mir bitte, warum! Schütteln Sie jetzt nicht den Kopf, sagen Sie es mir! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Weil die Fälle wochenlang bekannt sind und selbstverständlich längstens untersucht werden!) - Wochenlang? Wie lange wollen Sie so etwas untersuchen? (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Über einen Fall ist in der "Kronen Zeitung" schon vor fünf Wochen berichtet worden, was der Herr Generaldirektor berichtet hat! Aber machen Sie weiter so!)
Ich hoffe, Sie lernen diesmal aus diesen Vorfällen, Frau Stadträtin, und schaffen die notwendigen Voraussetzungen für dieses Gesetz auch (Abg Dr Sigrid Pilz: Jetzt wird es makaber!), nämlich für das Patientenanwaltschaftsgesetz, dass das zusammenfließt, und werden dann auch eine dementsprechende Kontrolle vornehmen, nehme ich an!

In der Begründung der Dringlichen Anfrage wird auf die demoskopische Situation verwiesen (Abg Dr Sigrid Pilz: Demographische!), indem festgestellt wird, dass im Jahr 2030 fast 500 000 Wiener über 65 Jahre alt sein werden. Demokraten sagen... (Abg Dr Sigrid Pilz: Demographen!) Demographen, Entschuldigung, sagen bereits ab dem Jahr 2010 einen bedeutenden Anstieg der hochaltrigen Bevölkerung voraus. Berechnungen zufolge werden schon im Jahr 2010 etwa 180 000 über 70 Jahre alt sein. Innerhalb der nächsten zehn Jahre verschiebt sich auch das Verhältnis zwischen erwerbsfähiger und erwerbstätiger Generation und den älteren Nichterwerbstätigen dramatisch. Die Entwicklung der Anzahl der betreuten Senioren stellt sich folgendermaßen dar: 1975 haben wir etwa 3 690 Personen gehabt. Bereits 1980 waren es 12 470. 1985 waren es 16 700 Betreute. 1990 waren es schon 18 350. Und es werden eigentlich immer mehr. Aber diese Entwicklung zeichnet sich schon seit vielen Jahren ab und Sie von der SPÖ haben aus dieser Sache nichts gelernt und sind dementsprechend nicht vorbereitet! Wie wir gesehen haben, fehlt es vorne und hinten am nötigen Kapital!

Sie von der SPÖ, in Person der amtsführenden Stadträtin für Gesundheit, haben immer wieder versprochen, dass zum Beispiel nicht Nachkommen für die Betreuung der Eltern aufkommen sollen. Da bin ich gespannt, wann Sie dieses Versprechen brechen werden. Denn so, wie es derzeit läuft, fehlt das Geld und damit auch die notwendige Betreuung und die notwendigen Pflegesätze. Ich habe Ihnen gesagt, wir müssen weg von großen Einheiten, von Heimen, damit man diesem demographischen Trend entgegenwirken kann. Man muss weiter den außerstationären Bereich aufwerten. Das ist genauso wichtig wie der Krankenhausbereich.

Wenn man weiterhin ernst nimmt, dass man eine Professionalisierung vorantreiben möchte, dann wird, so denke ich, der Stadt Wien nichts anderes übrig bleiben, als die Andersen-Studie, wie ich sie schon vor drei Tagen erwähnt habe, einmal ernst zu nehmen und die darin enthaltenen Anregungen und Kritikpunkte umzusetzen. Aber offenbar wird hier auch etwas verschlafen. Wir brauchen Investitionen in die Gesundheitsvorsorge und in die Gesundheitsfürsorge für hilfsbedürftige und pflegebedürftige Menschen außerhalb der Krankenanstalten, müssen diese raschest ausbauen und nicht nur die Mittel kürzen. Das Verantwortungsangebot muss diesen längeren Lebenserwartungen angepasst werden. Es gibt vielmehr seit Jahren einen gleich bleibenden langen Stau auf der Warteliste von Heimplätzen.

Zweitens: 300 Senioren sind dauernd angemeldet, um nach einem Spitalsaufenthalt einen Platz in einem Geriatriezentrum zu bekommen. Meine Damen und Her-
ren, bei der Versorgung von pflegebedürftigen Personen in Wien ist es bereits fünf nach zwölf und es fehlt an Geriatriezentren, es fehlt an weiteren sozialen Diensten, es fehlt an Personal, es fehlt an Tageszentren und es fehlt auch an Tageskliniken. Das konnten wir wieder einmal an dem traurigen Beispiel aus der Zeitung vom 27. Juni erkennen. 

Vielleicht können wir einmal die Einführung eines Pflegeschecks anstatt kompletter Geldleistungen überdenken, um zumindest das Pflegegeld in professionelle Hilfe umzuleiten. Geben wir damit dem Einzelnen, der es auch braucht, die Möglichkeit, dass er sich selbst aussuchen kann, wo er hin will, dass er selbst die Möglichkeit hat, unter Umständen zu wechseln, dass es einen gewissen Konkurrenzkampf zwischen den einzelnen Heimen gibt und dass der Betroffene, der einen Pflegebedarf hat, bessere Möglichkeiten vorfindet und eine bessere Pflegequalität bekommen kann! 

Vielleicht können wir den Abriss neu renovierter Pavillons, wie zum Beispiel in Baumgarten, einmal überdenken und auch die Sanierung von Pavillons stoppen, die in naher Zukunft abgerissen werden sollen. Da wäre zum Beispiel effizienter Einsatz von gesundheitspolitisch notwendigen Mitteln unerlässlich. Dass hier vieles schief läuft, meine Damen und Herren, zeigen mittlerweile auch die optimistischsten Untersuchungen. 

Wir sehen auf medizinischer Seite immer mehr und mehr, dass die Zahl der Pflegebedürftigen mit Demenzen und Alzheimererkrankungen massivst zunimmt. Daher wird die Intensität der Pflege und Betreuung im Einzelfall immer zunehmen. 

Eine gute Mobilität ist insbesondere für ältere Menschen von grundlegender Wichtigkeit. Deshalb muss man im Bereich der Stadtplanung, Wohnbau- und Verkehrspolitik mehr in diese Richtung machen und die Betreuung zu Hause verstärken. 

Sie von der Stadtverwaltung müssen erhebliche Anstrengungen unternehmen, um ein Altern in Würde und bei bestmöglicher Gesundheit zu ermöglichen! Nehmen Sie unsere Kritik ernst! Verharmlosen Sie nicht immer die wahren Zustände! Schieben Sie die Verantwortung nicht immer von sich! Und schaffen Sie die gesetzlichen Voraussetzungen für ein Gesetz zur Einrichtung einer Wiener Patienten- und Pflegeanwaltschaft, (Beifall bei der FPÖ.) die solche humanitären Zustände, wie wir sie in der Zeitung lesen, verhindert oder zumindest solche Missstände aufdeckt und beseitigt! Aber schaffen Sie auf jeden Fall die gesetzlichen Voraussetzungen, damit effektive Kontrolle stattfindet! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Korosec.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

„Sind hilfsbedürftige Menschen so viel weniger Beachtung wert als der ORF und die Ortstafelproblematik?" - Diese Frage stellte Prof Leopold Rosenmayr, ein unermüdlicher Kämpfer für hochbetagte und hilfsbedürftige Menschen. Er meint in einem Gastkommentar: „Wie viel Streit und Aufwand von Berichterstattung riskiert die Republik und betreiben die Medien für die gewiss notwendige Regelung der Ortstafelfrage oder um die Unabhängigkeit des ORF? Sind hilfsbedürftige Menschen in einer für sie sehr entscheidenden Lebensphase viel weniger Beachtung wert, so wenig, dass man die Sonderaufmerksamkeit durch eine Ombudsperson aufhebt?" - Meine Damen und Herren, das sagt alles! Und das sagt ein Fachmann, das sagt jemand, der sich seit vielen Jahrzehnten mit dieser Problematik beschäftigt!

Meine Damen und Herren, wir wissen, wieso der Pflegeombudsmann Dr Vogt eingesetzt wurde. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sehr interessiert ist die Frau Stadträtin nicht!) Als 2003, im Konfliktjahr der Pflege von alten Menschen in Lainz, Not am Mann, Feuer am Dach war, hat die damalige Gesundheitsstadträtin etwas sehr Kluges gemacht. Sie hat nämlich Dr Vogt geholt. Sie setzte den durch medizinische Qualifikation, Spitalserfahrung und hohen sozialen Mut, und das ist bitte in dieser Position von besonderer Bedeutung, bekannten Werner Vogt als Pflegeombudsmann ein und Dr Vogt übernahm mit großem Schwung und Ambition seine Tätigkeit.

Meine Damen und Herren, es wurde von meinen VorrednerInnen schon gesagt, die Arbeit und die Personalprobleme in Altersheimen sind im Vergleich zum Spital sehr verschieden. Viele Möglichkeiten der Entgleisungen sind in Pflegeheimen viel leichter möglich als in Kliniken, wo mehr als 90 Prozent der Menschen wieder gesund werden oder gebessert wieder nach Hause gehen können. Das geriatrische Pflegeheim ist für viele Menschen, die dort hochgradig hilfsbedürftig leben, oft das letzte Zuhause. Warum soll für diese Zone, die spezielle Stützung und Aufmerksamkeit verdient, nicht ein eigener Pflegeombudsmann tätig bleiben? Es ist verständlich und, ich finde, es ist auch nötig, dass es da durchaus Konflikte gibt und dass Diskussionsbedarf vorhanden ist. Ich halte das für positiv. Von Kritik kann man lernen, wenn man lernen will! (Beifall bei der ÖVP.)

Vogt und sein Team haben hervorragende Arbeit geleistet und leisten sie nach wie vor! Nun gibt es einen Gesetzesentwurf, wo sich natürlich, Frau Stadträtin, der Verdacht aufdrängt, das ist eine Lex Vogt, da will man einen unbequemen Kritiker loswerden! Denn eines muss man schon sehr klar sagen, dieser Gesetzesentwurf ist im Grunde genommen eine Etikettenerweiterung, denn gemäß § 3 des Patientenanwaltsgesetzes war und ist der Patientenanwalt auch für die Pflegeheime zuständig. Damit die Menschen das jetzt offensichtlich merken, erweitert man den Titel und sagt nicht mehr "Patientenanwalt", sondern "Patienten- und Pflegeanwalt". Das ist es im Großen und Ganzen, bitte! Das heißt, es wird gar nichts erweitert, sondern es wird erläutert. Sagen wir so, es wird erläutert. Die, die es bis jetzt nicht gewusst haben, wissen, wenn sie das Gesetz lesen, auch für Pflege zuständig. 

Seit Jahrzehnten gibt es Dauerprobleme in Pflegeheimen. Trotzdem wurde die Patientenanwaltschaft kaum befasst. Aber es gilt auch der Umkehrschluss, der Patientenanwalt hat sich nicht damit befasst.

Während Dr Vogt und sein Team auf größte Zustimmung in der Bevölkerung stoßen, Frau Kollegin Pilz - ich habe auch dieses Schreiben vorgelesen -, unterscheidet sich, da sind wir uns einig, die Tätigkeit eines Patientenanwalts von einem Pflegeanwalt. Auf der einen Seite ist es mehr juristisch zu sehen. Da kommen die Menschen, weil sie verärgert sind, weil sie glauben, sie sind nicht in Ordnung behandelt worden, weil sie Geldansprüche haben. Auf der anderen Seite, bei Pflege, muss man auf die Menschen zugehen. Dieses Zugehen auf die Menschen hat die Pflegeombudsstelle in ganz hervorragender Weise gemacht. Nachdem ich auch diese Stellungnahme von der Sachwalterschaft habe, ist es schon bezeichnend, wenn im Jahr 2003, also wo die Pflegeombudsstelle eingerichtet wurde, 24 Geschäftsfälle in den städtischen und 19 Geschäftsfälle in den privaten Pflegeheimen beim Patientenanwalt waren, aber 832 beim Pflegeombudsmann. Der Pflegeombudsmann hilft also konkret sowohl den Pflegebedürftigen, den Angehörigen als auch dem Pflegepersonal, das man nicht vergessen darf, und zwar rasch und unbürokratisch und ist daher sehr beliebt.

Er hat auch Vorschläge gemacht. Ich möchte jetzt gar nicht im Besonderen darauf eingehen. Ich möchte nur einen Bereich erwähnen, was Bundesangelegenheit ist, aber eine ganz wichtige Maßnahme, wo Dr Vogt sicher sehr viel dazu beigetragen hat, und zwar ist das die Sachwalterschaft. Sie wissen, da hat es Rechtsanwaltskanzleien gegeben, die bis zu 1 000 und noch mehr Besachwaltete übernommen haben. Dass hier von menschlicher Begleitung oder Zuwendung keine Rede mehr sein kann, ist, glaube ich, offensichtlich, da sind wir uns sicher einig. Nun gibt es ein neues Gesetz, wo nur 25 Pflegebewohner von einem Anwalt geführt werden dürfen, wobei ich 25 schon für sehr hoch halte, aber wo es immerhin eingeschränkt ist. 

Er hat auch die Opposition unterstützt, dass wir von den acht und neun Betten, die wir gehabt, und die Sie sehr lange verteidigt haben, heruntergekommen sind. Auch da muss ich sagen, diese desaströsen Zustände, die es in Lainz gegeben hat, hätte der Patientenanwalt längst aussetzen und ändern können. Er hat es nicht gemacht. (Abg Dr Sigrid Pilz: Er hat es nicht einmal abgelehnt!) Dr Vogt ist gekommen und hat uns dann unterstützt. 

Meine Damen und Herren, der Patientenanwalt ist wichtig, aber ich bin zutiefst davon überzeugt, dass ein gesetzlich verankerter Pflegeanwalt unbedingt notwendig ist, also zwei Persönlichkeiten einzusetzen, da der Zugang ein sehr differenzierter ist. Der Patientenanwalt bearbeitet Rechtsprobleme, der Pflegeanwalt Befindlichkeiten. Meine sehr geehrten Damen und Herren, natürlich bin ich durch die Tätigkeit in der Volksanwaltschaft geprägt. Ich bin daher davon überzeugt, dass Patienten- und Pflegeanwaltschaft als Kollegialorgan unter einem Dach sein sollten, womit es natürlich Synergieeffekte gibt. Aber zwei weisungsfreie Persönlichkeiten halte ich für notwendig. Ich hoffe sehr, dass Sie das noch überdenken! (Beifall bei der ÖVP.)
Zu dem Antrag der GRÜNEN: Wir stimmen diesem Antrag selbstverständlich zu. Das Ziel ist nämlich gleich, nur der Weg ist ein etwas anderer. Aber die Sache ist uns natürlich zu wichtig. 

Frau Stadträtin, ich bedaure, dass Sie die ganze Zeit nicht zugehört haben (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Doch, doch!), aber offensichtlich kennen Sie meine Argumentation schon so gut! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich kenne sie und höre trotzdem zu, weil ich immer hoffe, dass Ihnen etwas Neues einfällt!) Ich habe sie auch schon oft gebracht. Aber ich würde Sie wirklich ersuchen, ziehen Sie diesen Gesetzesantrag zurück, folgen Sie unserer Argumentation! Ich glaube es nicht nur, sondern ich bin davon überzeugt, dass wir damit gerade diesen hochbetagten Menschen, die Hilfe und Unterstützung von uns allen brauchen, sehr helfen könnten! (Beifall bei der ÖVP) 
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Deutsch.

Abg Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mit Einrichtung einer Wiener Patienten- und Pflegeanwaltschaft wird die Kontrolle im Spitals- und Pflegebereich gestärkt und die gesetzliche Verankerung eines Pflegeanwalts sichergestellt. Dieser Gesetzesentwurf sieht vor, dass die derzeitige Wiener Patientenanwaltschaft und die derzeitige Wiener Pflegeombudsstelle organisatorisch in einer Organisationseinheit zusammengefasst werden. Es geht einfach darum, dass es in Wien zukünftig eine unabhängige und weisungsfreie Kontrollinstanz für alle Anliegen im gesamten Gesundheitsbereich geben soll. Die Anwaltschaft soll für den Bereich der Akutspitäler und den Pflegebereich gestärkt werden, damit für Beschwerden, für Verbesserungsmöglichkeiten, aber auch für Missstände eine kompetente Anlaufstelle vorhanden ist und schnell, wirkungsvoll sowie auch nachhaltig Maßnahmen gesetzt werden können. 

Aktuelle Zahlen zeigen das Optimierungspotential im Detail auf, wenn auf der einen Seite im Bereich der Patientenanwaltschaft rund 8 000 Interventionen jährlich zu vermerken sind, während 2005 im Bereich der Pflegeombudsstelle ganze 720 Interventionen eingegangen sind. Herr Dr Vogt hat bei seiner Definition der Intervention auch immer besonderen Wert darauf gelegt, dass Lob und Anerkennung als Intervention in die Statistik aufgenommen werden.

Wenn man sich dann einerseits den Bericht über die Wiener Patientenanwaltschaft im Detail ansieht, wo die Aufgaben und die Zielvorgabe, nämlich die Wahrung und Sicherung der Rechte und Interessen der Patienten in den Bereichen des Gesundheitswesens in Wien, beschrieben sind, aber auch im § 2 des Gesetzes über die Wiener Patientenanwaltschaft ganz klar die Aufgaben definiert sind, nämlich die Behandlung von Beschwerden von Patienten und deren Angehörigen, die Aufklärung von Mängeln oder Missständen, die Erteilung von Auskünften genauso wie die Prüfung von Anregungen und Abgabe von Empfehlungen, und auf der anderen Seite beispielsweise für das Jahr 2004 1 636 Fälle dokumentiert wurden, wobei dann letztendlich in 596 Fällen Schäden durch Behandlungsfehler behauptet wurden, heißt das, allein die Differenz zur Gesamtanzahl der Interventionen zeigt bereits eindrucksvoll, dass sich die Wiener Patientenanwaltschaft nicht nur um die Frage von Entschädigungen, sondern auch um viele Bereiche des Gesundheitswesens, eben entsprechend dem Gesetz über die Wiener Patientenanwaltschaft, gekümmert hat. Das heißt, die Parallelität von zwei Einrichtungen mit unterschiedlichen Rechten und Handlungsmöglichkeiten, die wir in den letzten Monaten hier immer wieder diskutiert haben, wird damit aufgehoben. Es wird eine Institution eingerichtet, was überhaupt nichts Ungewöhnliches, sondern in vielen anderen Bundesländern bereits Praxis ist. Dies zur Wahrung und Sicherung der Rechte und Interessen von Personen in den Bereichen des Gesundheits- und Pflegewesens.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese Wiener Patienten- und Pflegeanwaltschaft wird beim Amt der Wiener Landesregierung eingerichtet, nochmals, als weisungsfreie und unabhängige Institution. Zur Leitung dieser Institution wird eine Wiener Patienten- und Pflegeanwältin oder ein Wiener Patienten- und Pflegeanwalt nach einer öffentlichen Ausschreibung bestellt. Hier war ich einigermaßen von der Wortmeldung der Kollegin Antonov erstaunt, die sich für eine Verlängerung der Verträge anstelle einer öffentlichen Ausschreibung ausgesprochen hat. Das ist fast auch ein Widerspruch zur gestrigen Diskussion. Wir sind der Meinung, hier soll eine öffentliche Ausschreibung für jeweils fünf Jahre stattfinden. Es steht jeder Person frei, sich darum zu bewerben. Jeder kann an dieser Ausschreibung teilnehmen. Es kann auch der bisherige Patientenanwalt Dr Dohr daran teilnehmen. Der bisherige Pflegeombudsmann Dr Vogt kann ebenso daran teilnehmen, obwohl er, wie wir wissen, in einem Medium bereits angekündigt hat, dass er sich nicht bewerben wird. 

Zum Vorschlag der Kollegin Korosec, der heute ansatzweise, aber in den letzten Tagen immer wieder angesprochen wurde, eine Konstruktion analog der Struktur der Volksanwaltschaft zu schaffen, meine ich, dass das weder praktikabel noch durchdacht ist. (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Warum?) Das sage ich Ihnen gerade, wenn Sie zuhören! Weil es mit der Volksanwaltschaft in keinster Weise vergleichbar ist. Es gibt nicht nur unterschiedliche Zuständigkeiten mit unterschiedlichen Themenkreisen und dies für ganz Österreich. 

Aber es geht gar nicht, und vielleicht sollte das auch der Ansatz in der Diskussion sein, um Personen. Es geht auch nicht um die Person des Dr Vogt. Herr Dr Vogt soll nicht alles in der Diskussion immer auf sich beziehen! Möglicherweise macht er es auch gar nicht, sondern die Rednerinnen und Redner vor mir, denn er wird weder abgeschafft noch befördert und schon gar nicht, wie die Frau Kollegin Pilz gemeint hat, beseitigt. Im Gegenteil, selbst die Frau Kollegin Pilz, und das Zitat ist heute bereits einmal erwähnt worden, hat schon im November 2005 gegenüber der APA darauf hingewiesen, dass die Rechtsgrundlage eine sein müsste, die über die Person des Herrn Dr Vogt hinausreicht, weil eben bisher alles an seiner Autorität hängt. Ich meine, genau darum geht es.

Welche Position die Freiheitlichen in der Gesundheitspolitik vertreten, ist aus meiner Sicht derzeit nicht erkennbar. 

Kollege Ebinger hat zwar nach der Präsentation des Gesetzesentwurfs in einer Aussendung diese Zusammenlegung der beiden Institutionen in einer Organisationseinheit begrüßt, dies auch gestern in einer Wortmeldung begründet, weil ganz klar erkennbar ist, dass diese neue Kontrollinstanz die Patientenrechte stärkt. 

Kollege Lasar hat heute ansatzweise dazu Stellung genommen, wobei ich meine, dass der Inhalt schwer zu kommentieren ist, weil viele Bereiche vermengt wurden, wenn er die Pflegemilliarde angesprochen hat, wo immer davon die Rede war, das es sich um Investitionen bis zum Jahr 2010 handelt und daher die Gesamtbilanz frühestens zu diesem Zeitpunkt, und nicht früher, erstellt werden kann. Dass das Defizit des Krankenanstaltenverbunds eine Investition in die Gesundheit der Bevölkerung ist, ist genauso wie die Investitionen bei Schulen, wo in die Bildung investiert wird. Natürlich würde sich rein betriebswirtschaftlich für jedes einzelne Haus auch ein Defizit ergeben, aber dennoch reden wir davon, es geht beim Defizit des KAV im Jahr 2005 um genau 1 Prozent der Bilanzsumme.

Ich möchte nun auf die von Ihnen angesprochenen tragischen Fälle, die auch in einigen Medien kundgemacht wurden, eingehen. Diese sind natürlich zutiefst zu bedauern und das Mitgefühl gehört den Angehörigen. Trotzdem möchte ich festhalten, dass bei den Beschwerden, die überprüft wurden, wo die Überprüfungen teilweise bereits abgeschlossen wurden, die Sachverhalte von den jeweiligen Institutionen im Detail angesehen wurden und ich den Medien entnehmen konnte, dass im Fall der Frau Anna S eine Exikose nicht als Todesursache angenommen wurde, das heißt, von einem Austrocknen keine Rede sein kann, weil wir wissen, dass es Standard in den Institutionen ist, dass in der Pflegedokumentation ab dem Aufnahmetag ein Ess- und Trinkprotokoll angelegt wird, dass über die Anzahl der Mahlzeiten genauso Aufzeichnungen geführt werden wie über die tägliche Trinkbilanz Auskunft gegeben wird. Trotz all dieser internen Überprüfungen, und um alle Zweifel entsprechend auszuräumen, hat auch die Geschäftsführerin für dieses Heim, die MA 15 - Heimaufsicht, ersucht, nochmals eine rasche Prüfung im Hinblick auf die Beschwerde durchzuführen. Dieses Ergebnis ist noch abzuwarten. 

Im zweiten Fall, der kein Pflegefall ist, wenn man sich die Chronologie der Krankenhausaufenthalte von Herrn Franz D ansieht, ist auch von Seiten des Krankenanstaltenverbunds diesem Vorfall genauestens nachgegangen worden, sind aber auch Maßnahmen festgesetzt worden, um solche Vorfälle in Zukunft zu vermeiden (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Schon vor langer Zeit!), wobei diese Angelegenheit nicht ausschließlich ein Thema des Krankenanstaltenverbunds ist, sondern auch private Spitäler und die AUVA et cetera einbezogen werden müssen. Faktum ist aber, dass hier aus medizinisch-pflegerischer Sicht kein Fehlverhalten vorliegt, dass auch von Seiten des Krankenanstaltenverbunds korrekt gehandelt wurde, aber aus sozialer Sicht auf Grund des schlechten allgemeinen Zustands des Patienten eine Aufnahme erforderlich gewesen wäre, wir daher von einem Kommunikationsproblem zwischen diesen Institutionen zu sprechen haben und daher, gerade auch auf Initiative von Seiten des KAV, Maßnahmen in Angriff genommen wurden, um das trägerübergreifende Entlassungsmanagement zu verbessern und die Kommunikation zwischen den Trägern zu intensivieren. Daher findet am 11. Juli auch hier eine weitere Gesprächsrunde statt, wo alle Möglichkeiten ausgelotet werden sollen, um diese Institutionen, Organisationen, die im Auftrag der Stadt Wien für die soziale, medizinische und pflegerische Versorgung zuständig sind, noch weiter zu vernetzen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wieder zurück zum Gesetzesvorschlag: Durch den neuen Gesetzesentwurf wird eigentlich eine Forderung realisiert, über die wir hier in den Sitzungen des Gemeinderats immer wieder diskutiert haben. Es wird eigentlich ein Schritt gesetzt, dem Sie zustimmen könnten, denn es war gerade auch Wunsch von Herrn Dr Vogt, dass eine Arbeitsgruppe eingerichtet wird, in der geprüft wird, welche Möglichkeiten es gibt, den Pflegeombudsmann gesetzlich zu verankern. Es hat aber von uns auch betreffend die Patientenanwaltschaft eine ganz klare Position gegeben, nämlich dass es keinen Sinn macht, Teile oder Kompetenzen aus dem Pflegeanwaltsgesetz herauszunehmen, weil das die Pflegeanwaltschaft aushöhlen und letztendlich schwächen würde. Das ist auch aus vielen anderen Gründen abzulehnen, weil gerade die Einrichtung der Wiener Patientenanwaltschaft 1992 der erste historische Schritt zur gesetzlichen Verankerung der PatientInnenrechte - mit großem I - war. 

Weiters wurde nach dem Beschluss des Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetzes eine Heimkommission, wie Sie wissen, unter dem Vorsitz des Wiener Patientenanwalts eingerichtet, die den Betreuungs- und Pflegestandard der Wiener Wohn- und Pflegeheime regelmäßig zu beurteilen hat. Ich meine, Herr Dr Dohr hat in der letzten Sitzung der Geriatriekommission einen sehr umfassenden schriftlichen Bericht präsentiert. Er hat umfassend darüber berichtet und eindrucksvoll die Anzahl der Sprechstunden, die vor Ort geboten werden, dokumentiert und damit eigentlich auch die Niederschwelligkeit des Zugangs zur Heimkommission dargestellt. Daher sollte man in der Diskussion gar nicht den Eindruck erwecken, als gäbe es ausschließlich die Pflegeombuds-
stelle des Herrn Dr Vogt als Kontrollinstanz. Das würde er nämlich auch nicht meinen. Er selbst hat in einem Artikel der "Presse" am 13. August darauf hingewiesen, wenn er sagt: „Wenn eines nicht in Ordnung ist, schauen sich das heute alle möglichen Instanzen an." - Das kann man nur unterstreichen. Daher glaube ich, dass der Vor-
schlag, der von der Kollegin Antonov hier in ihrem Beitrag gemacht wurde, die Patientenanwaltschaft schwächen würde, während der Gesetzesvorschlag die Kontrolle im Spitals- und Pflegebereich stärkt, Synergien schafft und Parallelitäten vermeidet. 

Daher halte ich nochmals fest, dass dem Wunsch nach einer rechtlichen Verankerung des Pflegeombudsmanns mit diesem neuen Gesetz entsprochen wird. Das hätten meine Vorrednerinnen eigentlich auch positiv anerkennen können. Dazu hätten sie eigentlich gratulieren können, weil letztendlich eine Forderung von ihnen umgesetzt wird. Warum sie sich jetzt von ihrer eigenen Forderung distanzieren, ist für mich nicht nachvollziehbar, aber wahrscheinlich hat sie plötzlich der Mut dazu verlassen (Abg Dr Sigrid Pilz: Also bitte!), weil auch die im Rahmen der Untersuchungskommission angesprochene rechtliche Absicherung der Ombudsfunktion nunmehr ebenfalls umgesetzt wurde! Das wissen Sie genauso gut wie ich! (Abg Dr Sigrid Pilz: Fürchterlich!)

Die Aussage des Bürgermeisters war, und dies ist auch im wörtlichen Protokoll der Untersuchungskommission, selbst heute noch im Internet, nachzulesen, dass wir weiter einen Pflegeombudsmann haben werden - das ist gesichert, wie Sie wissen - und ihn auch rechtlich verankern wollen - das geschieht mit dieser Gesetzesvorlage. Beides wird berücksichtigt und umgesetzt. Daher meine ich nochmals, dass mit der Einrichtung einer unabhängigen Pflege- und Patientenanwaltschaft der Forderung nach einer gesetzlichen Verankerung voll und ganz Rechnung getragen wurde.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte aber auch einmal mehr, gerade auch auf Grund der Beiträge meiner Vorrednerinnen, nochmals darauf hinweisen, dass in den vergangenen zwei Jahren auf Initiative von Frau Gesundheitsstadträtin Renate Brauner im Pflegebereich viele Maßnahmen umgesetzt wurden, viele Vorhaben realisiert werden konnten, sich in Umsetzung befinden und weitere Bereiche in Planung sind. Lassen Sie mich einige Beispiele dazu anführen: Die großen Pflegeeinrichtungen wurden und werden sukzessive verkleinert und wohnlicher gestaltet, aber unter Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit. Neue moderne und kleine Pflegeheime, wie das Senioren-
schlössel Simmering, das Haus der Barmherzigkeit Seeböckgasse, wurden bereits eröffnet. Mit dem Bau moderner kleiner Pflegeheime beziehungsweise der Planung wurde ebenfalls begonnen. Ich erinnere an das Geriatriezentrum Liesing, Geriatriezentrum Baumgarten, Seniorenschlössel Liesing, Haus der Barmherzigkeit Tokiostraße. Das Angebot der Tageszentren, wie zum Beispiel in Verbindung mit den Neubauten Liesing, Baumgarten und Simmering, und die mobile Pflege wurden und werden stark ausgebaut. Dezentrale Pflegeeinrichtungen im 2., 10. oder 12. Bezirk sind in Planung. (Abg Dr Sigrid Pilz: Alles ist bestens! Alles ist in Ordnung!) - Das haben jetzt Sie gesagt, dass alles in Ordnung ist!

In der heute erschienen Tageszeitung "KURIER" meint der heute viel zitierte Dr Vogt, ich zitiere: „Die Zahl der Patienten wurde dort reduziert. Es gibt jetzt in Lainz einen sehr guten Personalschlüssel. Auf 100 Bewohner kommen 70 Pflegekräfte. Es ist auch sehr positiv, dass Wien jetzt ein Wohn- und Pflegeheimgesetz hat.“ - Ende des Zitats. Es gibt natürlich auch viele weitere Beispiele (Abg Dr Sigrid Pilz: Zählen Sie alles auf!), die ich auf Grund der beschränkten Redezeit nicht im Detail anführen kann. (Abg Dr Sigrid Pilz: Schade!) Wirklich schade, Sie haben völlig Recht! 

Aber ich werde noch einige Beispiele bringen (Abg Dr Sigrid Pilz: Ja, bitte!), nämlich dass es zur Aktivierung der Bewohnerinnen und Bewohner viele Therapien gibt (Abg Dr Sigrid Pilz: Im Detail jetzt!), weil das ein ganz wesentlicher Bereich ist, den die Frau Kollegin Antonov angesprochen hat. Ich nehme an, dass Sie das jetzt sicherlich auch noch interessiert (Abg Dr Sigrid Pilz: Genau! Wie viele?), nämlich zum Beispiel die tierunterstützte Therapie, gemeinsame Aktivitäten wie Ausflüge mit Kindern, Gartentherapie, Ergotherapie, Musiktherapie und vieles mehr. (Abg Dr Sigrid Pilz: Stellen Sie sich so Ihre Zukunft vor? Um Gottes willen!) - Ich finde das überhaupt nicht lustig, wenn Sie sich jetzt darüber lustig machen, wie umfangreich eigentlich das Angebot für die Patientinnen und Patienten, für die Bewohnerinnen und Bewohner in diesen Institutionen ist! Man kann es nicht auf der einen Seite kritisieren und sich nachher darüber lustig machen, wenn Maßnahmen gesetzt werden! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Herr Abgeordneter, Sie haben noch eine Minute.

Abg Christian Deutsch (fortsetzend): Für demente Patientinnen und Patienten mit starkem Bewegungsdrang, ein Thema, mit dem wir uns immer wieder beschäftigt haben, werden in Neubauten eigene Rundwege und Gärten angelegt. Weil die moderne Geriatrie in Wien auf Reaktivierung und Remobilisierung setzt, und das wissen eigentlich die wenigsten, gelingt es, dass die Geriatriezentren der Stadt Wien fast ein Viertel der Bewohnerinnen und Bewohner nach einer Zeit der Rehabilitation wieder nach Hause entlassen. 

Insgesamt ist dies ein beeindruckendes Programm, das zeigt, wie umfassend und zielgenau das Geriatriekonzept der Stadt Wien im Interesse der Bewohnerinnen und Bewohner umgesetzt wird! - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung, Frau Abg Antonov.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Kollege Deutsch hat gemeint, ich hätte von Verlängerung von Verträgen und von Ausschreibungen gesprochen. Er hat mich damit vermutlich mit einer meiner VorrednerInnen verwechselt, hoffentlich nicht mit dem Herrn Kollegen Lasar. Ich habe von nichts dergleichen gesprochen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Dr Pilz.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich habe noch 20 Minuten und kann, Herr Deutsch, alle Dinge, die nicht funktionieren, aufzählen. Wollen Sie das? (Abg Dr Matthias Tschirf: Da brauchen Sie länger als 20 Minuten!) Da werde ich länger als 20 Minuten brauchen.

Ich werde in dieser besten aller Welten, die uns der Herr Deutsch vorgeführt hat, nun doch zurück auf den Punkt kommen. Der fundamentale Unterschied zwischen der SPÖ und zumindest der ÖVP und den GRÜNEN ist der, dass wir in dem Umstand, dass es jetzt sozusagen ein rechtliches Anhängsel, einen rechtlichen Blinddarm, an den Patientenanwalt gibt, in der Tat nicht diese rechtliche Verankerung sehen, von der wir gesprochen haben. Es ist richtig, und ich stehe dazu, dass ich davon überzeugt bin, dass eine Rechtsgrundlage über die Person Dr Vogt hinaus gehen muss. Ich stehe zu dem Zitat, das ich, wann immer, ziemlich bald nach seiner Bestellung gemacht habe, weil ich schon damals in Sorge war, dass das die berühmte Eintagsfliege ist, wenn man ein Problem hat und es aufkommt, dass man sich dann einen Prominenten holt, der hoffentlich mit dosierter Kritik die Gemüter beruhigen wird. Dann hat er nicht nachgelassen, dann ist er unbequem geworden und dann hat man versucht, indem man im Quadrat hüpft, zu sagen, die Rechtsgrundlage, das hat der Bürgermeister zugesagt, machen wir so, dass es nicht wehtut. Das ist halt leider das Faktum, das Sie hier vorexerzieren und das ist der fundamentale Unterschied! Es gibt auch symbolische Positionen. Es ist richtig, dass Dr Vogt als Person viel davon trägt. Damit es danach, wenn er eines Tages nicht mehr in diesem Amt sein kann oder sein möchte, noch eine akzentuierte Pflegeanwaltschaft gibt, soll es ein eigenes Gesetz geben. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das heißt, wenn die GRÜNEN jemanden gut finden, muss nicht ausgeschrieben werden! Nur wenn die anderen jemanden gut finden, muss schon ausgeschrieben werden! Nur damit ich es verstehe!) 

Frau Stadträtin, zur Ausschreibung komme ich jetzt zurück. Ich bringe einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, Frau Stadträtin, in dem ich Sie, den Herrn Landeshauptmann und den Landtag ersuche, sich dafür auszusprechen, das Gesetz zurückzuziehen und statt dessen zwei Gesetze vorzulegen, eines für die Patientenanwaltschaft und eines für die Pflegeanwaltschaft.

Natürlich, Frau Stadträtin, stehen die GRÜNEN für Prinzipien! (Abg Franz Ekkamp: Hahaha!) Wenn Sie ein Gesetz erlassen, muss natürlich ausgeschrieben werden. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das passiert auch!) Herr Dr Vogt würde sich, wenn es eine eigenständige Pflegeanwaltschaft gäbe, ganz sicher dafür bewerben. Möge der oder die Beste bestellt sein! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ganz meine Worte!) Wenn eine Ausschreibung gemacht wird, wo er von vornherein spontan sagt, da braucht er sich nicht zu bewerben, da wird sein Bereich sozusagen einfach als Fußnote verankert, dann verstehe ich ihn. 

Aber ich nehme noch etwas zur Kenntnis, Frau Stadträtin! Der Herr Bürgermeister hat heute gesagt, er ist ein Geliebter. Das waren prophetische Worte und ich stehe nicht an, darauf zurückzukommen. Ich werde Herrn Dr Vogt, sofern Sie nicht unserem Beschlussantrag, den ich hiermit einbringe, zustimmen - und die Hoffnung stirbt zuletzt -, empfehlen, sich auch um diese zusammengelegte Position zu bewerben. Dann kann der Herr Bürgermeister beweisen, ob jemand, der geliebt ist, eine echte Chance hat. (Abg Godwin Schuster: Was hat das damit zu tun?) Das ist dann eine Möglichkeit. 

Wir kommen zurück zu einer Debatte, die wir nicht heute, sondern dieser Tage schon geführt haben. Frau Stadträtin, ich möchte, dass sich die Personen, die dann in engerer Auswahl sind, einem Hearing im Gesundheitsausschuss beziehungsweise in der Geriatriekommission stellen, wenn Sie eine Bestellungspolitik machen, die das Licht nicht scheuen muss. Das hoffe ich, dass Sie das tun! Lassen Sie diese Debatte öffentlich führen!

Ich bringe also den Beschlussantrag ein und habe nicht aufgegeben, in der Hoffnung, dass Sie das Gesetz zurückziehen und stattdessen eine eigene Stelle ausschreiben. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Ramskogler.

Abg Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das möchte ich schon noch anbringen, die Vorgehensweise war jetzt eigentlich eine andere, als wir gesagt haben, dass die Kollegin Sigrid Pilz einen Antrag einbringt. Aber das konnte sie nicht ohne die Argumentation. (Abg Dr Sigrid Pilz: Fünf Minuten, würde ich sagen!) Das heißt, die möchten ich und die Sozialdemokratie im Namen der Frau Stadträtin und des Herrn Bürgermeisters sicher nicht so stehen lassen!

Ich möchte hier nur sehr kurz, aber prägnant, anbringen, bei diesem Entwurf des Gesetzes und der Zusammenlegung des Patientenanwalts und des Pflegeanwalts geht es nicht um Positionen, sondern es geht um die alten Menschen, die wir in Wien haben und die hier versorgt werden! Es geht um Menschen, die unserer Hilfe bedürftig sind! (Abg Dr Sigrid Pilz: Eben! Eben!) Es geht darum, dass solche Menschen Ängste haben, dass solche Menschen mit ihrem Abschluss im Leben kämpfen! (Abg Dr Sigrid Pilz: Und Hunde vom Khleslplatz wollen!) Darum geht es und nicht um einen Herrn Dr Vogt oder sonst irgendeine Position bei dieser Anwaltschaft! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Dr Sigrid Pilz: Frage die Bewohner der Fortuna!)
Jetzt gibst du mir wirklich ein Stichwort! Meine Aufgabe als Psychologin bei Fortuna war, dort als Organisationspsychologin zu arbeiten, mich mit den alten Menschen zu beschäftigen, mit den Mitarbeitern und mit den Angehörigen über ihre psychischen Probleme zu sprechen. Ich kann dir meine Erfahrungen mitteilen. Ich möchte das Auditorium in dem Sinn nicht aufhalten, aber ich kann dir nur sagen, es geht dort um Ängste und es geht dort ums Sterben! Worum es dort geht, ist nicht etwas, wo ich meine, dass man kämpfen muss, eine Position, um eine Besetzung eines Mannes, eines Arztes, einer Pflegerin, einer Schwester. Es geht dort um andere Dinge, nämlich darum, wenn es zu Vorfällen kommt, die körperlich oder von psychischen Belangen sind, muss es eine Beschwerdestelle geben und dort muss man sich um diese Menschen kümmern. Genau das wird mit diesem Entwurf für die Zukunft getan. 

Es ist die Frage, ob man aus dem, was in der Vergangenheit passiert ist, lernt oder nicht. Die Stadtregierung beziehungsweise die Gesundheitspolitik der Sozialdemokratie nehmen die Aufgabe ernst, neue Organisationsformen zu schaffen, um den Bedürfnissen der alten Wiener und Wienerinnen gerecht zu werden! (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist vieles gesagt worden. Auch der Herr Bürgermeister hat Stellung genommen, was dieses Gesetz und dieser Entwurf beinhalten. Da möchte ich mich nicht mehr aufhalten. Ich möchte nur abschließend zur Opposition und zu den Vertretern und Vertreterinnen der Opposition etwas sagen, nämlich heute mit einem Zitat enden. Nach Christian Friedrich Hebbel, der sagt: „Es ist oft schwieriger, seine Meinung zu ändern, als ihr treu zu bleiben." - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Ich habe nun keine Wortmeldung mehr. Damit ist die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage beendet. 

Es gibt einen eingebrachten Beschlussantrag der GRÜNEN. Er ist Ihnen noch in Erinnerung. Es ist in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung dieses Antrags verlangt. 

Ich komme zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag der GRÜNEN, betreffend Gesetzesentwurf über die Wiener Patienten- und Pflegeanwaltschaft, so wie er zuvor durch die Rednerin informativ vorgelegt wurde, ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind GRÜNE und ÖVP. Das ist die Minderheit. Somit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Hohes Haus, damit wäre die heutige Tagesordnung erledigt. Lassen Sie mich noch, ich nehme an, auch in Ihrem Namen, den Mitarbeitern der Stadt Wien beziehungsweise des Landes Wien und ganz besonders den Damen und Herren, die in der Aufgabenstellung durch das Präsidialbüro der Magistratsdirektion, Geschäftsstelle Landtag und Gemeinderat, etwas stärker für diesen Bereich zuständig sind, einmal recht herzlich für die Vorarbeit und für die Leistungen, die im ersten Halbjahr 

dieses Jahres gebracht wurden, danken! Ich bin davon überzeugt, dass Frau Kriz das für ihre Kolleginnen und Kollegen entsprechend weitersagen wird. Das gilt aber auch für alle anderen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, unabhängig von der Aufgabenstellung, die sie haben. (Allgemeiner Beifall.)
Lassen Sie mich noch drei Wünsche aussprechen:

Der erste Wunsch ist, wenn wir im Herbst wieder beginnen, hoffe ich, Sie alle gesund und vollzählig wieder hier zu sehen. Also passen Sie auf sich auf!

Der zweite Wunsch ist, das gilt auch für alle ihre Angehörigen, Freunde, Bekannten und natürlich für alle Wienerinnen und Wiener, die zwar dann nicht hier anwesend sind, aber die wir nicht verlieren wollen.

Der dritte Wunsch ist, es ist überhaupt kein Geheimnis, dass man in den nächsten Wochen in den einzelnen politischen Parteien wahrscheinlich auch mit der Thematik der kommenden Bundeswahl und Auseinandersetzung einige Überlegungen anstellt und sich vorbereitet. Übersehen Sie dabei bitte nicht, bei aller Härte in einer Wahlbewegung sollte es eine faire Wahlbewegung sein! Bei den Vorbereitungen bitte ich, das Wort fair nicht zu vergessen!

Sonst wünsche ich Ihnen als Viertes einen schönen Sommer! (Allgemeiner Beifall.) 

(Schluss um 17.58 Uhr.)
